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Einführung

Liebe Mitglieder der Kirchenvorstände  
und der weiteren kirchlichen Gremien,

wir danken Ihnen herzlich für Ihr Engagement in der Leitung unserer Kirchenge-
meinden. Für Ihre Aufgabe wünschen wir Ihnen Freude und Gottes Segen. Unsere 
Kirche ist mehr denn je auf das Engagement von Ehrenamtlichen angewiesen. 
Das ist uns sehr bewusst und wir sind deshalb umso dankbarer für Ihren Einsatz.

Das vorliegende Büchlein, die „Gesetzessammlung für die Arbeit in Kirchenge-
meinde und Kirchenkreis“, kann für Sie in Ihrer Arbeit und Ihren Sitzungen ein 
Nachschlagewerk sein. Sicher werden Sie es nicht bei jeder Sitzung brauchen, 
aber ab und zu können Fragen auftauchen, bei denen ein Blick in die rechtlichen 
Regelungen hilfreich sein kann. 

Die Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Ähnlich wie 
es für die politischen Gemeinden Regeln für deren innere Verfassung, die Kompe-
tenzordnung, Beschlussfassung etc. gibt, gibt es auch für die Kirchengemeinden 
und die weiteren Ebenen innerhalb unserer Landeskirche verfassungsrechtliche 
Regelungen. Diese Gesetze bilden einen Teil des kirchlichen Rechts und sind 
für eine verlässliche und transparente Gestaltung des Miteinanders wichtig. 
In erster Linie sollen sie aber dazu dienen, den Auftrag der Kirche, namentlich 
die Verkündigung des Evangeliums und die Darreichung der Sakramente, zu 
ermöglichen und zu unterstützen.

Die vorliegende Gesetzessammlung ist auf dem Stand Frühjahr 2024. Sie enthält 
folgende Gesetze:

1. Die Kirchenverfassung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers, die erst 2020 in Kraft getreten ist. Diese neue Kirchenverfassung 
ist das Ergebnis eines intensiven Reformprozesses mit umfangreicher 
öffentlicher Beteiligung. Die alte Kirchenverfassung stammte aus dem 
Jahr 1965 und spiegelte an vielen Stellen die kirchliche Wirklichkeit 
nicht mehr wider. Sie wurde durch die neue, modernisierte Verfassung 
abgelöst.
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2. Die Kirchengemeindeordnung ist für das Funktionieren und die Zusam-
menarbeit der Organe der Kirchengemeinden (Kirchenvorstand und 
Pfarramt) ein zentrales Gesetz. Hier finden Sie zum Beispiel Antworten 
auf Fragen wie: 
– Wer stellt die Tagesordnung für den Kirchenvorstand auf? 
– Wann ist der Kirchenvorstand beschlussfähig?
– Können wir uns auch zu digitalen Sitzungen treffen?
– Wer kann für die Kirchengemeinde Verträge unterschreiben?
– Für welche Aufgaben ist das Pfarramt allein zuständig? 
– Wo wirken Pfarramt und Kirchenvorstand zusammen? 

3. Das Regionalgesetz ist ein relativ neues Gesetz. Es ist 2016 in Kraft getre-
ten und regelt die regionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden. 
Es gibt eine herkömmliche Form der regionalen Zusammenarbeit, die 
seit langer Zeit in der Landeskirche in vielen Kirchengemeinden existiert, 
namentlich die pfarramtliche Verbindung. Bei dieser Form beschränkt 
sich die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden darauf, dass alle 
daran beteiligten Pfarrpersonen ein gemeinsames Pfarramt bilden. 
Daneben gibt es zwei jüngere Formen der regionalen Zusammenarbeit: 
den Kirchengemeindeverband und die Gesamtkirchengemeinde. Es 
gibt 90 Kirchengemeindeverbände in der Landeskirche. Die häufigsten 
Formen sind der Kindertagesstättenverband oder Friedhofsverband. 
Immer mehr Kirchengemeinden übertragen aber auch jenseits der Trä-
gerschaft für Kitas oder Friedhöfe gemeindliche Aufgaben wie Kinder- 
und Jugendarbeit, Öffentlichkeitsarbeit oder Gebäudemanagement auf 
einen gemeinsam getragenen Verband. Die Gesamtkirchengemeinde ist 
die jüngste Form der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemein-
den in der Landeskirche Hannovers. Die ersten Gesamtkirchengemein-
den haben sich 2017 gegründet; zum 1. Januar 2024 gibt es bereits 37 
Gesamtkirchengemeinden in der Landeskirche. 

4. Nach den Regeln des Kirchenvorstandsbildungsgesetzes hat die gerade 
abgeschlossene Neubildung der Kirchenvorstände stattgefunden. Das 
Kirchenvorstandsbildungsgesetz wurde umfassend reformiert und ist 
für diese Kirchenvorstandswahl 2024 zum ersten Mal zur Anwendung 
gekommen. Für Ihre Arbeit ist dieses Gesetz auch insofern relevant, 
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als es auch Regelungen für die laufende Amtszeit der Kirchenvorstän-
de enthält. Zum Beispiel wird darin die Frage beantwortet, welche 
Rechtsfolgen es hat, wenn Mitglieder während der Amtsperiode aus 
dem Kirchenvorstand ausscheiden. 

5. Die Kirchenkreisordnung ist die Entsprechung zur Kirchengemeinde-
ordnung für die Kirchenkreise (mittlere Ebene) der Landeskirche. Die 
Kirchenkreisordnung ist ein wichtiges Gesetz für die Arbeit der Kirchen-
kreissynoden und der Kirchenkreisvorstände. Die jetzige Kirchenkreis-
ordnung ist vollständig neu gefasst worden. Sie ist zum 1. Januar 2023 
in Kraft getreten.

6. Das Finanzausgleichsgesetz regelt, wie die Kirchensteuermittel von der 
Landeskirche auf die Kirchenkreise und von dort auf die Kirchengemein-
den verteilt werden. Seit der Einführung des Finanzausgleichsgesetzes 
im Jahr 2006 haben die Kirchenkreise weitgehende Autonomie in der 
Verteilung der ihnen zustehenden Mittel. Jeder Kirchenkreis erstellt hier-
zu eine Finanzsatzung, Zuweisungsrichtlinien und – insbesondere für 
die Pfarrstellen in den Kirchengemeinden – einen Stellenrahmenplan. 
Das Landeskirchenamt genehmigt lediglich diese Stellenrahmenpläne.

Sie finden alle in diesem Büchlein enthaltenen Gesetze sowie alle sonstigen 
rechtlichen Regelungen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hanno-
vers in unserer Online-Rechtssammlung, die im Internet unter der Adresse  
www.kirchenrecht-evlka.de zugänglich ist. 

Für Rat und Hilfe bei der Anwendung und Auslegung des kirchlichen Rechts 
und für die auch von uns auch als Kirche zu beachtenden Regelungen des 
staatlichen Rechts stehen Ihnen die Mitarbeitenden der Kirchenämter und des 
Landeskirchenamtes gern zur Verfügung.

Anna Burmeister
Oberkirchenrätin, Referatsleiterin im Landeskirchenamt

Frühjahr 2024
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Verfassung der Evangelisch-lutherischen  
Landeskirche Hannovers 

(Kirchenverfassung – KVerf)

Vom 16. Mai 2019

KABl. 2019, S. 31, geändert durch 1. Kirchengesetz zur Änderung  
der Kirchenverfassung vom 28. Juni 2022, KABl. 2022, S. 221

Inhaltsübersicht

Präambel 

Teil 1 – Allgemeine Bestimmungen

Abschnitt 1: Grundlegende Artikel  
 Artikel 1 – Auftrag der Kirche  
 Artikel 2 – Gleichberechtigte Teilhabe  
 Artikel 3 – Formen kirchlichen Lebens  
 Artikel 4 – Beziehungen zu anderen Kirchen und Religionen  
 Artikel 5 – Kirche, Staat und Gesellschaft 
 Artikel 6 – Kirchliches Recht  
Abschnitt 2: Die Mitglieder der Kirche  
 Artikel 7 – Grundlagen und Formen der Kirchenmitgliedschaft 
 Artikel 8 – Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft 
 Artikel 9 – Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 Artikel 10 – Einladende Kirche  

1 Red. Anm.: 
Inkrafttreten, Übergangsregelung gemäß Art. 2 Kirchengesetz zur Änderung der Kirchen-
verfassung vom 28. Juni 2022:
„Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Es ist erstmals auf die 
Neubildung der Kirchenvorstände zum 1. Juni 2024 anzuwenden. Abweichend von Satz 2 
ist Artikel 3 Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes zur Neuregelung des Kirchenvorstands-
wahlrechts ab dem 1. Juni 2022 anzuwenden.“
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Abschnitt 3: Amt und Dienste  
 Artikel 11 – Zeugnis, Dienst und Verkündigung  
 Artikel 12 – Amt der öffentlichen Verkündigung  
 Artikel 13 – Rechte und Pflichten der Mitarbeitenden  
Abschnitt 4: Rechtsformen kirchlichen Lebens  
 Artikel 14 – Kirchliche Körperschaften  
 Artikel 15 – Beratung, Visitation, Aufsicht  
 Artikel 16 – Beteiligung  
 Artikel 17 – Anstalten und Stiftungen  
 Artikel 18 – Zugeordnete Einrichtungen  

Teil 2 – Kirchengemeinde 

Abschnitt 1: Allgemeines 
 Artikel 19 – Ortsgemeinde und Personalgemeinde 
 Artikel 20 – Regionale Zusammenarbeit  
 Artikel 21 – Errichtung und Aufhebung 
Abschnitt 2: Leitung der Kirchengemeinde 
 Artikel 22 – Organe der Kirchengemeinde 
 Artikel 23 – Aufgaben des Kirchenvorstandes 
 Artikel 24 – Zusammensetzung und Bildung des Kirchenvorstandes
 Artikel 25 – Aufgaben des Pfarramtes  
 Artikel 26 – Mitglieder des Pfarramtes  
 Artikel 27 – Besetzung von Pfarrstellen  
Abschnitt 3: Sonstige Bestimmungen  
 Artikel 28 – Verwaltungsaufgaben  
 Artikel 29 – Gemeindeversammlung, Gemeindebeirat 
 Artikel 30 – Gesetzliche Regelungen  

Teil 3 – Kirchenkreis  

Abschnitt 1: Allgemeines  
 Artikel 31 – Auftrag des Kirchenkreises  
 Artikel 32 – Errichtung und Aufhebung  
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Abschnitt 2: Leitung des Kirchenkreises  
 Artikel 33 – Organe des Kirchenkreises  
 Artikel 34 – Aufgaben der Kirchenkreissynode 
 Artikel 35 – Mitglieder der Kirchenkreissynode 
 Artikel 36 – Aufgaben des Kirchenkreisvorstandes 
 Artikel 37 – Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes  
 Artikel 38 – Aufgaben der Superintendentin oder des Superintendenten 
  Artikel 39 – Wahl und Stelle der Superintendentin oder des Superinten-

denten  
Abschnitt 3: Sonstige Bestimmungen  
 Artikel 40 – Kirchenkreisverbände  
 Artikel 41 – Kirchenamt 
 Artikel 42 – Gesetzliche Regelungen  

Teil 4 – Landeskirche 

Abschnitt 1: Allgemeines 
 Artikel 43 – Auftrag der Landeskirche 
 Artikel 44 – Kirchenleitende Organe 
Abschnitt 2: Landessynode 
 Artikel 45 – Aufgaben der Landessynode 
 Artikel 46 – Zusammensetzung der Landessynode 
 Artikel 47 – Bildung der Landessynode 
 Artikel 48 – Teilnahmerechte 
Abschnitt 3: Landessynodalausschuss  
 Artikel 49 – Aufgaben des Landessynodalausschusses 
  Artikel 50 – Zusammensetzung und Bildung des Landessynodalaus-

schusses
 Abschnitt 4: Landesbischöfin oder Landesbischof und Regionalbischöfinnen 
und Regionalbischöfe 
 Artikel 51 – Bischöflicher Dienst 
 Artikel 52 – Aufgaben der Landesbischöfin oder des Landesbischofs
  Artikel 53 – Wahl der Landesbischöfin oder des Landesbischofs, persön-

liche Rechtsstellung 
 Artikel 54 – Vertretung der Landesbischöfin oder des Landesbischofs
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Präambel
Die Kirche lebt aus dem Wort des dreieinigen Gottes und seiner Verheißung. Die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers hat Teil an der einen, heiligen, 
allgemeinen und apostolischen Kirche Jesu Christi. Sie erfüllt ihre Aufgaben in 
der Bindung an den Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums und 
in der darin begründeten Freiheit. 
Grundlage der Verkündigung in der Landeskirche ist das in Jesus Christus offenbar 
gewordene Wort Gottes, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments 
gegeben, wie es in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche 
maßgebend bekannt und wie es aufs Neue in der Theologischen Erklärung der 
Bekenntnissynode von Barmen bezeugt worden ist. 
Auf dieser Grundlage gibt sich die Evangelisch-lutherische Landeskirche  
Hannovers die folgende Verfassung. 

Teil 1 –  
Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt 1:  
Grundlegende Artikel 

Artikel 1 – Auftrag der Kirche 
(1) 1Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers mit allen ihren Mitglie-
dern und Mitarbeitenden in den Kirchengemeinden und weiteren Körperschaften, 
Einrichtungen und anderen Formen kirchlichen Lebens trägt Verantwortung für 
die Erhaltung und Förderung der Verkündigung des Wortes Gottes und der Feier 
der Sakramente gemäß dem Evangelium. 2Durch das Evangelium ist sie berufen 
zum öffentlichen Zeugnis, zum Dienst der Nächstenliebe und zur Gemeinschaft 
der Kirche. 
(2) Das Evangelium wird verkündigt und bezeugt vor allem durch Gottesdienst, 
Gebet, Kirchenmusik, Mission, Seelsorge, Diakonie, Bildung und Kunst sowie 
durch die Wahrnehmung der kirchlichen Mitverantwortung für Gesellschaft 
und öffentliches Leben. 
(3) Verkündigung, Zeugnis und Dienst erfolgen in Gemeinschaft mit anderen 
christlichen Kirchen und im Zeichen der Treue Gottes zum jüdischen Volk. 
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Artikel 2 – Gleichberechtigte Teilhabe 
(1) 1Wie alle Menschen sind die Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers als Ebenbilder Gottes geschaffen und von gleicher Würde. 

2Als Glaubende durch Gottes Gnade gerechtfertigt, bilden sie eine Gemeinschaft 
in Christus. 
(2) Die Mitglieder der Landeskirche wirken gleichberechtigt am Auftrag der 
Kirche mit. 
(3) 1Die Landeskirche fördert ein Zusammenleben in Vielfalt und die Gleichstel-
lung von Menschen jeden Geschlechts. 2Sie wendet sich gegen jede Form von 
Diskriminierung und setzt sich für gleichberechtigte Teilhabe am kirchlichen 
und gesellschaftlichen Leben ein. 

Artikel 3 – Formen kirchlichen Lebens 
(1) 1Kirche Jesu Christi geschieht in vielfältigen Formen kirchlichen Lebens. 2Sie 
eröffnen unterschiedliche Zugänge zum Glauben. 3Die Evangelisch-lutherische 
Landeskirche Hannovers unterstützt und fördert diese Formen und ihre Zusam-
menarbeit. 
(2) Rechtliche Gestalt gewinnt kirchliches Leben insbesondere in den Kirchen-
gemeinden und ihren Verbänden, in den Kirchenkreisen und ihren Verbänden, 
in der Landeskirche, in ihren jeweiligen Einrichtungen und in den diakonischen 
und anderen Einrichtungen, die der Landeskirche nach kirchlichem Recht zu-
geordnet sind. 
(3) 1Kirchliches Leben geschieht auch in nicht rechtlich verfassten Formen. 2Dazu 
gehören Formen gemeindlichen Lebens in besonderen Lebenssituationen, an 
besonderen Orten, in Gemeinschaften mit besonderem geistlichen Profil sowie 
in Gemeinden auf Zeit. 
(4) Die verschiedenen Formen kirchlichen Lebens bilden als Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft eine innere und äußere Einheit. 

Artikel 4 – Beziehungen zu anderen Kirchen und Religionen 
(1) 1Als evangelisch-lutherische Kirche ist die Evangelisch-lutherische Landes-
kirche Hannovers mit den lutherischen Kirchen in aller Welt verbunden. 2Sie ist 
Gliedkirche der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und 
Mitglied des Lutherischen Weltbundes. 
(2) 1Die Landeskirche steht in der Gemeinschaft der lutherischen, reformierten 
und unierten Kirchen in Deutschland. 2Sie ist Gliedkirche der Evangelischen 
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Kirche in Deutschland. 3Sie steht in Kirchengemeinschaft mit allen Kirchen, die 
die Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa (Leuenberger Konkordie) 
unterzeichnet haben, und gehört der Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in 
Europa an. 
(3) 1Die Landeskirche arbeitet mit den anderen Kirchen in der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen partnerschaftlich zusammen. 2Sie ist 
bestrebt, diese Zusammenarbeit so zu gestalten, dass ein Zusammenwachsen 
zu einer evangelischen Kirche in Niedersachsen möglich bleibt. 
(4) 1Die Landeskirche setzt sich dafür ein, die ökumenische Gemeinschaft der 
Christenheit zu stärken. 2Sie arbeitet mit der römisch-katholischen Kirche und 
den anderen Kirchen in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen zusammen. 

3Sie beteiligt sich an der Zusammenarbeit der christlichen Kirchen in Europa 
und in der Welt. 4Sie ist Mitglied des Ökumenischen Rates der Kirchen. 
(5) 1Die Landeskirche ist durch Gottes Wort und Verheißung mit dem jüdischen 
Volk verbunden. 2Sie achtet seine bleibende Erwählung und seinen Dienst 
als Volk und Zeuge Gottes. 3Im Wissen um die Schuld der Kirche gegenüber 
Jüdinnen, Juden und Judentum sucht die Landeskirche nach Versöhnung. 4Sie 
fördert die Begegnung mit Jüdinnen, Juden und Judentum und tritt jeder Form 
von Judenfeindlichkeit entgegen. 
(6) 1Die Landeskirche sucht die Begegnung und den Dialog mit anderen Reli-
gionen und mit Weltanschauungen.2Dabei strebt sie kritische Auseinanderset-
zung, interreligiöse Verständigung und gemeinsame Verantwortung für das 
Zusammenleben der Menschen an. 

Artikel 5 – Kirche, Staat und Gesellschaft
(1) 1Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers erkennt eine staatliche 
Ordnung als Voraussetzung für ein friedliches, gerechtes und die Schöpfung 
bewahrendes Zusammenleben in einer offenen und solidarischen Gesellschaft 
an. 2Einer solchen Ordnung entspricht ein auf der Achtung der Menschenwürde 
und der Menschenrechte gründender freiheitlicher, demokratischer und sozialer 
Rechtsstaat, dessen Verfassung die Religionsfreiheit, die Trennung von Kirche 
und Staat und das kirchliche Selbstbestimmungsrecht gewährleistet. 3Auf dieser 
Grundlage entscheidet und verantwortet die Landeskirche ihre Angelegenheiten 
selbständig im Rahmen der allgemeinen Gesetze. 
(2) 1Entsprechend ihrem Öffentlichkeitsauftrag nimmt die Landeskirche Aufga-
ben des gesellschaftlichen Lebens wahr und beteiligt sich in diesem Rahmen am 
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politischen Diskurs. 2Dabei orientiert sie sich am Gemeinwohl. 3Als Christinnen 
und Christen übernehmen ihre Mitglieder Mitverantwortung für die Gestaltung 
des demokratischen Gemeinwesens. 4Sie wirken an der öffentlichen Willensbil-
dung mit und engagieren sich zivilgesellschaftlich. 
(3) 1Einzelne kirchliche Aufgaben nimmt die Landeskirche im Zusammenwirken 
mit dem Staat wahr. 2Das gilt insbesondere für den Religionsunterricht, die 
Seelsorge in staatlichen Einrichtungen, die theologische Wissenschaft und die 
wissenschaftliche Ausbildung für kirchliche Berufe. 
(4) Die Landeskirche und die ihr zugeordneten diakonischen Einrichtungen 
nehmen im Rahmen des sozialstaatlichen Subsidiaritätsprinzips eigenständig 
diakonische und pädagogische Aufgaben wahr. 

Artikel 6 – Kirchliches Recht 
(1) 1Das kirchliche Recht ist an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis der 
evangelisch-lutherischen Kirche gebunden. 2Es ist nach dem Maß menschlicher 
Vernunft so zu gestalten, dass es jeweils den bestmöglichen Rahmen für die 
Wahrnehmung des Auftrages der Kirche bildet. 3An dieses Recht ist alles kirch-
liche Handeln gebunden. 
(2) Leitung geschieht auf allen Ebenen der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers geistlich und rechtlich in unaufgebbarer Einheit im Hören auf 
Gottes Wort und in der Bindung an das kirchliche Recht. 
(3) Der Bekenntnisstand und die Lehre in der Landeskirche sind einer rechtli-
chen Regelung entzogen. 

Abschnitt 2:  
Die Mitglieder der Kirche 

Artikel 7 – Grundlagen und Formen der Kirchenmitgliedschaft
(1) Durch die Taufe sind alle Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers zu Gliedern der einen Kirche Jesu Christi und zum allgemeinen 
Priestertum berufen. 
(2) Mitglieder der Landeskirche sind alle Getauften, die evangelisch sind und 
die im Gebiet der Landeskirche ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, es sei denn, dass sie ausschließlich einer anderen evangelischen Kirche 
oder Religionsgemeinschaft angehören oder ihre Mitgliedschaft nach geltendem 
Recht aufgegeben haben. 
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(3) 1Jedes Mitglied der Landeskirche ist Mitglied einer Kirchengemeinde. 2Im 
Regelfall besteht die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde, in deren Bereich das 
Mitglied seine Hauptwohnung hat. 3Das Mitglied kann sich für die Mitgliedschaft 
in einer anderen Kirchengemeinde entscheiden. 4Mit der Mitgliedschaft in einer 
Kirchengemeinde ist zugleich die Mitgliedschaft in dem jeweiligen Kirchenkreis 
verbunden. 5Das Nähere wird durch Kirchengesetz oder zwischenkirchliche 
Vereinbarung geregelt. 
(4) Die Möglichkeit einer Doppelmitgliedschaft in zwei Kirchengemeinden kann 
durch Kirchengesetz eröffnet werden. 
(5) 1Wo im Bereich der Landeskirche evangelisch-lutherische Kirchenmitglieder 
nach bisher bestehender Ordnung einer einparochial reformierten Kirchenge-
meinde angehören, sind sie Mitglieder der Landeskirche und behalten ihren 
Bekenntnisstand. 2Unter den gleichen Voraussetzungen können Mitglieder 
der Evangelisch-reformierten Kirche einer Kirchengemeinde im Bereich der 
Landeskirche angehören. 

Artikel 8 – Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft
(1) Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers werden 

1. Ungetaufte, die durch die Taufe aufgenommen werden, 
2. Personen, die aus einer anderen evangelischen Kirche in den Bereich 

der Landeskirche zuziehen und sich nicht einer anderen evangelischen 
Kirche anschließen, 

3. Getaufte, die aus einer anderen christlichen Kirche übertreten, 
4. Getaufte, die aus einer Kirche ausgetreten sind oder keiner Kirche 

angehören und in die Landeskirche aufgenommen werden. 
(2) Die Mitgliedschaft in der Landeskirche verliert, wer zu einer anderen Kirche 
übertritt oder aus der Kirche austritt. 

Artikel 9 – Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Alle Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers haben 
Zugang zu Wort und Sakrament sowie zu Seelsorge und Amtshandlungen. 
(2) 1Sie sind aufgerufen, mit ihren Gaben und Kräften das kirchliche Leben mit-
zugestalten, kirchliche Aufgaben zu übernehmen und sich an kirchlichen Wahlen 
sowie an der Leitung der Kirche zu beteiligen. 2Die Landeskirche informiert sie 
in geeigneter Weise über wichtige Angelegenheiten des kirchlichen Lebens. 3In 
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besonderer Weise stärkt die Landeskirche die Mitwirkung und Beteiligung junger 
Menschen. 
(3) Durch freiwillige Gaben sowie durch Kirchensteuern und sonstige Abgaben 
tragen die Mitglieder der Landeskirche den Dienst der Kirche mit. 

Artikel 10 – Einladende Kirche 

1Alle Menschen sind eingeladen, das Evangelium zu hören, am kirchlichen Le-
ben teilzunehmen und christliche Gemeinschaft zu erfahren. 2Nicht Getaufte 
werden begleitet und zur Taufe ermutigt. 3Ausgetretene bleiben eingeladen, 
wieder Mitglied der Kirche zu werden.

Abschnitt 3:  
Amt und Dienste 

Artikel 11 – Zeugnis, Dienst und Verkündigung 
(1) 1Durch die Taufe sind alle Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers zu Zeugnis und Dienst berufen. 2Sie haben Teil an dem einen 
Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums. 
(2) 1Für bestimmte Aufgaben ordnet die Landeskirche einzelne Dienste beson-
ders und überträgt sie zur ehrenamtlichen oder beruflichen Ausübung. 2Ehren-
amtliche und berufliche Dienste sind in einer Dienstgemeinschaft aufeinander 
bezogen. 3Beide dienen gleichwertig dem Auftrag Jesu Christi. 
(3) 1Der Verkündigungsdienst wird wahrgenommen im Amt der öffentlichen 
Verkündigung in Wort und Sakrament, in der Seelsorge, der Kirchenmusik, der 
Bildung und der Diakonie, im Lektorendienst sowie in weiteren Diensten für 
Gottesdienst und Gemeinde. 2Leitung und Verwaltung dienen dem Auftrag der 
Verkündigung. 
(4) 1Mitarbeitende werden in ihre Dienste in einem Gottesdienst eingeführt. 

2Diakoninnen und Diakone werden für ihren Dienst eingesegnet. 
(5) Bestimmte Dienste können im Rahmen einer kirchengesetzlichen Regelung 
auch Personen übertragen werden, die nicht Mitglied der Landeskirche oder 
einer anderen christlichen Kirche sind. 
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Artikel 12 – Amt der öffentlichen Verkündigung 
(1) Die öffentliche Verkündigung in Wort und Sakrament (Amt der öffentlichen 
Verkündigung) setzt eine ordnungsgemäße Berufung durch Ordination oder 
Beauftragung voraus. 
(2) 1Zum Amt der öffentlichen Verkündigung werden Pastorinnen und Pastoren 
durch die Ordination berufen. 2Sie tragen besondere Verantwortung für die 
Einheit von Gemeinde und Kirche in Lehre und Leben. 3Sie sind in der Bindung 
an ihr Ordinationsversprechen und im Rahmen des geltenden Rechts in der 
Ausübung dieses Amtes unabhängig. 
(3) Andere Mitglieder der Landeskirche werden zum Amt der öffentlichen 
Verkündigung im Rahmen einer Beauftragung als Prädikantin oder Prädikant 
berufen. 
(4) Für weitere Dienste kann die Berufung zum Amt der öffentlichen Verkün-
digung durch Kirchengesetz geregelt werden. 
(5) Im Notfall können alle Mitglieder der Kirche aufgrund ihrer Taufe Aufgaben 
des Amtes der öffentlichen Verkündigung wahrnehmen. 

Artikel 13 – Rechte und Pflichten der Mitarbeitenden 
(1) 1Die Landeskirche und die anderen kirchlichen Anstellungsträger schützen 
und fördern alle, denen sie einen Dienst übertragen haben. 2Sie sorgen dafür, 
dass sie die für ihren Dienst erforderlichen Kompetenzen erwerben und fort-
entwickeln können. 
(2) 1Alle Mitarbeitenden sind verpflichtet, die Heilige Schrift und das Bekenntnis 
der evangelisch-lutherischen Kirche zu achten. 2Sie sind an das in der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers geltende Recht gebunden. 3Sie haben in 
ihrem Handeln den kirchlichen Auftrag zu vertreten und zu fördern, die Gemein-
schaft in der Kirche zu wahren und sich innerhalb und außerhalb ihres Dienstes 
so zu verhalten, dass dessen glaubwürdige Ausübung nicht beeinträchtigt wird. 
(3) Das Nähere wird durch Kirchengesetz, aufgrund eines Kirchengesetzes oder 
durch besondere Formen der verbindlichen Regelung von Dienstverhältnissen 
geregelt. 
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Abschnitt 4:  
Rechtsformen kirchlichen Lebens 

Artikel 14 – Kirchliche Körperschaften 
(1) 1Die Kirchengemeinden und ihre Verbände, die Kirchenkreise und ihre 
Verbände und die Landeskirche sowie die Klöster Loccum und Amelungsborn 
sind Körperschaften des Kirchenrechts. 2Sie sind nach staatlichem Recht zugleich 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. 3Als solche handeln sie grundsätzlich 
öffentlich-rechtlich. 
(2) Innerhalb der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft der verschiedenen Formen 
kirchlichen Lebens und im Rahmen des geltenden Rechts regeln und verwalten 
die kirchlichen Körperschaften ihre Angelegenheiten in eigener Verantwortung. 
(3) Für das Verhältnis zwischen Kirchengemeinden, Kirchenkreisen und Lan-
deskirche gelten die Grundsätze der Subsidiarität und Solidarität.

Artikel 15 – Beratung, Visitation, Aufsicht 
(1) 1Die Landeskirche und die Kirchenkreise beraten und unterstützen die zu 
ihrem jeweiligen Bereich gehörenden kirchlichen Körperschaften, visitieren sie 
und führen Aufsicht über sie. 2Dabei achten und schützen sie die Rechte der 
kirchlichen Körperschaften. 
(2) Die Visitation ist geschwisterlicher Besuchsdienst, Leitungsaufgabe der 
Kirche und Aufgabe der Kirchenordnung zugleich. 
(3) Die Aufsicht wirkt darauf hin, dass die kirchlichen Körperschaften ihre 
Aufgaben und Verpflichtungen erfüllen und das geltende Recht beachten. 

Artikel 16 – Beteiligung 

1Die Landeskirche beteiligt die Kirchenkreise in allen wichtigen Fragen, die ihre 
Angelegenheiten oder die Angelegenheiten der zu ihrem Bereich gehörenden 
kirchlichen Körperschaften in besonderer Weise betreffen. 2Dies gilt im Verhältnis 
zwischen den Kirchenkreisen und den zu ihrem Bereich gehörenden kirchlichen 
Körperschaften entsprechend. 

Artikel 17 – Anstalten und Stiftungen 

1Im Rahmen des kirchlichen Rechts können die kirchlichen Körperschaften 
Anstalten und Stiftungen des Kirchenrechts errichten oder andere Stiftungen 
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als Stiftungen des Kirchenrechts anerkennen. 2Sie sind nach staatlichem Recht 
zugleich Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen oder des privaten Rechts. 

Artikel 18 – Zugeordnete Einrichtungen 
(1) 1Diakonische und andere rechtlich selbständige Einrichtungen können der 
Landeskirche zugeordnet werden. 2Mit der Zuordnung erkennt die Landeskirche 
an, dass diese Einrichtungen an der Erfüllung des Auftrages der Kirche mitwir-
ken und in kontinuierlicher Verbindung zur Landeskirche oder einer anderen 
kirchlichen Körperschaft stehen. 
(2) Ungeachtet ihrer Rechtsform nach staatlichem Recht sind zugeordnete 
Einrichtungen juristische Personen des Kirchenrechts. 

Teil 2 – Kirchengemeinde

Abschnitt 1:  
Allgemeines

Artikel 19 – Ortsgemeinde und Personalgemeinde
(1) 1Die Kirchengemeinde nimmt als rechtlich verfasste Gemeinschaft von 
Mitgliedern der Kirche den Auftrag der Kirche in ihrem Bereich in eigener 
Verantwortung wahr. 2Sie wendet sich in Wort und Tat allen Menschen zu. 3Sie 
kann als Ortsgemeinde, aber auch als Personalgemeinde gebildet werden. 
(2) Die Ortsgemeinde ist der Zusammenschluss von Mitgliedern der Kirche in 
einem räumlich bestimmten Bereich. 
(3) 1Der Personalgemeinde ordnen sich Mitglieder der Kirche nach anderen 
Kriterien als dem Wohnort zu, insbesondere nach geistlichem Profil, nach 
besonderen lebensweltlichen Bezügen oder in Anbindung an eine diakonische 
oder andere Einrichtung. 2Sie kann gebildet werden, wenn aufgrund der Zahl 
ihrer Mitglieder und der Gestaltung ihrer Arbeit auf Dauer ein eigenständiges 
Gemeindeleben zu erwarten ist. 3Für die Personalgemeinde können durch 
Kirchengesetz Regelungen getroffen werden, die von den Artikeln 22 bis 29 
abweichen. 
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Artikel 20 – Regionale Zusammenarbeit 

1Kirchengemeinden stehen in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft des Kir-
chenkreises und der Landeskirche. 2Sie arbeiten mit anderen Kirchengemeinden 
zusammen und entwickeln geeignete Formen regionaler Zusammenarbeit. 

Artikel 21 – Errichtung und Aufhebung 

1Kirchengemeinden werden auf Antrag oder nach Beteiligung der betroffenen 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise durch das Landeskirchenamt errichtet, 
aufgehoben, zusammengelegt oder anders begrenzt. 2Die Beteiligten können 
gegen die Entscheidung des Landeskirchenamtes Widerspruch einlegen. 3Eine 
Ablehnung des Widerspruchs bedarf der Zustimmung des Landessynodalaus-
schusses. 

Abschnitt 2:  
Leitung der Kirchengemeinde

Artikel 22 – Organe der Kirchengemeinde

1Die Kirchengemeinde wird durch den Kirchenvorstand und das Pfarramt geleitet. 

2Kirchenvorstand und Pfarramt tragen gemeinsam Verantwortung dafür, dass 
Zeugnis und Dienst in der Kirchengemeinde gemäß dem Auftrag der Kirche 
geschehen und die Ordnung der Kirche beachtet wird. 

Artikel 23 – Aufgaben des Kirchenvorstandes
(1) Der Kirchenvorstand ist berufen, gemeinsam mit dem Pfarramt das geist-
liche Leben der Kirchengemeinde zu gestalten, insbesondere durch Teilnahme 
und Mitwirkung am Gottesdienst sowie durch Förderung der missionarischen, 
diakonischen, seelsorglichen und pädagogischen Aufgaben. 
(2) 1Der Kirchenvorstand sorgt dafür, dass die Kirchengemeinde ihren Verpflich-
tungen nachkommt und ihre Rechte wahrt. 2Er vertritt die Kirchengemeinde im 
Rechtsverkehr. 3Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Er beschließt über Satzungen der Kirchengemeinde. 
2. Er entscheidet im Rahmen des geltenden Rechts über die Besetzung 

von Pfarrstellen. 
3. Er stellt beruflich Mitarbeitende der Kirchengemeinde an und führt die 

Dienstaufsicht über sie. 
4. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende. 
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5. Er unterstützt beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende bei der Aus-
übung ihres Dienstes und sorgt für ihre persönliche Begleitung und 
fachliche Qualifizierung. 

6. Er entscheidet über Vereinbarungen mit anderen Rechtsträgern. 
7. Er verwaltet das Vermögen der Kirchengemeinde und entscheidet über 

die Nutzung ihrer Gebäude. 
8. Er sorgt für die Erhebung kirchlicher Abgaben, für die Gewinnung wei-

terer Einnahmen und für deren zweckentsprechende Verwendung. 
9. Er beschließt den Haushaltsplan und stellt den Jahresabschluss der 

Kirchengemeinde fest. 
10. Er wirkt an der Bildung der Kirchenkreissynode und der Landessynode 

mit. 
(3) Für folgende Aufgaben ist der Kirchenvorstand gemeinsam mit dem Pfarramt 
zuständig:

1. Entscheidungen über Schwerpunkte der Gemeindearbeit, 
2. die Ordnung des Gottesdienstes und der Amtshandlungen, 
3. die Ordnung der Konfirmandenarbeit, 
4. die Erhebung und Abführung der Kollekten, 
5. Entscheidungen über die Nutzung der für den Gottesdienst bestimmten 

Räume. 
(4) Im Rahmen einer regionalen Zusammenarbeit kann die Wahrnehmung der 
Aufgaben des Kirchenvorstandes aufgrund eines Kirchengesetzes ganz oder 
teilweise auf das Vertretungsorgan einer anderen kirchlichen Körperschaft 
übertragen werden. 
(5) Solange ein beschlussfähiger Kirchenvorstand nicht vorhanden ist, nehmen 
der Kirchenkreisvorstand oder von ihm Bevollmächtigte längstens bis zur all-
gemeinen Neubildung der Kirchenvorstände die Aufgaben und Befugnisse des 
Kirchenvorstandes vertretungsweise wahr. 

Artikel 24 – Zusammensetzung und Bildung des Kirchenvorstandes 
(1) Der Kirchenvorstand besteht aus den gewählten, berufenen und ernannten 
Mitgliedern sowie den Mitgliedern kraft Amtes. 
(2) 1Der Kirchenvorstand wird alle sechs Jahre neu gebildet. 2Wahlberechtigt sind 
alle Mitglieder der Kirchengemeinde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
soweit nicht kirchengesetzliche Bestimmungen ihrem Wahlrecht entgegenste-
hen. 3Zu Mitgliedern des Kirchenvorstandes wählbar sind alle Wahlberechtigten, 
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die das 16. Lebensjahr vollendet haben und die sonstigen kirchengesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllen. 

Artikel 25 – Aufgaben des Pfarramtes 

1Das Pfarramt hat die Aufgabe, seine theologische Kompetenz in die Leitung 
der Kirchengemeinde einzubringen. 2Es ist für die öffentliche Wortverkündigung 
und die Feier der Sakramente gemäß dem Evangelium verantwortlich und sorgt 
insbesondere für die Leitung des Gottesdienstes, die Amtshandlungen, die Kon-
firmandenarbeit und die Seelsorge sowie für die theologisch verantwortete Be-
gleitung des Kirchenvorstandes und der Mitarbeitenden in der Kirchengemeinde. 

Artikel 26 – Mitglieder des Pfarramtes 
(1) Mitglieder des Pfarramtes sind alle Ordinierten, die im Bereich der Kirchen-
gemeinde eine Pfarrstelle innehaben oder mit der Versehung einer Pfarrstelle 
beauftragt sind. 
(2) 1Ordinierte, die als Pfarrerin oder Pfarrer der Landeskirche einen Auftrag 
zur Mitarbeit in der Kirchengemeinde haben, nehmen an den Beratungen des 
Pfarramtes teil. 2Sie sind Mitglieder des Pfarramtes, wenn sie aufgrund einer 
kirchengesetzlichen Regelung dem Kirchenvorstand als Mitglied angehören. 

Artikel 27 – Besetzung von Pfarrstellen 
(1) 1Pfarrstellen werden jeweils im Wechsel aufgrund einer Wahl durch die 
Kirchengemeinde oder einer Ernennung durch die Landeskirche besetzt. 2Her-
gebrachte Formen der Pfarrstellenbesetzung durch Präsentation oder nach 
dem in Teilen Ostfrieslands herkömmlich geltenden Wahlrecht bleiben für die 
davon betroffenen Pfarrstellen unberührt. 
(2) Eine Besetzung, die nicht durch Wahl erfolgt, darf nur vollzogen werden, 
wenn der Kirchenvorstand eine Vokation erteilt hat oder die Verweigerung der 
Vokation von der Landeskirche für unbegründet erklärt wurde. 

Abschnitt 3:  
Sonstige Bestimmungen 

Artikel 28 – Verwaltungsaufgaben 
(1) 1Die Kirchengemeinde wird bei der Wahrnehmung von Verwaltungsaufga-
ben durch das zuständige Kirchenamt unterstützt. 2Sie kann das Kirchenamt 
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mit der abschließenden Erledigung von Geschäften der laufenden Verwaltung 
beauftragen. 
(2) 1Durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes kann die Kirchen-
gemeinde verpflichtet werden, für bestimmte Leistungen die Unterstützung des 
Kirchenamtes in Anspruch zu nehmen. 2Das Kirchenamt ist verpflichtet, diese 
Leistungen zu erbringen. 

Artikel 29 – Gemeindeversammlung, Gemeindebeirat
(1) Für Berichte und zur Beratung über wichtige Angelegenheiten der Kirchenge-
meinde soll der Kirchenvorstand mindestens einmal im Jahr eine Versammlung 
der Mitglieder der Kirchengemeinde einberufen (Gemeindeversammlung). 
(2) 1Zur Förderung des Gemeindelebens kann der Kirchenvorstand einen Ge-
meindebeirat bilden. 2Er muss ihn bilden, wenn die Gemeindeversammlung die 
Bildung beantragt. 

Artikel 30 – Gesetzliche Regelungen 
Das Nähere über die Aufgaben der Kirchengemeinde, ihre Zusammenarbeit 
mit anderen Kirchengemeinden, ihre Errichtung oder Aufhebung, ihre Ordnung 
und Verwaltung sowie die Arbeitsweise ihrer Organe wird durch die Kirchenge-
meindeordnung und andere Kirchengesetze geregelt. 

Teil 3 – Kirchenkreis 

Abschnitt 1:  
Allgemeines 

Artikel 31 – Auftrag des Kirchenkreises 
(1) 1Der Kirchenkreis ist die Gemeinschaft der Kirchengemeinden und der 
anderen Formen kirchlichen Lebens in seinem Bereich. 2Er nimmt den Auftrag 
der Kirche in seinem Bereich in eigener Verantwortung wahr. 3Er ermöglicht 
Erfahrungen von größerer Gemeinschaft und Vielfalt kirchlichen Lebens. 
(2) 1Der Kirchenkreis fördert und unterstützt die Arbeit der Kirchengemeinden 
und der anderen Formen kirchlichen Lebens und ihre Zusammenarbeit. 2Er 
nimmt selbst Aufgaben wahr, die wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkung von 
den einzelnen Kirchengemeinden oder im Rahmen ihrer regionalen Zusam-
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menarbeit nicht hinreichend erfüllt und daher besser in der Gemeinschaft des 
Kirchenkreises wahrgenommen werden können. 
(3) 1Der Kirchenkreis sorgt für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten zwischen 
den Kirchengemeinden. 2Er gibt mit seiner Finanzplanung den Rahmen für ihre 
Haushaltsführung und Vermögensverwaltung vor. 3Er entscheidet im Rahmen 
seiner Stellenplanung und der landeskirchlichen Planungsvorgaben über die 
Errichtung, Aufhebung, Ausweitung oder Reduzierung von Pfarrstellen sowie 
von Stellen für beruflich Mitarbeitende. 
(4) Der Kirchenkreis nimmt gemäß Artikel 15 Leitungsaufgaben gegenüber den 
Kirchengemeinden und ihren Verbänden wahr. 
(5) Der Kirchenkreis vermittelt Anliegen und Informationen zwischen der Lan-
deskirche und den Kirchengemeinden. 

Artikel 32 – Errichtung und Aufhebung 
(1) 1Kirchenkreise werden auf Antrag oder nach Beteiligung der betroffenen 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise durch das Landeskirchenamt errichtet, 
aufgehoben, zusammengelegt oder verändert. 2Die Beteiligten können gegen die 
Entscheidung des Landeskirchenamtes Widerspruch einlegen. 3Eine Ablehnung 
des Widerspruchs bedarf der Zustimmung des Landessynodalausschusses. 
(2) Im Rahmen des geltenden Rechts können in einem Kirchenkreis mehrere 
Bereiche gebildet werden, für die jeweils eine Superintendentin oder ein Su-
perintendent zuständig ist. 

Abschnitt 2:  
Leitung des Kirchenkreises 

Artikel 33 – Organe des Kirchenkreises 

1Die Kirchenkreissynode, der Kirchenkreisvorstand und die Superintendentin 
oder der Superintendent leiten den Kirchenkreis in arbeitsteiliger Gemeinschaft 
und gegenseitiger Verantwortung. 2Sie tragen gemeinsam Verantwortung da-
für, dass Zeugnis und Dienst im Kirchenkreis gemäß dem Auftrag der Kirche 
geschehen und die Ordnung der Kirche beachtet wird. 
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Artikel 34 – Aufgaben der Kirchenkreissynode 
(1) 1Die Kirchenkreissynode verkörpert Einheit und Vielfalt des kirchlichen und 
gemeindlichen Lebens im Kirchenkreis. 2Sie ist zur gemeinsamen Willensbildung 
im Kirchenkreis berufen. 
(2) 1Die Kirchenkreissynode berät über Angelegenheiten des kirchlichen und 
öffentlichen Lebens und nimmt Berichte ihrer Ausschüsse, des Kirchenkreisvor-
standes und der Superintendentin oder des Superintendenten entgegen. 2Sie 
wählt die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes und die Superintendentin oder 
den Superintendenten und wirkt an der Bildung der Landessynode mit. 
(3) 1Die Kirchenkreissynode entscheidet über die Grundsätze der Arbeit des 
Kirchenkreises. 2Sie beschließt im Rahmen des geltenden Rechts insbesondere 
über 

1. Satzungen des Kirchenkreises, 
2. Konzepte und Pläne zur Gestaltung der kirchlichen Arbeit sowie der 

Stellenplanung, des Gebäudemanagements und der allgemeinen Fi-
nanzplanung im Kirchenkreis, 

3. Abgaben und Umlagen der kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis, 
4. die Errichtung, Änderung und Aufhebung von Einrichtungen des Kir-

chenkreises, 
5. den Haushaltsplan und den Jahresabschluss des Kirchenkreises sowie 

die Entlastung des Kirchenkreisvorstandes, 
6. die Besetzung der Organe eines Kirchenkreisverbandes, an dem der 

Kirchenkreis beteiligt ist, 
7. die Errichtung eines Kirchenamtes. 

Artikel 35 – Mitglieder der Kirchenkreissynode
(1) Der Kirchenkreissynode gehören an:

1. Mitglieder, die von den Kirchengemeinden gewählt werden,
2. Mitglieder, die vom Kirchenkreisvorstand berufen werden, darunter 

mindestens zwei Mitglieder, die zum Zeitpunkt der Berufung das 27. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und durch das zuständige 
Gremium der Evangelischen Jugend vorgeschlagen werden sollen, 

3. die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes, 
4. Mitglieder der Landessynode, die einer Kirchengemeinde im Kirchen-

kreis angehören, die dem Pfarrkonvent des Kirchenkreises zugewiesen 
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sind oder die im Dienst einer kirchlichen Körperschaft innerhalb des 
Kirchenkreises stehen. 

(2) Der Kirchenkreissynode dürfen nicht mehrheitlich Ordinierte und beruflich 
Mitarbeitende angehören. 

Artikel 36 – Aufgaben des Kirchenkreisvorstandes 
(1) 1Der Kirchenkreisvorstand führt die laufenden Geschäfte des Kirchenkreises 
und vertritt ihn im Rechtsverkehr. 2Er führt die Beschlüsse der Kirchenkreissy-
node aus und ist ihr gegenüber berichtspflichtig. 
(2) Aufgrund eines Kirchengesetzes kann die Kirchenkreissynode beschließen, 
dass der Kirchenkreisvorstand einzelne ihrer Aufgaben wahrnimmt, wenn sie 
nicht versammelt ist. 
(3) Der Kirchenkreisvorstand hat im Rahmen des geltenden Rechts insbeson-
dere folgende Aufgaben: 

1. Er setzt die Konzepte und Pläne zur Stellenplanung, zum Gebäudema-
nagement und zur allgemeinen Finanzplanung im Kirchenkreis um. 

2. Er entscheidet über Zuweisungen an die kirchlichen Körperschaften im 
Kirchenkreis. 

3. Er führt die Aufsicht über die kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis. 
4. Er stellt beruflich Mitarbeitende des Kirchenkreises an und führt die 

Dienstaufsicht über sie. 
5. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende. 
6. Er unterstützt beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende bei der Aus-

übung ihres Dienstes und sorgt für ihre persönliche Begleitung und 
fachliche Qualifizierung. 

7. Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und entscheidet über 
die Nutzung seiner Gebäude. 

8. Er berät und unterstützt die Superintendentin oder den Superinten-
denten und wirkt an Visitationen im Kirchenkreis mit.

9. Er wirkt an der Bildung der Kirchenvorstände, der Kirchenkreissynode 
und der Landessynode mit. 

Artikel 37 – Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes 
(1) Der Kirchenkreisvorstand besteht aus der Superintendentin oder dem 
Superintendenten und der erforderlichen Zahl von ordinierten und nichtordi-
nierten Mitgliedern, die von der Kirchenkreissynode gewählt werden. 
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(2) Dem Kirchenkreisvorstand dürfen nicht mehrheitlich ordinierte Mitglieder 
angehören. 

Artikel 38 – Aufgaben der Superintendentin oder  
des Superintendenten 

(1) 1Die Superintendentin oder der Superintendent nimmt eigenständige Lei-
tungsaufgaben im Kirchenkreis wahr und sorgt für eine theologisch verantwortete 
Leitung des Kirchenkreises. 2Als vorsitzendes Mitglied des Kirchenkreisvorstandes 
trägt sie oder er gleichzeitig Verantwortung dafür, dass der Kirchenkreisvorstand 
seine Leitungsaufgaben wahrnimmt. 3Sie oder er sorgt für das sachgerechte 
Zusammenwirken aller an der Leitung des Kirchenkreises Beteiligten. 
(2) 1Die Superintendentin oder der Superintendent vertritt den Kirchenkreis in 
der Öffentlichkeit. 2Sie oder er gibt Anstöße für die Entwicklung des kirchlichen 
Lebens und fördert die theologische Arbeit.
(3) 1Die Superintendentin oder der Superintendent führt Pastorinnen und 
Pastoren sowie andere Mitarbeitende im Kirchenkreis in ihr Amt ein, begleitet 
sie in ihrem Dienst, fördert ihre Zusammenarbeit und nimmt ihnen gegenüber 
Aufgaben der Dienstaufsicht wahr. 2Sie oder er lädt zu Konventen und Konfe-
renzen ein. 
(4) Die Superintendentin oder der Superintendent visitiert die Kirchengemein-
den und andere kirchliche Körperschaften im Kirchenkreis. 

Artikel 39 – Wahl und Stelle der Superintendentin oder  
des Superintendenten 

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent wird durch die Kirchenkreis-
synode auf zehn Jahre mit der Möglichkeit der Verlängerung gewählt.
(2) Das Amt der Superintendentin oder des Superintendenten ist mit einer 
Pfarrstelle im Kirchenkreis verbunden. 

Abschnitt 3:  
Sonstige Bestimmungen 

Artikel 40 – Kirchenkreisverbände 
(1) 1Zur dauernden gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben der beteiligten 
Kirchenkreise kann ein Kirchenkreisverband gebildet werden. 2Für die Bildung, 
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Aufhebung, Zusammenlegung oder Veränderung eines Kirchenkreisverbandes 
gilt Artikel 32 entsprechend. 
(2) Das Weitere wird durch eine Satzung des Kirchenkreisverbandes geregelt. 

Artikel 41 – Kirchenamt
(1) 1Die Kirchenkreise sind verpflichtet, für sich allein oder gemeinsam mit 
anderen Kirchenkreisen ein Kirchenamt zu errichten. 2Träger des Kirchenamtes 
kann ein Kirchenkreis oder ein Kirchenkreisverband sein. 
(2) Das Kirchenamt unterstützt die Organe und Einrichtungen des Kirchenkreises 
sowie die Kirchenvorstände und die Vertretungsorgane der anderen kirchlichen 
Körperschaften im Kirchenkreis bei der Wahrnehmung ihrer Leitungs- und 
Verwaltungsaufgaben. 
(3) 1Das Landeskirchenamt kann aufgrund eines Kirchengesetzes Standards für 
die Arbeit der Kirchenämter vorgeben. 2Es kann die Errichtung eines Kirchen-
amtes anordnen, wenn die Errichtung eines diesen Standards entsprechenden 
Kirchenamtes nicht zustande kommt. 

Artikel 42 – Gesetzliche Regelungen 
Das Nähere über die Aufgaben des Kirchenkreises, seine Errichtung, seine Ord-
nung und Verwaltung sowie die Wahl und die Arbeitsweise seiner Organe wird 
durch die Kirchenkreisordnung und andere Kirchengesetze geregelt. 

Teil 4 – Landeskirche

Abschnitt 1:  
Allgemeines

Artikel 43 – Auftrag der Landeskirche
(1) 1Die Landeskirche ist die Gemeinschaft der Kirchengemeinden, Kirchenkreise 
und der anderen Formen kirchlichen Lebens. 2Sie nimmt den Auftrag der Kirche 
in eigener Verantwortung wahr. 3Sie trägt in besonderer Weise Verantwortung 
für die Einheit der Kirche, die Ausrichtung aller kirchlichen Arbeit an Schrift 
und Bekenntnis und die Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat in der 
Öffentlichkeit. 
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(2) 1Die Landeskirche fördert und unterstützt die Arbeit der Kirchengemeinden, 
Kirchenkreise und anderen Formen kirchlichen Lebens. 2Sie sorgt für einen 
Ausgleich der Kräfte und Lasten zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchen-
kreisen und der Landeskirche und gestaltet einen Rahmen für das kirchliche 
Leben und die kirchliche Ordnung. 
(3) Die Landeskirche nimmt selbst Aufgaben wahr, die wegen ihres Umfangs oder 
ihrer Wirkung von den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen nicht hinreichend 
erfüllt und daher besser in der Gemeinschaft der Landeskirche wahrgenommen 
werden können. 

Artikel 44 – Kirchenleitende Organe
(1) Die Landessynode, der Landessynodalausschuss, die Landesbischöfin oder 
der Landesbischof, der Bischofsrat und das Landeskirchenamt leiten die Lan-
deskirche in arbeitsteiliger Gemeinschaft und gegenseitiger Verantwortung. 
(2) 1Sie sorgen in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für eine einheitliche 
Willensbildung unter den kirchenleitenden Organen; dies gilt auch für eine 
gemeinsame theologische Urteilsbildung. 2Sie bilden den Personalausschuss 
als gemeinsamen beschließenden Ausschuss. 3Sie können die Bildung weiterer 
gemeinsamer Ausschüsse vereinbaren. 

Abschnitt 2:  
Landessynode

Artikel 45 – Aufgaben der Landessynode
(1) 1Die Landessynode verkörpert Einheit und Vielfalt des kirchlichen und ge-
meindlichen Lebens in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers. 

2Sie ist zur gemeinsamen Willensbildung in der Landeskirche berufen. 3Sie wirkt 
darauf hin, dass alle kirchliche Arbeit dem Auftrag der Landeskirche gerecht 
wird. 
(2) 1Die Landessynode erörtert Angelegenheiten des kirchlichen und öffent-
lichen Lebens sowie theologische Grundsatzfragen. 2Sie kann Anregungen an 
andere Stellen in der Landeskirche sowie Entschließungen an die Öffentlichkeit 
oder an öffentliche Stellen richten. 3Sie kann sich mit Kundgebungen, die im 
Gottesdienst zu verlesen sind, unmittelbar an die Kirchengemeinden wenden. 

4Sie kann sich über alle Angelegenheiten der Landeskirche unterrichten lassen, 
soweit nicht schutzwürdige Interessen Dritter entgegenstehen. 
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(3) 1Die Landessynode wird durch ein Präsidium geleitet. 2Dieses besteht aus 
der Präsidentin oder dem Präsidenten und weiteren Mitgliedern. 
(4) Die Landessynode bildet zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen Ausschüsse. 
(5) Die Landessynode hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Sie beschließt die Kirchengesetze.
2. 1Sie beschließt durch Haushaltsgesetz den vom Landeskirchenamt nach 

Beratung mit dem Landessynodalausschuss aufgestellten Entwurf des 
Haushaltsplanes der Landeskirche sowie über Art und Höhe der zu sei-
ner Deckung zu erhebenden Kirchensteuern, Umlagen oder sonstigen 
Abgaben. 2Der Finanzausschuss der Landessynode ist an der Beratung 
zu beteiligen. 

3. Sie beschließt im Einvernehmen mit dem Bischofsrat und mit Zustim-
mung der Landesbischöfin oder des Landesbischofs über Agenden, 
Gesangbücher, Perikopenordnungen und Katechismen. 

4. Sie beschließt über Vorlagen, Eingaben und Anträge.
5. Sie berät über die ihr vom Landessynodalausschuss, von der Landes-

bischöfin oder vom Landesbischof und vom Landeskirchenamt vorge-
legten Berichte. 

6. Sie wählt die Landesbischöfin oder den Landesbischof.
7. Sie wählt die Mitglieder des Landessynodalausschusses und die von 

ihr zu bestellenden Mitglieder des Personalausschusses.
8. Sie wählt die landeskirchlichen Mitglieder der Generalsynode der Verei-

nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

Artikel 46 – Zusammensetzung der Landessynode
(1) Der Landessynode gehören an: 

1. 66 gewählte Mitglieder, 
2. zwölf vom Personalausschuss berufene Mitglieder, darunter vier von der 

Landesjugendkammer vorgeschlagene Mitglieder, die zum Zeitpunkt 
der Berufung das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

3. eine Lehrstuhlinhaberin oder ein Lehrstuhlinhaber, die oder der von 
der Theologischen Fakultät der Universität Göttingen entsandt wird. 

(2) 1Der Landessynode gehören Nichtordinierte, Ordinierte und beruflich 
Mitarbeitende an. 2Ihr dürfen nicht mehrheitlich Ordinierte und beruflich Mit-
arbeitende angehören. 
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(3) 1Die Mitglieder der Landessynode sind allein dem Auftrag der Kirche ver-
pflichtet und an Weisungen nicht gebunden. 2Sie dürfen wegen ihrer synodalen 
Tätigkeit nicht zur Rechenschaft gezogen werden. 
(4) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, die Regionalbischöfinnen und 
Regionalbischöfe, die Mitglieder und Mitarbeitenden des Landeskirchenamtes 
sowie die Mitglieder kirchlicher Verfassungs- und Verwaltungsgerichte, die für 
Rechtsstreitigkeiten aus dem Bereich der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers zuständig sind, können der Landessynode nicht angehören. 

Artikel 47 – Bildung der Landessynode
(1) Die Landessynode wird alle sechs Jahre zum 1. Januar neu gebildet.
(2) Berechtigt, die Mitglieder der Landessynode zu wählen, sind alle Mitglieder 
der Kirchenvorstände, alle im aktiven Dienst der Landeskirche stehenden Pas-
torinnen und Pastoren sowie alle Mitglieder der Kirchenkreissynoden. 
(3) 1Über Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit der Bildung der Lan-
dessynode entscheidet der Landessynodalausschuss. 2Diese Entscheidungen 
unterliegen nicht der Nachprüfung durch die kirchlichen Gerichte. 3Wird ein 
Vorgang des Verfahrens zur Bildung der Landessynode für ungültig erklärt, so 
ist dieser zu wiederholen. 
(4) Das Nähere über die Zusammensetzung und die Bildung der Landessynode 
wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 48 – Teilnahmerechte
Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, die Regionalbischöfinnen und 
Regionalbischöfe sowie die Mitglieder und die Bevollmächtigten des Landeskir-
chenamtes nehmen mit Rederecht an den Verhandlungen der Landessynode teil. 

Abschnitt 3:  
Landessynodalausschuss 

Artikel 49 – Aufgaben des Landessynodalausschusses
(1) 1Der Landessynodalausschuss nimmt die in Artikel 45 Absatz 1, 2 und 5 
Nummer 8 genannten Aufgaben der Landessynode wahr, solange diese nicht 
versammelt ist. 2In der Ausübung dieser Aufgaben ist er an die Weisungen der 
Landessynode gebunden. 3Er achtet darauf, dass die Beschlüsse der Landes-



34

Kirchenverfassung KVerf 10 A

synode ausgeführt werden. 4Er berät die anderen kirchenleitenden Organe in 
wichtigen Angelegenheiten der Leitung und Verwaltung der Landeskirche. 
(2) Der Landessynodalausschuss hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Er beruft die Landessynode zu der ersten Tagung nach ihrer Neubildung 
ein.

2. Er entscheidet über Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit der 
Bildung der Landessynode.

3. Er bestimmt die drei weiteren Synodalen nach Artikel 60 Absatz 5, wenn 
die Landessynode nicht rechtzeitig zu einer Tagung zusammentritt.

4. Er erstattet der Landessynode bei jeder ordentlichen Tagung einen 
Tätigkeitsbericht.

5. Er wirkt bei der Rechtsetzung mit.
6. Er wirkt bei der Haushaltsführung der Landeskirche mit, soweit dies im 

Haushaltsplan oder in anderen Kirchengesetzen bestimmt ist.
7. Er stimmt den Grundsätzen der Personalausstattung und -entwicklung 

des Landeskirchenamtes und seiner Einrichtungen zu.
8. Er erteilt die Zustimmung zur Verwendung von Einnahmen für nicht im 

Haushaltsplan vorgesehene Ausgaben, zur Verwendung eines für be-
sondere Zwecke bestimmten landeskirchlichen Vermögens zu anderen 
Zwecken, zur Überschreitung des Haushaltsplanes für die Übernahme 
von Bürgschaften und zur Aufnahme von Krediten, die nicht im Haus-
haltszeitraum getilgt werden können.

9. 1Er nimmt den landeskirchlichen Jahresabschluss ab, prüft die Haus-
haltsführung, beschließt über die Entlastung des Landeskirchenamtes 
und berichtet der Landessynode hierüber. 2Bei der Abnahme des Jah-
resabschlusses und der Beschlussfassung über die Entlastung ist der 
Finanzausschuss der Landessynode zu beteiligen. 3Sachverhalte, über 
die bei der Entlastung kein Einvernehmen erzielt worden ist, sind der 
Landessynode zur Entscheidung vorzulegen. 

(3) Dem Landessynodalausschuss können durch Kirchengesetz weitere Auf-
gaben übertragen werden. 

Artikel 50 – Zusammensetzung und Bildung des 
Landessynodalausschusses

(1) 1Dem Landessynodalausschuss gehören sieben Mitglieder an, darunter 
mindestens zwei und höchstens drei ordinierte Mitglieder, die von der Landes-
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synode aus ihrer Mitte gewählt werden. 2Für die Mitglieder werden ebenso viele 
ordinierte und nichtordinierte Stellvertretungen gewählt. 
(2) 1Der Landessynodalausschuss wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden und eine Stellvertretung. 2Scheidet die oder der Vorsitzende 
aus dem Amt aus, so ist neben dem Vorsitz auch die Stellvertretung neu zu 
wählen. 
(3) 1Die Amtszeit des Landessynodalausschusses beträgt sechs Jahre. 2Der 
Landessynodalausschuss bleibt über das Ende der Amtszeit einer Landessynode 
hinaus so lange im Amt, bis ein neuer Landessynodalausschuss gewählt worden 
ist. 
(4) 1Die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode nimmt an den Sit-
zungen des Landessynodalausschusses mit beratender Stimme teil. 2Sie oder 
er wird im Falle der Verhinderung durch ein anderes Mitglied des Präsidiums 
vertreten. 

Abschnitt 4:  
Landesbischöfin oder Landesbischof und  

Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe

Artikel 51 – Bischöflicher Dienst
(1) Der bischöfliche Dienst in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers wird durch die Landesbischöfin oder den Landesbischof und in den 
Sprengeln durch die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe wahrgenommen. 
(2) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof und die Regionalbischöfinnen 
und Regionalbischöfe tragen insbesondere durch geistliche Leitung und Aufsicht 
Verantwortung für die Einheit der Kirche und die Ausrichtung aller kirchlichen 
Arbeit an Schrift und Bekenntnis. 2Sie vertreten die Landeskirche im kirchlichen 
und öffentlichen Leben, in der Zusammenarbeit mit anderen Kirchen sowie im 
ökumenischen und interreligiösen Gespräch. 3Sie geben Anregungen für das 
kirchliche und geistliche Leben in der Landeskirche. 
(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof und die Regionalbischöfinnen 
und Regionalbischöfe begleiten die kirchlichen Körperschaften und Einrich-
tungen sowie die anderen Formen kirchlichen Lebens und fördern ihr Zusam-
menwirken. 2Sie begleiten den Dienst der Pastorinnen und Pastoren sowie der 
anderen Mitarbeitenden mit Seelsorge, Rat, Ermutigung und Ermahnung. 3Sie 
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tragen Verantwortung für Grundsatzfragen von Theologie, Verkündigung und 
theologischer Ausbildung. 

Artikel 52 – Aufgaben der Landesbischöfin oder  
des Landesbischofs

(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof nimmt den bischöflichen 
Dienst für die gesamte Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers wahr 
und fördert das Zusammenwirken aller Kräfte in der Landeskirche. 2Sie oder er 
nimmt zu Fragen und Aufgaben des kirchlichen und gesellschaftlichen Lebens 
öffentlich Stellung. 
(2) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof wirkt in den Kirchengemeinden 
der Landeskirche durch Predigt und Leitung von Gottesdiensten. 2Sie oder er 
kann diese Aufgaben für sich als Recht in Anspruch nehmen. 3Sie oder er kann 
sich mit Kundgebungen, die im Gottesdienst zu verlesen sind, an die Kirchen-
gemeinden wenden und zu außerordentlichen Gottesdiensten aufrufen. 4Sie 
oder er bestimmt für sich eine Kirche als Predigtstätte.
(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof hat das Recht, Kirchen und 
Kapellen einzuweihen und Visitationen vorzunehmen. 2Sie oder er hat das Recht, 
an Stelle der zuständigen Regionalbischöfin oder des zuständigen Regionalbi-
schofs zu ordinieren. 
(4) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof hat ferner insbesondere fol-
gende Aufgaben:

1. 1Sie oder er ernennt die vom Personalausschuss gewählten Mitglieder 
des Landeskirchenamtes sowie die Regionalbischöfinnen und Regional-
bischöfe, führt sie in ihr Amt ein und übt die Dienstaufsicht gegenüber 
ihnen aus. 2Eine Versetzung in den Wartestand oder in den Ruhestand 
sowie Entscheidungen im Rahmen der Disziplinaraufsicht bedürfen der 
Zustimmung des Personalausschusses. 

2. Sie oder er ernennt die vom Personalausschuss gewählten Mitglieder 
der kirchlichen Gerichte. 

3. Sie oder er ernennt auf Vorschlag der Landesregierung die Äbtissin 
oder den Abt des Klosters Bursfelde. 

4. Sie oder er setzt Dienstbezeichnungen fest und verleiht Titel. 
5. Sie oder er übt das Gnadenrecht in Disziplinarangelegenheiten aus. 
6. Sie oder er führt die Amtsträgerinnen und Amtsträger mit gesamtkirch-

lichem Auftrag in ihr Amt ein. 
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7. Sie oder er beruft die Pastorinnen und Pastoren sowie die von den 
Kirchenkreissynoden gewählten Superintendentinnen und Superin-
tendenten. 

8. Sie oder er hat den Vorsitz im Bischofsrat und im Landeskirchenamt 
inne. 

9. Sie oder er erstattet der Landessynode regelmäßig einen Bericht. 
10. Sie oder er vertritt die Landeskirche bei dem Abschluss von Verträgen, 

die der Zustimmung durch Kirchengesetz bedürfen. 
11. Sie oder er wirkt bei der Ausfertigung und Verkündung von Rechtsvor-

schriften mit und stimmt den Beschlüssen nach Artikel 72 Absatz 1 zu. 

Artikel 53 – Wahl der Landesbischöfin oder des Landesbischofs, 
persönliche Rechtsstellung 

(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof wird auf Vorschlag des Per-
sonalausschusses in der Zusammensetzung nach Artikel 60 Absatz 5 von der 
Landessynode für zehn Jahre gewählt. 2Gewählt wird ohne Aussprache und in 
geheimer Abstimmung. 3Für die Wahl ist im ersten und zweiten Wahlgang eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Landessy-
node erforderlich. 
(2) 1Spätestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit der Landesbischöfin oder des 
Landesbischofs entscheidet der Personalausschuss in der Zusammensetzung 
nach Artikel 60 Absatz 5 mit der Mehrheit der Mitglieder, ob die Amtszeit bis 
zum Ruhestand verlängert wird. 2Die Landessynode kann einer Verlängerung 
widersprechen, indem sie spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit 
verlangt, dass ein Wahlverfahren nach Absatz 1 durchgeführt wird. 
(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof ist jederzeit zum Rücktritt 
berechtigt. 2Sie oder er kann gegen den eigenen Willen nur unter den kirchen-
gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen auf eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand versetzt oder des Amtes enthoben werden. 
(4) 1Die Dienstaufsicht gegenüber der Landesbischöfin oder dem Landesbi-
schof übt die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode aus. 2Über eine 
Versetzung in den Wartestand oder in den Ruhestand sowie über Maßnahmen 
im Rahmen der Disziplinaraufsicht entscheidet der Personalausschuss. 
(5) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt. 
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Artikel 54 – Vertretung der Landesbischöfin oder  
des Landesbischofs

(1) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof kann sich von den Regional-
bischöfinnen und Regionalbischöfen und von den Mitgliedern des Landeskir-
chenamtes vertreten und unterstützen lassen. 
(2) 1Ist die Landesbischöfin oder der Landesbischof für längere Zeit verhindert 
oder hat sie oder er ein Leitungsamt in einer der in Artikel 4 Absatz 1 bis 4 ge-
nannten Körperschaften wahrzunehmen, so regelt der Personalausschuss im 
Einvernehmen mit ihr oder ihm und mit Zustimmung des Landessynodalaus-
schusses die Vertretung. 2Dabei kann aus dem Kreis der Regionalbischöfinnen 
und Regionalbischöfe sowie der ordinierten Mitglieder des Landeskirchenamtes 
eine ständige Vertretung auf Zeit bestimmt werden. 
(3) Ist das Amt der Landesbischöfin oder des Landesbischofs nicht besetzt, so 
wählt der Personalausschuss eine Regionalbischöfin oder einen Regionalbischof 
zur Bischofsvikarin oder zum Bischofsvikar. 
(4) 1Die Vertretung nach den Absätzen 2 und 3 umfasst die Wahrnehmung 
aller Aufgaben und Befugnisse der Landesbischöfin oder des Landesbischofs 
mit Ausnahme der Rechte gemäß Artikel 52 Absatz 4 Nummer 8. 2Sie umfasst 
auch das Recht, an den Sitzungen des Bischofsrates, des Landeskirchenamtes 
und des Personalausschusses teilzunehmen. 

Artikel 55 – Aufgaben der Regionalbischöfinnen  
und Regionalbischöfe

(1) 1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe nehmen den bischöflichen 
Dienst in den Sprengeln wahr. 2Sie übernehmen zugleich gesamtkirchliche Aufga-
ben und haben Anteil an der Leitung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers. 
(2) 1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe wirken in den Kirchen-
gemeinden der Sprengel durch Predigt und Leitung von Gottesdiensten. 2Sie 
können diese Aufgaben für sich als Recht in Anspruch nehmen. 
(3) 1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe haben die Aufgabe, zu 
ordinieren, zu visitieren und Kirchen und Kapellen einzuweihen. 2Artikel 52 
Absatz 3 bleibt unberührt. 
(4) Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe haben ferner insbesondere 
folgende Aufgaben: 
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1. Sie führen Superintendentinnen und Superintendenten sowie Amts-
trägerinnen und Amtsträger mit einem Auftrag für den Sprengel in ihr 
Amt ein. 

2. Sie laden zu Generalkonventen, Ephorenkonferenzen und Konferenzen 
der Diakoninnen und Diakone ein. 

3. Sie wirken bei der Prüfung des theologischen Nachwuchses mit. 
4. Sie beauftragen Prädikantinnen und Prädikanten. 
5. Sie segnen Diakoninnen und Diakone ein. 
6. Sie wirken an der Wahl und an den Dienstbeschreibungen der Super-

intendentinnen und Superintendenten mit. 

Artikel 56 – Wahl der Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe, 
persönliche Rechtsstellung 

(1) Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe werden vom Personalaus-
schuss in der Zusammensetzung nach Artikel 60 Absatz 6 auf zehn Jahre gewählt 
und von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof ernannt. 
(2) 1Spätestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit einer Regionalbischöfin oder 
eines Regionalbischofs entscheidet der Personalausschuss in der Zusammen-
setzung nach Artikel 60 Absatz 6, ob die Amtszeit bis zum Ruhestand verlängert 
wird. 2Die Landesbischöfin oder der Landesbischof oder die Landessynode 
können einer Verlängerung widersprechen, indem sie spätestens sechs Mo-
nate vor Ablauf der Amtszeit verlangen, dass ein Wahlverfahren nach Absatz 1 
durchgeführt wird. 
(3) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt. 

Artikel 57 – Bischofsrat
(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof und die Regionalbischöfin-
nen und Regionalbischöfe kommen regelmäßig als Bischofsrat zusammen und 
beraten über alle Fragen, die das kirchliche Leben betreffen. 2Den Vorsitz führt 
die Landesbischöfin oder der Landesbischof. 
(2) 1Der Bischofsrat ist an Beschlüssen nach Artikel 72 Absatz 1 beteiligt. 2Er 
wirkt bei der Besetzung von Pfarrstellen durch Ernennung und bei der Berufung 
von Pastorinnen und Pastoren mit besonderem Auftrag beratend mit. 
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Abschnitt 5:  
Landeskirchenamt

Artikel 58 – Aufgaben des Landeskirchenamtes
(1) 1Das Landeskirchenamt führt die laufenden Geschäfte der Landeskirche in 
eigener Verantwortung. 2Es ist zuständig für alle Angelegenheiten der Verwaltung 
der Landeskirche, soweit die Zuständigkeit nicht anderen Stellen übertragen ist. 

3Es sorgt im Zusammenwirken mit anderen kirchenleitenden Organen für die 
Wahrung und Fortentwicklung des kirchlichen Rechts, für eine zweckmäßige 
Organisation der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers und für 
eine transparente Finanzwirtschaft. 4Es trägt Verantwortung für theologische 
Grundsatzfragen und nimmt am Öffentlichkeitsauftrag der Landeskirche teil. 
(2) Das Landeskirchenamt hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Es beschließt mit Zustimmung des Landessynodalausschusses über 
Rechtsverordnungen und bringt auf Veranlassung der Landessynode 
oder von sich aus Entwürfe von Kirchengesetzen in die Landessynode 
ein. 

2. Es bereitet Konzepte für die kirchliche Arbeit vor und wirkt an der 
Umsetzung beschlossener Konzepte mit. 

3. Es entscheidet im Rahmen des geltenden Rechts und der darin vor-
gesehenen Beteiligungsverfahren über die Errichtung, Aufhebung, 
Zusammenlegung und Veränderung kirchlicher Körperschaften sowie 
landeskirchlicher Einrichtungen und übt die oberste Aufsicht über sie 
aus. 

4. Es berät und unterstützt die kirchlichen Körperschaften, die Einrichtun-
gen der Landeskirche und die anderen Formen kirchlichen Lebens sowie 
die anderen kirchenleitenden Organe bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

5. Es ist mitverantwortlich für gesamtkirchliche Fragen der Personalpla-
nung, des Personaleinsatzes und der Personalentwicklung. 

6. Es übt unbeschadet der Aufsichtsbefugnisse anderer Stellen die obers-
te Dienstaufsicht über die Mitarbeitenden der Landeskirche und der 
kirchlichen Körperschaften aus. 

7. Es stellt den Entwurf des Haushaltsplanes und den Jahresabschluss der 
Landeskirche auf. 

8. Es beschließt mit Zustimmung des Landessynodalausschusses die 
Grundsätze seiner Personalausstattung und -entwicklung.
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9. Es legt der Landessynode Berichte über den Stand des kirchlichen 
Lebens und der kirchlichen Arbeit vor. 

(3) Das Landeskirchenamt vertritt die Landeskirche im Rechtsverkehr, soweit 
keine andere Zuständigkeit gegeben ist. 
(4) Maßnahmen des Landeskirchenamtes, durch die voraussichtlich Mittel 
der Landeskirche in Anspruch genommen werden, die nicht im Haushaltsplan 
vorgesehen sind, bedürfen der Zustimmung des Landessynodalausschusses. 
(5) In Verwaltungsverfahren, die Aufgaben einer Kirchengemeinde oder eines 
Zusammenschlusses von Kirchengemeinden betreffen, gibt das Landeskirchen-
amt dem Kirchenkreis Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Artikel 59 – Zusammensetzung des Landeskirchenamtes
(1) 1Den Vorsitz des Landeskirchenamtes hat die Landesbischöfin oder der 
Landesbischof inne. 2Weitere Mitglieder sind die Präsidentin oder der Präsident, 
ihre oder seine Vertretung im Amt sowie weitere ordinierte und nichtordinierte 
Mitglieder. 
(2) 1Die Mitglieder des Landeskirchenamtes werden vom Personalausschuss 
gewählt und von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof ernannt. 2Im 
Übrigen wird die Rechtsstellung der Mitglieder des Landeskirchenamtes durch 
Kirchengesetz geregelt. 
(3) 1Die Mitglieder des Landeskirchenamtes entscheiden als Kollegium. 2Alle 
Mitglieder haben gleiches Stimmrecht. 

Abschnitt 6:  
Personalentscheidungen

Artikel 60 – Personalausschuss
(1) Der Personalausschuss beschließt über folgende Personalangelegenheiten: 

1. Er beruft die Mitglieder der Landessynode nach Artikel 46 Absatz 1 
Nummer 2. 

2. Er erstellt den Vorschlag für die Wahl der Landesbischöfin oder des 
Landesbischofs und für die Verlängerung der Amtszeit. 

3. Er wählt die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe und entschei-
det über eine Verlängerung ihrer Amtszeit. 

4. Er wählt die Mitglieder des Landeskirchenamtes. 
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5. Er befindet über die Zustimmung zu Entscheidungen der Landesbischö-
fin oder des Landesbischofs nach Artikel 52 Absatz 4 Nummer 1 Satz 2. 

6. Er wählt Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, Pastorinnen und 
Pastoren der Landeskirche und andere Mitarbeitende in besonders 
herausgehobenen Funktionen; das Nähere wird durch Kirchengesetz 
oder Rechtsverordnung geregelt. 

7. Er entscheidet gegenüber der Landesbischöfin oder dem Landesbischof 
über eine Versetzung in den Wartestand oder in den Ruhestand sowie 
über Maßnahmen im Rahmen der Disziplinaraufsicht. 

8. Er wählt die Mitglieder der kirchlichen Gerichte. 
9. Er wählt die Vertreterinnen und Vertreter der Landeskirche in der 

Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland und die 
Delegierten bei ökumenischen Versammlungen. 

10. Er bestätigt die Wahl der Äbtissin oder des Abtes des Klosters Loccum 
und des Klosters Amelungsborn. 

11. Er wählt eine Bischofsvikarin oder einen Bischofsvikar.
(2) Dem Personalausschuss können durch Kirchengesetz weitere Personalauf-
gaben übertragen werden. 
(3) Dem Personalausschuss gehören an:

1. die Landesbischöfin oder der Landesbischof als Vorsitzende oder Vor-
sitzender,

2. die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode,
3. die oder der Vorsitzende des Landessynodalausschusses,
4. eine Regionalbischöfin oder ein Regionalbischof, die oder der von den 

Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfen gewählt wird, 
5. die Präsidentin oder der Präsident des Landeskirchenamtes, 
6. ein von den Mitgliedern des Landeskirchenamtes aus deren Mitte 

gewähltes ordiniertes Mitglied, 
7. fünf von der Landessynode aus deren Mitte gewählte Mitglieder, dar-

unter höchstens ein ordiniertes Mitglied. 
(4) 1Die Amtszeit der nach Absatz 3 Nummer 4, 6 und 7 gewählten Mitglieder 
beträgt sechs Jahre. 2Sie beginnt jeweils achtzehn Monate nach dem Beginn der 
Amtszeit einer Landessynode. 3Bis dahin bleiben die von der vorhergehenden 
Landessynode gewählten Mitglieder nach Absatz 3 Nummer 7 auch dann im 
Amt, wenn sie der neu gebildeten Landessynode nicht mehr angehören. 4Die 
Mitgliedschaft der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode besteht 
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über das Ende der Amtszeit einer Landessynode hinaus fort, bis die neu gebildete 
Landessynode eine neue Präsidentin oder einen neuen Präsidenten gewählt 
hat. 
(5) 1Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 2 wird der Personalausschuss 
um drei weitere Mitglieder der Landessynode erweitert. 2Die Landesbischöfin 
oder der Landesbischof ist an diesen Entscheidungen nicht beteiligt. 3Den Vorsitz 
übernimmt die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode. 
(6) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 3 wird der Personalausschuss 
um folgende Personen aus dem betroffenen Sprengel erweitert: 

1. zwei Mitglieder der Landessynode, 
2. die Vorsitzende oder der Vorsitzende einer Kirchenkreissynode und 
3. eine Superintendentin oder ein Superintendent.

(7) Durch Kirchengesetz kann vorgesehen werden, dass der Personalausschuss 
für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 6 um ein weiteres Mitglied erweitert 
wird, das für die betroffene Stelle zuständig ist. 
(8) 1Der Personalausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Diese regelt auch 
die Vertretung der Mitglieder nach Absatz 3 Nummer 2 bis 7. 

Teil 5 – Besondere Formen kirchlichen Lebens, 
Forschung und Lehre 

Artikel 61 – Einrichtungen und Werke 
(1) Zur Erfüllung des Auftrages der Kirche können die kirchlichen Körperschaften 
rechtlich unselbständige Einrichtungen und Werke errichten. 
(2) Die Landeskirche ist Trägerin von Einrichtungen, die 

1. für die gesamte Landeskirche unmittelbar einzelne kirchliche Aufgaben 
wahrnehmen,

2. der Begleitung und Unterstützung des kirchlichen und gemeindlichen 
Lebens dienen oder 

3. für die Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie die Begleitung von Mitar-
beitenden sorgen. 

(3) Die Landeskirche kann Einrichtungen auch in Zusammenarbeit mit anderen 
Landeskirchen oder mit gesamtkirchlichen Zusammenschlüssen errichten. 
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Artikel 62 – Diakonisches Werk
Die diakonischen Werke und Einrichtungen im Bereich der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers arbeiten gemeinsam mit diakonischen Werken 
und Einrichtungen aus anderen Landeskirchen im Diakonischen Werk evange-
lischer Kirchen in Niedersachsen e.V. zusammen. 

Artikel 63 – Missionswerk
Durch das Evangelisch-lutherische Missionswerk in Niedersachsen beteiligt 
sich die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers in Gemeinschaft mit 
anderen Landeskirchen an der weltweiten Wahrnehmung des Missionsauftrages 
der Kirche und seiner Vermittlung in Deutschland. 

Artikel 64 – Geistliche Gemeinschaften, Kommunitäten und Klöster

1Die Landeskirchlichen Gemeinschaften, die mit der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers verbundenen Geistlichen Gemeinschaften und Kom-
munitäten sowie die evangelischen Klöster und Stifte auf dem Gebiet der Lan-
deskirche tragen durch ihre jeweilige Lebensform und Frömmigkeitspraxis zur 
Förderung des geistlichen Lebens in der Landeskirche bei. 2Die Landeskirche 
bietet ihnen Begleitung und Unterstützung an. 

Artikel 65 – Klöster Loccum und Amelungsborn
(1) Die Klöster Loccum und Amelungsborn dienen als Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts kirchlichen Zwecken innerhalb der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers.
(2) 1Die Klöster ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig im 
Rahmen des geltenden Rechts. 2Sie geben sich eine Klosterverfassung, die der 
Genehmigung durch das Landeskirchenamt bedarf. 
(3) 1Die Klöster stehen unter der Aufsicht des Landeskirchenamtes. 2Für die 
Wahrnehmung der Aufsicht gelten die Bestimmungen über die allgemeine Auf-
sicht gegenüber den Kirchenkreisen entsprechend. 3Die Bestimmungen über 
die kirchenaufsichtliche Genehmigung von Beschlüssen und Erklärungen des 
Kirchenkreisvorstandes finden keine Anwendung. 
(4) 1Die Zusammensetzung und die Leitung des Konvents werden durch die 
Klosterverfassung geregelt. 2Die Wahl der Äbtissin oder des Abtes bedarf der 
Bestätigung durch den Personalausschuss. 
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(5) Das Kloster Loccum stellt der Landeskirche Räume für den Betrieb ihres 
Predigerseminars zur Verfügung. 

Artikel 66 – Kloster Bursfelde
(1) 1Im Kloster Bursfelde besteht ein Geistliches Zentrum der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers. 2Das Nähere regelt eine vom Landes-
kirchenamt zu erlassende Klosterordnung. 
(2) 1Die Äbtissin oder der Abt des Klosters Bursfelde wird von der Landesbischö-
fin oder dem Landesbischof auf Vorschlag der Landesregierung aus dem Kreis 
der evangelisch-lutherischen ordentlichen Professorinnen und Professoren der 
Theologischen Fakultät der Universität Göttingen ernannt. 2Die Äbtissin oder 
der Abt steht einem Konvent vor. 

Artikel 67 – Forschung und Lehre
(1) Die Theologische Fakultät der Universität Göttingen, die Institute für 
evangelische Theologie an anderen staatlichen Hochschulen im Bereich der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, die Hochschule Hannover 
und die Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover nehmen als 
Einrichtungen wissenschaftlicher Forschung und Lehre im Rahmen der gemein-
samen Angelegenheiten von Kirche und Staat nach Artikel 5 Absatz 3 kirchliche 
Aufgaben wahr und wirken mit der Landeskirche zusammen. 
(2) Die Theologische Fakultät der Universität Göttingen nimmt insbesondere 
folgende kirchliche Aufgaben wahr: 

1. Sie verantwortet die wissenschaftliche Ausbildung von Pastorinnen und 
Pastoren sowie Religionslehrkräften.

2. Ihre Mitglieder beteiligen sich an der Durchführung der Theologischen 
Prüfungen. 

3. Sie berät die Landeskirche in Fragen von theologischer Bedeutung. 
4. Sie entsendet eine Lehrstuhlinhaberin oder einen Lehrstuhlinhaber in 

die Landessynode.
(3) Die Institute für evangelische Theologie an anderen staatlichen Hochschulen 
im Bereich der Landeskirche verantworten die wissenschaftliche Ausbildung 
von evangelischen Religionslehrkräften und beraten die Landeskirche durch 
wissenschaftliche Gutachten. 
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(4) Die Hochschule Hannover verantwortet die wissenschaftliche Ausbildung von 
Diakoninnen und Diakonen im Rahmen des Studiengangs Religionspädagogik 
und Soziale Arbeit. 
(5) Die Hochschule für Musik, Theater und Medien Hannover verantwortet die 
künstlerische und wissenschaftliche Ausbildung von Kirchenmusikerinnen und 
Kirchenmusikern. 

Teil 6 – Rechtsetzung, Rechtspflege, 
Finanzverfassung 

Abschnitt 1:  
Rechtsetzung

Artikel 68 – Vorbehalt des Gesetzes
Einer kirchengesetzlichen Regelung bedarf es insbesondere

1. zur Änderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen oder Verordnungen 
mit Gesetzeskraft,

2. zur Regelung der Rechtsstellung der Mitglieder der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers und der Inhaberinnen und Inhaber 
von Diensten nach Artikel 11, 

3. zur Regelung des Rechts der kirchlichen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen,

4. zur Regelung des Kirchensteuerrechts,
5. zur Regelung von Zahl und Abgrenzung der Sprengel,
6. zur Errichtung kirchlicher Gerichte und zur Regelung ihrer Zusammen-

setzung sowie der Zuständigkeiten und Verfahren, 
7. zur Änderung des Gebietes der Landeskirche, wenn die Änderung mehr 

als eine Kirchengemeinde betrifft, 
8. in allen sonstigen Fällen, in denen diese Verfassung eine kirchengesetz-

liche Regelung verlangt.

Artikel 69 – Verfahren der Gesetzgebung
(1) Die Gesetzgebung ist Aufgabe der Landessynode.
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(2) 1Gesetzentwürfe werden aus der Mitte der Landessynode oder vom Lan-
deskirchenamt eingebracht. 2Gesetzentwürfe aus der Mitte der Landessynode 
bedürfen der Unterstützung von mindestens 15 Mitgliedern der Landessynode. 
(3) Gesetzentwürfen ist eine Begründung beizufügen.

Artikel 70 – Verfassungsänderung
(1) Die Verfassung kann durch Kirchengesetz geändert oder ergänzt werden 
(Verfasungsänderung). 
(2) 1Bei verfassungsändernden Gesetzen ist eine zweimalige Beratung und 
Abstimmung erforderlich. 2Für die Schlussabstimmung ist die Zustimmung von 
mindestens zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Landessynode 
erforderlich. 

Artikel 71 – Verordnungen mit Gesetzeskraft
(1) 1In dringenden Fällen kann der Landessynodalausschuss Angelegenheiten, 
die einer kirchengesetzlichen Regelung bedürfen, durch Verordnung mit Geset-
zeskraft regeln, wenn die Landessynode nicht rechtzeitig einberufen werden 
kann. 2Die Verfassung kann durch eine Verordnung mit Gesetzeskraft nicht 
geändert werden. 
(2) 1Verordnungen mit Gesetzeskraft sind der Landessynode unverzüglich zur 
Bestätigung vorzulegen. 2Wird eine Verordnung mit Gesetzeskraft mit Änderun-
gen bestätigt, so ist sie in der von der Landessynode beschlossenen Fassung 
neu auszufertigen und zu verkünden. 3Wird eine Verordnung mit Gesetzeskraft 
nicht bestätigt, so tritt sie zu dem von der Landessynode festgelegten Zeitpunkt 
außer Kraft. 

Artikel 72 – Ordnung des Gottesdienstes 
(1) 1Agenden, Gesangbücher, Perikopenordnungen und Katechismen der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers oder eines Zusammenschlus-
ses nach Artikel 4 Absatz 1 oder 2 werden durch übereinstimmende Beschlüsse 
von Bischofsrat und Landessynode sowie mit Zustimmung der Landesbischöfin 
oder des Landesbischofs eingeführt, geändert, zum Gebrauch empfohlen oder 
freigegeben. 2Vor der Beschlussfassung ist den Kirchenkreisen und Kirchenge-
meinden Gelegenheit zur Stellungnahme oder Erprobung zu geben. 
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(2) Die Kirchengemeinden nehmen neu eingeführte oder geänderte Agenden, 
Gesangbücher, Perikopenordnungen und Katechismen durch übereinstimmende 
Beschlüsse von Pfarramt und Kirchenvorstand in Gebrauch. 

Artikel 73 – Rechtsverordnungen
Das Landeskirchenamt kann mit Zustimmung des Landessynodalausschusses 
Rechtsverordnungen erlassen, wenn es durch ein Kirchengesetz dazu ermächtigt 
ist oder wenn eine Angelegenheit nach dieser Verfassung keiner kirchengesetz-
lichen Regelung bedarf. 

Artikel 74 – Satzungen

1Die kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sind berechtigt, ihre 
Angelegenheiten im Rahmen des landeskirchlichen Rechts durch Satzung zu 
regeln. 2Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, dass Satzungen der Ge-
nehmigung durch das Landeskirchenamt oder durch den Kirchenkreisvorstand 
bedürfen. 

Artikel 75 – Ausfertigung und Verkündung von Rechtsvorschriften
(1) 1Kirchengesetze, Verordnungen mit Gesetzeskraft, Beschlüsse nach Arti-
kel 71 Absatz 2 und nach Artikel 72 Absatz 1 sowie Rechtsverordnungen sind 
auszufertigen und im Kirchlichen Amtsblatt zu verkünden. 2Satzungen können 
auch auf andere Weise öffentlich bekannt gemacht werden.
(2) Zuständig für die Ausfertigung und Verkündung ist bei Kirchengesetzen, 
Verordnungen mit Gesetzeskraft sowie Beschlüssen nach Artikel 71 Absatz 2 
und nach Artikel 72 Absatz 1 die Landesbischöfin oder der Landesbischof und 
bei Rechtsverordnungen das Landeskirchenamt. 

Artikel 76 – Gesamtkirchliche Rechtsetzung
(1) 1Entwürfe von Ordnungen nach Artikel 72 sowie Gesetzentwürfe eines 
Zusammenschlusses nach Artikel 4 Absatz 1 oder 2, die die Rechtsetzung der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers berühren, hat das Landes-
kirchenamt alsbald dem Landessynodalausschuss zur Unterrichtung zuzuleiten. 

2Stellungnahmen der Landeskirche zu Entwürfen nach Satz 1 bedürfen der 
Zustimmung des Landessynodalausschusses. 
(2) 1Die Zustimmung der Landeskirche zu einem von der Evangelischen Kirche 
in Deutschland mit Wirkung für ihre Gliedkirchen beschlossenen Kirchengesetz 
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bedarf der Ermächtigung durch ein Kirchengesetz der Landeskirche. 2Wenn 
durch dieses Kirchengesetz die Verfassung der Landeskirche geändert wird, 
gilt Artikel 70 Absatz 2entsprechend.
(3) Für eine Erklärung über das Außerkraftsetzen eines Kirchengesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland für die Landeskirche gilt Absatz 2 entspre-
chend. 

Artikel 77 – Erprobungen
(1) 1Zur Erprobung neuer Strukturen in einzelnen Bereichen kann die Landes-
synode ein Kirchengesetz beschließen, das Erprobungsregelungen ermöglicht. 

2Erprobungsregelungen dürfen für befristete Zeit von einzelnen Vorschriften 
dieser Verfassung, der Kirchengesetze und der Rechtsverordnungen abweichen. 
(2) Für die Beratung und Abstimmung über ein Erprobungsgesetz und dessen 
Änderung gelten die Bestimmungen über die Änderung der Verfassung ent-
sprechend, wenn das Erprobungsgesetz eine Abweichung von der Verfassung 
ermöglicht. 
(3) 1Erprobungsregelungen sind durch Verordnung mit Gesetzeskraft zu treffen. 

2Die Bestimmungen über die Dringlichkeit einer Verordnung mit Gesetzeskraft 
sind dabei nicht anzuwenden. 

Abschnitt 2:  
Rechtspflege

Artikel 78 – Kirchlicher Rechtsschutz
(1) 1Wird eine Person durch die Entscheidung einer kirchlichen Körperschaft 
in ihren Rechten verletzt, so kann sie eine Überprüfung verlangen. 2Das Nähere 
wird durch Kirchengesetz geregelt. 
(2) In Verfassungs- und Verwaltungsstreitigkeiten sowie in Disziplinarangele-
genheiten, mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeiten und in sonstigen 
durch Kirchengesetz bestimmten Fällen steht der Rechtsweg zu den zuständigen 
kirchlichen Gerichten offen. 

Artikel 79 – Rechtliches Gehör
In Verwaltungsverfahren und vor den kirchlichen Gerichten haben die Beteiligten 
Anspruch auf rechtliches Gehör. 
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Artikel 80 – Kirchliche Gerichte
(1) Die Mitglieder kirchlicher Gerichte sind unabhängig und nur an Schrift und 
Bekenntnis sowie an das geltende Recht gebunden. 
(2) Unter den Mitgliedern eines kirchlichen Gerichts müssen sich jeweils min-
destens ein ordiniertes Mitglied und ein Mitglied mit Befähigung zum Richteramt 
befinden. 
(3) 1Die Landeskirche kann ein kirchliches Gericht gemeinsam mit anderen 
Landeskirchen errichten. 2Sie kann sich auch der Gerichte der Evangelischen 
Kirche in Deutschland oder eines gliedkirchlichen Zusammenschlusses bedienen. 
(4) 1Soweit die Landeskirche eigene kirchliche Gerichte errichtet, werden de-
ren Mitglieder vom Personalausschuss gewählt und von der Landesbischöfin 
oder vom Landesbischof ernannt. 2Sie können gegen ihren Willen nur kraft 
richterlicher Entscheidung auf kirchengesetzlich geordnetem Weg ihres Amtes 
enthoben oder an der Ausübung ihres Amtes gehindert werden. 
Abschnitt 3: Finanzverfassung

Artikel 81 – Grundsätze
(1) 1Das Vermögen der kirchlichen Körperschaften und ihrer Einrichtungen 
dient allein der Erfüllung kirchlicher Aufgaben. 2Es ist wirtschaftlich, sparsam, 
ethisch-nachhaltig, transparent und in gesamtkirchlicher Verantwortung zu 
verwalten. 
(2) Zweckgebundenes Vermögen ist entsprechend zu verwenden.

Artikel 82 – Einnahmen
(1) Die kirchlichen Aufgaben werden durch freiwillige Gaben, Kirchensteuern 
und sonstige Abgaben, Erträge aus Vermögen, Staatsleistungen und sonstige 
Erträge finanziert. 
(2) Die Landeskirche, die Kirchenkreise und die Kirchengemeinden haben das 
Recht, von ihren Mitgliedern Kirchensteuern und sonstige Abgaben zu erheben. 
(3) Die Landeskirche und die Kirchenkreise können Umlagen erheben. 

Artikel 83 – Finanzausgleich 
(1) Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, dass das Recht der Landeskirche, 
der Kirchenkreise oder der Kirchengemeinden zur Erhebung von Kirchensteuern, 
Umlagen oder sonstigen Abgaben ganz oder teilweise ruht. 
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(2) Zwischen der Landeskirche, den Kirchenkreisen und den Kirchengemeinden 
findet ein Finanzausgleich statt, der im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel eine solidarische, proportionale und dem gemeinsamen Auftrag der 
kirchlichen Körperschaften entsprechende Verteilung der kirchlichen Einnahmen 
sicherstellt. 

Artikel 84 – Haushaltsführung
(1) 1Grundlage für die Haushaltsführung ist der für jedes Haushaltsjahr aufzu-
stellende Haushaltsplan einschließlich eines Stellenplanes. 2Der Haushaltsplan 
ist insgesamt auszugleichen; Kreditaufnahmen dürfen nur im Ausnahmefall 
vorgesehen werden. 
(2) Die Haushaltspläne der kirchlichen Körperschaften sind offenzulegen. 
(3) 1Durch den Haushaltsplan wird die haushaltsführende Stelle ermächtigt, 
die darin vorgesehenen Einnahmen zu heben und Ausgaben zu leisten. 2Ist zum 
Schluss eines Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende Haushaltsjahr 
noch nicht festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten die haushaltsführende 
Stelle ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die erforderlich sind, um die not-
wendigen Aufgaben und die rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen. 
(4) Der Beschluss über die Erhebung von Kirchensteuern, Umlagen oder 
sonstigen Abgaben bleibt solange in Kraft, bis die Landessynode einen neuen 
Beschluss gefasst hat. 

Artikel 85 – Rechnungslegung und Rechnungsprüfung
(1) Nach Ablauf jedes Haushaltszeitraumes haben die kirchlichen Körperschaften 
einen Jahresabschluss aufzustellen. 
(2) 1Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der kirchlichen Körperschaften un-
terliegt einer Rechnungsprüfung. 2Die Rechnungsprüfung ist allein dem Gesetz 
unterworfen und unabhängig gegenüber den zu prüfenden Körperschaften. 

Artikel 86 – Gesetzliche Regelungen
Das Nähere über die Einnahmen, den Finanzausgleich, die Haushaltsführung 
sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung wird durch Kirchengesetz 
geregelt.
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Teil 7 – Schlussbestimmung

Artikel 87 – Inkrafttreten

1Diese Verfassung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 2Das Nähere wird durch ein 
Einführungsgesetz geregelt.



5353

KGO 12 A  Kirchengemeindeordnung

Kirchengemeindeordnung

Vom 28. April 2006

KABl. 2006, S. 62, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Kirchengesetzes 
vom 21. Dezember 2023, KABl. 2023, S. 106

Inhaltsverzeichnis1

Präambel 

I. Teil Grundlegende Bestimmungen 

§ 1 Kirchengemeinde 
§ 1a [Rechtsstatus der Kirchengemeinde] 
§ 2 Kirchengemeinde und Pfarramt 
§ 3 Aufgaben 
§ 4 Rechtliche Stellung 
§ 5 Errichtung, Änderung, Aufhebung 
§ 6 (aufgehoben) 
§ 7 (aufgehoben) 

II. Teil Glieder der Kirchengemeinde 

§ 8 [Mitgliedschaft] 
§ 9 [Umpfarrung] 
§ 10 [Einparochiale Gebiete] 
§ 11 [Zuzug] 
§ 12 [Erwerb der Kirchenmitgliedschaft] 
§ 13 [Verlust der Kirchenmitgliedschaft] 
§ 14 [Rechte und Pflichten] 
§ 15 [Dimissoriale] 

1 Red. Anm.: Inhaltsverzeichnis ist nicht Bestandteil der amtlichen Vorschrift.
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III. Teil Dienste in der Kirchengemeinde 

Erster Abschnitt:  Amt der Verkündigung 
§ 16 [Auftrag] 
§ 17 [Ausübung] 
§ 18 [Dienstbesprechung] 
Zweiter Abschnitt:  Pfarramtlicher Dienst 
§ 19 [Verwaltung des Pfarramtes] 
§ 20 [Aufgaben; Verschwiegenheit] 
§ 21 [Verfügungsgewalt; Kanzelrecht] 
§ 22 [Besondere Einrichtungen] 
Dritter Abschnitt:  Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
§ 23 [Allgemeines] 
§ 24 [Stellen] 
§ 24a [Ehrenamtliche] 
§ 25 [Besprechung mit dem Kirchenvorstand] 

IV. Teil Kirchenvorstand 

Erster Abschnitt:  Allgemeines 
§ 26 Grundsatz 
§ 27  Zusammensetzung und Bildung des Kirchenvor­

standes
§ 28 Amt der Kirchenvorsteher und Kirchenvorsteherinnen
§ 29 (aufgehoben) 
Zweiter Abschnitt:  Bildung des Kirchenvorstandes 
§§ 30 – 39  (aufgehoben) 
Dritter Abschnitt:  Wirksamkeit des Kirchenvorstandes 
§ 40 Vorsitz 
§ 41 Geschäftsführung 
§ 42 Sitzungen 
§ 42a Teilnahmerechte 
§ 43 Beschlussfähigkeit 
§ 44 Abstimmung 
§ 45 Wahlen 
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§ 46 Niederschrift 
§ 47  Beanstandung von Kirchenvorstandsbeschlüssen
§ 48 Einspruchsrecht des Pfarramtes 
§ 49 Vertretung der Kirchengemeinde 
§ 50 Verteilung von Einzelaufgaben 
§ 50a  Übertragung von Geschäften der laufenden Verwal-

tung auf das Kirchenkreisamt 
§ 50b Verwaltungsausschuss 
§ 50c Nichtrechtsfähige Stiftungen
§ 51  Beratung mit Mitarbeitern, Mitarbeiterinnen und 

Sachkundigen 
§ 52 Aufgaben und Befugnisse des Kirchenvorstandes
§ 53 [Organisation der Arbeit] 
§ 54 [Fortbildung] 
§ 55 [Konflikte] 
Vierter Abschnitt:  Verwaltung des Vermögens der Kirchengemeinde 
§ 56 Zweckbindung des kirchlichen Vermögens 
§ 57 (aufgehoben) 
§ 58 Pfarramtskasse 
§ 59 Kirchliche Abgaben 
§ 60 Haushaltsplan 
§ 61 Kassenführung 
§ 62 Rechnungslegung 
§ 63 Haushalts­, Kassen­ und Rechnungsprüfung 
§ 64 [Leitungs­ und Verwaltungsaufgaben] 
§ 65 Ergänzende Regelungen 
§ 66 Genehmigungsvorbehalte 

V. Teil Aufsicht 

§ 67 Aufsicht 
§ 68 Unterrichtung 
§ 69 Beanstandung 
§ 70 Anordnung oder Ersatzvornahme 
§ 71 Verfahren bei Verweigerung gesetzlicher Leistungen 
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§ 72 Auflösung des Kirchenvorstandes 

VI. Teil Gemeindeversammlung 

§ 73 Einberufung 
§ 74 Aufgaben und Befugnisse 
§ 75 Einladung 
§ 76 Vorsitz 
§ 77 Beschlussfähigkeit und Abstimmung 

VII. Teil Gemeindebeirat  

§ 78 [Bildung] 
§ 79 Mitglieder 
§ 80 Aufgaben und Befugnisse 
§ 81 Vorsitz 
§ 82 Sitzungen 
§ 83 Beschlüsse 
§ 84 Gemeinsame Sitzung mit dem Kirchenvorstand 

VIII. Teil Gemeindesatzung 

§ 85 Aufstellung und Genehmigung 
§ 86 Bekanntgabe 
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[IX. Teil Kapellengemeinde]2

[§ 87 Grundsatz]3

[§ 88 Zusammensetzung und Bildung des Kapellenvorstandes]4

2 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118, geändert durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 
2022, S. 108:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer Gesamtkir-
chengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 31. August 2023 
auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde in eine Ortskirchenge-
meinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen umgewandelt werden.“

3 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118, geändert durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 
2022, S. 108:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer Gesamtkir-
chengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 31. August 2023 
auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde in eine Ortskirchenge-
meinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen umgewandelt werden.“

4 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118, geändert durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 
2022, S. 108:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer Gesamtkir-
chengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 31. August 2023 
auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde in eine Ortskirchenge-
meinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen umgewandelt werden.“
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[§ 89 Haushaltswesen]5 
[§ 90 Ausschluss von Vorschriften]6 

X. Teil Patronat 

§ 91 [Patronatsrecht] 

5 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118, geändert durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 
2022, S. 108:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer Gesamtkir-
chengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 31. August 2023 
auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde in eine Ortskirchenge-
meinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen umgewandelt werden.“

6 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118, geändert durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 
2022, S. 108:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer Gesamtkir-
chengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 31. August 2023 
auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde in eine Ortskirchenge-
meinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen umgewandelt werden.“
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[XI. Teil Teil Zusammenschlüsse von Kirchengemeinden]7

[Erster Abschnitt:  Allgemeines]8

[§ 92 Rechtsformen]9

[§ 92a Pfarrverband]10

7 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

8 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

9 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

10 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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[Zweiter Abschnitt:   Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden auf Grund 
schriftlicher Vereinbarung]11

§§ 93 – 94  (aufgehoben)12

[Dritter Abschnitt:   Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden in 
Verbandsform]13 

§§ 95 – 99 (aufgehoben)14 

[Vierter Abschnitt:  Kirchengemeindeverbände]15 
§§ 100 – 111 (aufgehoben)16 

11 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

12  Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

13 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

14 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

15 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

16 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.
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[Fünfter Abschnitt:  Gesamtverbände]17 
[§ 112 Anwendungsbereich]18 
[§ 113 Organe]19 
[§ 114 Umwandlung]20 

17 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

18 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

19 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

20 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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[§ 115 Übertragung auf einen Kirchenkreis]21 

XII. Teil Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 116 Übergangsvorschriften 
§ 117 Ausführungsbestimmungen 
§ 118 (Inkrafttreten) 

21 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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Präambel

Der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums ist für die Kirchenge-
meinden in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers verpflichtend.
Grundlage der Verkündigung in der Landeskirche ist das in Jesus Christus offenbar 
gewordene Wort Gottes, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testa-
mentes gegeben und in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen 
Kirche bezeugt ist.

I. Teil  
Grundlegende Bestimmungen

§ 1 
Kirchengemeinde

(1) 1Die Kirchengemeinde nimmt als rechtlich verfasste Gemeinschaft von 
Mitgliedern der Kirche den Auftrag der Kirche in ihrem Bereich in eigener 
Verantwortung wahr. 2Sie wendet sich in Wort und Tat allen Menschen zu. 3Sie 
kann als Ortsgemeinde, aber auch als Personalgemeinde gebildet werden.
(2)  Die Ortsgemeinde ist der Zusammenschluss von Mitgliedern der Kirche in 
einem räumlich bestimmten Bereich.
(3) 1Der Personalgemeinde ordnen sich Mitglieder der Kirche nach anderen 
Kriterien als dem Wohnort zu, insbesondere nach geistlichem Profil, nach 
besonderen lebensweltlichen Bezügen oder in Anbindung an eine diakonische 
oder andere Einrichtung. 2Sie kann gebildet werden, wenn aufgrund der Zahl 
ihrer Mitglieder und der Gestaltung ihrer Arbeit auf Dauer ein eigenständiges 
Gemeindeleben zu erwarten ist.
(4) 1Bei der Errichtung einer Personalgemeinde kann das Landeskirchenamt 
mit Zustimmung des Landessynodalausschusses festlegen, ob und inwieweit 
die Regelungen über die Bildung, die Zusammensetzung, die Aufgaben und die 
Arbeitsweise der Organe der Personalgemeinde von den allgemeinen Bestim-
mungen abweichen dürfen. 2Entsprechende Regelungen sind in einer Gemein-
desatzung nach § 85 zu treffen. 3Diese Gemeindesatzung und ihre Änderungen 
bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes.
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§ 1a 
[Rechtsstatus der Kirchengemeinde]

1Die Kirchengemeinde ist Körperschaft des Kirchenrechts. 2Sie ist nach staatli-
chem Recht zugleich Körperschaft des öffentlichen Rechts. 3Als solche handelt 
sie grundsätzlich öffentlich-rechtlich.

§ 2 
Kirchengemeinde und Pfarramt

(1) Für jede Kirchengemeinde muss ein Pfarramt bestehen.
(2) Für mehrere Kirchengemeinden kann ein gemeinsames Pfarramt gebildet 
werden.

§ 3 
Aufgaben

(1) 1Die Kirchengemeinde mit allen ihren Gliedern, Amtsträgern und Organen 
ist in ihrem Bereich für die Erhaltung und Förderung der rechten Verkündigung 
des Wortes Gottes und der stiftungsgemäßen Darreichung der Sakramente 
verantwortlich. 2Diese Verantwortung verpflichtet zum Zeugnis in der Öffent-
lichkeit, zur Wahrnehmung des Missionsauftrages der Christenheit in aller Welt 
und zum diakonischen Dienst.
(2) Die Kirchengemeinde nimmt diese Verantwortung insbesondere dadurch 
wahr, dass sie für regelmäßigen öffentlichen Gottesdienst, kirchliche Unterwei-
sung, Seelsorge und Diakonie sowie für die in der Kirchengemeinde notwendige 
Ordnung sorgt.
(3) Die Kirchengemeinde steht in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft ihres 
Kirchenkreises und der Landeskirche.
(4) 1Die Kirchengemeinde arbeitet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit anderen 
Kirchengemeinden zusammen. 2Sie prüft dabei, welche Form der regionalen 
Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse am besten 
geeignet ist, zur Erfüllung ihrer Aufgaben beizutragen. 3Das Nähere wird durch 
das Kirchengesetz über die regionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden 
geregelt.
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§ 4 
Rechtliche Stellung

(1) 1Die Kirchengemeinde ordnet in Erfüllung ihrer Aufgaben ihre Angelegen-
heiten eigenständig. 2Sie ist Körperschaft des öffentlichen Rechts.
(2) Die Kirchengemeinde regelt und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig 
im Rahmen des geltenden Rechts.
(3) Die Kirchengemeinde gehört einem Kirchenkreis an.
(4) Die Kirchengemeinde steht unter Aufsicht, Schutz und Fürsorge der Lan-
deskirche.
(5) Die Kirchengemeinde hat nach ihren Kräften an den Aufgaben und Lasten 
der Landeskirche teilzunehmen.

§ 5 
Errichtung, Änderung, Aufhebung

(1) 1Das Landeskirchenamt kann auf Antrag oder von Amts wegen nach An-
hörung der betroffenen Kirchenvorstände und Kirchenkreisvorstände neue 
Kirchengemeinden errichten, bestehende aufheben, zusammenlegen oder 
anders begrenzen und die im Rahmen dieser Maßnahmen notwendigen Vermö-
gensauseinandersetzungen einschließlich der Übertragung von Grundstücken 
und Erbbaurechten regeln. 2Die entsprechende Urkunde ist im Kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen.
(2) 1Werden im Rahmen der Vermögensauseinandersetzungen Grundstücke 
oder Erbbaurechte übertragen, so hat diese Übertragung dingliche Wirkung. 2Sie 
wird mit Inkrafttreten der Anordnung des Landeskirchenamtes vollzogen. 3Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens muss aus der Urkunde hervorgehen. 4Die betroffe-
nen Grundstücke oder Erbbaurechte sind in der Urkunde mit Grundbuch- und 
Katasterbezeichnungen anzugeben.
(3) Widerspricht ein betroffener Kirchenvorstand oder Kirchenkreisvorstand 
einer der Anordnungen nach Absatz 1, so bedarf eine Ablehnung des Wider-
spruchs der Zustimmung des Landessynodalausschusses.
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§ 6 
(aufgehoben)

§ 7 
(aufgehoben)

II. Teil  
Glieder der Kirchengemeinde

§ 8 
[Mitgliedschaft]

Glieder einer Kirchengemeinde sind alle Getauften, die Glieder der Landeskirche 
sind und im Bereich einer Ortsgemeinde ihren Wohnsitz22 oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben oder die sich einer Personalgemeinde zugeordnet haben.

§ 9 
[Umpfarrung]

(1) 1Will ein Glied der Kirchengemeinde einer anderen Kirchengemeinde 
angehören, so hat es einen begründeten Antrag an den Kirchenvorstand der 
aufnehmenden Kirchengemeinde zu stellen. 2Der Kirchenvorstand der aufneh-
menden Kirchengemeinde entscheidet im Benehmen mit dem Kirchenvorstand 
der abgebenden Kirchengemeinde über den Antrag.
(2) 1Dem Antrag ist stattzugeben, wenn nicht kirchlich anzuerkennende Grün-
de entgegenstehen. 2Bei Ablehnung des Antrags durch den Kirchenvorstand 
steht dem Antragsteller innerhalb eines Monats das Recht der Beschwerde bei 
dem Kirchenkreisvorstand zu. 3Die Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes 
unterliegt nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof.
(3) 1Ist der Antrag bei einem Wohnsitzwechsel gestellt worden, um der Kirchen-
gemeinde des bisherigen Wohnsitzes weiter anzugehören, so wirken die dem 
Antrag stattgebenden Entscheidungen vom Zeitpunkt des Wohnsitzwechsels an. 

2Der Antrag kann noch innerhalb eines Monats nach Wohnsitzwechsel gestellt 
werden.

22  Siehe Nr. 10-1.
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§ 10 
[Einparochiale Gebiete]

(1) 1Wo im Bereich der Landeskirche evangelisch-lutherische Christen und 
Christinnen nach bisher bestehender Ordnung einer Kirchengemeinde anderen 
evangelischen Bekenntnisses eingegliedert sind, sind sie Glieder der Landeskir-
che und behalten ihren Bekenntnisstand. 2Unter den gleichen Voraussetzungen 
können Glieder einer anderen evangelischen Landeskirche einer evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde angehören.
(2) Glieder der Landeskirche nach Absatz 1 Satz 1 sollen auf ihren Antrag von 
einer benachbarten evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde als deren Glieder 
mit allen Rechten und Pflichten aufgenommen werden.

§ 11 
[Zuzug]

Glieder der Kirchengemeinde sind auch
1. zuziehende Evangelische, die den evangelisch-lutherischen Bekenntnis-

stand haben oder angeben, sofern sie nicht innerhalb eines Jahres nach 
dem Zuzug erklären, dass sie einer anderen im Gebiet der Landeskirche 
bestehenden evangelischen Kirche angehören, und zuziehende Evan-
gelische, die nach den Vorschriften des in der Landeskirche geltenden 
Rechts erklären, dass sie der Landeskirche angehören23,

2. religionsunmündige Kinder, die außerhalb der evangelisch-lutherischen 
Kirche getauft worden sind, wenn sie von den Erziehungsberechtigten 
der Erziehung im evangelisch-lutherischen Bekenntnis zugeführt wer-
den.

§ 12 
[Erwerb der Kirchenmitgliedschaft]

Glieder der Kirchengemeinde werden
1. Ungetaufte, die durch die Taufe aufgenommen werden,
2. Getaufte, die aus einer anderen christlichen Kirche oder Religionsge-

meinschaft übertreten wollen und aufgenommen werden,
3. Getaufte, die aus der Kirche ausgetreten waren und in die Landeskirche 

aufgenommen werden.

23 Siehe Anlage zu Nr. 10 D.



6868

Kirchengemeindeordnung KGO 12 A

§ 13 
[Verlust der Kirchenmitgliedschaft]

Die Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde und zur Landeskirche verliert, wer nach 
dem geltenden Recht zu einer anderen Kirche übertritt oder aus der Landes-
kirche austritt.

§ 14 
[Rechte und Pflichten]

(1) Die Glieder der Kirchengemeinde haben nach Maßgabe der geltenden 
Ordnung teil an den kirchlichen Rechten und Pflichten.
(2) 1Sie haben Anspruch auf geordnete Verkündigung des Evangeliums sowie 
auf seelsorgerlichen Dienst. 2Sie sind aufgerufen, sich zu Wort und Sakrament 
zu halten und das Evangelium durch Wort und Tat zu bezeugen.
(3) 1Sie sollen nach ihren Gaben und Kräften kirchliche Ämter und Dienste 
übernehmen. 2Ihre Mitwirkung bei der Besetzung kirchlicher Ämter und bei 
der Bildung kirchlicher Organe wird durch diese Kirchengemeindeordnung und 
andere Kirchengesetze geregelt.
(4) 1Sie tragen durch freiwillige Gaben zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben 
bei. 2Gesetzlich geordnete kirchliche Abgaben haben sie zu leisten.

§ 15 
[Dimissoriale]

(1) Die Glieder der Kirchengemeinde sollen die bestehenden Regelungen über 
die Zuständigkeiten im pfarramtlichen Dienst beachten.
(2) 1Will ein Glied der Kirchengemeinde für Amtshandlungen im Einzelfall oder 
für die Dauer den Dienst von nicht in der Kirchengemeinde tätigen Pastoren 
oder Pastorinnen in Anspruch nehmen, so bedarf es eines Dimissoriale des 
Pfarramtes seiner Kirchengemeinde (Entlassungsschein). 2Wird die Erteilung 
eines Entlassungsscheines abgelehnt, so entscheidet auf schriftliche Beschwerde 
der Superintendent oder die Superintendentin. 3Ist der Superintendent oder die 
Superintendentin beteiligt, so entscheidet die Regionalbischöfin oder der Regi-
onalbischof. 4Auf den Rechtsbehelf ist hinzuweisen. 5Die Entscheidungen nach 
den Sätzen 2 und 3 unterliegen nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof.
(3) 1Beantragen mehrere Glieder der Kirchengemeinde außerordentliche Wort-
verkündigung durch andere Pastoren oder Pastorinnen in der Kirchengemeinde, 
so entscheidet darüber das Pfarramt nach Beratung mit dem Kirchenvorstand. 
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2Es soll sichergestellt sein, dass diese außerordentliche Wortverkündigung für 
alle Glieder der Kirchengemeinde zugänglich ist. 3Wird der Antrag nach Satz 1 
abgelehnt, so entscheidet auf schriftliche Beschwerde der Superintendent oder 
die Superintendentin nach Beratung mit dem Kirchenkreisvorstand.

III. Teil  
Dienste in der Kirchengemeinde

Erster Abschnitt:  
Amt der Verkündigung

§ 16 
[Auftrag]

(1) Unbeschadet der Verpflichtung jedes Kirchengliedes, das Evangelium zu 
bezeugen, sollen die öffentliche Verkündigung und die Sakramentsverwaltung in 
der Landeskirche und in den Kirchengemeinden nur mit rechtmäßigem Auftrag 
geschehen (Amt der Verkündigung).
(2) In Notfällen kann jedes Kirchenglied Aufgaben der öffentlichen Verkündigung 
wahrnehmen.

§ 17 
[Ausübung]

1Der Auftrag zur Ausübung des Amtes der Verkündigung wird nach dem gel-
tenden Recht erteilt. 2Er wird insbesondere in Predigt und Darreichung der 
Sakramente und in den verschiedenen Formen kirchlicher Unterweisung und 
Seelsorge wahrgenommen. 3Die mit der Ausübung des Amtes der Verkündigung 
beauftragten beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
sind nach Maßgabe ihres Auftrags unabhängig. 4Sie sind an das evangelisch-
lutherische Bekenntnis gebunden.
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§ 18 
[Dienstbesprechung]

(1) 1Die mit der regelmäßigen Wahrnehmung von Aufgaben des Amtes der 
Verkündigung in der Kirchengemeinde beauftragten beruflichen und ehren-
amtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen treten zu Dienstbesprechungen 
zusammen. 2Wer hiernach an den Dienstbesprechungen teilnimmt, stellt der 
Kirchenvorstand fest. 3Über Beschwerden gegen die Feststellung entscheidet 
der Kirchenkreisvorstand; seine Entscheidung unterliegt nicht der Nachprüfung 
durch den Rechtshof.
(2) Wer nach § 19 Abs. 2 mit der Geschäftsführung des Pfarramtes beauftragt 
ist, leitet die Dienstbesprechung, wenn nicht die Teilnehmenden etwas anderes 
beschließen.
(3) 1Die Dienstbesprechungen sollen regelmäßig stattfinden. 2In ihnen wer-
den die wichtigen Fragen des gemeinsamen Dienstes beraten und Grundsätze 
für seine Ausrichtung sowie die Verteilung der allgemeinen und besonderen 
Aufgaben beschlossen. 3Dem Kirchenvorstand ist hierüber zu berichten; seine 
Entscheidungsbefugnis (§ 53 Abs. 2) bleibt unberührt.
(4) Die mit der regelmäßigen Wahrnehmung von Aufgaben des Amtes der 
Verkündigung für einen übergemeindlichen Bereich beauftragten beruflichen 
und ehrenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind zu den Dienstbe-
sprechungen einzuladen, wenn wichtige Fragen ihrer Aufgabenbereiche beraten 
werden.

Zweiter Abschnitt:  
Pfarramtlicher Dienst

§ 19 
[Verwaltung des Pfarramtes]

(1) 1Mitglieder des Pfarramtes sind alle Ordinierten, die im Bereich der Kirchen-
gemeinde eine Pfarrstelle innehaben oder mit der Versehung einer Pfarrstelle 
beauftragt sind. 2Ordinierte, die als Pfarrerin oder Pfarrer der Landeskirche 
einen Auftrag zur Mitarbeit in der Kirchengemeinde haben, nehmen an den 
Beratungen des Pfarramtes teil. 3Sie sind Mitglieder des Pfarramtes, wenn sie 
aufgrund einer Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes nach den Bestimmun-
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gen des Kirchenvorstandsbildungsgesetzes dem Kirchenvorstand als Mitglied 
angehören.
(2) 1Wenn die Kirchengemeinde an einem Kirchenkreispfarramt nach den Be-
stimmungen der Kirchenkreisordnung beteiligt ist, gehören zum Pfarramt alle 
Pastorinnen und Pastoren, die im Bereich der Kirchengemeinde eine Pfarrstelle 
für den ortsbezogenen Dienst innehaben oder mit der Versehung einer solchen 
Pfarrstelle beauftragt sind. 2Pastorinnen und Pastoren, die im Bereich der Kir-
chengemeinde einen aufgabenorientierten Dienst wahrnehmen, können an den 
Beratungen des Pfarramtes und an den Sitzungen des Kirchenvorstandes ohne 
Stimmrecht teilnehmen. 3Für Gottesdienste und Amtshandlungen im Bereich 
der Kirchengemeinde bedürfen sie keiner Genehmigung des Pfarramtes.
(3)  Die Mitglieder des Pfarramtes bestimmen im Einvernehmen mit dem Kir-
chenvorstand, wer aus ihrer Mitte die Geschäfte des Pfarramtes führt.
(4)  Die Aufsicht über das Pfarramt führt die Superintendentin oder der Super-
intendent.

§ 20 
[Aufgaben; Verschwiegenheit]

(1) 1Die öffentliche Verkündigung und die Sakramentsverwaltung in der Kir-
chengemeinde sind die besonderen Aufgaben der Pastoren und Pastorinnen 
im pfarramtlichen Dienst. 2In Ausübung dieser Aufgaben sind sie im Rahmen 
des geltenden Rechts unabhängig. 3Sie sind an das evangelisch-lutherische 
Bekenntnis gebunden.
(2) Über alle Angelegenheiten, die den Pastoren und Pastorinnen im pfarramt-
lichen Dienst bekannt werden und die ihrer Art nach oder infolge besonderer 
Anordnungen vertraulich sind, haben sie Amtsverschwiegenheit zu wahren und 
über alles, was ihnen in der Seelsorge anvertraut oder bekannt geworden ist, 
zu schweigen, auch wenn ihr Dienstverhältnis nicht mehr besteht.
(3) Der Pastor und die Pastorin sind verpflichtet, das Beichtgeheimnis gegen-
über jedermann unverbrüchlich zu wahren.

§ 21 
[Verfügungsgewalt; Kanzelrecht]

(1) Das Pfarramt ist für Gottesdienste und Amtshandlungen in der Kirchenge-
meinde zuständig und verfügt in diesem Rahmen über die dafür bestimmten 
Räume.
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(2) Für Gottesdienste und Amtshandlungen bedürfen nach § 17 beauftragte 
berufliche und ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Rahmen 
ihres Auftrags nicht der Zustimmung des Pfarramtes.
(3) 1Die Rechte der Glieder der Kirchengemeinde nach § 15, die Dienste anderer 
als der zuständigen Pastoren oder Pastorinnen in Anspruch zu nehmen, bleiben 
unberührt. 2Wünsche der Glieder der Kirchengemeinde sind nach Möglichkeit 
zu berücksichtigen.

§ 22 
[Besondere Einrichtungen]

(1) 1Gottesdienste, die in kirchlichen Ausbildungs- und Tagungsstätten, Heimen 
und ähnlichen Einrichtungen für einen bestimmten Personenkreis gehalten 
werden und zu denen nicht öffentlich eingeladen wird, unterliegen nicht der 
Zustimmung nach § 21 Abs. 3. 2Die Abhaltung solcher Gottesdienste ist dem 
zuständigen Pfarramt allgemein oder im Einzelfall vorher mitzuteilen.
(2) Für Pastoren und Pastorinnen, die mit pfarramtlichen Aufgaben in Kran-
kenhäusern, Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen beauftragt worden 
sind, regelt deren Dienstordnung, wie weit sie im Rahmen ihres Auftrags einer 
Zustimmung bedürfen oder sich einen Entlassungsschein vorlegen lassen müs-
sen.

Dritter Abschnitt:  
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

§ 23 
[Allgemeines]

(1) 1Die Kirchengemeinde bestellt zu besonderen Diensten berufliche und 
ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen). 2Sie führen ihren Dienst im Rahmen des geltenden Rechts, ihrer 
Dienstanweisungen und der von dem Kirchenvorstand aufgestellten Richtlinien 
und Grundsätze selbstständig aus.
(2) Über alle Angelegenheiten, die Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in Aus-
übung ihres Dienstes bekannt geworden und die ihrer Natur nach oder infolge 
besonderer Anordnungen vertraulich sind, haben sie Amtsverschwiegenheit zu 
wahren, auch wenn ihr Dienstverhältnis oder Ehrenamt nicht mehr besteht.
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(3) 1Absatz 2 gilt nicht, soweit gegenüber dem Landeskirchenamt ein durch Tat-
sachen begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehrenamtlich 
Mitarbeitende 

a) für die Dienstausübung oder das Unterlassen einer Diensthandlung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich versprechen 
lassen oder angenommen haben, ohne die Genehmigung der zustän-
digen Stelle zuvor oder unverzüglich nach Empfang eingeholt zu haben, 

b) eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbu-
ches begangen haben oder

c) sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbuchs begangen haben.

2Dasselbe gilt im Falle eines Versuchs.

§ 24 
[Stellen]

(1) 1Die erforderlichen Stellen für berufliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
soll die Kirchengemeinde im Rahmen der im Kirchenkreis bestehenden Planung 
errichten und besetzen. 2Die Errichtung der Stellen bedarf der kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung.
(2) 1Die Stellen werden nach dem geltenden Recht besetzt. 2Die Rechtsverhält-
nisse der beruflichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen werden durch Kirchen-
gesetz24 geregelt.

§ 24a 
[Ehrenamtliche]

(1) 1Die Kirchengemeinde kann für bestimmte Arbeitsgebiete ehrenamtliche 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen berufen. 2Mit ihnen sollen vor Beginn der 
ehrenamtlichen Tätigkeit Aufgaben, Rechte, Pflichten und Zuständigkeiten sowie 
der örtliche und zeitliche Rahmen ihrer Tätigkeit besprochen und nach Bedarf 
schriftlich festgehalten werden. 3Sie können einen Ausweis zum Nachweis ihrer 
Beauftragung erhalten.
(2) 1Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sollen in einem Gottes-
dienst oder in anderer geeigneter Weise in ihr Amt eingeführt und nach ihrem 
Ausscheiden aus dem Dienst verabschiedet und entpflichtet werden. 2Sie haben 

24  Red. Anm.: Siehe hierzu Nr. 400 C und Nr. 41 A.
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Anspruch auf eine Bescheinigung über Art, Dauer und Inhalt ihrer ehrenamtli-
chen Tätigkeit.
(3) Die ehrenamtliche Mitarbeit endet durch Mitteilung der Mitarbeiterin oder 
des Mitarbeiters an den Kirchenvorstand oder des Kirchenvorstandes an den 
Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin, soweit nicht ein anderes Verfahren vorge-
schrieben ist.
(4) 1Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben Anspruch darauf, 
dass sie die für ihre Tätigkeit nötigen Informationen und Unterlagen rechtzeitig 
erhalten. 2Kirchenvorstand und Pfarramt haben für die Erfüllung dieses Anspruchs 
Sorge zu tragen.
(5) Sie haben Anspruch auf Erstattung ihrer notwendigen Auslagen im Rahmen 
der jeweils geltenden landeskirchlichen Regelungen.
(6) 1Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haften nur für Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit. 2Der Anspruch muss innerhalb eines Jahres, nachdem der 
Kirchenvorstand von dem Schaden und der Person der Schädigerin oder des 
Schädigers Kenntnis erlangt hat, schriftlich geltend gemacht werden.
(7) 1Wer wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig 
verurteilt worden ist, darf eine ehrenamtliche Tätigkeit nur ausüben, wenn ein 
durch die Tätigkeit bedingter Kontakt zu Minderjährigen oder zu Volljährigen 
in Abhängigkeitsverhältnissen auszuschließen ist. 2Über die Einleitung eines 
Strafverfahrens, das die Eignung für eine ehrenamtliche Tätigkeit in Frage stellen 
kann, ist Auskunft zu erteilen. 3Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, 
die in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen oder in anderen Obhutsverhält-
nissen tätig sein sollen, sind verpflichtet, vor der Aufnahme dieser Tätigkeit ein 
erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes 
(BZRG) vorzulegen, wenn Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern und 
Jugendlichen oder Volljährigen in Obhutsverhältnissen dies notwendig machen. 

4Sie dürfen diese Tätigkeit nur aufnehmen, wenn das Zeugnis keine Eintragung 
wegen einer Straftat nach Satz 1 enthält.
(8) 1Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben bei ihrer Tätigkeit 
das Nähe- und Distanzempfinden des Gegenübers zu achten (Abstandsgebot). 

2Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in 
einer Seelsorgebeziehung oder in einer vergleichbaren Vertrauensbeziehung 
stehen, sind ihnen untersagt. 3Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen 
ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht zur Befriedigung eigener 
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Interessen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenzüberschrei-
tende Verhaltensweisen missbrauchen (Abstinenzgebot).
(9) 1Ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind verpflichtet, zurei-
chende tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht sexualisierter Gewalt oder 
einer Verletzung des Abstinenz- und Abstandsgebotes nach Absatz 8 durch 
beruflich oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende unverzüglich einer 
vom Landeskirchenamt bestimmten Stelle mitzuteilen. 2Sie sind berechtigt 
und verpflichtet, sich zur Einschätzung eines unklaren Vorfalls durch eine vom 
Landeskirchenamt bestimmte Stelle beraten zu lassen.

§ 25 
[Besprechung mit dem Kirchenvorstand]

1Alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben das Recht, ihre persönlichen und 
dienstlichen Anliegen in einer Sitzung des Kirchenvorstandes selbst vorzutragen 
und dazu nach vorheriger Mitteilung an den Kirchenvorstand einen anderen 
Mitarbeiter oder eine andere Mitarbeiterin mitzubringen. 2Der Kirchenvorstand 
muss einem solchen Verlangen in angemessener Frist entsprechen.

IV. Teil  
Kirchenvorstand

Erster Abschnitt:  
Allgemeines

§ 26 
Grundsatz

(1) Jede Kirchengemeinde muss einen Kirchenvorstand haben.
(2) 1Sind mehrere Kirchengemeinden pfarramtlich verbunden, so können 
deren Kirchenvorstände zu gemeinsamen Beratungen zusammentreten. 2Über 
Angelegenheiten, die das gemeinsame Pfarramt betreffen, haben sie gemeinsam 
zu beschließen. 3Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende 
Vorsitzende werden aus der Mitte der Vorsitzenden und stellvertretenden Vor-
sitzenden gewählt. 4§ 40 Abs. 1 Satz 2 [jetzt § 40 Absatz 1 Satz 5] gilt entsprechend. 
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5Im Übrigen sind die für Kirchenvorstände geltenden Bestimmungen sinngemäß 
anzuwenden.

§ 27 
Zusammensetzung und Bildung des Kirchenvorstandes

(1) Der Kirchenvorstand besteht aus
1. den gewählten, berufenen, ernannten und bestellten Kirchenvorste-

hern,
2. den Mitgliedern kraft Amtes.

(2) Die Bildung des Kirchenvorstandes, insbesondere die Wahl der Kirchenvor-
steher, wird durch Kirchengesetz25 geregelt.

§ 28 
Amt der Kirchenvorsteher und Kirchenvorsteherinnen

(1) Die Kirchenvorsteher und Kirchenvorsteherinnen haben ihre Pflichten als 
Glieder der Kirchengemeinde und die ihnen nach dem in der Landeskirche 
geltenden Recht übertragenen Aufgaben gewissenhaft wahrzunehmen.
(2) 1Das Amt der Kirchenvorsteher und Kirchenvorsteherinnen wird als kirchli-
ches Ehrenamt unentgeltlich versehen. 2Bei außergewöhnlichem Arbeitsumfang 
kann einem Kirchenvorsteher oder einer Kirchenvorsteherin mit Genehmigung 
des Kirchenkreisvorstandes eine Entschädigung gewährt werden.
(3) 1Über alle Angelegenheiten, die den Kirchenvorstehern und Kirchenvor-
steherinnen in Ausübung ihres Amtes bekannt geworden und die ihrer Natur 
nach oder infolge besonderer Anordnungen vertraulich sind, haben sie Amts-
verschwiegenheit zu wahren, auch nach Beendigung ihrer Mitgliedschaft. 2Sie 
dürfen ohne Genehmigung des Kirchenvorstandes über solche Angelegenheiten 
weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. 

3Vor Erteilung der Genehmigung ist das Benehmen mit dem oder der Vorsitzen-
den des Kirchenkreisvorstandes herzustellen. 4§ 23 Absatz 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

25 Vgl. Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 
die Bildung der Kirchenvorstände i. d. F. vom 14. Dezember 1992 (KABl. 1993 S. 2)  
– Nr. 12 C –
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§ 29 
(aufgehoben)

Zweiter Abschnitt:  
Bildung des Kirchenvorstandes26

§§ 30 – 39  
(aufgehoben)

Dritter Abschnitt:  
Wirksamkeit des Kirchenvorstandes

§ 40 
Vorsitz

(1) 1Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende, 
unter ihnen in der Regel ein Mitglied kraft Amtes, werden in geheimer Wahl 
von dem Kirchenvorstand gewählt. 2Die Wahlen gelten jeweils für die Hälfte 
der Wahlzeit des Kirchenvorstandes. 3Die Gewählten bleiben bis zum Eintritt 
ihrer Nachfolger oder Nachfolgerinnen im Amt. 4Wiederwahl ist zulässig. 5Wird 
ein Mitglied kraft Amtes zum Vorsitzenden oder zur Vorsitzenden gewählt, so 
muss der oder die stellvertretende Vorsitzende ein Kirchenvorsteher oder eine 
Kirchenvorsteherin sein. 6Minderjährige Mitglieder des Kirchenvorstandes können 
nicht zur oder zum Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden gewählt 
werden. 7Scheidet der oder die Vorsitzende aus dem Kirchenvorstand aus, ist 
auch der oder die stellvertretende Vorsitzende für den Rest der Amtszeit nach 
Satz 2 neu zu wählen. 8Das gleiche gilt bei Niederlegung des Amtes.
(2) 1Der neugebildete Kirchenvorstand wird zu seiner ersten Sitzung von dem 
geschäftsführenden Pastor oder der geschäftsführenden Pastorin (§ 19 Abs. 2) 
innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Einführung der Kirchenvorsteher 
und Kirchenvorsteherinnen einberufen. 2Der älteste Kirchenvorsteher oder die 
älteste Kirchenvorsteherin leitet die Sitzung bis zum Abschluss der Wahl des 
oder der Vorsitzenden.

26 Vgl. Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 
die Bildung der Kirchenvorstände i. d. F. vom 14. Dezember 1992 (KABl. 1993 S. 2)  
– Nr. 12 C –
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(3) 1Kommt eine Wahl nach Absatz 1 nicht zustande, so bestellt der Kirchen-
kreisvorstand eine Beauftragte oder einen Beauftragten, die oder der den 
Vorsitz im Kirchenvorstand übernimmt. 2Diese Person leitet die Wahl der oder 
des stellvertretenden Vorsitzenden. 3Kommt auch diese Wahl nicht zustande, 
so kann der Kirchenkreisvorstand für den stellvertretenden Vorsitz entweder 
eine Beauftragte oder einen Beauftragten bestellen oder ein Mitglied des Kir-
chenvorstandes bestimmen, das den stellvertretenden Vorsitz übernimmt.

§ 41 
Geschäftsführung

(1) 1Im Einvernehmen mit dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden und 
dem geschäftsführenden Mitglied des Pfarramtes (§ 19 Abs. 2) stellt der oder 
die Vorsitzende die Tagesordnung für die ordentlichen Sitzungen auf und ent-
scheidet, ob eine Sitzung digital durchgeführt werden soll. 2Anregungen und 
Vorschläge der Gemeindeversammlung und des Gemeindebeirates sind auf 
die Tagesordnung zu setzen. 3Der oder die Vorsitzende bereitet die Sitzung vor, 
lädt zu ihr ein, eröffnet sie mit Gebet und leitet sie. 4Die Leitung kann er oder 
sie jederzeit dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. 5Wenn 
sowohl der oder die Vorsitzende als auch der oder die stellvertretende Vorsit-
zende verhindert sind, die Sitzung zu leiten, wählen die anwesenden Mitglieder 
die Leitung aus ihrer Mitte,
(2) 1Der oder die Vorsitzende sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des 
Kirchenvorstandes, führt nach dessen Weisung mit Unterstützung des Kir-
chenkreisamtes die täglichen Geschäfte und vermittelt den Schriftverkehr. 2Die 
Führung der täglichen Geschäfte und die Vermittlung des Schriftverkehrs kann 
der oder die Vorsitzende mit Zustimmung des Kirchenvorstandes dem oder der 
stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Mitglied des Kirchenvor-
standes ganz oder teilweise übertragen.
(3) Die Mitglieder des Kirchenvorstandes sind berechtigt, den Schriftverkehr 
des Kirchenvorstandes einzusehen.
(4) Der Kirchenvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 42 
Sitzungen

(1) 1Der Kirchenvorstand bestimmt die Zahl seiner Sitzungen sowie deren Ort 
und Zeit. 2Sitzungen sollen mindestens alle zwei Monate stattfinden.
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(2) 1Außerordentliche Sitzungen beruft der oder die Vorsitzende nach eigenem 
Ermessen ein. 2Die Pflicht zur Einberufung besteht, wenn der oder die stellvertre-
tende Vorsitzende, das Pfarramt, ein Drittel der Mitglieder des Kirchenvorstandes, 
der Kirchenkreisvorstand oder das Landeskirchenamt dies unter Angabe des 
Beratungsgegenstandes verlangt.
(3) 1Zu den Sitzungen ist schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung spätes-
tens eine Woche vorher einzuladen. 2Ist eine Sitzung unaufschiebbar, so kann 
formlos und ohne Einhaltung einer Frist eingeladen werden.
(4) Über die Zulassung der Öffentlichkeit zu Sitzungen entscheidet der Kirchen-
vorstand in nicht öffentlicher Sitzung.
(5) 1Sitzungen des Kirchenvorstandes können digital durchgeführt werden. 

2Bei einer digitalen Sitzung gelten die Mitglieder des Kirchenvorstandes und die 
übrigen Teilnehmenden auch dann als persönlich anwesend, wenn alle oder 
einzelne Personen durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton oder 
Ton mit Hilfe geeigneter technischer Hilfsmittel an der Sitzung teilnehmen. 3Es 
muss sichergestellt sein, dass alle bei der Sitzung anwesenden Mitglieder und 
Teilnehmenden insbesondere durch Wortmeldungen, Anträge sowie offene 
und geheime Abstimmungen und Wahlen ihre Rechte wahrnehmen können. 

§ 42a 
Teilnahmerechte

(1) Das Recht, an den Sitzungen ohne Stimmrecht teilzunehmen, haben
1. in der Kirchengemeinde tätige beauftragte Pastoren und Pastorinnen, 

Pfarrverwalter und Pfarrverwalterinnen in der Probezeit, die nicht mit 
der Versehung einer Pfarrstelle beauftragt sind, und Ordinierte, die 
nach § 2 Abs. 4 des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen über die Bildung der Kirchenvorstände nicht 
Mitglied des Kirchenvorstandes sein können,

2. bis zu zwei in der Kirchengemeinde nicht nur geringfügig beschäftigte 
berufliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,

3. der Leiter oder die Leiterin der Dienstbesprechungen nach § 18.
(2) 1Die Zahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach Absatz 1 Nr. 2 setzt 
der Kirchenvorstand fest. 2Sie werden mit ihrer Zustimmung von den nicht nur 
geringfügig beschäftigten beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 
deren Mitte für die Dauer der Amtszeit des Kirchenvorstandes (§ 29) bestimmt. 

3Ist in der Kirchengemeinde mindestens ein Diakon oder eine Diakonin tätig, 
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so muss einer der zur Teilnahme nach Absatz 1 Nr. 2 Berechtigten ein Diakon 
oder eine Diakonin sein.
(3) Der Kirchenvorstand kann Teilnehmende nach Absatz 1 für einzelne Bera-
tungsgegenstände ausschließen.
(4) 1Der Kirchenvorstand soll Glieder der Kirchengemeinde, die Mitglieder der 
Kirchenkreissynode sind, regelmäßig zu seinen Sitzungen einladen. 2Wenn der 
Kirchenkreissynode kein Glied der Kirchengemeinde angehört, soll der Kirchen-
vorstand ein Mitglied der Kirchenkreissynode aus dem Wahlbezirk, zu dem die 
Kirchengemeinde gehört, als Kontaktperson benennen; er kann diese Person 
regelmäßig oder im Einzelfall zu den Sitzungen des Kirchenvorstandes einladen. 

3Der Kirchenvorstand kann außerdem Kirchenglieder, die sich im landeskirchli-
chen Vorbereitungs- oder Probedienst befinden, zu seinen Sitzungen einladen.
(5) Der Kirchenvorstand kann bis zu zwei Gemeindemitglieder, die das 14. 
Lebensjahr, aber noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet haben, zu seinen 
Sitzungen einladen.
(6) An den Beratungen bestimmter Angelegenheiten sind auf ihr Verlangen zu 
beteiligen

1. der Landesbischof oder die Landesbischöfin,
2. die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof,
3. der Superintendent oder die Superintendentin,
4. Vertreter oder Vertreterin des Landeskirchenamtes oder des Kirchen-

kreisvorstandes.

§ 43 
Beschlussfähigkeit

(1) 1Der Kirchenvorstand ist bei Anwesenheit der Hälfte seiner Mitglieder, min-
destens jedoch von drei Mitgliedern, beschlussfähig. 2Ist die Beschlussfähigkeit 
nicht gegeben, so kann zu denselben Gegenständen der vorgesehenen Tages-
ordnung erneut eingeladen werden. 3In diesem Fall ist die Beschlussfähigkeit 
nicht an die Zahl der anwesenden Mitglieder gebunden, wenn alle Mitglieder 
auf die Folgen ihres Ausbleibens hingewiesen worden sind.
(2) Hat kein Mitglied kraft Amtes an der Sitzung teilgenommen, so sind die 
Beschlüsse dem geschäftsführenden Mitglied des Pfarramtes unverzüglich 
bekannt zu geben.
(3) 1Umlaufbeschlüsse sind zulässig, wenn kein Mitglied des Kirchenvorstandes 
einer Beschlussfassung im Umlaufverfahren widerspricht. 2Der Beschlussvorschlag 
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muss allen Mitgliedern des Kirchenvorstandes zugehen und eine angemessene 
Frist für Rückmeldungen vorsehen.

§ 44 
Abstimmung

(1) 1Der Kirchenvorstand fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der auf Ja oder 
Nein lautenden Stimmen der anwesenden Mitglieder. 2Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. 3Stimmenthaltung ist zulässig. 4Der oder die Vorsitzende 
stimmt zuletzt ab. 5Auf Verlangen eines Mitglieds muss geheim abgestimmt 
werden. 6Für geheime Abstimmungen im Rahmen einer digitalen Sitzung gelten 
die Bestimmungen der Kirchenkreisordnung über geheime Abstimmungen in 
der Kirchenkreissynode entsprechend.
(2) 1Bei Angelegenheiten, an denen ein Mitglied des Kirchenvorstandes per-
sönlich beteiligt ist, nimmt dieses an der Beratung und Abstimmung nicht teil. 

2Eine persönliche Beteiligung liegt vor, wenn die zu treffende Entscheidung dem 
Mitglied, seinem Ehegatten, seinen Verwandten bis zum dritten oder Verschwä-
gerten bis zum zweiten Grad, einer ihm durch Annahme als Kind verbundenen 
oder durch ihn kraft Gesetzes oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertretenen 
natürlichen oder juristischen Person einen besonderen Vorteil oder Nachteil 
bringen kann.

§ 45 
Wahlen

1Bei Wahlen wird auf Verlangen eines Mitglieds geheim gewählt. 2Gewählt ist, wer 
die meisten Stimmen erhält. 3Bei Stimmengleichheit wird die Wahl wiederholt. 

4Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. 5Bei geheimen Wahlen im 
Rahmen einer digitalen Sitzung gilt § 44 Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

§ 46 
Niederschrift

1Über die Ergebnisse der Verhandlungen ist unter Angabe des Ortes, des Tages 
und der Anwesenden eine Niederschrift anzufertigen. 2Auf Verlangen eines 
Mitglieds müssen dabei die Gründe der Beschlüsse oder seine abweichende 
Stimme mit deren Begründung angegeben werden. 3Die Niederschrift ist von 
zwei Mitgliedern, die an der Sitzung teilgenommen haben, darunter dem Mit-
glied, das die Sitzung geleitet hat, zu unterschreiben und vom Kirchenvorstand 
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zu genehmigen. 4Die Niederschriften sind auf durchnummerierte Blätter zu 
setzen und gebunden aufzubewahren.

§ 47 
Beanstandung von Kirchenvorstandsbeschlüssen

(1) 1Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende 
haben die Pflicht, einen Beschluss des Kirchenvorstandes zu beanstanden, wenn 
sie ihn für rechtswidrig halten oder wenn er Weisungen einer Aufsichtsbehörde 
widerspricht. 2Gleiches gilt für das geschäftsführende Mitglied des Pfarramtes.
(2) Ein beanstandeter Beschluss darf nicht ausgeführt werden.
(3) Hebt der Kirchenvorstand auf die Beanstandung seinen Beschluss nicht 
auf, so ist dem Kirchenkreisvorstand oder, wenn der Beschluss wegen eines 
Verstoßes gegen eine Weisung des Landeskirchenamtes beanstandet worden 
war, dem Landeskirchenamt zu berichten.
(4) 1Hält die Aufsichtsbehörde die Beanstandung für gerechtfertigt, so verfährt 
sie nach § 69. 2Andernfalls erklärt sie die Beanstandung für unwirksam.

§ 48 
Einspruchsrecht des Pfarramtes

1Das Pfarramt hat das Recht, gegen die Beschlüsse des Kirchenvorstandes, die 
Aufgaben der Kirchengemeinde nach § 3 berühren, Einspruch einzulegen. 2Der 
Einspruch ist möglich bis zum Ablauf des zweiten Tages nach Beendigung der 
Sitzung, in welcher der Beschluss gefasst worden ist, oder, wenn kein Mitglied 
kraft Amtes an der Sitzung teilgenommen hat, bis zum Ablauf des zweiten Ta-
ges, nach dem einem Mitglied des Pfarramtes der Beschluss bekannt gegeben 
worden ist. 3Ein Beschluss, gegen den Einspruch eingelegt worden ist, darf erst 
ausgeführt werden, wenn ihn der Kirchenvorstand nach erneuter Beratung, die 
frühestens drei Tage nach dem ersten Beschluss stattfinden darf, wiederholt. 

4An dieser Sitzung muss ein Mitglied kraft Amtes teilnehmen.

§ 49 
Vertretung der Kirchengemeinde

(1) Der Kirchenvorstand vertritt die Kirchengemeinde und die örtlichen kirch-
lichen Stiftungen, deren Vertretung stiftungsgemäß nicht anders geordnet ist.
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(2) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie im gerichtlichen Verfahren 
vertritt den Kirchenvorstand der oder die Vorsitzende, bei Verhinderung der 
oder die stellvertretende Vorsitzende.
(3) 1Erklärungen des Kirchenvorstandes, durch die für die Kirchengemeinde 
oder eine örtliche kirchliche Stiftung Rechte oder Pflichten begründet, verändert 
oder aufgehoben oder durch die Vollmachten erteilt werden, sind von dem oder 
der Vorsitzenden oder dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden und einem 
weiteren Mitglied des Kirchenvorstandes gemeinsam und schriftlich abzugeben. 

2Sie sind, sofern sie nicht öffentlich beurkundet werden, nur rechtsverbindlich, 
wenn sie eigenhändig unterschrieben und mit dem Siegel der Kirchengemein-
de oder des Pfarramtes versehen worden sind. 3Ist eine kirchenaufsichtliche 
Genehmigung kirchengesetzlich vorgeschrieben, so ist die Erklärung erst mit 
Erteilung der Genehmigung rechtswirksam. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Erklärungen des täglichen Geschäftsverkehrs. 5Minderjährige Mitglieder des 
Kirchenvorstandes können keine Erklärungen nach Satz 1 abgeben.“
(4) 1Eine in der Form des Absatzes 3 abgegebene Erklärung gilt anderen gegen-
über als Erklärung des Kirchenvorstandes. 2Die Mitglieder des Kirchenvorstan-
des dürfen jedoch eine solche Erklärung nur aufgrund eines ordnungsgemäß 
gefassten Beschlusses abgeben.
(5) Bei dienstlichen Schreiben genügt die Unterschrift des oder der Vorsitzenden 
oder des oder der stellvertretenden Vorsitzenden.
(6) 1Wenn der Kirchenvorstand das Kirchenkreisamt im Einzelfall oder im 
Rahmen der nach § 50 a übertragenen Aufgaben bevollmächtigt, ist, soweit er-
forderlich, die Vollmacht auf den Leiter oder die Leiterin des Kirchenkreisamtes 
auszustellen. 2Die Vollmacht kann von ihm oder ihr auf andere Mitarbeiter oder 
Mitarbeiterinnen des Kirchenkreisamtes übertragen werden.

§ 50 
Verteilung von Einzelaufgaben

(1) 1Der Kirchenvorstand kann 
1. aus seiner Mitte einen Verwaltungsausschuss (§ 50 b) bilden, 
2. vorberatende und beschließende Fachausschüsse bilden und 
3. einzelne seiner Mitglieder oder andere Personen, die Mitglied einer 

christlichen Kirche sind, die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir-
chen in Niedersachsen oder der Internationalen Konferenz Christlicher 
Gemeinden Hannover als Mitglied angehört, als Beauftragte bestellen. 
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2Der Kirchenvorstand bestimmt, welche Aufgaben jeweils auf die Ausschüsse 
oder die Beauftragten übertragen werden. 3Die Aufgaben können fachlich oder 
räumlich abgegrenzt werden. 4§ 52 Abs. 1 S. 1 bleibt unberührt.
(2) 1Über alle Angelegenheiten, die den Beauftragten und den Mitgliedern 
der Ausschüsse in Ausübung dieser Funktion bekannt geworden und die ihrer 
Natur nach oder in Folge besonderer Anordnungen vertraulich sind, haben sie 
Verschwiegenheit zu wahren, auch nach Beendigung ihrer Mitgliedschaft. 2§ 28 
Abs. 3 gilt entsprechend.
(3) Den Vorsitz in den Ausschüssen soll, den Vorsitz in einem beschließenden 
Ausschuss muss ein Mitglied des Kirchenvorstandes haben.
(4) 1Beschließende Fachausschüsse werden von dem Kirchenvorstand aus seiner 
Mitte gebildet. 2Der Kirchenvorstand kann weitere Mitglieder einer Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Stimmrecht in beschließende Fach-
ausschüsse berufen. 3Die Mehrheit der stimmberechtigten Ausschussmitglieder 
muss jedoch dem Kirchenvorstand angehören. 4Der Kirchenvorstand kann den 
Ausschuss durch sachkundige Personen ohne Stimmrecht ergänzen.
(5) 1Der Kirchenvorstand kann sich Entscheidungen allgemein und im Einzelfall 
vorbehalten und den Beauftragten und den Ausschüssen Weisungen erteilen. 

2Dem Kirchenvorstand müssen zur Beschlussfassung alle wesentlichen Leitungs-
aufgaben vorbehalten bleiben. 3Dazu gehören insbesondere

a) die Feststellung des Haushaltsplanes einschließlich des Stellenplanes 
und die Rechnungslegung,

b) Stellungnahmen bei Änderungen im Bestand oder im Gebiet der Kir-
chengemeinde, des Kirchenkreises oder der Pfarrstelle sowie Mitwir-
kung bei der Bildung der Kirchenkreissynode,

c) Beschlüsse im Verfahren der Pfarrstellenbesetzung,
d) Anstellung und Entlassung von Leiterinnen und Leitern kirchengemeind-

licher Einrichtungen,
e) Beschlüsse über außer- und überplanmäßige Ausgaben,
f) alle Beschlüsse, die der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach § 66 

oder einer anderen Rechtsvorschrift bedürfen.
(6) 1Die Mitglieder des Kirchenvorstandes haben das Recht, an allen Sitzungen 
der Ausschüsse teilzunehmen. 2Sie haben jedoch kein Stimmrecht, soweit sie 
dem Ausschuss nicht als Mitglied mit Stimmrecht angehören.
(7) 1Die beschließenden Fachausschüsse haben über ihre Beschlüsse eine Nie-
derschrift anzufertigen, die dem oder der Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
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unverzüglich zuzuleiten ist. 2Hat kein Mitglied des Pfarramtes an der Sitzung 
teilgenommen, so sind die Beschlüsse auch dem geschäftsführenden Mitglied 
des Pfarramtes unverzüglich bekannt zu geben.
(8) 1Der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes und der oder die Vorsit-
zende eines beschließenden Fachausschusses haben die Pflicht, einen Beschluss 
des Ausschusses zu beanstanden, wenn sie ihn für rechtswidrig halten oder 
wenn er Weisungen einer Aufsichtsbehörde widerspricht. 2Gleiches gilt für 
das geschäftsführende Mitglied des Pfarramtes. 3Ein beanstandeter Beschluss 
darf nicht ausgeführt werden. 4Hebt der Ausschuss auf die Beanstandung hin 
seinen Beschluss nicht auf, so ist die Angelegenheit dem Kirchenvorstand zur 
Beschlussfassung vorzulegen.
(9) 1Das Pfarramt hat das Recht, gegen die Beschlüsse des Ausschusses, die 
Aufgaben der Kirchengemeinde nach § 3 berühren, Einspruch einzulegen. 2§ 48 
gilt entsprechend.
(10) § 49 Abs. 1 bis 3 bleibt unberührt.

§ 50a 
Übertragung von Geschäften der laufenden Verwaltung  

auf das Kirchenkreisamt
(1) 1Der Kirchenvorstand kann das Kirchenkreisamt über die Verwaltungshilfe 
(§  64) hinaus beauftragen, Aufgaben des Verwaltungsvollzuges, regelmäßig 
wiederkehrende Rechtsgeschäfte und sonstige Vorgänge, die für die Kirchen-
gemeinde sachlich und finanziell nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall 
hinausgehender Bedeutung sind (Geschäfte der laufenden Verwaltung), für 
die Kirchengemeinde zu erledigen. 2Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
geregelt.
(2) 1Die Beauftragung nach Absatz 1 regelt der Kirchenvorstand durch Beschluss, 
der der Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes bedarf. 2§ 41 Abs. 2 Sätze 
2 und 3 der Kirchenkreisordnung ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. 3Der 
Kirchenkreisvorstand entscheidet nach Anhörung der Leiterin oder des Leiters 
des Kirchenkreisamtes. 4Der Kirchenkreisvorstand kann die Genehmigung 
versagen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung der übertragenen Geschäfte 
durch das Kirchenkreisamt nicht gewährleistet werden kann.
(3) Das Kirchenkreisamt kann zu einem ihm übertragenen Geschäft die Bera-
tung und Entscheidung des Kirchenvorstandes einholen.
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(4) Der Kirchenvorstand kann die Beauftragung jederzeit ganz oder teilweise 
widerrufen.
(5) 1Der Kirchenkreisvorstand kann die Beauftragung nach Anhörung des Kir-
chenvorstandes und der Leiterin oder des Leiters des Kirchenkreisamtes ganz 
oder teilweise beenden. 2Der Kirchenkreisvorstand teilt die Entscheidung dem 
Kirchenvorstand mindestens drei Monate vor der Beendigung mit, es sei denn, 
der Kirchenvorstand erklärt sich mit einer kürzeren Frist einverstanden.

§ 50b 
Verwaltungsausschuss

(1) Hat der Kirchenvorstand nach § 50 einen Verwaltungsausschuss gebildet, 
so kann er ihn mit der regelmäßigen Wahrnehmung bestimmter Aufgaben, 
insbesondere solcher der laufenden Verwaltung, beauftragen, die nicht einem 
Fachausschuss zugewiesen sind.
(2) 1Der Verwaltungsausschuss wird von dem Kirchenvorstand aus seiner Mitte 
gebildet. 2Ihm müssen mindestens drei Mitglieder angehören.
(3) 1Der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes sowie das geschäftsfüh-
rende Mitglied des Pfarramtes haben, soweit sie dem Verwaltungsausschuss 
nicht angehören, das Recht, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses mit 
beratender Stimme teilzunehmen. 2Sie sind unter Beifügung der Tagesordnung 
zu den Sitzungen einzuladen. 3Der Verwaltungsausschuss hat über seine Be-
schlüsse eine Niederschrift anzufertigen und sie den Mitgliedern des Kirchen-
vorstandes zuzuleiten. 4Im Übrigen regelt der Kirchenvorstand den Vorsitz und 
die Geschäftsführung.
(4) 1Durch die Übertragung von Aufgaben und Befugnissen auf den Verwal-
tungsausschuss bleibt die Verantwortung des Kirchenvorstandes unberührt. 

2Der Kirchenvorstand kann sich Entscheidungen allgemein und im Einzelfall 
vorbehalten.
(5) § 43 Abs. 2 und §§ 47und 48 gelten entsprechend.

§ 50c 
Nichtrechtsfähige Stiftungen

(1) Die Satzung einer nichtrechtsfähigen Stiftung der Kirchengemeinde kann 
die Bildung eines Stiftungsvorstandes vorsehen.
(2) 1Die Mitglieder eines Stiftungsvorstandes sollen Mitglied einer christlichen 
Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Niedersachsen 
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oder der Internationalen Konferenz Christlicher Gemeinde Hannover als Mitglied 
angehört. 2Sie müssen in der überwiegenden Zahl Mitglied einer Gliedkirche der 
Evangelische Kirche in Deutschland sein.
(3) Im Übrigen gelten für Stiftungsvorstände die Regelungen für beschließende 
Fachausschüsse des Kirchenvorstandes entsprechend.

§ 51 
Beratung mit Mitarbeitern, Mitarbeiterinnen und Sachkundigen

(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sollen über Vorhaben, die ihren Aufga-
benbereich betreffen, rechtzeitig informiert werden.
(2) 1Der Kirchenvorstand hat die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen regelmäßig, 
jährlich mindestens einmal, zur Besprechung über deren Aufgabenbereich und 
eigene Vorhaben sowie dann zu seinen Sitzungen einzuladen, wenn Fragen ihres 
Aufgabenbereiches beraten werden sollen. 2Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
in kirchengemeindlichen Einrichtungen können dabei durch deren Leitung 
vertreten werden.
(3) Soweit mit einem Mitarbeiter oder einer Mitarbeiterin nach einer vom Kir-
chenkreis beschlossenen Konzeption durch ein Mitglied des Kirchenvorstandes 
ein Jahresgespräch zu führen ist, kann das Jahresgespräch im Einvernehmen 
mit dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin an Stelle des jährlichen Gesprächs 
nach Absatz 2 geführt werden.
(4) Zu der Beratung bestimmter Sachfragen soll der Kirchenvorstand Sachkun-
dige hinzuziehen, insbesondere kirchliche Beauftragte.

§ 52 
Aufgaben und Befugnisse des Kirchenvorstandes

(1)  Der Kirchenvorstand ist berufen, gemeinsam mit dem Pfarramt das geist-
liche Leben der Kirchengemeinde zu gestalten, insbesondere durch Teilnahme 
und Mitwirkung am Gottesdienst sowie durch Förderung der missionarischen, 
diakonischen, seelsorglichen und pädagogischen Aufgaben.
(2) 1Der Kirchenvorstand sorgt dafür, dass die Kirchengemeinde ihren Verpflich-
tungen nachkommt und ihre Rechte wahrt. 2Er vertritt die Kirchengemeinde im 
Rechtsverkehr. 3Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Er beschließt über Satzungen der Kirchengemeinde.
2. Er entscheidet im Rahmen des geltenden Rechts über die Besetzung 

von Pfarrstellen.
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3. Er stellt beruflich Mitarbeitende der Kirchengemeinde an und führt die 
Dienstaufsicht über sie.

4. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende.
5. Er unterstützt beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende bei der Aus-

übung ihres Dienstes und sorgt für ihre persönliche Begleitung und 
fachliche Qualifizierung.

6. Er entscheidet über Vereinbarungen mit anderen Rechtsträgern.
7. Er verwaltet das Vermögen der Kirchengemeinde und entscheidet über 

die Nutzung ihrer Gebäude.
8. Er sorgt für die Erhebung kirchlicher Abgaben, für die Gewinnung wei-

terer Einnahmen und für deren zweckentsprechende Verwendung.
9. Er beschließt den Haushaltsplan und stellt den Jahresabschluss der 

Kirchengemeinde fest.
10. Er wirkt an der Bildung der Kirchenkreissynode und der Landessynode 

mit.
(3)  Für folgende Aufgaben ist der Kirchenvorstand gemeinsam mit dem Pfarr-
amt zuständig:

1. Entscheidungen über Schwerpunkte der Gemeindearbeit,
2. die Ordnung des Gottesdienstes und der Amtshandlungen,
3. die Ordnung der Konfirmandenarbeit,
4. die Erhebung und Abführung der Kollekten,
5. Entscheidungen über die Nutzung der für den Gottesdienst bestimmten 

Räume.
(4) 1Der Kirchenvorstand hat der Kirchengemeinde über seine Tätigkeit in 
geeigneter Weise regelmäßig zu berichten. 2Einmal jährlich hat er hierfür eine 
Gemeindeversammlung einzuberufen.

§ 53 
[Organisation der Arbeit]

(1) Der Kirchenvorstand wirkt darauf hin, dass die Dienstbesprechungen nach 
§ 18 regelmäßig stattfinden, und lässt sich hierüber berichten.
(2) Der Kirchenvorstand berät und beschließt über die Grundsätze für die Aus-
richtung des gemeinsamen Dienstes und über die Verteilung der allgemeinen 
und besonderen Aufgaben (§ 18 Abs. 3).
(3) 1Der Kirchenvorstand setzt im Benehmen mit den an den Dienstbesprechun-
gen nach § 18 Teilnehmenden eine Arbeitsteilung fest. 2Wird der beschlossenen 
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Regelung widersprochen, so entscheidet der Kirchenkreisvorstand. 3Seine 
Entscheidung unterliegt nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof.

§ 54 
[Fortbildung]

1Kirchenvorstand und Pfarramt haben Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu 
fördern und dafür Sorge zu tragen, dass sie sich im erforderlichen Umfang 
fortbilden. 2Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sollen an geeigneten und erfor-
derlichen Maßnahmen teilnehmen.

§ 55 
[Konflikte]

1Gibt ein Pastor oder eine Pastorin durch Amtsführung oder Lebenswandel 
Anstoß, so haben die anderen Mitglieder des Kirchenvorstandes zu versuchen, 
durch Besprechung mit dem Pastor oder der Pastorin den Anstoß zu beseitigen. 

2Nötigenfalls ist dem Superintendenten oder der Superintendentin Mitteilung 
zu machen.

Vierter Abschnitt:  
Verwaltung des Vermögens der Kirchengemeinde

§ 56 
Zweckbindung des kirchlichen Vermögens

(1) Kirchliches Vermögen darf nur zur Erfüllung kirchlicher Aufgaben verwandt 
werden.
(2) 1Das kirchliche Vermögen ist wirtschaftlich, sparsam, ethisch-nachhaltig, 
transparent und in gesamtkirchlicher Verantwortung zu verwalten. 2Vermö-
gensteile, die zur Erzielung von Erträgen geeignet sind, sind im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung so zu verwalten, dass sie angemessene Erträge erbringen.
(3) 1Die zur Erhaltung einzelner Vermögensteile, insbesondere der kirchlichen 
Gebäude, erforderlichen Maßnahmen sind rechtzeitig und in ausreichendem 
Umfang zu treffen. 2Kirchliche Räume dürfen nicht für Veranstaltungen zur 
Verfügung gestellt werden, die deren Bestimmung widersprechen.
(4) Aus kirchlichen Mitteln dürfen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch 
besteht, in der Regel nur im Rahmen der Diakonie gewährt werden.
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(5) Die Übernahme von Bürgschaften und ähnlichen Verpflichtungen ist nur in 
besonderen Fällen und mit Genehmigung des Landeskirchenamtes zulässig.

§ 57 
(aufgehoben)

§ 58 
Pfarramtskasse

1Mittel, die Pastoren und Pastorinnen zur freien Verfügung anvertraut worden 
sind, werden in Pfarramtskassen verwaltet. 2Diese unterliegen der Prüfung derer, 
die nach dem Kirchengesetz über die Visitation die pfarramtliche Tätigkeit zu 
überprüfen befugt sind, sowie des Landeskirchenamtes.

§ 59 
Kirchliche Abgaben

Der Kirchenvorstand beschließt über Kirchensteuern und sonstige kirchliche 
Abgaben im Rahmen des geltenden Rechts.

§ 60 
Haushaltsplan

(1) 1Der Kirchenvorstand stellt über alle zu erwartenden Einnahmen und Aus-
gaben der Kirchengemeinde einen Haushaltsplan fest. 2Die Ausgaben sind mit 
den Einnahmen auszugleichen. 3Der beschlossene Haushaltsplan ist mindestens 
eine Woche zur Einsicht für die Glieder der Kirchengemeinde auszulegen; zur 
Einsichtnahme ist aufzufordern.
(2) Ausgaben dürfen nur veranlasst werden, wenn sie im Haushaltsplan vor-
gesehen sind oder wenn ihre Deckung durch Einsparungen oder durch nicht 
vorgesehene Einnahmen gesichert ist.
(3) 1Ausgaben dürfen nur aufgrund eines Beschlusses des Kirchenvorstandes 
veranlasst werden. 2Der Kirchenvorstand kann eine Ermächtigung zur Veran-
lassung von Ausgaben in einem bestimmten Rahmen erteilen.

§ 61 
Kassenführung

(1) 1Die Ausführung der Kassengeschäfte sowie die Nachweisung des Vermö-
gens und der Schulden sind einer kirchlichen Kassenstelle, in der Regel dem 
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Kirchenkreisamt, zu übertragen. 2Für die Verantwortlichkeit der Kassenstelle 
gilt § 64 entsprechend.
(2) 1Alle Kassengeschäfte einer Kirchengemeinde sind derselben Kassenstelle 
zu übertragen. 2Ausnahmen sind in besonderen Fällen mit Genehmigung des 
Landeskirchenamtes zulässig.

§ 62 
Rechnungslegung

(1) Der Kirchenvorstand hat über das gesamte von ihm verwaltete Vermögen 
Rechnung zu legen.
(2) Nach Abnahme der Rechnung hat der Kirchenvorstand eine Ausfertigung 
der Rechnung mindestens eine Woche zur Einsicht für die Glieder der Kirchen-
gemeinde auszulegen; diese sind zur Einsichtnahme aufzufordern.

§ 63 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungsprüfung

(1) 1Das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen unterliegt der Prüfung 
durch den Kirchenvorstand (örtliche Prüfung) und durch die Aufsichtsbehör-
den (überörtliche Prüfung). 2Die örtliche Kassenprüfung einer für mehrere 
Kirchengemeinden gebildeten Kassenstelle obliegt dem zuständigen Organ des 
Rechtsträgers der Kassenstelle.
(2) Die zuständigen Organe bedienen sich zur Durchführung der Prüfung des 
Rechnungsprüfungsamtes der Landeskirche.

§ 64 
[Leitungs- und Verwaltungsaufgaben]

(1) 1Die Kirchengemeinde ist berechtigt und verpflichtet, bei der Wahrneh-
mung ihrer Leitungs- und Verwaltungsaufgaben die Unterstützung durch das 
zuständige Kirchenamt in Anspruch zu nehmen, soweit sie diese Aufgaben nicht 
selbst wahrnimmt und soweit die entsprechenden Tätigkeiten in dem vom 
Landeskirchenamt zu erstellenden Aufgabenverzeichnis für die Kirchenämter 
als Pflichtaufgaben oder Wahlpflichtaufgaben ausgewiesen sind. 2Dritte dürfen 
mit Pflichtaufgaben oder Wahlpflichtaufgaben der Kirchenämter nur durch den 
Träger des Kirchenamtes beauftragt werden. 3§ 61 bleibt unberührt. 
(2) 1Das Kirchenamt ist bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach Absatz 1 
an die Weisungen der Kirchengemeinde gebunden. 2Hält das Kirchenamt eine 
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Maßnahme der Kirchengemeinde für rechtswidrig, so hat es dies durch seine 
Leitung der Kirchengemeinde unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 3Werden 
die Bedenken nicht ausgeräumt und besteht die Kirchengemeinde auf der 
Durchführung der Maßnahme, so berichtet die Kirchengemeinde dem Kirchen-
kreisvorstand. 4Erklärt der Kirchenkreisvorstand die Bedenken des Kirchenamtes 
für unbegründet, so hat das Kirchenamt die Maßnahme durchzuführen und 
wird von der dienstlichen Verantwortung frei. 5Dieses Verfahren ersetzt eine 
im kirchlichen Dienst- und Arbeitsrecht sonst vorgesehene Anrufung von vor-
gesetzten Personen bei Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen 
Anordnung. 
(3) Hat das Kirchenamt geltend gemacht, dass bei Durchführung der Maßnahme 
ein strafrechtlicher Tatbestand erfüllt wird, so hat der Kirchenkreisvorstand vor 
seiner Entscheidung nach Absatz 2 dem Landeskirchenamt zu berichten. 
(4) Im Übrigen werden die Stellung und die Geschäftsführung der Kirchenäm-
ter, die Aufbringung der Mittel für ihre Unterhaltung sowie der Anschluss- und 
Benutzungszwang nach Absatz 1 durch die Kirchenkreisordnung und andere 
Kirchengesetze oder durch sonstige Rechtsvorschriften geregelt.

§ 65 
Ergänzende Regelungen

(1) 1Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie für Beschlüsse 
und Erklärungen, die der kirchenaufsichtlichen Genehmigung bedürfen, kann 
das Landeskirchenamt die Benutzung bestimmter Formblätter und Muster 
vorschreiben. 2Es kann ferner Richtlinien für die sachgerechte Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens erlassen.
(2) Im Übrigen wird das Nähere über die kirchliche Vermögensverwaltung, ins-
besondere über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der kirchlichen 
Körperschaften, durch Rechtsverordnung geregelt.

§ 66 
Genehmigungsvorbehalte

(1) Soweit sich nicht aus den Rechtsvorschriften für die kirchliche Bau-, Kunst- 
und Denkmalpflege oder aus anderen Rechtsvorschriften ein Genehmigungs-
vorbehalt ergibt, bedürfen Beschlüsse des Kirchenvorstandes einschließlich der 
zu ihrer Ausführung erforderlichen Erklärungen im Rahmen der Absätze 2 bis 
7 einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung. 
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(2) 1Folgende Beschlüsse bedürfen einer Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt: 

1. Einlegung der Revision in einem Rechtsstreit vor staatlichen Gerichten, 
2. Veräußerung, Veränderung, Verlegung oder Abgabe von Archivgut, 

soweit es nicht dem Landeskirchlichen Archiv zugeführt wird,
3. Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung, Abgabe und Aufhe-

bung von Einrichtungen, insbesondere Kindertagesstätten und Friedhö-
fen oder wirtschaftlichen Unternehmen sowie die Beteiligung an ihnen, 

4. Errichtung, Übernahme, Zulegung oder Zusammenlegung, Auflösung 
und Änderung der Satzung nichtrechtsfähiger Stiftungen, 

5. Erwerb, Änderung, Veräußerung und Vernichtung von Glocken und von 
Gegenständen, die geschichtlichen, Kunst- oder Denkmalwert haben, 

6. Erwerb, Veräußerung und Vernichtung von Orgeln sowie Änderung von 
Orgeln, die Denkmalwert haben, 

7. soweit Sakralgebäude, denkmalgeschützte Gebäude oder Erbbaurechte 
betroffen sind:
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, 
b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung von grundstücksgleichen 

Rechten an fremden Grundstücken,
8. Verträge über die Nutzung kirchlicher Grundstücke zum Abbau von 

Bodenbestandteilen, für die Errichtung und den Betrieb von Windener-
gieanlagen und für Freiflächensolaranlagen sowie Mietverträge für die 
Errichtung von Mobilfunkstationen; der Genehmigungsvorbehalt für 
Verträge über die Nutzung kirchlicher Grundstücke für Freiflächenso-
laranlagen ist bis zum 30. Juni 2028 befristet.

2Das Landeskirchenamt entscheidet nach Beteiligung des zuständigen Kirchen-
kreisvorstandes. 
(3) Folgende Beschlüsse bedürfen einer Genehmigung durch den Kirchenkreis-
vorstand: 

1. Verpachtung von Grundstücken zur land- und forstwirtschaftlichen oder 
gärtnerischen Nutzung sowie Vermietung von Grundstücken, Gebäuden 
und Gebäudeteilen, 

2. Abschluss von Pacht- und Betriebsführungsverträgen über Einrichtun-
gen, insbesondere Kindertagesstätten und Friedhöfe, und wirtschaftli-
che Unternehmen sowie zu deren Betrieb erlassene Ordnungen oder 
Satzungen, 
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3. Einräumung von Ansprüchen auf Nutzung von Grundstücken, soweit 
es sich nicht um Verträge nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 handelt, 

4. Einräumung von Baulasten und Dienstbarkeiten zur grundbuchlichen 
Sicherung der unter Nummer 3 genannten Ansprüche, 

5. Erwerb oder Aufgabe von Rechten an fremden Grundstücken mit Aus-
nahme grundstücksgleicher Rechte, 

6. Zustimmung zur Übertragung von grundstücksgleichen Rechten durch 
einen Berechtigten auf einen Dritten, 

7. Zustimmung zur Belastung von grundstücksgleichen Rechten mit 
Hypotheken, Grund- und Rentenschulden, Reallasten, Nießbrauch, 
Dienstbarkeiten, Wohnungsrechten, Vorkaufsrechten und Auflassungs-
vormerkungen durch einen Berechtigten, 

8. Löschung von Hypotheken sowie Grund- oder Rentenschulden an 
fremden Grundstücken, 

9. Annahme von Schenkungen, Erbschaften oder Vermächtnissen, soweit 
diese mit Auflagen oder Lasten verbunden sind.

(4)  Bei folgenden Beschlüssen richtet sich die Zuständigkeit für die Genehmi-
gung nach einer durch Rechtsverordnung festzulegenden Wertgrenze: 

1. Erhebung einer Klage oder andere Rechtsbehelfe vor den staatlichen 
Gerichten und Beendigung eines Rechtsstreits durch Vergleich; bei 
Rechtsstreitigkeiten vor den Amtsgerichten und den Arbeitsgerichten 
ist keine Genehmigung erforderlich, 

2. Übernahme von Bürgschaften und ähnlichen Verpflichtungen, 
3. Aufnahme von Darlehen, soweit diese nicht aus den ordentlichen Er-

trägen des laufenden und nächsten Rechnungsjahres getilgt werden 
können, 

4. Verwendung eines für besondere Zwecke bestimmten Vermögens für 
einen anderen Zweck, 

5. Schenkungen und Verzicht auf vermögensrechtliche Ansprüche, 
6. Erwerb von Digitalorgeln und Änderung von Orgeln, soweit davon keine 

Orgeln betroffen sind, die Denkmalwert haben,
7. soweit keine Sakralgebäude, denkmalgeschützte Gebäude oder Erb-

baurechte (Absatz 2 Nummer 7) betroffen sind: 
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken sowie 
b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung von grundstücksgleichen 

Rechten an fremden Grundstücken.
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(5) In einer Rechtsverordnung kann festgelegt werden, dass in einzelnen Fällen 
oder unterhalb einer festzulegenden Wertgrenze keine kirchenaufsichtliche 
Genehmigung erforderlich ist. 
(6) Treffen für einen Beschluss Genehmigungsvorbehalte des Landeskirchen-
amtes und des Kirchenkreisvorstandes zusammen, so ist das Landeskirchenamt 
für die Erteilung der Genehmigung zuständig. 
(7) Eine Genehmigung gilt als erteilt, wenn innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang des Antrags beim Landeskirchenamt oder beim Kirchenkreisvorstand 
kein Bescheid ergangen ist. 
(8) 1Zur Erprobung anderer Formen der Aufsicht können Genehmigungsvorbe-
halte in Angelegenheiten nach Absatz 2, 3 oder 4 durch eine Erprobungsregelung 
ganz oder teilweise ausgesetzt werden, wenn die Erprobungsregelung durch 
Standards nach Artikel 41 Absatz 3 der Kirchenverfassung und entsprechende 
Verfahren sicherstellt, dass den Zwecken eines Genehmigungsvorbehalts auf 
andere Weise Rechnung getragen werden kann. 2Erprobungsregelungen sind 
auf längstens fünf Jahre zu befristen und regelmäßig zu evaluieren.

V. Teil  
Aufsicht

§ 67 
Aufsicht

(1) 1Die Kirchengemeinde steht nach Maßgabe des geltenden Rechts unter 
der Aufsicht des Kirchenkreisvorstandes und des Landeskirchenamtes (Auf-
sichtsbehörden) sowie des Superintendenten oder der Superintendentin, der 
Regionalbischöfin oder des Regionalbischofs und des Landesbischofs oder der 
Landesbischöfin. 2Die Aufsicht hat die Rechte der Kirchengemeinde zu achten 
und zu wahren und ihr Schutz und Fürsorge zu gewähren. 3Sie hat darauf hinzu-
wirken, dass die Kirchengemeinde ihre Aufgaben und Verpflichtungen erfüllt und 
das geltende Recht beachtet. 4Verletzt oder vernachlässigt der Kirchenvorstand 
seine Pflicht, so kann ihn die Aufsichtsbehörde ermahnen.
(2) 1Die Aufsicht wird insbesondere durch Visitation, Beratung, Genehmigungen, 
Überprüfung von Maßnahmen und Beschlüssen, Ermahnungen sowie durch 
Ersatzvornahme, Zwangsetatisierung und Auflösung des Kirchenvorstandes 
ausgeübt. 2Die Aufsichtsbehörden sind weisungsbefugt, wenn die ordnungs-
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gemäße Erfüllung der kirchengemeindlichen Aufgaben durch offensichtliche 
Missstände gefährdet ist.
(3) Bevor eine Aufsichtsbehörde eine Maßnahme trifft, ist der betroffene Kir-
chenvorstand anzuhören, es sei denn, dass Gefahr im Verzuge ist.

§ 68 
Unterrichtung

1Die Aufsichtsbehörden haben das Recht, sich jederzeit über die Angelegenheiten 
der Kirchengemeinde zu unterrichten, insbesondere Berichte anzufordern, Un-
terlagen einzusehen oder sich vorlegen oder durch Beauftragte an Ort und Stelle 
prüfen zu lassen. 2Der Kirchenvorstand ist verpflichtet, die Aufsichtsbehörden 
auf deren Verlangen an der Beratung bestimmter Angelegenheiten zu beteiligen. 

3Das gleiche Recht auf Unterrichtung und Beteiligung haben im Rahmen ihrer 
Aufgaben auch diejenigen, die die geistliche Aufsicht wahrnehmen.

§ 69 
Beanstandung

1Die Aufsichtsbehörden können Beschlüsse und andere Maßnahmen des Kir-
chenvorstandes beanstanden, wenn sie rechtswidrig oder nicht sachgerecht sind. 

2Beanstandete Maßnahmen dürfen nicht vollzogen, bereits getroffene Maßnah-
men müssen auf Verlangen einer Aufsichtsbehörde rückgängig gemacht werden.

§ 70 
Anordnung oder Ersatzvornahme

(1) Behebt der Kirchenvorstand eine beanstandete Maßnahme nicht oder erfüllt 
er ihm gesetzlich obliegende Pflichten und Aufgaben nicht, so kann das Landes-
kirchenamt anordnen, dass der Kirchenvorstand innerhalb einer bestimmten, 
angemessenen Frist das Erforderliche veranlasst.
(2) Das Landeskirchenamt kann anordnen, dass der Kirchenvorstand Rechte 
der Kirchengemeinde innerhalb einer bestimmten, angemessenen Frist geltend 
macht oder verteidigt und alle Erklärungen, die zur Sicherung und Verwaltung 
des kirchlichen Vermögens in rechtlich geordnetem Verfahren notwendig sind, 
abgibt.
(3) 1Kommt der Kirchenvorstand einer Anordnung des Landeskirchenamtes 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht innerhalb der bestimmten Frist nach, so kann 
das Landeskirchenamt auf Kosten der Kirchengemeinde die Maßnahme für die 
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Kirchengemeinde treffen oder durch einen Bevollmächtigten treffen lassen. 2Maß-
nahmen nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung des Landessynodalausschusses. 

3Bei Gefahr im Verzug kann das Landeskirchenamt auch ohne Zustimmung des 
Landessynodalausschusses tätig werden; es hat diesem die Maßnahme jedoch 
unverzüglich anzuzeigen und sie auf dessen Verlangen rückgängig zu machen.

§ 71 
Verfahren bei Verweigerung gesetzlicher Leistungen

1Weigert sich ein Kirchenvorstand, eine gesetzliche Leistung, die aus dem 
kirchlichen Vermögen zu bestreiten ist oder den Gliedern der Kirchengemeinde 
obliegt, in den Haushaltsplan einzustellen, festzusetzen oder zu genehmigen, 
so ist das Landeskirchenamt mit Zustimmung des Landessynodalausschusses 
befugt, die Leistung festzusetzen und in den Haushaltsplan einzustellen. 2Durch 
diese Verfügung wird die Beschlussfassung des Kirchenvorstandes ersetzt.

§ 72 
Auflösung des Kirchenvorstandes

(1) 1Verletzt oder vernachlässigt der Kirchenvorstand wiederholt und in 
erheblichem Maße seine Pflicht und verharrt er trotz Ermahnung in seinem 
Verhalten, so kann das Landeskirchenamt eine weitere Ermahnung ausspre-
chen und gleichzeitig die Auflösung des Kirchenvorstandes androhen. 2Wenn 
das Landeskirchenamt danach nach einer angemessenen Frist feststellt, dass 
eine ordnungsgemäße Erfüllung der verfassungsmäßigen Aufgaben der Kir-
chengemeinde auf andere Weise nicht gesichert werden kann, so kann es mit 
Zustimmung des Landessynodalausschusses den Kirchenvorstand auflösen. 3Ist 
das Verfahren nach Satz 2 eingeleitet, so kann das Landeskirchenamt bis zur 
endgültigen Entscheidung dem Kirchenvorstand die Ausübung seines Amtes ganz 
oder teilweise untersagen und anordnen, dass die Aufgaben und Befugnisse des 
Kirchenvorstandes insoweit vom Kirchenkreisvorstand oder von einem, einer 
oder mehreren von diesem Bevollmächtigten vertretungsweise wahrgenommen 
werden. 4Bevor das Landeskirchenamt eine Maßnahme nach Satz 1 bis 3 trifft, 
ist der Kirchenkreisvorstand anzuhören.
(2) Ist ein Kirchenvorstand aufgelöst worden, so werden bis zu einer Neubildung 
die Aufgaben und Befugnisse des Kirchenvorstandes vom Kirchenkreisvorstand 
oder von einem oder mehreren von ihm Bevollmächtigten vertretungsweise 
wahrgenommen.
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VI. Teil  
Gemeindeversammlung

§ 73 
Einberufung

(1) 1Der Kirchenvorstand beruft einmal jährlich eine Versammlung der wahlbe-
rechtigten Glieder der Kirchengemeinde (Gemeindeversammlung) ein. 2Unter 
Beteiligung des Pfarramtes berichtet er rückblickend über die Wahrnehmung der 
Aufgaben nach § 3 und stellt eine entsprechende Planung für das kommende 
Jahr vor.
(2) Zur Beratung wichtiger, das Gemeindeleben berührender Angelegenheiten 
kann der Kirchenvorstand jederzeit eine Gemeindeversammlung einberufen.
(3) Der Kirchenvorstand ist zur Einberufung einer Gemeindeversammlung 
verpflichtet, wenn diese unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes von 
sechsmal soviel wahlberechtigten Gliedern der Kirchengemeinde, wie Kirchen-
vorsteher und Kirchenvorsteherinnen im Amt sind, gefordert oder von dem 
Kirchenkreisvorstand angeordnet wird.
(4) Nichtwahlberechtigte Glieder der Kirchengemeinde, die nach § 67 Abs. 1 an 
der Aufsicht Beteiligten sowie vom Kirchenvorstand eingeladene Kirchenglieder 
und Sachkundige können an der Gemeindeversammlung ohne Stimmrecht 
teilnehmen.

§ 74 
Aufgaben und Befugnisse

1Die Gemeindeversammlung berät die ihr vorgelegten Verhandlungsgegenstän-
de. 2Sie kann Anregungen und Vorschläge an den Kirchenvorstand richten, die 
dieser in angemessener Frist zu beantworten hat. 3Sie kann die Bildung eines 
Gemeindebeirates beantragen.

§ 75 
Einladung

1Die Einladung zu einer Gemeindeversammlung ist in der Regel an zwei voran-
gehenden Sonntagen mit Angabe von Zeit, Ort und Tagesordnung abzukündigen 
und wie sonst üblich bekannt zu geben. 2Diese Bekanntgabe soll durch andere 
Arten der Bekanntmachung ergänzt werden.
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§ 76 
Vorsitz

1Der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes eröffnet die Gemeindever-
sammlung. 2Diese wählt ihre Verhandlungsleitung. 3Der Kirchenvorstand kann 
hierfür einen Vorschlag unterbreiten.

§ 77 
Beschlussfähigkeit und Abstimmung

1Die Gemeindeversammlung ist beschlussfähig, wenn sechsmal soviel wahlbe-
rechtigte Glieder der Kirchengemeinde, wie Kirchenvorsteher und Kirchenvor-
steherinnen im Amt sind, anwesend sind. 2Beschlüsse werden mit der Mehrheit 
der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten 
gefasst; Stimmenthaltung ist zulässig.

VII. Teil  
Gemeindebeirat

§ 78 
[Bildung]

1Der Kirchenvorstand kann jeweils für die Dauer der Amtszeit des Kirchenvor-
standes einen Gemeindebeirat bilden. 2Er muss ihn bilden, wenn die Gemein-
deversammlung oder das Pfarramt die Bildung beantragt.

§ 79 
Mitglieder

(1) 1Dem Gemeindebeirat sollen mindestens acht Glieder der Kirchengemeinde, 
die nicht Mitglieder des Kirchenvorstandes sind, angehören. 2Unter ihnen sollen 
berufliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, jedoch nicht mit mehr als einem 
Drittel der Mitglieder des Gemeindebeirates, vertreten sein.
(2) 1Die Zahl der Mitglieder bestimmt der Kirchenvorstand. 2Dabei sind die 
Arbeitsformen in der Kirchengemeinde und die Zahl der beruflichen Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen angemessen zu berücksichtigen.
(3) 1Die Mitglieder werden von dem Kirchenvorstand berufen. 2Für die Beru-
fung können dem Kirchenvorstand von der Gemeindeversammlung und von 
Gemeindegruppen Vorschläge gemacht werden.
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§ 80 
Aufgaben und Befugnisse

(1) 1Aufgaben des Gemeindebeirates sind die Förderung des Gemeindele-
bens sowie die Beratung und Unterstützung des Kirchenvorstandes und des 
Pfarramtes. 2Er kann zur Wahrnehmung dieser Aufgaben alle Fragen, die die 
Kirchengemeinde berühren, in seine Beratung einbeziehen.
(2) Der Gemeindebeirat wirkt bei der Bildung des Kirchenvorstandes mit.
(3) Zur Besprechung in dem Gemeindebeirat soll den in der Kirchengemeinde 
in geordnetem Dienst tätigen Kirchengliedern Gelegenheit gegeben werden, 
über ihre Arbeit zu berichten.
(4) Vor Ausführung der von dem Gemeindebeirat vorgeschlagenen geordneten 
Arbeiten in der Kirchengemeinde ist das Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand 
herzustellen.
(5) Der Gemeindebeirat kann an den Kirchenvorstand und das Pfarramt 
Anregungen und Vorschläge richten, die von diesen in angemessener Frist zu 
beantworten sind.
(6) Pfarramt und Kirchenvorstand können dem Gemeindebeirat Beratungsge-
genstände zuweisen.
(7) Wichtige, das Gemeindeleben berührende Angelegenheiten sollen in der 
Regel von dem Kirchenvorstand dem Gemeindebeirat zur Beratung und Stel-
lungnahme vorgelegt werden.
(8) 1Der oder die Vorsitzende oder ein anderes Mitglied des Gemeindebeirates 
kann die Ergebnisse der Beratungen im Kirchenvorstand vertreten. 2§ 28 Abs. 3 
gilt entsprechend.

§ 81 
Vorsitz

(1) Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende 
werden vom Gemeindebeirat aus seiner Mitte gewählt.
(2) Der oder die Vorsitzende bereitet im Einvernehmen mit dem oder der 
stellvertretenden Vorsitzenden die Sitzungen vor und leitet sie.
(3) 1Der oder die Vorsitzende, bei Verhinderung der oder die stellvertretende 
Vorsitzende, ist in der Regel zu den Sitzungen des Kirchenvorstandes einzuladen. 

2§ 28 Abs. 3 gilt entsprechend.
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§ 82 
Sitzungen

(1) 1Sitzungen des Gemeindebeirates finden mindestens zweimal jährlich statt. 

2Der oder die Vorsitzende lädt unter Angabe von Zeit, Ort und Tagesordnung 
ein.
(2) Der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes beruft die erste Sitzung 
des Gemeindebeirates ein und leitet die Wahl des oder der Vorsitzenden des 
Gemeindebeirates.
(3) 1Zu den Sitzungen entsendet auf Einladung der Kirchenvorstand zwei seiner 
Mitglieder. 2Sie haben in dem Gemeindebeirat kein Stimmrecht.
(4) Über das Ergebnis seiner Beratungen hat der Gemeindebeirat eine Nieder-
schrift anzufertigen und dem Kirchenvorstand zu übermitteln.

§ 83 
Beschlüsse

(1) 1Der Gemeindebeirat ist bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner 
Mitglieder beschlussfähig. 2Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so kann zu 
denselben Beratungsgegenständen der vorgesehenen Tagesordnung erneut 
eingeladen werden. 3In diesem Fall ist die Beschlussfähigkeit nicht an die Zahl 
der anwesenden Mitglieder gebunden, wenn alle Mitglieder auf die Folgen ihres 
Ausbleibens hingewiesen worden sind.
(2) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stim-
men der anwesenden Mitglieder gefasst; Stimmenthaltung ist zulässig.

§ 84 
Gemeinsame Sitzung mit dem Kirchenvorstand

1Der Gemeindebeirat oder der Kirchenvorstand kann unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände eine gemeinsame Sitzung anregen. 2Zu dieser Sitzung lädt 
der oder die Vorsitzende des Kirchenvorstandes ein und führt in ihr den Vorsitz.
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VIII. Teil  
Gemeindesatzung

§ 85 
Aufstellung und Genehmigung

1Die Kirchengemeinde ist berechtigt, sich eine Gemeindesatzung zu geben. 

2Diese bedarf der Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes. 3Die Genehmigung 
darf erst erteilt werden, nachdem das Landeskirchenamt erklärt hat, dass keine 
rechtlichen Bedenken vorliegen.

§ 86 
Bekanntgabe

Der Kirchenvorstand hat die mit dem Genehmigungsvermerk versehene Gemein-
desatzung öffentlich bekannt zu geben und zur Einsichtnahme offenzuhalten.
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[IX. Teil Kapellengemeinde]27

[§ 87 Grundsatz]28

(1) Kapellengemeinden sind selbstständige Teile einer Kirchengemeinde, für die 
regelmäßig öffentlicher Gottesdienst in einem eigens dafür bestimmten Raum statt-
findet.
(2) Auf die Kapellengemeinden sind die Bestimmungen über die Kirchengemeinden 
entsprechend anzuwenden, soweit durch Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt 
ist.

27 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. Dezember 2022 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden.“

28 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. Dezember 2022 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden.“



104104

Kirchengemeindeordnung KGO 12 A

[§ 88 Zusammensetzung und Bildung des Kapellenvorstandes]29

(1) Der Kapellenvorstand wird aus den gewählten, berufenen, ernannten und 
bestellten Kapellenvorstehern und Kapellenvorsteherinnen und dem Mitglied des 
Pfarramtes, zu dessen Bezirk die Kapellengemeinde gehört, gebildet.
(2) Die Bildung des Kapellenvorstandes, insbesondere die Wahl der Kapellenvorsteher 
und Kapellenvorsteherinnen, wird durch Kirchengesetz geregelt.

[§ 89 Haushaltswesen]30

(1) 1Der Kapellenvorstand stellt für die Kapellengemeinde den Haushaltsplan auf. 

2Die Kapellengemeinde ist nicht berechtigt, Kirchensteuern zu erheben. 3Kann die 
Kapellengemeinde aus ihren eigenen Einnahmen den zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Bedarf nicht decken, so hat die Kirchengemeinde nach Kräften die 
Kapellengemeinde in den Stand zu setzen, ihre Aufgaben zu erfüllen. 4Die gleiche 
Verpflichtung hat die Kapellengemeinde gegenüber der Kirchengemeinde.

29 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. Dezember 2022 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden.“

30 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. Dezember 2022 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden.“
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(2) Die Erträge des Stellenvermögens der Pfarre, der Küsterei und des Pfarr- und 
Küsterwittums in der Kapellengemeinde sind den Erträgen der Stellenvermögen der 
Kirchengemeinde voll zuzuführen.
(3) 1Der Kapellenvorstand kann die Verwaltung des Vermögens der Kapellengemein-
de dem Kirchenvorstand mit dessen Zustimmung ganz oder teilweise übertragen. 

2Die Übertragung kann unter Einhaltung einer angemessenen Frist zum Ende eines 
Haushaltszeitraumes widerrufen werden.
(4) 1Der Kapellenvorstand kann mit Zustimmung des Kirchenvorstandes beschließen, 
dass für die Kapellengemeinde kein Haushaltsplan aufgestellt und keine Rechnung 
geführt und dass statt dessen die Einnahmen und Ausgaben der Kapellengemeinde 
im Haushaltsplan der Kirchengemeinde gemeinsam mit denen der Kirchengemeinde 
veranschlagt und in deren Rechnung nachgewiesen werden. 2Diese Regelung kann 
unter Einhaltung einer angemessenen Frist zum Ende eines Haushaltszeitraumes 
widerrufen werden.

[§ 90 Ausschluss von Vorschriften]31

Die Vorschriften über die Bildung eines Verwaltungsausschusses (§ 50b) und eines 
Gemeindebeirates (§ 78) und über den Zusammenschluss zu Kirchengemeindever-
bänden (§ 92) sind auf Kapellengemeinden nicht anzuwenden.

31 Red. Anm.: IX. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. Dezember 2022 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden.“
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X. Teil 
Patronat

§ 91 
[Patronatsrecht]

Für Patronate gelten besondere Vorschriften.
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[XI. Teil Zusammenschlüsse von 
Kirchengemeinden]32

[Erster Abschnitt: Allgemeines]33

[§ 92 Rechtsformen]34

(1) Zur Erfüllung von Aufgaben, deren gemeinsame Wahrnehmung notwendig oder 
zweckmäßig ist, können von benachbarten Kirchengemeinden

1. Arbeitsgemeinschaften durch schriftliche Vereinbarung,
2. Arbeitsgemeinschaften in Verbandsform,
3. Kirchengemeindeverbände,
4. Gesamtverbände

gebildet werden.

32 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

33 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

34 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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(2) 1Arbeitsgemeinschaften nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind Zusammenschlüsse ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit. 2Kirchengemeindeverbände nach Absatz 1 Nr. 3 und 
Gesamtverbände nach Absatz 1 Nr. 4 sind Körperschaften des öffentlichen Rechts.
(3) 1Kirchengemeinden können einzelne Aufgaben zur abschließenden Beratung 
und Entscheidung auf Zusammenschlüsse nach Absatz 1 übertragen. 2Die allgemeine 
Verantwortung der einzelnen Kirchengemeinden für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
bleibt bestehen.

[§ 92a Pfarrverband]35

1In der schriftlichen Vereinbarung, der Satzung der Arbeitsgemeinschaft in Verbands-
form, der Satzung des Kirchengemeindeverbandes und der Satzung des Gesamt-
verbandes kann festgelegt werden, dass die Mitglieder des Zusammenschlusses die 
Verteilung der Aufgaben der beteiligten Pfarrämter gemeinsam regeln. 2Dabei kann 
auch vorgesehen werden, dass die Zuständigkeit eines beteiligten Pfarramtes nach 
§ 21 Abs. 1 sich ganz oder teilweise auf mehrere der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Kirchengemeinden erstreckt, ohne dass es der Verbindung unter einem 
gemeinschaftlichen Pfarramt bedarf (Pfarrverband). 3Ferner kann festgelegt werden, 
dass im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen ein gemeinsamer Haushaltsplan 
festgestellt und eine gemeinsame Rechnung für die am Zusammenschluss beteiligten 
Kirchengemeinden geführt wird.

35 Red. Anm.: XI. Teil aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmungen 
gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der 
regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, 
S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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[Zweiter Abschnitt:  
Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden 

auf Grund schriftlicher Vereinbarung]36

§§ 93 – 94  
(aufgehoben)37

[Dritter Abschnitt: Arbeitsgemeinschaften von  
Kirchengemeinden in Verbandsform]38

§§ 95 – 99 
(aufgehoben)39

36 Red. Anm.: Zweiter und dritter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Über-
gangsbestimmungen gemäß Artikel 10 Nr. 3 des Kirchengesetzes über die Neuordnung 
und Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. 
Dezember 2015, KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestehenden Arbeitsgemeinschaften von 
Kirchengemeinden auf Grund schriftlicher Vereinbarung und die bei Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes errichteten Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden in Verbands-
form bleiben als Arbeitsgemeinschaften nach dem Kirchengesetz über die regionale 
Zusammenarbeit von Kirchengemeinden bestehen. Die bestehenden Vereinbarungen 
und Satzungen bleiben unberührt.“

37 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

38 Red. Anm.: Zweiter und dritter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Über-
gangsbestimmungen gemäß Artikel 10 Nr. 3 des Kirchengesetzes über die Neuordnung 
und Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. 
Dezember 2015, KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestehenden Arbeitsgemeinschaften von 
Kirchengemeinden auf Grund schriftlicher Vereinbarung und die bei Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes errichteten Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden in Verbands-
form bleiben als Arbeitsgemeinschaften nach dem Kirchengesetz über die regionale 
Zusammenarbeit von Kirchengemeinden bestehen. Die bestehenden Vereinbarungen 
und Satzungen bleiben unberührt.“

39 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.
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[Vierter Abschnitt: Kirchengemeindeverbände]40

§§ 100 – 111 
(aufgehoben)41

[Fünfter Abschnitt: Gesamtverbände]42

[§ 112 Anwendungsbereich]43

(1) Sollen eine oder mehrere der nachstehend genannten Aufgaben benachbarter 
Kirchengemeinden auf Dauer gemeinsam erfüllt werden, so ist der auf Antrag oder 

40 Red. Anm.: Vierter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestimmun-
gen gemäß Artikel 10 Nr. 4 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung 
der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 
2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kirchengemeindeverbände 
bleiben als Kirchengemeindeverbände nach den Bestimmungen des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden bestehen. Die bestehenden 
Satzungen bleiben unberührt.“

41 Red. Anm.: Aufgehoben durch Artikel 2 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und 
Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015, KABl. 2015, S. 114.

42 Red. Anm.: Fünfter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestim-
mungen gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstüt-
zung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, 
KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“

43 Red. Anm.: Fünfter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestim-
mungen gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstüt-
zung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, 
KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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von Amts wegen zu errichtende Kirchengemeindeverband als Gesamtverband zu 
bilden.
(2) Aufgaben nach Absatz 1 sind

1. Ausstattung der Verbandsgemeinden mit Mitteln, die sie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigen und die sie sich insbesondere mangels Beteiligung am 
Landeskirchensteueraufkommen nicht ohne Ausschreibung von Ortskir-
chensteuern beschaffen können,

2. Ausschreibung von Ortskirchensteuern zur Beschaffung der Mittel, die der 
Gesamtverband zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt; die Ortskirchensteu-
er muss in allen Verbandsgemeinden nach dem gleichen Maßstab erhoben 
werden,

3. Aufbringung und Abführung der Umlagen nach Artikel 21 Abs. 2 der Kir-
chenverfassung für die Verbandsgemeinden,

4. Aufgaben, deren Wahrnehmung aufgrund kirchengesetzlicher Regelung 
einem Gesamtverband übertragen werden kann.

(3) In der Satzung können zusätzlich weitere Aufgaben vorgesehen werden, deren 
gemeinsame Wahrnehmung für mehrere Kirchengemeinden notwendig oder zweck-
mäßig ist, insbesondere Aufgaben der Planung und der Vertretung gegenüber der 
Öffentlichkeit.

[§ 113 Organe]44

(1) Organe des Gesamtverbandes sind die Verbandsvertretung und der Ausschuss 
der Verbandsvertretung.
(2) 1Die Verbandsvertretung wird von Vertretern oder Vertreterinnen der Verbands-
gemeinden gebildet. 2Der oder die Vorsitzende des Kirchenkreisvorstandes kann ihr 
angehören. 3Die Verbandsvertretung berät und beschließt über die Aufgaben des 
Gesamtverbandes.

44 Red. Anm.: Fünfter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestim-
mungen gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstüt-
zung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, 
KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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(3) 1Der Ausschuss der Verbandsvertretung vertritt den Gesamtverband in Rechts- 
und Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren. 2Er führt die Geschäfte 
des Gesamtverbandes nach Maßgabe der Beschlüsse der Verbandsvertretung. 3Die 
§§ 107 und 109 gelten entsprechend.
(4) 1Die Satzung regelt die Bildung des Ausschusses der Verbandsvertretung. 2Sie 
kann die Bildung des Ausschusses der Verbandsvertretung ausschließen; in diesem 
Fall werden dessen Aufgaben durch die Verbandsvertretung wahrgenommen. 3Dies 
gilt auch für den Fall, dass der Ausschuss der Verbandsvertretung nicht handlungs-
fähig ist.
(5) Für die Gesamtverbände gelten im Übrigen die Vorschriften über die Kirchen-
gemeindeverbände entsprechend mit der Maßgabe, dass

1. bei der Anwendung dieser Vorschriften an die Stelle des Verbandsvorstandes 
die Verbandsvertretung tritt,

2. § 106 Abs. 3 nicht anzuwenden ist,
3. § 104 Abs. 2 Satz 2 nur insoweit anzuwenden ist, als Aufgaben nach § 112 

Abs. 3 wahrgenommen werden.

[§ 114 Umwandlung]45

1Ein Gesamtverband kann in einen Kirchengemeindeverband umgewandelt wer-
den. 2Die Vorschriften über die Errichtung eines Kirchengemeindeverbandes sind 
entsprechend anzuwenden. 3Vor der Anordnung über die Umwandlung ist auch die 
Verbandsvertretung anzuhören. 4§ 102 Abs. 5 gilt entsprechend.

45 Red. Anm.: Fünfter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestim-
mungen gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstüt-
zung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, 
KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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[§ 115 Übertragung auf einen Kirchenkreis]46

Vor einer Übertragung der Aufgaben und Befugnisse eines Gesamtverbandes durch 
Kirchengesetz auf einen Kirchenkreis sind die Kirchenvorstände der Kirchenge-
meinden, für deren Bereich diese Übertragung wirksam werden soll, und die Kir-
chenkreisvorstände der Kirchenkreise, denen diese Kirchengemeinden angehören, 
und, falls ein Gesamtverband besteht, auch die Verbandsvertretung anzuhören.

XII. Teil 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 116 
Übergangsvorschriften

(Absätze 1–4 überholt)
(5) Wo in dem in der Landeskirche geltenden Recht auf Bestimmungen verwie-
sen wird, die durch diese Kirchengemeindeordnung aufgehoben worden sind, 
treten in Ermangelung anderer Vorschriften die entsprechenden Vorschriften 
dieser Kirchengemeindeordnung an ihre Stelle.

§ 117 
Ausführungsbestimmungen

Das Landeskirchenamt erlässt die zur Ausführung dieser Kirchengemeindeord-
nung erforderlichen Bestimmungen.

§ 118 
(Inkrafttreten)

46 Red. Anm.: Fünfter Abschnitt aufgehoben, KABl. 2015, S. 114; vgl. Übergangsbestim-
mungen gemäß Artikel 10 Nr. 5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstüt-
zung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, 
KABl. 2015, S. 118:
„Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben beste-
hen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über Gesamtver-
bände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände sind bis zum 31. Dezember 
2022 aufzuheben.“
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Kirchengesetz über  
die regionale Zusammenarbeit  

von Kirchengemeinden  
(Regionalgesetz – RegG)

Vom 15. Dezember 2015
KABl. 2015, S. 1081, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Kirchengesetzes
vom 21. Dezember 2023, KABl. 2023, S. 1062

1 Red. Anm.: Vgl. Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen gemäß Artikel 10 Nr. 1 bis 
5 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unterstützung der regionalen Zusam-
menarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 2015, KABl. 2015, S. 118, geändert 
durch Artikel 4 Nr. 4 des Kirchengesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 2022, S. 108

1. Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.
2. Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kapellengemeinden bleiben 

bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Kapellengemeinden in Kraft. Neue Kapellengemeinden können nach Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Kapellengemeinden, die an einer 
Gesamtkirchengemeinde beteiligt sind, können durch das Landeskirchenamt bis zum 
31. August 2023 auf ihren Antrag und mit Zustimmung der Gesamtkirchengemeinde 
in eine Ortskirchengemeinde nach den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
umgewandelt werden. 

3. Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestehenden Arbeitsgemeinschaften 
von Kirchengemeinden auf Grund schriftlicher Vereinbarung und die bei Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes errichteten Arbeitsgemeinschaften von Kirchengemeinden 
in Verbandsform bleiben als Arbeitsgemeinschaften nach dem Kirchengesetz über 
die regionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden bestehen. Die bestehenden 
Vereinbarungen und Satzungen bleiben unberührt. 

4. Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Kirchengemeindeverbände 
bleiben als Kirchengemeindeverbände nach den Bestimmungen des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden bestehen. Die bestehen-
den Satzungen bleiben unberührt. 

5. Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes errichteten Gesamtverbände bleiben 
bestehen. Für sie bleiben die am 31. Dezember 2015 geltenden Bestimmungen über 
Gesamtverbände in Kraft. Neue Gesamtverbände können nach Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes nicht mehr errichtet werden. Die bestehenden Gesamtverbände 
sind bis zum 31. Dezember 2022 aufzuheben.
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vom 19. Dezember 2022, KABl. 2022, S. 108, 1122

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1: Grundsatzbestimmungen §§  1 – 2

Abschnitt 2: Pfarramtliche Verbindung  §§ 3 – 4 

Abschnitt 3: Arbeitsgemeinschaften §§ 5 – 7 (aufgehoben)

Abschnitt 4: Kirchengemeindeverband §§ 8 – 15c

Abschnitt 5:  Gesamtkirchengemeinde §§  16 – 25

2 Red. Anm.: Vgl. Artikel 8 „Übergangsbestimmungen zum Regionalgesetz“ des Kirchen-
gesetzes vom 19. Dezember 2022, KABl. 2022, S. 108, 114:

1. Soweit Arbeitsgemeinschaften nach den Bestimmungen des Regionalgesetzes über 
den 31. Dezember 2022 hinaus fortbestehen, gelten für sie die §§ 5 bis 7 des Regio-
nalgesetzes in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung fort. 

2. § 55 der Kirchenkreisordnung ist für Arbeitsgemeinschaften nach Nummer 1 ent-
sprechend anzuwenden. 

3. Arbeitsgemeinschaften nach Nummer 1 sind spätestens zum 31. Dezember 2023 
aufzulösen. 

4. In Artikel 10 Nummer 2 Satz 3 des Kirchengesetzes über die Neuordnung und Unter-
stützung der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vom 15. Dezember 
2015 (Kirchl. Amtsblatt S. 107) wird die Angabe „31. Dezember 2022“ durch die Angabe 
„31. August 2023“ ersetzt.
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Abschnitt 1: 
Grundsatzbestimmungen

§ 1 
Grundsätze und Ziele regionaler Zusammenarbeit

(1) 1Die Kirchengemeinden in der Landeskirche arbeiten bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben mit anderen Kirchengemeinden zusammen. 2Sie prüfen dabei, welche 
Form der regionalen Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der örtlichen 
Verhältnisse am besten geeignet ist, zur Erfüllung ihrer Aufgaben beizutragen.
(2) 1Regionale Zusammenarbeit soll die an ihr beteiligten Kirchengemeinden 
in ihrer Arbeit unterstützen. 2Sie soll insbesondere 

1. die örtliche Identität kirchlicher Arbeit schützen und durch eine gemeins-
ame, an gemeinsamen Aufgaben der beteiligten Kirchengemeinden 
entwickelte Identität ergänzen,

2. neue Möglichkeiten kirchlicher Arbeit eröffnen, die sich in den einzel-
nen Kirchengemeinden oder auf der Ebene des Kirchenkreises nicht 
in gleicher Weise verwirklichen lassen,

3. die Erprobung neuer Arbeitsformen fördern,
4. eine Aufgabenteilung, die gegenseitige Ergänzung und Entlastung und 

eineSchwerpunktsetzung unter den beteiligten Kirchengemeinden 
erleichtern,

5. die Errichtung attraktiver Pfarrstellen fördern, indem sie einen verlässli-
chen personalen Bezugsrahmen für den ortsbezogenen pfarramtlichen 
Dienst gewährleistet und gleichzeitig die Möglichkeit eröffnet, diesen 
durch einen aufgabenorientierten Dienst innerhalb der Region zu 
ergänzen,

6. die Begründung attraktiver Beschäftigungsverhältnisse insbesondere 
für Diakone und Diakoninnen sowie im Sekretariats- und Küsterdienst 
erleichtern,

7. die Entwicklung neuer Profile beruflicher und ehrenamtlicher Mitarbeit 
fördern.

(3) 1Die Kirchenkreise unterstützen und fördern die regionale Zusammenarbeit 
der Kirchengemeinden. 2Bei Entscheidungen des Landeskirchenamtes nach 
diesem Kirchengesetz sind sie als Beteiligte hinzuzuziehen und anzuhören.
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§ 2 
Formen der regionalen Zusammenarbeit

Formen der regionalen Zusammenarbeit sind:
1. die pfarramtliche Verbindung,
2. der Kirchengemeindeverband und
3. die Gesamtkirchengemeinde.

Abschnitt 2: 
Pfarramtliche Verbindung

§ 3 
Allgemeines

(1) 1Für mehrere Kirchengemeinden kann ein gemeinsames Pfarramt gebildet 
werden. 2Innerhalb dieser pfarramtlichen Verbindung sind alle errichteten 
Pfarrstellen gemeinsame Pfarrstellen der beteiligten Kirchengemeinden. 3Im 
Übrigen bleiben die pfarramtlich verbundenen Kirchengemeinden rechtlich 
und in der Gestaltung ihrer Arbeit selbstständig.
(2) Soweit innerhalb einer pfarramtlichen Verbindung Pfarrstellen unter einem 
Patronat stehen, sind die Bestimmungen des Kirchengesetzes über Patronate 
(Patronatsgesetz) zu beachten.
(3) Über die Herstellung und Aufhebung einer pfarramtlichen Verbindung 
entscheidet der Kirchenkreisvorstand nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Kirchengesetzes über den Finanzausgleich in der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers (Finanzausgleichsgesetz – FAG).

§ 4 
Rechtsfolgen der pfarramtlichen Verbindung

(1) 1Sind mehrere Kirchengemeinden pfarramtlich verbunden, so können 
deren Kirchenvorstände zu gemeinsamen Beratungen zusammentreten. 2Über 
Angelegenheiten, die das gemeinsame Pfarramt betreffen, beschließen sie nach 
Maßgabe der Kirchengemeindeordnung gemeinsam.
(2) 1Die Mitglieder des gemeinsamen Pfarramtes sind Mitglied kraft Amtes in 
den Kirchenvorständen derjenigen Kirchengemeinden, die ganz oder teilweise zu 
ihrem Pfarrbezirk gehören. 2Die allgemeinen Bestimmungen über die Übertragung 
von Aufgaben in anderen Kirchengemeinden bleiben unberührt. 3Abweichend 
von Satz 1 kann der Kirchenkreisvorstand festlegen, dass bestimmte Pastorinnen 
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und Pastoren anstelle einer Mitgliedschaft nur ein Teilnahmerecht besitzen. 

4Jedem beteiligten Kirchenvorstand muss jedoch mindestens ein Mitglied kraft 
Amtes angehören.

Abschnitt 3: 
(aufgehoben)

Abschnitt 4: 
Kirchengemeindeverband

§ 8 
Allgemeines

(1) 1Zur dauernden gemeinsamen Wahrnehmung einer einzelnen Aufgabe oder 
mehrerer Aufgaben der beteiligten Kirchengemeinden kann ein Kirchengemein-
deverband gebildet werden. 2Die Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes 
können sich erstrecken

1. auf Aufgaben, die nach Maßgabe der Kirchengemeindeordnung in die 
Zuständigkeit des Kirchenvorstandes gehören,

2. auf Aufgaben, die im Zusammenwirken von Kirchenvorstand und Pfar-
ramt wahrzunehmen sind,

3. auf Aufgaben, die in die Zuständigkeit des Pfarramtes gehören.

3Kirchengemeindeverbände können auch unter Beteiligung kirchlicher Körper-
schaften aus anderen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
unter Beteiligung eines Kirchenkreises oder unter Beteiligung eines diakonischen 
oder anderen Rechtsträgers gebildet werden, der der Landeskirche nach Artikel 
18 der Kirchenverfassung zugeordnet ist.
(2) Im Übrigen bleiben die beteiligten Kirchengemeinden rechtlich und in der 
Gestaltung ihrer Arbeit selbstständig.
(3) 1Der Kirchengemeindeverband ist Körperschaft des Kirchenrechts. 2Er ist 
nach staatlichem Recht zugleich Körperschaft des öffentlichen Rechts. 3Als solche 
handelt er grundsätzlich öffentlich-rechtlich. 4Die allgemeinen Bestimmungen 
der Kirchengemeindeordnung über die rechtliche Stellung der Kirchengemeinde 
gelten für den Kirchengemeindeverband entsprechend.
(4) Für die Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse der Mitarbeiter und Mitarbe-
iterinnen des Kirchengemeindeverbandes, für die Verwaltung seines Vermögens 
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sowie für die Aufsicht über den Kirchengemeindeverband gelten die jeweiligen 
Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung entsprechend.

§ 9 
Errichtung, Aufhebung und Änderung

(1) 1Kirchengemeindeverbände werden auf Antrag der beteiligten Kirchenge-
meinden oder von Amts wegen durch das Landeskirchenamt errichtet, aufge-
hoben oder anders begrenzt. 2Dabei können auch die erforderlichen vermögen-
srechtlichen Regelungen einschließlich der Übertragung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten getroffen werden. 3Die Übertragung hat dingliche 
Wirkung. 4Sie wird mit Inkrafttreten der Anordnung nach Satz 1 vollzogen.
(2) 1Über die Errichtung, Aufhebung oder Änderung nach Absatz 1 ist eine 
Urkunde auszustellen. 2Aus der Urkunde muss der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
einer Anordnung nach Absatz 1 hervorgehen. 3Werden im Rahmen einer Anord-
nung nach Absatz 1 Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte übertragen, 
so sind in der Urkunde die betroffenen Grundstücke oder grundstücksgleichen 
Rechte mit Grundbuch- und Katasterbezeichnungen anzugeben.
(3) 1Sind an einem Kirchengemeindeverband Kirchengemeinden aus mehreren 
Kirchenkreisen beteiligt, so bestimmt das Landeskirchenamt in der Urkunde nach 
Absatz 2 den Kirchenkreis, der die Aufsicht über den Kirchengemeindeverband 
führt. 2Die Aufsicht über einen Kirchengemeindeverband, dem ein Kirchenkreis 
angehört, führt das Landeskirchenamt.
(4) 1Die Urkunde nach Absatz 2 ist im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 

2Bei der Errichtung eines Kirchengemeindeverbandes sind neben der Errich-
tungsurkunde auch die Satzung und der Vermerk über die Genehmigung der 
Satzung zu veröffentlichen.

§ 10 
Satzung

(1) 1Der Kirchengemeindeverband muss eine Satzung haben. 2Sie wird vor 
der Errichtung von den Kirchenvorständen der beteiligten Kirchengemeinden 
beschlossen und bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 3Legen 
die beteiligten Kirchengemeinden binnen einer Frist von sechs Monaten nach 
Aufforderung durch das Landeskirchenamt eine Satzung nicht vor, so kann sie 
vom Landeskirchenamt erlassen werden.
(2) Die Satzung muss mindestens bestimmen
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1. den Namen und den Sitz des Kirchengemeindeverbandes,
2. die beteiligten Kirchengemeinden,
3. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Verbandsvorstandes und ihre 

Verteilung auf die beteiligten Kirchengemeinden,
4. die Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes,
5. die Finanzierung der Aufwendungen, insbesondere den Maßstab, 

nach dem die beteiligten Kirchengemeinden zur Deckung des Bedarfs 
beizutragen haben,

6. die Abwicklung im Fall der Auflösung des Kirchengemeindeverbandes 
und des Ausscheidens einer Kirchengemeinde. 

(3) 1Die Satzung kann ferner vorsehen,
1. dass der Kirchengemeindeverband an Stelle der beteiligten Kirchenge-

meinden Empfänger der Grund- und Ergänzungszuweisungen des Kirch-
enkreises sowie der Einzel- und Sonderzuweisungen der Landeskirche 
ist,

2. dass für den Kirchengemeindeverband und die beteiligten Kirchenge-
meinden ein gemeinsamer Haushaltsplan aufzustellen und auszuführen 
ist,

3. dass für den Kirchengemeindeverband und die beteiligten Kirchenge-
meinden ein gemeinsames Archiv errichtet wird.

2Die Bestimmungen des Haushaltsrechts über die Bereitstellung eines Budgets 
bleiben unberührt.
(4) 1Der Verbandsvorstand kann die Satzung mit einer Mehrheit von drei Vier-
teln der Stimmen seiner satzungsmäßigen Mitglieder ändern. 2Die Änderung 
bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 3Änderungen, die die 
Zusammensetzung des Verbandsvorstandes oder die Aufgaben des Kirchenge-
meindeverbandes betreffen, bedürfen darüber hinaus der Zustimmung durch 
die beteiligten Kirchengemeinden. 4Die Satzung kann im Übrigen vorsehen, 
dass bestimmte Maßnahmen, die für die einzelne Kirchengemeinde von grun-
dlegender Bedeutung sind, nur im Einvernehmen mit dieser getroffen werden 
können.
(5) Satzungsänderungen und der Vermerk über ihre Genehmigung sind im 
Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen.
(6) Im Fall der Ein- oder Ausgliederung einzelner Kirchengemeinden wird die 
Satzung von Amts wegen berichtigt.
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§ 11 
Verbandsvorstand

(1) Der Kirchengemeindeverband muss einen Verbandsvorstand haben.
(2) 1Die Mitglieder des Verbandsvorstandes werden jeweils von den Kirch-
envorständen der beteiligten Kirchengemeinden gewählt. 2Die Satzung kann 
vorsehen, dass für jedes gewählte Mitglied ein stellvertretendes Mitglied zu 
wählen ist. 3Die zu wählenden Mitglieder müssen zu einem Kirchenvorstand im 
Bereich des Kirchengemeindeverbandes wählbar oder Mitglied im Pfarrkonvent 
des Kirchenkreises sein.
(3) 1Die Satzung kann vorsehen, dass der Verbandsvorstand bis zu einem Drittel 
der Gesamtzahl der Mitglieder weitere Mitglieder und ebenso viele Stellvertre-
tungen hinzuberuft oder dass dem Verbandsvorstand die Inhaberinnen oder 
Inhaber bestimmter Ämter von Amts wegen angehören. 2Die zu Berufenden 
müssen zu einem Kirchenvorstand in der Landeskirche wählbar oder Mitglied 
im Pfarrkonvent des Kirchenkreises sein.
(4) 1Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Neubildung der Kirchenvorstände neu gebildet. 2Der bisherige Verbandsvor-
stand bleibt im Amt, bis die Wahl der Mitglieder des neuen Verbandsvorstandes 
abgeschlossen ist.
(5) 1Jeder Kirchenvorstand kann den von ihm gewählten Mitgliedern des 
Verbandsvorstandes Weisungen erteilen. 2Die Weisungsbefugnis gilt nicht für 
Wahlen.
(6) 1Die Satzung kann vorsehen, dass der Verbandsvorstand einen geschäfts-
führenden Ausschuss bildet. 2Dessen Befugnisse sind in der Satzung zu regeln.
(7) Soweit die Satzung keine abweichenden Regelungen trifft, gelten für die 
Tätigkeit des Verbandsvorstandes ergänzend die Bestimmungen über die 
Tätigkeit eines Kirchenvorstandes.

§ 12 
Vorsitz im Verbandsvorstand

(1) 1Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende 
werden vom Verbandsvorstand aus seiner Mitte gewählt. 2Für die Wahlen, für die 
Amtszeit der Gewählten und für die Geschäftsführung gelten die Vorschriften der 
Kirchengemeindeordnung über den Vorsitz im Kirchenvorstand entsprechend.
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(2) Die erste Sitzung des neu gebildeten Verbandsvorstandes wird von dem 
ältesten Mitglied des Verbandsvorstandes einberufen und bis zum Abschluss 
der Wahl der oder des Vorsitzenden geleitet.

§ 13 
Vertretung des Kirchengemeindeverbandes

1Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchengemeindeverband. 2Im Übrigen gelten 
für die Vertretung die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung über die 
Vertretung einer Kirchengemeinde durch den Kirchenvorstand entsprechend. 

§ 14 
Pfarramtlicher Dienst

(1) Soweit der Kirchengemeindeverband Aufgaben wahrnimmt, die in die 
Zuständigkeit des Pfarramtes gehören, kann die Satzung vorsehen, dass ge-
meindeübergreifende Zuständigkeitsbereiche für die Wahrnehmung des orts-
bezogenen pfarramtlichen Dienstes (Pfarrbezirke) gebildet oder dass einzelne 
pfarramtliche Aufgaben nach Maßgabe der Dienstbeschreibungen für die bet-
roffenen Pfarrer und Pfarrerinnen unabhängig von den Grenzen der beteiligten 
Kirchengemeinden wahrgenommen werden. 
(2) 1Die einzelnen Mitglieder des Pfarramtes in den beteiligten Kirchengemeinden 
sind nach Maßgabe der Bestimmungen des Kirchengesetzes über die Bildung 
der Kirchenvorstände Mitglied kraft Amtes in den Kirchenvorständen der Kirch-
engemeinden, die ganz oder teilweise zu ihrem Pfarrbezirk gehören. 2Soweit sie 
darüber hinaus in anderen beteiligten Kirchengemeinden nach Maßgabe ihrer 
Dienstbeschreibung einzelne pfarramtliche Aufgaben wahrnehmen, haben sie 
nach Maßgabe der Kirchengemeindeordnung das Recht, an den Sitzungen der 
Kirchenvorstände ohne Stimmrecht teilzunehmen. 3Abweichend von Satz 1 kann 
der Kirchenkreisvorstand festlegen, dass bestimmte Pastorinnen oder Pastoren 
anstelle einer Mitgliedschaft nur ein Teilnahmerecht nach Satz 2 besitzen. 4Jedem 
beteiligten Kirchenvorstand muss jedoch mindestens ein Mitglied kraft Amtes 
angehören.
(3) Soweit dem Kirchengemeindeverband Aufgaben übertragen sind, die im 
Zusammenwirken von Kirchenvorstand und Pfarramt wahrzunehmen sind, 
besteht das Mitwirkungsrecht der Pfarrämter in den beteiligten Kirchengemein-
den für ihren jeweiligen Bereich auch gegenüber dem Verbandsvorstand.
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(4) 1Gegen Beschlüsse des Verbandsvorstandes, die Aufgaben des Pfarramtes 
in einzelnen oder mehreren beteiligten Kirchengemeinden berühren, können die 
ordinierten Mitglieder des Verbandsvorstandes gemeinsam Einspruch einlegen. 

2Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung 
über das Einspruchsrecht des Pfarramtes entsprechend.
(5) 1Die Satzung kann vorsehen, dass die Pfarrstellen der beteiligten Kirchenge-
meinden auf den Kirchengemeindeverband übertragen werden. 2In diesem Fall 
bilden die im Kirchengemeindeverband tätigen Pfarrerinnen und Pfarrer, die 
nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung zum Pfarramt gehören, 
das Pfarramt des Kirchengemeindeverbandes. 3Sie sind nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Kirchengesetzes über die Bildung der Kirchenvorstände 
Mitglied kraft Amtes in den Kirchenvorständen der Kirchengemeinden, die ganz 
oder teilweise zu ihrem Pfarrbezirk gehören. 4Sie nehmen in diesen Kirchenge-
meinden die Aufgaben des Pfarramtes wahr.

§ 15 
Schiedsklausel

(1) 1Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Kirchengemeindeverband und 
den beteiligten Kirchengemeinden sowie unter den beteiligten Kirchengemeinden 
über Rechte und Pflichten aus der regionalen Zusammenarbeit entscheidet der 
Kirchenkreisvorstand. 2Bei Kirchengemeindeverbänden, die Kirchengemeinden 
aus mehreren Kirchenkreisen umfassen, obliegt die Entscheidung dem Kirch-
enkreisvorstand des Aufsicht führenden Kirchenkreises. 
(2) Gegen die Entscheidung nach Absatz 1 ist innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Zustellung der Entscheidung die Beschwerde an das Landeskirch-
enamt zulässig.

§ 15a 
Operative Kirchengemeindeverbände

(1) Mit Rücksicht auf die Aufgaben eines Kirchengemeindeverbandes kann an 
Stelle eines Kirchengemeindeverbandes mit einem Verbandsvorstand nach § 11 
ein Kirchengemeindeverband mit einer Organstruktur gebildet werden, die aus 
einer eigenverantwortlich handelnden beruflichen Geschäftsführung und einem 
Aufsichtsrat besteht (Operativer Kirchengemeindeverband). 
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(2) Wenn an einem Operativen Kirchenkreisverband mehr als fünf Kirchenge-
meinden beteiligt sind, kann dessen Satzung vorsehen, dass zusätzlich eine 
Verbandsversammlung zu bilden ist. 
(3) Der Verbandsversammlung sind mindestens folgende Aufgaben zu über-
tragen: 

1. Sie beschließt über Änderungen der Satzung. 
2. Sie bestellt die Mitglieder des Aufsichtsrates. 
3. Sie nimmt Berichte der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates ent-

gegen und entscheidet über die Entlastung des Aufsichtsrates. 
4. Sie genehmigt die Errichtung, Änderung und Schließung von Einrich-

tungen und Diensten des Kirchengemeindeverbandes. 
(4) Soweit in den §§ 15b und 15c keine abweichenden Regelungen getroffen 
werden, gelten für Operative Kirchengemeindeverbände die allgemeinen Bes-
timmungen über Kirchengemeindeverbände entsprechend. 

§ 15b 
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr:
1. Er berät, begleitet und überwacht die Geschäftsführung.
2. Er bestellt die Mitglieder der Geschäftsführung und schließt deren 

Arbeitsverträge mit ihnen ab; insoweit vertritt der Aufsichtsrat durch 
seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied 
des Aufsichtsrates in entsprechender Anwendung von § 13 den Kirch-
engemeindeverband im Rechtsverkehr. 

3. Er stellt den Jahresabschluss des Kirchenkreisverbandes fest und 
entscheidet über die Entlastung der Geschäftsführung. 

4. Er genehmigt die Errichtung, Änderung und Schließung von Einrichtun-
gen und Diensten des Kirchenkreisverbandes, wenn keine Verbands-
versammlung nach § 15a Absatz 2 gebildet wird. 

5. Er erlässt eine Dienst- und Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 
(2) Wenn keine Verbandsversammlung nach § 15a Absatz 2 gebildet wird, werden 
die Mitglieder des Aufsichtsrates von den Kirchenvorständen der beteiligten 
Kirchengemeinden bestellt. 
(2) 1Die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates ist in der Satzung festzulegen. 

2Wenn keine Verbandsversammlung nach § 15a Absatz 2 gebildet wird, sollen 
dem Aufsichtsrat Mitglieder aus allen beteiligten Kirchengemeinden angehören. 
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(3) Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder insgesamt 
über die Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfügen, die zur 
ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben des Aufsichtsrates erforderlich 
sind.

§ 15c 
Geschäftsführung

(1) 1Die Geschäftsführung besteht aus bis zu zwei Mitgliedern. 2Sie leitet 
den Kirchengemeindeverband in eigener Verantwortung und vertritt ihn im 
Rechtsverkehr. 3§ 15b Absatz 1 Nummer 2 bleibt unberührt. 
(2) Die Geschäftsführung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Sie entwickelt die strategische Ausrichtung des Kirchengemeindever-
bandes, stimmt sie mit dem Aufsichtsrat ab und sorgt für ihre Umsetzu-
ng. 

2. Sie sorgt für die Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen und interner 
Ordnungen und wirkt auf deren Beachtung hin. 

3. Sie sorgt für ein angemessenes Qualitäts- und Risikomanagement. 
4. Sie stellt den Jahresabschluss auf. 
5. Sie unterrichtet den Aufsichtsrat zeitnah über wichtige Ereignisse, die 

für die Beurteilung der Lage und Entwicklung des Kirchengemeinde-
verbandes von wesentlicher Bedeutung sind.

Abschnitt 5: 
Gesamtkirchengemeinde

§ 16 
Allgemeines

(1) 1Zur vertieften gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben kann eine Ges-
amtkirchengemeinde gebildet werden. 2Die Gesamtkirchengemeinde nimmt für 
die an ihr beteiligten Kirchengemeinden (Ortskirchengemeinden) alle Aufgaben 
wahr, die nicht durch die Satzung einer einzelnen Ortskirchengemeinde oder 
mehreren Ortskirchengemeinden übertragen werden.
(2) 1Die Ortskirchengemeinden bleiben als rechtlich selbständige kirchliche 
Körperschaften und als Körperschaften des öffentlichen Rechts nach staatlichem 
Recht bestehen. 2Sie führen ihren bisherigen Namen als Kirchengemeinde fort.
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(3) 1Die Gesamtkirchengemeinde ist Körperschaft des Kirchenrechts. 2Sie ist 
nach staatlichem Recht zugleich Körperschaft des öffentlichen Rechts. 3Als solche 
handelt sie grundsätzlich öffentlich-rechtlich. 4Die allgemeinen Bestimmungen 
der Kirchengemeindeordnung über die rechtliche Stellung der Kirchengemeinde 
gelten für die Gesamtkirchengemeinde entsprechend.
(4) 1Die Mitglieder der Ortskirchengemeinden sind zugleich Mitglieder der Ges-
amtkirchengemeinde. 2Für Amtshandlungen in anderen Ortskirchengemeinden 
der Gesamtkirchengemeinde bedürfen sie keines Dimissoriale. 
(5) Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse werden durch eine Ortskirchenge-
meinde nicht begründet.

§ 17 
Errichtung, Aufhebung und Änderung

(1) 1Eine Gesamtkirchengemeinde wird auf Antrag der an ihr beteiligten Kirch-
engemeinden oder von Amts wegen durch das Landeskirchenamt errichtet, 
aufgehoben oder anders begrenzt. 2Dabei können auch die erforderlichen 
vermögensrechtlichen Regelungen einschließlich der Übertragung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen Rechten getroffen werden. 3Die Übertragung 
hat dingliche Wirkung. 4Sie wird mit Inkrafttreten der Anordnung nach Satz 1 
vollzogen.
(2) 1Über die Errichtung, Aufhebung oder Änderung nach Absatz 1 ist eine 
Urkunde auszustellen. 2Aus der Urkunde muss der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
einer Anordnung nach Absatz 1 hervorgehen. 3Werden im Rahmen einer Anord-
nung nach Absatz 1 Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte übertragen, 
so sind in der Urkunde die betroffenen Grundstücke oder grundstücksgleichen 
Rechte mit Grundbuch- und Katasterbezeichnungen anzugeben. 
(3) 1Wird eine Gesamtkirchengemeinde errichtet oder erweitert, so legt das 
Landeskirchenamt in der Urkunde nach Absatz 2 fest, wie viele Mitglieder der 
bisherigen Kirchenvorstände von diesen jeweils in den Gesamtkirchenvorstand 
zu berufen sind. 2Dabei ist aus jeder beteiligten Kirchengemeinde mindestens 
ein Mitglied zu berufen. 3Bei der Errichtung einer Gesamtkirchengemeinde 
kann das Landeskirchenamt auf übereinstimmende Anträge aller beteiligten 
Kirchengemeinden auch bestimmen, dass bis zu einer Neubildung des Gesa-
mtkirchenvorstandes nach § 19 Absatz 2 alle Mitglieder der bisherigen Kirch-
envorstände Mitglieder des Gesamtkirchenvorstandes werden oder dass für 
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die Zeit bis zu einer allgemeinen Neubildung der Kirchenvorstände nach § 19 
Absatz 2 ein Gesamtkirchenvorstand zu bilden ist. 
(4) 1Die Urkunde nach Absatz 2 ist im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 

2Bei der Errichtung einer Gesamtkirchengemeinde sind neben der Errichtung-
surkunde auch die Satzung und der Vermerk über die Genehmigung der Satzung 
zu veröffentlichen.

§ 18 
Satzung

(1) 1Die Gesamtkirchengemeinde muss eine Satzung haben. 2Sie wird vor der 
Errichtung von den Kirchenvorständen der an der Gesamtkirchengemeinde 
beteiligten Kirchengemeinden beschlossen und bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt. 3Legen die beteiligten Kirchengemeinden binnen einer 
Frist von sechs Monaten nach Aufforderung durch das Landeskirchenamt eine 
Satzung nicht vor, so kann sie vom Landeskirchenamt erlassen werden.
(2) Die Satzung muss mindestens bestimmen

1. den Namen und den Sitz der Gesamtkirchengemeinde,
2. die an ihr beteiligten Ortskirchengemeinden,
3. die Aufgaben, die einzelnen oder mehreren Ortskirchengemeinden 

übertragen werden,
4. Regelungen über Spenden, Kollekten und sonstige Einnahmen, soweit 

diese für Zwecke einzelner oder mehrerer Ortskirchengemeinden zu 
verwenden sind,

5. die Abwicklung im Fall einer Auflösung der Gesamtkirchengemeinde 
und des Ausscheidens einer Ortskirchengemeinde.

(3) 1Der Gesamtkirchenvorstand kann die Satzung mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Stimmen seiner gesetzlichen Mitglieder ändern. 2Die Änderung 
bedarf der Genehmigung durch das Landeskirchenamt.
(4) Satzungsänderungen und der Vermerk über ihre Genehmigung sind im 
Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 
(5) Im Fall der Ein- oder Ausgliederung einzelner Kirchengemeinden wird die 
Satzung von Amts wegen berichtigt.

§ 19 
Gesamtkirchenvorstand

(1) Die Gesamtkirchengemeinde muss einen Gesamtkirchenvorstand haben.
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(2) 1Der Gesamtkirchenvorstand ist in entsprechender Anwendung der Bestim-
mungen des Kirchengesetzes über die Bildung der Kirchenvorstände zu bilden. 

2Für die Wahl ist in jeder Ortskirchengemeinde mindestens ein Wahlbezirk zu 
bilden.
(3) Soweit die Satzung keine abweichenden Regelungen trifft, gelten für die 
Tätigkeit des Gesamtkirchenvorstandes die Bestimmungen über die Tätigkeit 
eines Kirchenvorstandes entsprechend.

§ 20 
Ortskirchenvorstand

(1) 1Abweichend von den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung wird 
in Ortskirchengemeinden kein Kirchenvorstand gebildet. 2Dessen Aufgaben 
werden vorbehaltlich einer Übertragung nach Absatz 3 durch den Gesamtkirch-
envorstand wahrgenommen.
(2) 1Der Gesamtkirchenvorstand kann jeweils für die Dauer seiner Amtszeit 
einen Ortskirchenvorstand berufen. 2Diesem gehören die Mitglieder des Ges-
amtkirchenvorstandes an, die Mitglieder der Ortskirchengemeinde sind. 3Der 
Gesamtkirchenvorstand kann weitere Mitglieder in den Ortskirchenvorstand 
berufen, soweit diese Mitglieder der Ortskirchengemeinde sind. 
(3) Der Ortskirchenvorstand nimmt die Aufgaben wahr, die der Gesamtkirch-
envorstand nach der Satzung der Ortskirchengemeinde übertragen hat.
(4) Soweit die Satzung keine abweichenden Regelungen trifft, gelten für die 
Tätigkeit des Ortskirchenvorstandes die allgemeinen Bestimmungen der Kirch-
engemeindeordnung über die Tätigkeit eines Kirchenvorstandes.

§ 21 
Vertretung der Gesamtkirchengemeinde und der 

Ortskirchengemeinde
(1) 1Der Gesamtkirchenvorstand vertritt die Gesamtkirchengemeinde. 2Er ver-
tritt auch die an ihr beteiligten Ortskirchengemeinden, soweit für die Vertretung 
nicht nach Absatz 2 ein Ortskirchenvorstand zuständig ist.
(2) Soweit einer Ortskirchengemeinde nach der Satzung Aufgaben übertragen 
wurden und ein Ortskirchenvorstand berufen wurde, wird die Ortskirchenge-
meinde durch den Ortskirchenvorstand vertreten.
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§ 22 
Pfarramtlicher Dienst

(1) 1Die in der Gesamtkirchengemeinde tätigen Pfarrer und Pfarrerinnen, die 
nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung zum Pfarramt gehören, 
bilden das Pfarramt der Gesamtkirchengemeinde. 2Dieses ist zugleich Pfarramt 
der beteiligten Ortskirchengemeinden. 3Die innerhalb der Gesamtkirchenge-
meinde errichteten Pfarrstellen sind Pfarrstellen der Gesamtkirchengemeinde.
(2) 1Über die Abgrenzung der Pfarrbezirke entscheidet der Gesamtkirchenvor-
stand. 2Die Satzung kann bestimmen, dass bestehende Ortskirchenvorstände 
anzuhören sind.
(3) 1Die Mitglieder des Pfarramtes sind kraft Amtes Mitglieder des Gesamtkirch-
envorstandes. 2Soweit ein Ortskirchenvorstand berufen wurde, haben sie in 
entsprechender Anwendung der Kirchengemeindeordnung das Recht, an dessen 
Sitzungen ohne Stimmrecht teilzunehmen, wenn die Ortskirchengemeinde ganz 
oder teilweise zu ihrem Pfarrbezirk gehört.
(4) 1Das Einspruchsrecht des Pfarramtes nach den Bestimmungen der Kirch-
engemeindeordnung besteht gegenüber dem Gesamtkirchenvorstand. 2Soweit 
ein Ortskirchenvorstand berufen wurde, können das Einspruchsrecht jeweils 
diejenigen Mitglieder des Pfarramtes gemeinsam geltend machen, zu deren 
Pfarrbezirk die Ortskirchengemeinde ganz oder teilweise gehört.
(5) Soweit innerhalb einer Gesamtkirchengemeinde Pfarrstellen unter einem 
Patronat stehen, sind die Bestimmungen des Kirchengesetzes über Patronate 
zu beachten.

§ 23 
Gemeindebeirat

1Der Gesamtkirchenvorstand kann jeweils für die Dauer seiner Amtszeit einen 
Gemeindebeirat für die Gesamtkirchengemeinde bilden. 2Die Bestimmungen 
der Kirchengemeindeordnung über den Gemeindebeirat einer Kirchengemeinde 
sind entsprechend anzuwenden.

§ 24 
Haushaltsführung, Vermögensverwaltung

(1) Die Gesamtkirchengemeinde ist an Stelle der an ihr beteiligten Ortskirch-
engemeinden Empfänger der Grund- und Ergänzungszuweisungen des Kirch-
enkreises sowie der Einzel- und Sonderzuweisungen der Landeskirche.
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(2) Für die Gesamtkirchengemeinde ist ein Haushaltsplan aufzustellen, aus 
dem auch der Bedarf der an der Gesamtkirchengemeinde beteiligten Ortskirch-
engemeinden zu decken ist. 
(3) 1Das Kapitalvermögen der beteiligten Kirchengemeinden geht bei der Errich-
tung einer Gesamtkirchengemeinde auf die Gesamtkirchengemeinde über. 2Die 
Satzung kann bestimmen, dass Erlöse aus der Veräußerung von Kapitalvermögen 
oder dessen Erträge für Zwecke einer oder mehrerer Ortskirchengemeinden 
zu verwenden sind. 3Bestehende Zweckbindungen von Vermögen bleiben un-
berührt.
(4) Die Satzung kann ferner bestimmen, dass Erlöse aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens für Zwecke einzelner oder mehrerer Ortskirchenge-
meinden zu verwenden sind. 
(5) Die Bestimmungen des Haushaltsrechtes über die Bereitstellung eines 
Budgets bleiben unberührt.

§ 25 
Schiedsklausel

1Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen der Gesamtkirchengemeinde und den 
an ihr beteiligten Ortskirchengemeinden sowie unter den Ortskirchengemeinden 
über Rechte und Pflichten aus der regionalen Zusammenarbeit entscheidet der 
Kirchenkreisvorstand. 2Gegen die Entscheidung nach Satz 1 ist innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Zustellung der Entscheidung die Beschwerde an 
das Landeskirchenamt zulässig.
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1 Red. Anm.: Dieses Kirchengesetz ist erstmals auf die Neubildung der Kirchenvorstände 
zum 1. Juni 2024 und ab dem 1. Juni 2022 auf Nachberufungen nach § 23 hinsichtlich des 
Mindestalters (§ 5 Absatz 1 Buchstabe a) anzuwenden.
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Abschnitt 1:  
Grundlegende Bestimmungen

§ 1  
Bildung von Kirchenvorständen 

(1) In jeder Kirchengemeinde der Landeskirche ist nach den Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes ein Kirchenvorstand zu bilden. 
(2) Bei der Bildung des Kirchenvorstandes sollen die Kirchengemeinden darauf 
achten, dass die Zusammensetzung des Kirchenvorstandes die Vielfalt der Auf-
gaben, Kenntnisse und Erfahrungen widerspiegelt, die erforderlich sind, damit 
die Kirchengemeinde in Wort und Tat ihren Auftrag an allen Menschen erfüllen 
kann. 
(3) 1Die Kirchengemeinden sollen die Mitwirkung junger Menschen im Kir-
chenvorstand fördern. 2Sie sollen dabei die örtliche Evangelische Jugend und 
die Evangelische Jugend im Kirchenkreis einschließlich der Verbände eigener 
Prägung einbeziehen. 
(4) 1Die Amtszeit der Kirchenvorstände beträgt sechs Jahre. 2Sie beginnt am 
1. Juni des Wahljahres. 3Das Landeskirchenamt setzt den Wahltag fest. 
(5) 1Abweichend von Absatz 4 Satz 1 kann ein Mitglied der Kirchengemeinde 
(Gemeindemitglied), das für die Wahl oder die Berufung vorgeschlagen wird, 
erklären, dass es nur für eine Amtszeit von drei Jahren zur Verfügung steht. 2Wird 
diese Person in den Kirchenvorstand gewählt oder berufen, endet die Amtszeit 
drei Jahre nach ihrem Beginn. 3Das betroffene Mitglied des Kirchenvorstandes 
kann bis drei Monate vor dem Ablauf der drei Jahre gegenüber dem Kirchen-
vorstand erklären, dass es seine Amtszeit bis zur nächsten Neubildung des 
Kirchenvorstandes verlängert. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für eine Nachwahl 
oder eine Nachberufung. 
(6) 1Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten entsprechend für die 
Bildung der Kapellenvorstände. 2Der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde, 
zu der die Kapellengemeinde gehört, nimmt die in diesem Kirchengesetz dem 
Kirchenvorstand zugewiesenen Aufgaben auch für die Kapellengemeinde wahr. 

3Für die Aufgaben in § 3 Absatz 3 und in § 18 ist der Kapellenvorstand zuständig. 
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§ 2  
Mitglieder des Kirchenvorstandes 

(1) Der Kirchenvorstand besteht aus 
a) den gewählten und berufenen Mitgliedern, 
b) den Mitgliedern kraft Amtes, 
c) der Patronin oder dem Patron oder einem von ihr oder ihm ernannten 

Mitglied. 
(2) 1Mitglieder kraft Amtes sind die in der Kirchengemeinde tätigen Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die eine Pfarrstelle innehaben oder mit der Versehung einer 
Pfarrstelle beauftragt sind. 2Der Kirchenkreisvorstand kann bestimmen, dass 
Pfarrerinnen und Pfarrer, die aufgrund eines Mitarbeitsauftrags in der Kirchen-
gemeinde tätig sind, für die Dauer des Mitarbeitsauftrags als Mitglieder kraft 
Amtes in den Kirchenvorstand aufgenommen werden. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer in Kapellengemeinden und pfarramtlich verbunde-
nen Kirchengemeinden werden nach Maßgabe von Absatz 2 Satz 1 nur Mitglied 
im Kapellen- oder Kirchenvorstand, wenn die Kapellen- oder Kirchengemeinde 
zu ihrem Pfarrbezirk gehört. 
(4) 1Für beruflich Mitarbeitende, die in der Kirchengemeinde tätig sind, gilt 
Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 2Voraussetzung ist, dass die Tätigkeit für die 
Kirchengemeinde in außergewöhnlichem Maße prägend ist und mindestens 
den Umfang einer Viertel-Stelle hat. 

§ 3  
Zahl der gewählten Mitglieder 

(1) In einer Kirchengemeinde sind mindestens drei Mitglieder des Kirchenvor-
standes zu wählen. 
(2) In einer Kapellengemeinde sind mindestens zwei Mitglieder des Kapellen-
vorstandes zu wählen. 
(3) Der Kirchen- oder Kapellenvorstand setzt die Zahl der zu wählenden Mit-
glieder vorläufig fest, bevor die Einreichung der Wahlvorschläge beginnt. 

§ 4 
Wahlrecht 

Das aktive Wahlrecht haben alle Kirchenmitglieder, die am Wahltag 
a) das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
b) der Kirchengemeinde mindestens drei Monate angehören und 
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c) in das Wählerverzeichnis eingetragen sind. 

§ 5  
Wählbarkeit 

(1) Zu Mitgliedern des Kirchenvorstandes wählbar sind alle wahlberechtigten 
Personen, die 

a) zu Beginn der Amtszeit des Kirchenvorstandes das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, 

b) am Wahltag der Kirchengemeinde mindestens fünf Monate angehören 
und 

c) bereit sind, als Mitglied des Kirchenvorstandes im Hören auf Gottes 
Wort und in der Bindung an das kirchliche Recht an der Erfüllung des 
Auftrags der Kirche mitzuwirken. 

(2) Nicht wählbar ist, wer 
a) in öffentlichen Äußerungen Auffassungen vertritt, die im Widerspruch 

zum Auftrag der Kirche oder zu den Grundsätzen ihrer Ordnung stehen, 
wie sie in der Verfassung der Landeskirche beschrieben werden, oder

b) aktiv eine Vereinigung unterstützt, die derartige Ziele verfolgt. 
(3) Ordinierte Kirchenmitglieder mit Ausnahme von Ordinierten im Ehrenamt 
sind nicht wählbar. 
(4) 1Beruflich Mitarbeitende, die nicht nur vorübergehend von einer Kirchen-
gemeinde oder für den Dienst für eine Kirchengemeinde angestellt sind, sind 
in dieser Kirchengemeinde nicht wählbar. 2Der Kirchenkreisvorstand kann in 
Ausnahmefällen bei Beschäftigungsverhältnissen mit bis zu zehn Wochenstun-
den die Wählbarkeit verleihen. 3Die Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes 
unterliegt keiner Nachprüfung. 

Abschnitt 2:  
Vorbereitung der Wahl

§ 6  
Wahlbezirke 

(1) 1Für die folgende Amtszeit kann der Kirchenvorstand die Kirchengemein-
de in Wahlbezirke aufteilen, sofern die dadurch gebildeten Wahlbezirke eine 
Anzahl von 250 Gemeindemitgliedern nicht unterschreiten. 2Diese Begrenzung 
gilt nicht, wenn die Kirchengemeinde durch Zusammenlegung oder andere 
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Begrenzung vergrößert worden ist. 3Für den Bereich einer Kapellengemeinde 
oder einer Ortskirchengemeinde ist mindestens ein Wahlbezirk zu bilden. 4Der 
Kirchenvorstand bestimmt, wie viele Mitglieder in jedem Wahlbezirk zu wählen 
sind. 5Kapellenvorstände sind zuvor anzuhören. 
(2) Für jeden Wahlbezirk ist ein Wahlaufsatz (§ 10) aufzustellen. 
(3) Der Kirchenvorstand kann die Zugehörigkeit zu einem anderen Wahlbezirk 
als dem des Wohnsitzes zulassen. 

§ 7  
Wahlausschuss 

(1) 1Der Kirchenvorstand kann einen Wahlausschuss bilden, der die in den 
§§  8 bis 16 geregelten Aufgaben des Kirchenvorstandes wahrnimmt. 2Dem 
Wahlausschuss müssen mindestens drei Mitglieder, darunter mindestens ein 
Mitglied des Kirchenvorstandes, angehören. 3Die weiteren Mitglieder müssen 
in der Kirchengemeinde wahlberechtigt sein. 
(2) 1Der Wahlausschuss wählt seinen Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz. 

2Er ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist. 3Er fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden 
Stimmen. 

§ 8  
Wählerverzeichnis 

(1) Das Wählerverzeichnis besteht aus den Familiennamen, Vornamen, Ge-
burtstagen und Anschriften der wahlberechtigten Gemeindemitglieder. 
(2) 1Sind Wahlbezirke gebildet worden, ist das Wählerverzeichnis entsprechend 
aufzugliedern. 2Gehört der Kirchengemeinde ein Kirchenmitglied an, das seinen 
Wohnsitz nicht in der Kirchengemeinde hat, bestimmt der Kirchenvorstand, in 
welches Wählerverzeichnis das Mitglied aufzunehmen ist. 
(3) Der Kirchenvorstand prüft auf Anfrage eines Gemeindemitglieds, ob dieses 
in das Wählerverzeichnis aufgenommen wurde oder nachträglich aufgenommen 
werden muss. 

§ 9  
Wahlvorschläge 

(1) 1Der Kirchenvorstand fordert die Gemeindemitglieder auf, wählbare Gemein-
demitglieder für die Wahl in den Kirchenvorstand vorzuschlagen (Wahlvorschlag). 
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2Er soll dabei anregen, mindestens eine Person vorzuschlagen, die zu Beginn 
der Amtszeit des Kirchenvorstandes das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 3Es ist darauf hinzuwirken, dass mehr Wahlvorschläge eingereicht werden, 
als Mitglieder des Kirchenvorstandes zu wählen sind. 
(2) Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied kann beim Kirchenvorstand bis 
fünf Monate vor dem Wahltag schriftlich Wahlvorschläge einreichen. 
(3) 1Der Kirchenvorstand prüft die Gültigkeit der eingereichten Wahlvorschläge 
und die Bereitschaft der Vorgeschlagenen, sich zur Wahl zu stellen. 2Bei beruflich 
Mitarbeitenden gemäß § 5 Absatz 4 ist die Entscheidung des Kirchenkreisvor-
standes einzuholen. 3Bei Vorgeschlagenen, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, bedarf die Erklärung der Bereitschaft zur Kandidatur einer 
Zustimmung der Sorgeberechtigten. 
(4) 1Ist ein Wahlvorschlag ungültig, benachrichtigt der Kirchenvorstand das 
vorschlagende und das vorgeschlagene Gemeindemitglied unverzüglich unter 
Angabe des rechtlichen Grundes und des Rechtsbehelfes. 2Die betroffenen 
Gemeindemitglieder können innerhalb einer Woche nach Eingang der Benach-
richtigung Beschwerde beim Kirchenkreisvorstand einlegen; dieser entscheidet 
innerhalb einer Woche nach Eingang über die Beschwerde. 3Die Entscheidung 
ist schriftlich zu begründen und den Beschwerdeführenden sowie dem Kir-
chenvorstand bekanntzugeben. 4Sie unterliegt keiner Nachprüfung durch den 
Rechtshof. 
(5) 1Nach Ablauf der Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen kann der 
Kirchenvorstand die Wahlvorschläge ergänzen. 2Der Kirchenvorstand setzt 
außerdem die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchenvorstandes für die 
Dauer der Amtszeit endgültig fest. 3Bei der Festsetzung der Zahl berücksichtigt 
der Kirchenvorstand, dass es mehr Wahlvorschläge als Plätze für zu Wählende 
geben soll. 
(6) 1Liegen weniger als drei Wahlvorschläge vor, kommt eine Wahl nicht zu-
stande. 2Kirchenvorstand und Kirchenkreisvorstand verfahren nach § 21. 

§ 10  
Wahlaufsatz 

(1) 1Alle Wahlvorschläge werden zu einem Wahlaufsatz zusammengefasst. 

2Dieser enthält ausschließlich Familien- und Vornamen, Alter, Beruf und Anschrift 
in alphabetischer Reihenfolge der Familiennamen. 
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(2) Verliert ein vorgeschlagenes Gemeindemitglied in den letzten drei Monaten 
vor der Wahl seine Wählbarkeit oder zieht es seine Bereitschaft, sich zur Wahl zu 
stellen, zurück, bleibt dies auf die weitere Durchführung der Wahl ohne Einfluss. 
(3) Der Wahlaufsatz ist in der Kirchengemeinde ab dem vierten Monat vor der 
Wahl in geeigneter Weise bekannt zu geben. 

§ 11  
Stimmzettel 

1Der Stimmzettel enthält den Wahlaufsatz und die Zahl der zu vergebenden 
Stimmen. 2Die Zahl der zu vergebenden Stimmen entspricht der Zahl der zu 
wählenden Mitglieder. 3Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Stimmenzahl 
kann die Wählerin oder der Wähler bis zu drei Stimmen auf einen Wahlvorschlag 
vereinen (Kumulation). 

Abschnitt 3: 
Durchführung der Wahl

§ 12  
Wahlverfahren 

(1) Die Wahl wird als Allgemeine Briefwahl und im elektronischen Verfahren 
(Onlinewahl) durchgeführt. 
(2) 1Das Landeskirchenamt beauftragt eine zentrale Stelle, allen Wahlberech-
tigten Wahlunterlagen zuzusenden. 2Zu diesem Zweck werden der zentralen 
Stelle die Wählerverzeichnisse und die Wahlaufsätze zur Verfügung gestellt. 
(3) Die Wahlunterlagen umfassen jeweils einen 

a) Wahlschein mit einem Zugangscode für die Onlinewahl, Familienname, 
Vornamen und Anschrift der oder des Wahlberechtigten sowie der 
Anschrift der Kirchengemeinde, 

b) Stimmzettel, 
c) Stimmzettelumschlag und 
d) an die Kirchengemeinde adressierten Rückumschlag, der die portofreie 

Rücksendung vorsieht. 
(4) 1Der Kirchenvorstand bestimmt, bis zu welcher Uhrzeit des Wahltages die 
Wahlbriefe bei der Kirchengemeinde eingegangen sein müssen. 2Dies ist auf 
dem Wahlschein zu vermerken. 
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(5) 1Die Wählerinnen und Wähler üben ihr Wahlrecht persönlich aus, können 
sich jedoch durch eine andere Person unterstützen lassen. 2Bei der Briefwahl 
verschließen sie den gekennzeichneten Stimmzettel im Stimmzettelumschlag 
und senden beides zusammen mit dem Wahlschein im Rückumschlag an die 
Kirchengemeinde. 
(6) Macht die oder der Wahlberechtigte glaubhaft, keine Briefwahlunterlagen 
erhalten zu haben, ist erneut eine Zusendung zu veranlassen. 
(7) 1Der Kirchenvorstand kann festlegen, dass neben der Allgemeinen Briefwahl 
und der Onlinewahl auch eine Wahl im Wahllokal stattfindet. 2Er setzt hierfür 
einen Zeitraum am Wahltag (Wahlzeit) fest. 3Für mehrere Wahlbezirke kann ein 
gemeinsames Wahllokal eingerichtet werden. 4Wahllokale und Wahlzeiten sind 
auf dem Wahlschein zu vermerken. 

§ 13  
Wahlvorstand 

(1) 1Der Kirchenvorstand ernennt für jedes Wahllokal aus der Reihe der 
wahlberechtigten Kirchenmitglieder mindestens vier Personen, die nicht im 
Wahlaufsatz benannt sind, als Wahlvorstand und bestimmt die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden, die Schriftführerin oder den Schriftführer und die jeweilige 
Stellvertretung. 2Ein Wahlvorstand kann auch in mehreren Wahllokalen, die 
nacheinander geöffnet haben, eingesetzt werden (mobiler Wahlvorstand). 
(2) Der Wahlvorstand ist für die Auszählung der Allgemeinen Briefwahl und 
gegebenenfalls für die Durchführung der Wahl in einem Wahllokal zuständig. 
(3) Während der Dauer der Wahlhandlung im Wahllokal und der Auszählung 
der Stimmen müssen mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter 
die oder der Vorsitzende und die Schriftführerin oder der Schriftführer oder 
deren jeweilige Stellvertretung, ständig anwesend sein. 
(4) 1Der Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. 2Bei 
Stimmengleichheit ist die Stimme der oder des Vorsitzenden entscheidend. 
(5) Während der Tätigkeit des Wahlvorstandes hat jede oder jeder Wahlbe-
rechtigte das Recht zur Anwesenheit. 

§ 14  
Wahlhandlung im Wahllokal 

(1) 1Die Wählerin oder der Wähler kann im Wahllokal entweder den mit den 
Wahlunterlagen zugesandten Stimmzettel nutzen oder erhält einen neuen Stimm-
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zettel. 2Im Wählerverzeichnis prüft der Wahlvorstand die Wahlberechtigung und 
vermerkt die Beteiligung. 3Ist im Wählerverzeichnis bereits eine Teilnahme an 
der Online- oder Briefwahl vermerkt, ist keine erneute Stimmabgabe zulässig. 
(2) Die Wählerin oder der Wähler muss die Möglichkeit haben, den Stimmzettel 
vor dem Einwurf in eine Wahlurne unbeobachtet auszufüllen. 
(3) Wenn die Wahlzeit abgelaufen ist, dürfen nur noch diejenigen Wahlberech-
tigten wählen, die sich bereits im Wahllokal befinden. 

§ 15  
Auszählung von Stimmen 

(1) Nach Ablauf der Frist zur Rücksendung der Wahlbriefe oder während der 
Wahlzeit in einem Wahllokal öffnet der Wahlvorstand die eingegangenen Wahl-
briefe, prüft die Wahlberechtigung und vermerkt die Beteiligung. 
(2) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er 

a) nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
b) die Absenderin oder der Absender nicht wahlberechtigt oder nicht 

erkennbar ist oder 
c) die Wählerin oder der Wähler bereits bei der Onlinewahl oder im Wahl-

lokal gewählt hat. 
(3) Ein Wahlbrief ist nicht dadurch ungültig, dass 

a) der Wahlschein nicht enthalten, die Absenderin oder der Absender aber 
auf andere Weise erkennbar ist, 

b) die Wählerin oder der Wähler bis zum Wahltag die Wahlberechtigung 
verliert oder verstirbt, 

c) der Stimmzettel nicht im Stimmzettelumschlag verschlossen ist. 
(4) 1Ist ein Wahlbrief gültig, wird der Stimmzettelumschlag ungeöffnet in die 
Wahlurne eingeworfen. 2Hiernach wird die Wahlurne geleert, die Stimmzettel 
werden den Stimmzettelumschlägen entnommen und gezählt. 3Die für die 
einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen werden ausgezählt. 
(5) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn 

a) er nicht original hergestellt ist, 
b) mehr Wahlvorschläge gekennzeichnet sind als Mitglieder zu wählen 

sind, oder 
c) der Wille der wählenden Person nicht eindeutig erkennbar ist. 

(6) Die Ergebnisse der Onlinewahl sind dem Wahlvorstand zu übermitteln und 
werden den Auszählungsergebnissen hinzugerechnet. 
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(7) Der Wahlvorstand fertigt über die Wahlhandlung im Wahllokal und die 
Auszählung der Stimmen eine Verhandlungsniederschrift an. 

§ 16  
Wahlergebnis 

(1) 1Zu Mitgliedern des Kirchenvorstandes sind diejenigen Personen gewählt, 
die die meisten Stimmen, mindestens jedoch zwei Stimmen, erhalten haben. 

2Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
(2) 1Von den zu Mitgliedern des Kapellenvorstandes Gewählten sind entspre-
chend der Zahl der im Wahlbezirk zu wählenden Mitglieder des Kirchenvor-
standes diejenigen mit den meisten Stimmen damit zugleich zu Mitgliedern 
des Kirchenvorstandes gewählt. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

3Das gewählte Mitglied des Kapellenvorstandes kann auf das Amt als Mitglied 
des Kirchenvorstandes verzichten. 4In diesem Fall tritt das Mitglied des Ka-
pellenvorstandes, auf das die nächsthöhere Stimmenzahl entfallen ist, in den 
Kirchenvorstand ein. 
(3) 1Die auf dem Wahlaufsatz Genannten, die nicht gewählt worden sind, aber 
wenigstens zwei Stimmen erhalten haben, sind Ersatzmitglieder des Kirchen-
vorstandes nach Maßgabe der Anzahl der auf sie entfallenen Stimmen. 2Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los über ihre Reihenfolge. 
(4) 1Der Kirchenvorstand stellt das Wahlergebnis fest und gibt es in der Kir-
chengemeinde in geeigneter Weise bekannt. 2Dabei ist auf das Beschwerderecht 
hinzuweisen. 

§ 17  
Beschwerde gegen die Wahl 

(1) 1Innerhalb einer Woche nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses kann 
jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied gegen die Wahl Beschwerde erheben. 

2Diese ist schriftlich beim Kirchenvorstand oder Kirchenkreisvorstand einzureichen 
und kann nur mit einer Verletzung gesetzlicher Vorschriften, die das Wahlergebnis 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit beeinflusst hat, begründet werden. 3Die 
Beschwerde kann nicht darauf gestützt werden, dass Wahlberechtigte nicht im 
Wählerverzeichnis eingetragen sind. 
(2) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet unverzüglich über die Beschwerde, 
gibt die begründete Entscheidung der Beschwerdeführerin oder dem Be-
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schwerdeführer und dem Kirchenvorstand bekannt und weist auf die weitere 
Beschwerdemöglichkeit hin. 
(3) 1Die Beschwerdeführerin oder der Beschwerdeführer und der Kirchenvor-
stand können den Beschwerdebescheid innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe 
beim Kirchenkreisvorstand oder Landeskirchenamt schriftlich anfechten. 2Das 
Landeskirchenamt verfährt entsprechend Absatz 2; gegen diese Entscheidung 
ist kein weiteres Rechtsmittel zulässig. 
(4) 1Die Beschwerden haben aufschiebende Wirkung. 2Wird einer Beschwerde 
stattgegeben, so ist 

a) das Wahlergebnis neu festzustellen oder zu berichtigen oder 
b) die Wahl ganz oder teilweise zu wiederholen; den Wahltermin setzt der 

Kirchenkreisvorstand fest. 

Abschnitt 4:  
Abschluss der Neubildung

§ 18  
Berufung von Mitgliedern 

(1) 1Rechtzeitig vor Beginn der Amtszeit des neuen Kirchenvorstandes beschließt 
der Kirchenvorstand gemeinsam mit den neu gewählten Mitgliedern, ob und 
wie viele weitere Mitglieder in den neuen Kirchenvorstand berufen werden. 2Die 
Anzahl darf höchstens die Hälfte der neu gewählten Mitglieder betragen. 
(2) 1Entsprechend dieser Zahl wählt der nach Absatz 1 erweiterte Kirchenvorstand 
Gemeindemitglieder, die er zur Berufung vorschlägt (Vorschlagswahl). 2Vorge-
schlagen werden kann, wer zu Beginn der Amtszeit des neuen Kirchenvorstandes 
die Voraussetzungen der Wählbarkeit erfüllen wird. 3Bei Vorgeschlagenen, die 
zum Zeitpunkt des Vorschlags das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
ist eine Zustimmung der Sorgeberechtigten erforderlich. 4Die Vorschlagswahl ist 
geheim; an ihr nehmen Mitglieder des Kirchenvorstandes, die selbst zur Wahl 
stehen, nicht teil. 
(3) 1Wenn sich unter den gewählten Mitgliedern des neuen Kirchenvorstandes 
keine Person befindet, die zu Beginn der Amtszeit des neuen Kirchenvorstandes 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soll unter Beachtung der Ordnung 
für die Evangelische Jugend ein Gremium der Evangelischen Jugend, ersatzweise 
der erweiterte Kirchenvorstand, mindestens eine Person aus dieser Altersgruppe 
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zur Berufung vorschlagen. 2In diesem Fall erhöht sich die maximale Anzahl von 
Berufungen (Absatz 1 Satz 2) um eine. 
(4) 1Der Kirchenkreisvorstand entscheidet über die Berufung der vorgeschla-
genen Personen. 2Hiergegen ist kein Rechtsmittel zulässig. 3Lehnt der Kirchen-
kreisvorstand einen Berufungsvorschlag ab, kann der erweiterte Kirchenvorstand 
die Vorschlagswahl insoweit wiederholen. 
(5) 1Berufungen werden mit ihrer Bekanntgabe gegenüber den berufenen 
Personen wirksam. 2Der Kirchenvorstand gibt die Namen der Berufenen in der 
Kirchengemeinde bekannt. 
(6) Bei der Berufung von Mitgliedern eines Kapellenvorstandes ist der Kapel-
lenvorstand für die dem Kirchenvorstand in den Absätzen 1 bis 5 zugewiesenen 
Aufgaben zuständig. 

§ 19  
Beteiligung des Patronats 

1Die Patronin oder der Patron ist jederzeit berechtigt, 
a) als Mitglied in den Kirchenvorstand der Patronatsgemeinde einzutreten 

oder 
b) ein Mitglied des Kirchenvorstandes zu ernennen. 

2Satz 1 Buchstabe b gilt auch für Kompatrone und körperschaftliche Patrone. 

3Ernannte Mitglieder des Kirchenvorstandes müssen einer Kirche angehören, 
die Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Niedersachsen ist, 
und im Übrigen die Voraussetzungen des § 5 erfüllen. 

§ 20  
Einführung der Mitglieder 

1Alle nichtordinierten Mitglieder des Kirchenvorstandes sind in einem Gottesdienst 
in ihr Amt einzuführen. 2Die Einführung im Rahmen der allgemeinen Neubildung 
der Kirchenvorstände ist im Mai oder Juni des Wahljahres vorzunehmen. 

§ 21  
Verfahren in besonderen Fällen 

(1) 1Kommt eine Wahl nicht zustande, bleibt der bisherige Kirchenvorstand 
längstens für ein weiteres Jahr im Amt, soweit er noch aus mindestens drei 
Mitgliedern besteht. 2In dieser Zeit ist im Fall des Ausscheidens von Mitgliedern 
§ 23 mit Ausnahme von Absatz 2 Satz 2 anzuwenden. 
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(2) Solange ein beschlussfähiger Kirchenvorstand nicht vorhanden ist, nimmt 
der Kirchenkreisvorstand die Aufgaben und Befugnisse des Kirchenvorstandes 
kommissarisch wahr. 
(3) 1Der Kirchenkreisvorstand kann für diesen Zweck eine beliebige Zahl Bevoll-
mächtigter bestellen. 2Diese müssen Mitglieder der Landeskirche und volljährig 
sein. 
(4) Sobald infolge von Nachberufungen wieder ein beschlussfähiger Kirchen-
vorstand entsteht, stellt der Kirchenkreisvorstand fest, dass die Aufgaben und 
Befugnisse des Kirchenvorstandes wieder diesem obliegen. 
(5) 1War eine Wahl nicht zustande gekommen, kann der Kirchenkreisvorstand 
jederzeit eine Neubildung des Kirchenvorstandes anordnen oder mindestens 
drei Mitglieder des Kirchenvorstandes berufen. 2Im Rahmen einer Neubildung 
organisiert die Kirchengemeinde eine Allgemeine Briefwahl, die sie durch eine 
Wahl im Wahllokal ergänzen kann. 
(6) Solange ein beschlussfähiger Kapellenvorstand nicht vorhanden ist, nimmt 
der Kirchenvorstand die Aufgaben und Befugnisse des Kapellenvorstandes wahr. 

Abschnitt 5:  
Veränderungen während der Amtszeit

§ 22  
Verlust der Mitgliedschaft 

(1) 1Ein Mitglied des Kirchenvorstandes scheidet aus seinem Amt aus durch 
a) schriftliche Verzichtserklärung, die unwiderruflich ist; 
b) Verlust der Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde außer in Fällen des 

Satzes 2; 
c) Verlust der Wählbarkeit im Fall des § 5 Absatz 3 oder 4; 
d) nachträgliche Feststellung des Fehlens der Wählbarkeit aufgrund des 

§ 5 Absatz 3 oder 4 zur Zeit der Wahl, Berufung oder Ernennung; 
e) Entlassung (Absatz 2). 

2Führt ein Wohnsitzwechsel zum Verlust der Mitgliedschaft in der Kirchenge-
meinde, bleibt die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand für bis zu drei Monate 
bestehen. 3Wird die Zugehörigkeit zur bisherigen Kirchengemeinde nicht inner-
halb von drei Monaten nach dem Wohnsitzwechsel wieder hergestellt, endet 
die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand mit Ablauf dieser Frist. 
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(2) 1Der Kirchenkreisvorstand hat ein Mitglied des Kirchenvorstandes zu ent-
lassen, wenn es 

a) auf Dauer nicht in der Lage ist, das Amt auszuüben; 
b) erklärt hat, das Amt vorübergehend ruhen zu lassen, und nach einem 

Jahr das Amt nicht wieder aufgenommen hat; 
c) die Voraussetzung für die Wählbarkeit in den Kirchenvorstand nach § 5 

Absatz 2 nicht mehr erfüllt; 
d) die ihm obliegenden Pflichten erheblich verletzt hat, insbesondere 

bei beharrlicher Dienstvernachlässigung oder grober Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht. 

2Bei weniger schwerwiegenden Pflichtverletzungen kann der Kirchenkreisvor-
stand eine Ermahnung erteilen. 
(3) 1Über die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c oder die Entlassung 
entscheidet der Kirchenkreisvorstand nach Anhörung des betroffenen Mitglieds 
und des Kirchenvorstandes. 2Die Entscheidung ist diesen Beteiligten mit einer 
Begründung zuzustellen. 
(4) 1Gegen die Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes können das betroffene 
Mitglied und der Kirchenvorstand innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Zustellung Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen. 2Bis zur endgültigen 
Entscheidung ruhen die Rechte und Pflichten des betroffenen Mitglieds. 

§ 23  
Ersatz für ausgeschiedene Mitglieder 

(1) 1Scheidet ein gewähltes Mitglied aus dem Kirchenvorstand aus, fordert der 
Kirchenvorstand unverzüglich das Ersatzmitglied mit der höchsten Stimmzahl 
auf, innerhalb einer angemessenen Frist mitzuteilen, ob es in den Kirchenvor-
stand eintreten will. 2Die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand beginnt mit der 
Zustimmung des Ersatzmitglieds zum Eintritt in den Kirchenvorstand. 3Stimmt 
das Ersatzmitglied dem Eintritt in den Kirchenvorstand nicht zu, bleibt die Ersatz-
mitgliedschaft erhalten, es sei denn, das Ersatzmitglied verzichtet ausdrücklich 
hierauf. 
(2) 1Ist ein gewähltes Mitglied ausgeschieden und steht kein Ersatzmitglied zur 
Verfügung, ist ein Berufungsverfahren entsprechend § 18 durchzuführen. 2Der 
Kirchenkreisvorstand kann stattdessen nach Anhörung des Kirchenvorstandes 
eine Nachwahl anordnen. 3Im Rahmen einer Nachwahl organisiert die Kirchen-
gemeinde eine Allgemeine Briefwahl, die sie durch eine Wahl im Wahllokal er-
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gänzen kann. 4Die nach § 9 Absatz 5 Satz 2 festgesetzte Zahl der zu wählenden 
Mitglieder kann während der Amtszeit des Kirchenvorstandes nicht geändert 
werden. 
(3) 1Ist ein berufenes Mitglied ausgeschieden, entscheidet der Kirchenvorstand, 
ob entweder ein neues Berufungsverfahren durchgeführt werden soll oder die 
festgesetzte Zahl der zu berufenden Mitglieder herabgesetzt wird. 2Für ein neues 
Berufungsverfahren gilt § 18 Absatz 2 bis 5 entsprechend. 
(4) 1Bei Verhinderung eines gewählten oder berufenen Mitglieds, die voraus-
sichtlich länger als drei Monate dauert, oder bei Ruhenlassen des Amtes kann 
der Kirchenvorstand das Ersatzmitglied mit der höchsten Stimmenzahl mit der 
Vertretung beauftragen. 2Für die Zeit der Vertretung hat das Ersatzmitglied die 
Rechte und Pflichten eines Mitglieds des Kirchenvorstandes und ist zu Beginn 
auf sein Amt zu verpflichten. 

§ 24  
Erhöhung der Zahl der zu berufenden Mitglieder 

1Der Kirchenvorstand kann die Zahl der zu berufenden Mitglieder während 
seiner Amtszeit erhöhen. 2Die nach § 18 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 
zulässige maximale Anzahl von Berufungen ist zu beachten. 

§ 25  
Veränderung von Kirchengemeinden 

(1) Im Rahmen einer Veränderung des Bestandes oder der Grenzen von Kir-
chen- und Kapellengemeinden regelt das Landeskirchenamt im Benehmen mit 
den beteiligten Kirchen- und Kapellenvorständen, wie sich die Vorstände nach 
der Neuordnung zusammensetzen. 
(2) Werden mehrere Kirchengemeinden zusammengelegt, in denen jeweils ein 
Patronat besteht, kann das Landeskirchenamt mit Zustimmung der beteiligten 
Kirchengemeinden anordnen, dass zukünftig jedes Patronat berechtigt ist, die 
Rechte nach § 19 auszuüben. 
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Abschnitt 6:  
Schlussvorschriften

§ 26  
Personalgemeinden 

(1) In Personalgemeinden werden Kirchenvorstände nach diesem Kirchengesetz 
gebildet, soweit nicht nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung 
abweichende Regelungen getroffen werden. 
(2) Für die Bildung von Kirchenvorständen in Militärkirchengemeinden und 
die Beteiligung personaler Seelsorgebereiche in Kirchenvorständen gelten 
besondere Vorschriften. 

§ 27  
Ausführungsbestimmungen 

Das Landeskirchenamt erlässt die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes er-
forderlichen Bestimmungen.
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Teil 1 
Grundlegende Bestimmungen

§ 1 
Auftrag des Kirchenkreises

(1) 1Der Kirchenkreis ist die Gemeinschaft der Kirchengemeinden und der 
anderen Formen kirchlichen Lebens in seinem Bereich. 2Er nimmt den Auftrag 
er Kirche in seinem Bereich in eigener Verantwortung wahr. 3Er wendet sich in 
Wort und Tat allen Menschen zu und nimmt am gesellschaftlichen und politi-
schen Leben teil. 
(2) Der Kirchenkreis ermöglicht Erfahrungen von größerer Gemeinschaft und 
Vielfalt kirchlichen Lebens. 

§ 2 
Aufgaben der Kirchenkreise

(1) 1Die Kirchenkreise fördern und unterstützen die Arbeit der Kirchengemein-
den und der anderen Formen kirchlichen Lebens und ihre Zusammenarbeit. 

2Sie geben Anstöße für die Entwicklung des kirchlichen Lebens. 
(2) Die Kirchenkreise nehmen selbst Aufgaben wahr, die wegen ihres Umfangs 
oder ihrer Wirkung von den einzelnen Kirchengemeinden oder im Rahmen ihrer 
regionalen Zusammenarbeit nicht hinreichend erfüllt und daher besser in der 
Gemeinschaft des Kirchenkreises wahrgenommen werden können. 
(3) 1Die Kirchenkreise sorgen für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten zwi-
schen den Kirchengemeinden. 2Sie geben mit ihrer Finanzplanung den Rahmen 
für die Haushaltsführung und Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden 
und ihrer Verbände vor. 3Sie entscheiden im Rahmen ihrer Stellenplanung 
und der landeskirchlichen Planungsvorgaben über die Errichtung, Aufhebung, 
Ausweitung oder Reduzierung von Pfarrstellen sowie von Stellen für beruflich 
Mitarbeitende. 
(4) 1Die Kirchenkreise nehmen im Rahmen von Artikel 15 der Kirchenverfassung 
Leitungsaufgaben gegenüber den Kirchengemeinden und ihren Verbänden 
wahr. 2Mit ihren Satzungen ergänzen sie die Rechtsetzung der Landeskirche. 
(5) Die Kirchenkreise vermitteln Anliegen und Informationen zwischen der 
Landeskirche und den Kirchengemeinden. 
(6) Die Kirchenkreise sorgen für die Zusammenarbeit mit diakonischen und 
anderen Rechtsträgern, die der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenver-
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fassung zugeordnet sind und die im Kirchenkreis ihren Sitz haben oder eine 
Einrichtung unterhalten. 

§ 3  
Konzepte und Ressourcen 

1Für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 2 entwickeln die Kirchenkreise 
inhaltliche Konzepte. 2Auf deren Grundlage stellen sie die erforderlichen Ein-
richtungen und Mittel zur Verfügung. 

§ 4 
Rechtsstellung der Kirchenkreise

(1) 1Kirchenkreise sind Körperschaften des Kirchenrechts. 2Sie sind nach 
staatlichem Recht zugleich Körperschaften des öffentlichen Rechts. 3Als solche 
handeln sie grundsätzlich öffentlich-rechtlich. 
(2) 1Der einzelne Kirchenkreis steht in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
aller Kirchenkreise und der anderen Formen kirchlichen Lebens innerhalb der 
Landeskirche. 2In diesem Rahmen und im Rahmen des geltenden Rechts ver-
waltet er seine Angelegenheiten in eigener Verantwortung. 

§ 5 
Kommunikation und Beteiligung

(1) Die Kirchenkreise unterrichten die Kirchengemeinden, ihre Verbände und 
die anderen Formen kirchlichen Leben in ihrem Bereich regelmäßig über die 
Beratungen der Kirchenkreissynode, über die Vorbereitung wichtiger Beschlüs-
se der Kirchenkreissynode und des Kirchenkreisvorstandes und über andere 
wichtige Angelegenheiten des kirchlichen Lebens im Kirchenkreis. 
(2) 1Die Kirchenkreise beteiligen die Kirchengemeinden und die anderen For-
men kirchlichen Lebens in allen wichtigen Fragen, die ihre Angelegenheiten in 
besonderer Weise betreffen. 2Sie entwickeln dafür geeignete Strukturen und 
Verfahren. 3Die Grundzüge dieser Strukturen und Verfahren sind in der Haupt-
satzung des Kirchenkreises zu regeln. 

§ 6 
Errichtung und Aufhebung

(1) 1Kirchenkreise werden auf Antrag oder nach Beteiligung der betroffenen 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise durch das Landeskirchenamt errichtet, 
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aufgehoben, zusammengelegt oder verändert. 2Dabei regelt das Landeskirchen-
amt im Benehmen mit den beteiligten Kirchenkreisen auch 

1. die im Rahmen dieser Maßnahmen notwendigen Vermögensausein-
andersetzungen einschließlich der Übertragung von Grundstücken und 
Erbbaurechten und 

2. die Zusammensetzung der Kirchenkreissynoden und Kirchenkreis-
vorstände nach der Neugliederung. 

(2) Die Urkunde mit den Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 ist im Kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 
(3) 1Werden im Rahmen der Vermögensauseinandersetzungen nach Absatz 1 
Grundstücke oder Erbbaurechte übertragen, so hat diese Übertragung dingliche 
Wirkung. 2Sie wird mit Inkrafttreten der Anordnung des Landeskirchenamtes 
vollzogen. 3Der Zeitpunkt des Inkrafttretens muss aus der Urkunde hervorge-
hen. 4Die betroffenen Grundstücke oder Erbbaurechte sind in der Urkunde mit 
Grundbuch- und Katasterbezeichnungen anzugeben. 
(4) Der Antrag oder die Stellungnahme eines Kirchenkreises im Rahmen der 
Beteiligung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Zustimmung der Kirchenkreissynode. 
(5) 1Gegen eine Entscheidung des Landeskirchenamtes nach Absatz 1 können 
die Beteiligten Widerspruch einlegen. 2Eine Ablehnung des Widerspruchs bedarf 
der Zustimmung des Landessynodalausschusses. 

§ 7  
Amtsbereiche in einem Kirchenkreis 

(1) 1In einem Kirchenkreis können mehrere Amtsbereiche gebildet werden, für 
die jeweils eine Superintendentin oder ein Superintendent zuständig ist. 2Die 
Superintendentinnen und Superintendenten in den Amtsbereichen gehören 
der Kirchenkreissynode als Mitglieder an. 
(2) 1Die Superintendentinnen und Superintendenten in einem Kirchenkreis mit 
mehreren Amtsbereichen sind gemeinsam für die Erfüllung der Aufgaben des 
Superintendentenamtes verantwortlich. 2Ihre einzelnen Aufgaben sollen sowohl 
ortsbezogene Aufgaben in den Amtsbereichen als auch funktionale Aufgaben 
für den gesamten Kirchenkreis umfassen. 3Das Nähere ist in der Hauptsatzung 
des Kirchenkreises und in den Dienstbeschreibungen der Superintendentinnen 
und Superintendenten zu regeln. 
(3) In der Hauptsatzung des Kirchenkreises sind außerdem insbesondere 
folgende Fragen zu regeln: 
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1. Bildung der Amtsbereiche und Zuordnung der Kirchengemeinden zu 
den Amtsbereichen,

2. Zuordnung der Superintendentur-Pfarrstellen zum Kirchenkreis, zu 
einer Kirchengemeinde oder zu einer Gesamtkirchengemeinde, 

3. Bildung von Pfarrkonventen und Kirchenkreiskonferenzen in den Amts-
bereichen, 

4. Mitgliedschaft der Superintendentinnen und Superintendenten sowie 
Vorsitz im Kirchenkreisvorstand; dabei kann auch bestimmt werden, 
dass eine oder einer der Superintendentinnen und Superintendenten 
als Leitende Superintendentin oder Leitender Superintendent ständig 
den Vorsitz innehat, 

5. Leitung der Kirchenkreiskonferenz und des Pfarrkonventes für den 
gesamten Kirchenkreis, 

6. Stellvertretung im Aufsichtsamt und im Vorsitz des Kirchenkreisvor-
standes. 

(4) 1Im Kirchenkreis Hannover wird zusätzlich zu den Superintendenturen in 
den Amtsbereichen die Stelle einer Stadtsuperintendentin oder eines Stadtsu-
perintendenten errichtet, die oder der insbesondere folgende Aufgaben hat: 

1. Vorsitz im Kirchenkreisvorstand, 
2. Leitung des Pfarrkonventes und der Kirchenkreiskonferenz für den 

gesamten Kirchenkreis, 
3. Vertretung des Kirchenkreises in der Öffentlichkeit. 

2Das Nähere ist in der Hauptsatzung des Kirchenkreises Hannover zu regeln. 
(5) 1Bei der Neuerrichtung oder Zusammenlegung eines Kirchenkreises mit 
mehreren Amtsbereichen trifft das Landeskirchenamt in der entsprechenden 
Urkunde vorläufige Regelungen zu den Fragen, die nach den Absätzen 3 und 4 
in der Hauptsatzung des Kirchenkreises zu regeln sind. 2Diese bleiben in Kraft, 
bis der Kirchenkreis eine eigene Hauptsatzung beschlossen hat. 
(6) 1Bei Unklarheiten über ihre Zuständigkeit sollen die Superintendentinnen 
und Superintendenten im Kirchenkreis eine Verständigung herbeiführen. 2Wenn 
dies nicht gelingt, entscheidet der Kirchenkreisvorstand, wer zuständig ist. 

§ 8 
Kirchenkreispfarramt

(1) 1Mit Zustimmung der beteiligten Kirchengemeinden kann der Kirchenkreis 
durch Beschluss der Kirchenkreissynode ein Kirchenkreispfarramt errichten 
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und die Pfarrstellen in den beteiligten Kirchengemeinden dem Kirchenkreis 
zuordnen. 2Dem Beschluss der Kirchenkreissynode muss die Mehrheit ihrer 
Mitglieder zustimmen. 
(2) 1Den Pfarrstellen des Kirchenkreispfarramtes sind feste Pfarrbezirke für den 
ortsbezogenen pfarramtlichen Dienst zuzuordnen. 2Zu einem Pfarrbezirk kön-
nen mehrere Kirchengemeinden gehören. 3Bestehende Formen der regionalen 
Zusammenarbeit sind zu berücksichtigen. 4Mit dem ortsbezogenen Dienst ist ein 
funktionaler Dienst in einem anderen Pfarrbezirk, im Rahmen der regionalen 
Zusammenarbeit oder auf der Ebene des Kirchenkreises verbunden. 
(3) 1Bei der Besetzung einer Pfarrstelle des Kirchenkreispfarramtes nimmt der 
Kirchenkreisvorstand alle Rechte der Kirchenvorstände wahr, deren Kirchenge-
meinden ganz oder teilweise zum Pfarrbezirk der zu besetzenden Pfarrstelle 
gehören. 2Wenn der Kirchenkreisvorstand eine Pfarrstelle durch Wahl besetzt 
oder die Vokation bei einer Ernennung erteilt, ist das Einvernehmen mit den 
Kirchenvorständen dieser Kirchengemeinden erforderlich. 
(4) Das Nähere, insbesondere die Zuordnung der Pfarrbezirke zu den Pfarr-
stellen des Kirchenkreispfarramtes, ist in der Hauptsatzung des Kirchenkreises 
zu regeln. 

Teil 2 
Leitung des Kirchenkreises

Abschnitt 1: 
Organe des Kirchenkreises

§ 9 
Gemeinsame Verantwortung

(1) 1Die Kirchenkreissynode, der Kirchenkreisvorstand und die Superintendentin 
oder der Superintendent leiten den Kirchenkreis in arbeitsteiliger Gemeinschaft 
und gegenseitiger Verantwortung. 2Sie tragen gemeinsam Verantwortung da-
für, dass Zeugnis und Dienst im Kirchenkreis gemäß dem Auftrag der Kirche 
geschehen und die Ordnung der Kirche beachtet wird. 
(2) Sie können die Bildung gemeinsamer Ausschüsse oder Leitungsrunden 
vereinbaren. 
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(3) Sie sorgen dafür, dass die Mitglieder der Kirchenkreissynode und des 
Kirchenkreisvorstandes die für ihr Amt erforderlichen Kompetenzen erwerben 
und fortentwickeln. 
(4) Sie achten bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und bei der Gestaltung 
ihrer Arbeitsweise auf Belange der Nachhaltigkeit. 

Abschnitt 2: 
Kirchenkreissynode

§ 10 
Aufgaben der Kirchenkreissynode

(1) 1Die Kirchenkreissynode verkörpert Einheit und Vielfalt des kirchlichen und 
gemeindlichen Lebens im Kirchenkreis. 2Sie ist zur gemeinsamen Willensbildung 
im Kirchenkreis berufen. 
(2) 1Die Kirchenkreissynode berät über Angelegenheiten des kirchlichen und 
öffentlichen Lebens. 2Sie nimmt Berichte ihrer Ausschüsse, des Kirchenkreis-
vorstandes, der Superintendentin oder des Superintendenten, der Kirchenkreis-
konferenz und des Pfarrkonventes sowie der diakonischen und der anderen 
Rechtsträger entgegen, die der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenverfassung 
zugeordnet sind und die im Kirchenkreis ihren Sitz haben oder eine Einrichtung 
unterhalten. 
(3) 1Die Kirchenkreissynode wählt die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes 
sowie die Inhaberinnen und Inhaber einer Superintendentur-Pfarrstelle. 2Sie 
wirkt an der Bildung der Landessynode mit. 
(4) 1Die Kirchenkreissynode entscheidet über die Grundsätze der Arbeit des 
Kirchenkreises. 2Sie beschließt im Rahmen des geltenden Rechts insbesondere 
über: 

1. Satzungen des Kirchenkreises, 
2. Konzepte und Pläne zur Gestaltung der kirchlichen Arbeit sowie der 

Stellenplanung, des Gebäudemanagements und der allgemeinen Fi-
nanzplanung im Kirchenkreis, 

3. Abgaben und Umlagen der kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis, 
4. die Errichtung, Änderung und Aufhebung von Einrichtungen des Kirch-

enkreises, 
5. die Errichtung, Übernahme, Zulegung oder Zusammenlegung und 

Auflösung nichtrechtsfähiger Stiftungen des Kirchenkreises, 
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6. den Haushaltsplan und den Jahresabschluss des Kirchenkreises sowie 
die Entlastung des Kirchenkreisvorstandes, 

7. Anträge und Vorlagen sowie Anträge an die Landessynode und andere 
Stellen, 

8. die Besetzung der Organe eines Kirchenkreisverbandes, an dem der 
Kirchenkreis beteiligt ist, 

9. die Errichtung eines Kirchenamtes. 

3Einer Errichtung, Änderung oder Aufhebung von Einrichtungen des Kirchenkrei-
ses muss die Kirchenkreissynode mit der Mehrheit ihrer Mitglieder zustimmen. 
(5) Die Kirchenkreissynode wählt die Mitglieder ihres Präsidiums und gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 
(6) Die Kirchenkreissynode wirkt an Stellungnahmen des Kirchenkreises nach 
Artikel 72 Absatz 1 Satz 2 der Kirchenverfassung mit. 

§ 11 
Zusammensetzung der Kirchenkreissynode

(1) Die Kirchenkreissynode soll in ihrer Zusammensetzung die Vielfalt der 
Lebensverhältnisse und der Kirchengemeinden sowie der anderen Formen des 
kirchlichen Lebens im Kirchenkreis widerspiegeln. 
(2) 1Die Mitglieder der Kirchenkreissynode sollen bereit sein, im Hören auf 
Gottes Wort und in der Bindung an das kirchliche Recht an der Erfüllung des 
Auftrages der Kirche mitzuwirken. 2Sie sind den Interessen des gesamten Kir-
chenkreises verpflichtet. 
(3) Der Kirchenkreissynode gehören an: 

1. Mitglieder, die von den Kirchengemeinden gewählt werden, 
2. Mitglieder, die vom Kirchenkreisvorstand berufen werden, 
3. Mitglieder der Landessynode, die nach den Bestimmungen des 

Landessynodalgesetzes im Kirchenkreis zur Landessynode wählbar 
sind, 

4. Militärgeistliche, die nach den Bestimmungen der Verordnung zur 
Durchführung der evangelischen Militärseelsorge im Gebiet der Ev.-luth. 
Landeskirche Hannovers Mitglied der für ihren Amtssitz zuständigen 
Kirchenkreissynode sind, 

5. die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes, soweit sie nicht bereits nach 
den Nummern 1 bis 4 Mitglied der Kirchenkreissynode sind. 
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(4) 1Der Kirchenkreissynode müssen mindestens 40 und dürfen höchstens 75 
Mitglieder angehören, die nach Absatz 3 Nummer 1 gewählt oder nach Absatz 3 
Nummer 2 berufen sind. 2Darunter dürfen sich höchstens zu einem Viertel beru-
fene Mitglieder befinden; es müssen aber mindestens zehn Mitglieder berufen 
werden. 3Die genaue Zahl der zu wählenden und der zu berufenden Mitglieder 
ist in der Hauptsatzung des Kirchenkreises festzulegen. 
(5) 1Für jedes Mitglied nach Absatz 3 Nummer 1 ist ein stellvertretendes 
Mitglied zu wählen, das im Fall der Verhinderung an die Stelle des Mitgliedes 
tritt. 2Die Hauptsatzung des Kirchenkreises kann festlegen, dass an Stelle einer 
persönlichen Vertretung nach Satz 1 in einem Wahlbezirk eine regionale Ver-
tretungsliste gewählt werden kann. 3Für Mitglieder nach Absatz 3 Nummer 2 
kann ein stellvertretendes Mitglied berufen werden. 
(6) Für stellvertretende Mitglieder gelten die Bestimmungen der Absätze 7, 8 
und 10 Satz 1 sowie der §§ 12 bis 14, 17 und 18 entsprechend. 
(7) 1Mitglied der Kirchenkreissynode nach Absatz 3 Nummer 1 oder 2 kann 
nur sein, wer 

1. in einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises zum Kirchenvorstand 
wählbar ist, 

2. ordiniert ist und dem Pfarrkonvent des Kirchenkreises als Mitglied 
angehört, 

3. im Fall einer Berufung nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 bei einem dia-
konischen oder einem anderen Rechtsträger beschäftigt ist, der der 
Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenverfassung zugeordnet ist und 
im Kirchenkreis seinen Sitz hat oder eine Einrichtung unterhält, oder 

4. zur Wahl der Mitarbeitervertretung im Kirchenkreis oder in einem 
Kirchenkreisverband, dem der Kirchenkreis angehört, berechtigt ist. 

2Mitglieder nach Satz 1 Nummern 3 und 4 müssen Mitglied einer Glied-
kirche der Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 

(8) Mitglied der Kirchenkreissynode kann nicht sein, wer 
1. in öffentlichen Äußerungen Auffassungen vertritt, die im Widerspruch 

zum Auftrag der Kirche oder zu den Grundsätzen ihrer Ordnung stehen, 
wie sie in der Verfassung der Landeskirche beschrieben werden, oder 

2. aktiv eine Vereinigung unterstützt, die derartige Ziele verfolgt. 
(9) Der Kirchenkreissynode dürfen nicht mehrheitlich Mitglieder angehören, 
die ordiniert sind oder die in einem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zum 
Kirchenkreis oder zu einer Körperschaft im Bereich des Kirchenkreises stehen. 
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(10) 1Scheidet ein Mitglied nach Absatz 3 Nummer 1 oder 2 aus der Kirchenkreis-
synode aus, so ist für den Rest der Amtszeit eine Nachfolge zu wählen oder zu 
berufen. 2Bis zur Wahl oder Berufung der Nachfolge wird ein ausgeschiedenes 
Mitglied durch das stellvertretende Mitglied vertreten. 

§ 12 
Gewählte Mitglieder

(1) 1Die von den Kirchengemeinden zu wählenden Mitglieder werden in Wahl-
bezirken gewählt, die aus einer oder mehreren Kirchengemeinden bestehen. 

2Bei der Bildung der Wahlbezirke sollen bestehende Formen der regionalen 
Zusammenarbeit berücksichtigt werden. 3Die Wahlbezirke müssen so groß sein, 
dass in ihnen mindestens drei Mitglieder und drei stellvertretende Mitglieder 
gewählt werden können. 4Das Nähere zur Abgrenzung der Wahlbezirke ist in 
der Hauptsatzung des Kirchenkreises zu regeln. 
(2) 1Die Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken zu besetzenden Sitze richtet 
sich nach der Zahl der Kirchenmitglieder im Wahlbezirk. 2Bei der Verteilung der 
Sitze auf die Wahlbezirke wird die Zahl der Kirchenmitglieder im Wahlbezirk mit 
der Gesamtzahl der Wählenden vervielfacht und durch die Zahl der Kirchenmit-
glieder im Wahlbezirk geteilt. 3Jeder Wahlbezirk erhält zunächst so viele Sitze, 
wie ganze Zahlen auf ihn entfallen. 4Die weiteren noch zu verteilenden Sitze 
werden den Wahlbezirken in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile 
zugeteilt. 5Bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet das Los. 
(3) 1Innerhalb der Wahlbezirke sind die Sitze auf ordinierte und nichtordinierte 
Mitglieder zu verteilen. 2Die Verteilung richtet sich nach der folgenden Tabelle: 

Sitze im Wahlbezirk  davon Sitze für Ordinierte 
 3–5  1 
 6–8  2 
 9–12  3 
 13–15  4 
 16–19  5 
 20–22 6 

(4) Die Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken zu besetzenden Sitze einschließ-
lich des Anteils der ordinierten Mitglieder ist vom Kirchenkreisvorstand nach 
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dem Stand vom 31. März des Jahres vor der Neubildung der Kirchenkreissynode 
festzustellen und den Kirchengemeinden mitzuteilen. 
(5) 1Die Wahlen zur Kirchenkreissynode sind spätestens sechs Wochen vor 
der Neubildung durchzuführen. 2Bei der Aufstellung der Wahlvorschläge sollen 
Menschen jeden Geschlechts angemessen berücksichtigt werden. 3Zudem sollen 
Menschen, die zum Zeitpunkt der Neubildung der Kirchenkreissynode das 27. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu mindestens 20 Prozent berücksichtigt 
werden. 
(6) 1Wenn ein Wahlbezirk mit dem Gebiet einer Kirchengemeinde, eines Kir-
chengemeindeverbandes oder einer Gesamtkirchengemeinde identisch ist, 
werden die Mitglieder der Kirchenkreissynode durch den jeweils zuständigen 
Vorstand gewählt. 2Im Übrigen kommt die Wahl in der Regel durch übereinstim-
mende Beschlüsse der Kirchenvorstände im Wahlbezirk zustande. 3Die oder 
der Vorsitzende der Kirchenkreissynode setzt dabei den Kirchenvorständen 
zunächst eine Frist, innerhalb derer sie die übereinstimmenden Beschlüsse 
fassen können. 4Kommen diese Beschlüsse innerhalb der gesetzten Frist nicht 
zustande, ist eine Wahlversammlung durchzuführen. 5Diese besteht aus den 
Mitgliedern der Kirchenvorstände im Wahlbezirk. 6Die oder der Vorsitzende 
der Kirchenkreissynode oder ein von ihr oder ihm beauftragtes Mitglied der 
Kirchenkreissynode lädt zu der Wahlversammlung ein und leitet sie. 7Die Wahl 
ist geheim; sie wird in entsprechender Anwendung der Bestimmungen über die 
Wahl zur Landessynode durchgeführt. 
(7) Erforderliche Nachwahlen zur Kirchenkreissynode sind in entsprechender 
Anwendung von Absatz 6 durchzuführen. 
(8) Können in einem Wahlbezirk nicht so viele ordinierte Mitglieder gewählt 
oder nachgewählt werden, wie es in Absatz 3 vorgegeben ist, tritt stattdessen 
das stellvertretende Mitglied in die Kirchenkreissynode ein, bis der Sitz mit einem 
ordinierten Mitglied besetzt werden kann. 

§ 13 
Berufene Mitglieder

(1) Der Kirchenkreisvorstand soll bei der Berufung von Mitgliedern der Kirchen-
kreissynode insbesondere die Vielfalt der kirchlichen Handlungsfelder und die 
Vielfalt der Formen des kirchlichen Lebens im Kirchenkreis berücksichtigen. 
(2) Er hat dabei folgende Vorgaben zu berücksichtigen: 
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1. Mindestens zwei Mitglieder, die zum Zeitpunkt der Berufung das 
27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind auf Vorschlag des 
Kirchenkreisjugendkonventes zu berufen. Wenn im Kirchenkreis kein 
Kirchenkreisjugendkonvent gebildet wurde, ist in der Hauptsatzung 
des Kirchenkreises zu regeln, welche Stellen aus der Jugendarbeit im 
Kirchenkreis Vorschläge für eine Berufung in die Kirchenkreissynode 
unterbreiten können. 

2. Mindestens zwei Mitglieder sind auf Vorschlag des Diakonischen Werkes 
des Kirchenkreises und der diakonischen Rechtsträger zu berufen, die 
der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenverfassung zugeordnet 
sind und die im Kirchenkreis ihren Sitz haben oder eine Einrichtung 
unterhalten. 

3. Mindestens zwei Mitglieder sind auf Vorschlag der Mitarbeitervertretung 
des Kirchenkreises aus dem Kreis der zur Wahl der Mitarbeitervertre-
tung berechtigten Mitarbeitenden im Kirchenkreis zu berufen. 

(3) Die Hauptsatzung des Kirchenkreises kann weitere Festlegungen bezüglich 
der zu berufenden Mitglieder treffen. 

§ 14 
Bildung der Kirchenkreissynode

(1) 1Die Kirchenkreissynode wird alle sechs Jahre neu gebildet. 2Die Amtszeit 
beginnt jeweils am 1. Januar des auf die Bildung der Kirchenvorstände folgenden 
Jahres. 
(2) Eine Wahl oder Berufung in die Kirchenkreissynode wird nur wirksam, 
wenn die gewählte oder berufene Person sich innerhalb einer vorgegebenen 
Frist gegenüber dem Kirchenkreisvorstand bereiterklärt, das Gelöbnis nach § 16 
Absatz 1 abzulegen. 
(3) 1Der Kirchenkreisvorstand prüft die Ordnungsmäßigkeit der Wahl nach 
§  12. 2Ergibt sich, dass ein gewähltes Mitglied nicht wählbar war oder dass 
das Wahlverfahren Mängel aufweist, die geeignet waren, das Wahlergebnis zu 
beeinflussen, so ordnet der Kirchenkreisvorstand die Wiederholung der Wahl 
innerhalb einer vorzugebenden Frist an. 
(4) 1Gegen die Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes können das gewähl-
te Mitglied und der Kirchenvorstand innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Beschwerde bei dem Landeskirchenamt einlegen. 2Die Entscheidung des Lan-
deskirchenamtes unterliegt nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof. 
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§ 15 
Erste Tagung der Kirchenkreissynode

1Eine neu gebildete Kirchenkreissynode tritt innerhalb von drei Monaten nach 
Beginn ihrer Amtszeit zu ihrer ersten Tagung zusammen. 2Diese Tagung wird 
durch die Superintendentin oder den Superintendenten eröffnet und bis zum 
Abschluss der Wahl der oder des Vorsitzenden der Kirchenkreissynode geleitet. 

3Die oder der Vorsitzende leitet die Wahl der übrigen Mitglieder des Präsidiums. 

§ 16 
Gelöbnis der Mitglieder

(1) 1Zu Beginn der ersten Tagung legen die Mitglieder der neu gebildeten Kir-
chenkreissynode gegenüber der Superintendentin oder dem Superintendenten 
folgendes Gelöbnis ab: 
„Ich gelobe vor Gott und dieser christlichen Gemeinde, dass ich als Mitglied der 
Kirchenkreissynode in Bindung an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis 
der evangelisch-lutherischen Kirche danach trachten will, dass die Kirche in 
Einigkeit des Glaubens und in Gemeinschaft der Liebe wachse zu dem hin, der 
das Haupt ist, Christus.“

2Sie bekräftigen dieses Gelöbnis mit den Worten: „Ich gelobe es vor Gott.“ 
(2) Wer bei der ersten Tagung nicht anwesend war oder später Mitglied der 
Kirchenkreissynode wird, legt das Gelöbnis gegenüber der oder dem Vorsitzen-
den der Kirchenkreissynode ab. 

§ 17  
Rechtsstellung der Mitglieder

(1) 1Alle Mitglieder der Kirchenkreissynode sind ehrenamtlich tätig. 2Bei der 
Wahrnehmung des Amtes als Mitglied der Kirchenkreissynode sind Mitglieder, 
die dieses Amt als Teil ihrer gesamtkirchlichen Aufgaben im Rahmen eines 
Pfarrdienstverhältnisses wahrnehmen oder die in einem anderen Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis zu einer kirchlichen Körperschaft stehen, den anderen 
Mitgliedern der Kirchenkreissynode gleichgestellt. 
(2) Alle Mitglieder der Kirchenkreissynode haben im Rahmen der allgemeinen 
landeskirchlichen Bestimmungen für ehrenamtlich Mitarbeitende Anspruch auf 
Erstattung ihrer notwendigen Auslagen. 
(3) 1Mitglieder der Kirchenkreissynode, die ihre Pflichten vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzen, sind dem Kirchenkreis zum Ersatz des daraus entstehenden 
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Schadens verpflichtet. 2Wenn der Schaden durch eine Versicherung zugunsten 
des Kirchenkreises abgedeckt wird, beschränkt sich die Haftung auf eine von 
der Versicherung geforderte Selbstbeteiligung. 
(4) 1Über alle Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Amtes bekannt 
geworden sind und die ihrer Natur nach oder infolge besonderer Anordnungen 
vertraulich sind, haben die Mitglieder der Kirchenkreissynode Verschwiegen-
heit zu wahren. 2Das gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt. 3Ohne 
Genehmigung des Präsidiums der Kirchenkreissynode dürfen sie über solche 
Angelegenheiten weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Er-
klärungen abgeben. 
(5) 1Absatz 4 gilt nicht, soweit gegenüber dem Landeskirchenamt ein durch 
Tatsachen begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehren-
amtlich Mitarbeitende 

a) für die Dienstausübung oder das Unterlassen einer Diensthandlung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich versprechen 
lassen oder angenommen haben, ohne die Genehmigung der zustän-
digen Stelle zuvor oder unverzüglich nach Empfang eingeholt zu haben, 

b) eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbu-
ches begangen haben oder 

c) sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbuchs begangen haben. 

2Dasselbe gilt im Falle eines Versuchs. 
(6) 1Das Präsidium der Kirchenkreissynode kann ein Mitglied, das die Ordnung 
in einer Tagung in erheblicher Weise stört, vorübergehend von der Mitwirkung 
in bis zu zwei Tagungen und in den Ausschüssen ausschließen. 2Gegen einen 
vorläufigen Ausschluss kann das betroffene Mitglied innerhalb eines Monats 
Einspruch bei der Kirchenkreissynode einlegen. 3Bis zur Entscheidung der 
Kirchenkreissynode ruhen die Rechte und Pflichten dieses Mitgliedes. 4Die 
Entscheidung der Kirchenkreissynode unterliegt nicht der Nachprüfung durch 
den Rechtshof. 5§ 66 bleibt unberührt. 

§ 18 
Ausscheiden und Entlassung

(1) Ein Mitglied scheidet aus der Kirchenkreissynode aus,
1. wenn es sein Amt niederlegt,
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2. wenn der Kirchenkreisvorstand feststellt, dass die Voraussetzung we-
ggefallen ist, die Grund seiner Wahl oder Berufung nach § 11 Absatz 7 
war, oder 

3. wenn es durch das Landeskirchenamt nach Absatz 3 aus seinem Amt 
entlassen wird. 

(2) 1Gegen eine Entscheidung des Kirchenkreisvorstandes nach Absatz 1 Num-
mer 2 kann das betroffene Mitglied innerhalb eines Monats Einspruch bei der 
Kirchenkreissynode einlegen. 2Für das weitere Verfahren gilt § 17 Absatz 6 Satz 
3 bis 5 entsprechend. 
(3) 1Das Landeskirchenamt hat ein Mitglied der Kirchenkreissynode zu entlas-
sen, 

1. wenn es auf Dauer nicht in der Lage ist, das Amt auszuüben,
2. wenn es erklärt hat, das Amt vorübergehend ruhen zu lassen, und nach 

einem Jahr das Amt nicht wieder aufgenommen hat, 
3. wenn die Voraussetzungen für einen Ausschluss der Mitgliedschaft 

nach § 11 Absatz 8 vorliegen, 
4. wenn es das Amt beharrlich vernachlässigt, 
5. wenn es die Verschwiegenheitspflicht grob verletzt,
6. wenn es die Ordnung in den Tagungen trotz eines vorangegangenen 

Ausschlusses nach § 17 Absatz 6 beharrlich und in erheblicher Weise 
stört oder 

7. wenn es die ihm obliegenden Pflichten auf andere Weise erheblich 
verletzt hat. 

2Das Präsidium der Kirchenkreissynode und der Kirchenkreisvorstand sind 
vor der Entscheidung anzuhören. 3Die Entscheidung des Landeskirchenamtes 
bedarf der Zustimmung des Landessynodalausschusses. 4Rechtsbehelfe gegen 
die Entscheidung des Landeskirchenamtes haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 19 
Präsidium der Kirchenkreissynode

(1) 1Die Kirchenkreissynode wird durch ein aus ihrer Mitte gewähltes Präsidium 
geleitet. 2Das Präsidium hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Es bereitet die Tagungen der Kirchenkreissynode vor, beruft sie ein und 
legt im Benehmen mit dem Kirchenkreisvorstand deren Ort, Zeit und 
Tagesordnung fest. 
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2. Es entscheidet im Benehmen mit dem Kirchenkreisvorstand über die 
Einberufung einer digitalen Tagung der Kirchenkreissynode nach § 22 
Absatz 2. 

3. Es sorgt mit Unterstützung der Öffentlichkeitsarbeit im Kirchenkreis für 
regelmäßige Berichte über die Arbeit der Kirchenkreissynode innerhalb 
des Kirchenkreises und in der Öffentlichkeit. 

4. Es leitet durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Kirchenkreis-
synode oder durch ein anderes Mitglied des Präsidiums die Tagungen 
der Kirchenkreissynode und stellt insbesondere die ordnungsgemäße 
Zusammensetzung und die Beschlussfähigkeit der Kirchenkreissynode 
fest. 

(2) 1Die Mitglieder des Präsidiums werden jeweils für die Hälfte der Amtszeit 
einer Kirchenkreissynode gewählt. 2Sie bleiben über diese Zeit hinaus im Amt, 
bis die Kirchenkreissynode ein neues Präsidium gewählt hat oder bis eine neu 
gebildete Kirchenkreissynode zu ihrer ersten Tagung zusammentritt. 3Wieder-
wahl ist zulässig. 
(3) 1Das Präsidium besteht aus bis zu fünf Mitgliedern, darunter der oder dem 
Vorsitzenden der Kirchenkreissynode und einer Stellvertretung im Vorsitz. 2Die 
Hauptsatzung kann bis zu zwei Stellvertretungen vorsehen, deren Reihenfolge 
festzulegen ist. 3Die oder der Vorsitzende der Kirchenkreissynode soll nicht 
ordiniert sein. 
(4) 1Die Mitglieder des Präsidiums dürfen dem Kirchenkreisvorstand nicht 
angehören. 2Die oder der Vorsitzende oder ein anderes vom Präsidium zu 
bestimmendes Mitglied des Präsidiums hat das Recht, mit Rederecht an den 
Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes teilzunehmen. 

§ 20 
Ausschüsse der Kirchenkreissynode

(1) 1Zur vertieften Beratung ihrer Verhandlungsgegenstände sowie zur Vor- und 
Nachbereitung ihrer Entscheidungen bildet die Kirchenkreissynode aus ihrer 
Mitte Ausschüsse. 2Sie kann die Ausschüsse durch sachkundige Personen mit 
oder ohne Stimmrecht ergänzen. 3§ 17 gilt für diese Personen entsprechend. 

4Stimmberechtigte Mitglieder müssen Mitglied einer Gliedkirche der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland sein. 
(2) Mitglieder der Kirchenkreissynode scheiden aus einem Ausschuss aus, 
wenn sie nach § 18 Absatz 1 oder 3 aus der Kirchenkreissynode ausscheiden. 



163163

KKO 13 A  Kirchenkreisordnung

(3) Die Mitglieder des Präsidiums der Kirchenkreissynode können an den 
Sitzungen aller Ausschüsse als Gäste teilnehmen. 
(4) 1Die Ausschüsse sind verpflichtet, der Kirchenkreissynode regelmäßig über 
ihre Arbeit zu berichten. 2Die Kirchenkreissynode kann ihnen Arbeitsaufträge 
erteilen und dabei einen Termin für die Berichterstattung in der Kirchenkreis-
synode vorgeben. 
(5) Soweit die Kirchenkreissynode nicht etwas anderes beschließt, ist zur Aus-
führung von Beschlüssen der Ausschüsse ein Beschluss der Kirchenkreissynode 
erforderlich. 
(6) 1Der Kirchenkreisvorstand kann die Arbeit der Ausschüsse durch eines seiner 
Mitglieder als Ansprechperson begleiten. 2Auf Verlangen haben die Ausschüsse 
dem Kirchenkreisvorstand zu berichten. 
(7) Mit Zustimmung des Präsidiums der Kirchenkreissynode können die 
Ausschüsse auch als beratende Ausschüsse des Kirchenkreisvorstandes tätig 
werden. 
(8) 1Die Ausschüsse können digitale Sitzungen durchführen. 2Die Kirchen-
kreissynode kann in ihrer Geschäftsordnung nähere Regelungen für digitale 
Sitzungen der Ausschüsse treffen. 3Im Übrigen gelten für das Verfahren in den 
Ausschüssen die §§ 22 bis 26 entsprechend. 

§ 21 
Tagungen der Kirchenkreissynode

(1) Die Kirchenkreissynode tritt so oft zusammen, wie es die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erfordert, mindestens aber zweimal im Jahr. 
(2) Außerordentliche Tagungen der Kirchenkreissynode finden statt, wenn 
mindestens ein Drittel der Mitglieder, der Kirchenkreisvorstand oder das Lan-
deskirchenamt es beantragt. 
(3) Die Tagungen beginnen mit einer Andacht. 
(4) 1Bei der Festlegung der Tagesordnung sind zu berücksichtigen:

1. Anträge des Kirchenkreisvorstandes,
2. Anträge der Superintendentin oder des Superintendenten und
3. Anträge, die von mindestens fünf Mitgliedern der Kirchenkreissynode 

unterzeichnet wurden.

2Für die Einreichung von Anträgen kann das Präsidium vorab eine Frist vorgeben.
(5) 1Die Einladung soll den Mitgliedern der Kirchenkreissynode und den nach 
Absatz 8 zur Teilnahme Berechtigten mindestens zwei Wochen vor der Tagung 
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zugehen. 2Dabei sind die Tagesordnung und die erforderlichen Beratungsun-
terlagen beizufügen. 3Die Form der Einladung ist in der Geschäftsordnung der 
Kirchenkreissynode zu regeln. 
(6) 1In dringenden Fällen kann die Tagesordnung zu Beginn einer Tagung durch 
einen Beschluss der Kirchenkreissynode erweitert werden. 2Dem Beschluss 
müssen mindestens zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Kirchenkreis-
synode zustimmen. 
(7) Die Kirchenkreissynode ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen 
wurde und mindestens die Hälfte der Mitglieder persönlich anwesend ist oder 
durch ein stellvertretendes Mitglied vertreten wird. 
(8) 1An den Beratungen der Kirchenkreissynode können mit Rederecht teil-
nehmen: 

1. die Leiterin oder der Leiter des Kirchenamtes oder eine andere Vertre-
tung des Kirchenamtes,

2. Beauftragte des Kirchenkreises, die nicht Mitglied der Kirchenkreissyn-
ode sind,

3. die Landesbischöfin oder der Landesbischof,
4. die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof,
5. Vertreterinnen oder Vertreter des Landeskirchenamtes,
6. Vertreterinnen oder Vertreter eines diakonischen oder eines anderen 

Rechtsträgers, der der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenver-
fassung zugeordnet ist und der im Kirchenkreis seinen Sitz hat oder 
eine Einrichtung unterhält. 

2Die Teilnehmenden nach Satz 1 Nummer 3 bis 5 können nach jedem Redebei-
trag das Wort ergreifen. 3Den Teilnehmenden nach Satz 1 Nummer 6 soll die 
Kirchenkreissynode in regelmäßigen Abständen Gelegenheit geben, über die 
Arbeit ihrer Einrichtung zu berichten. 
(9) 1Die Tagungen der Kirchenkreissynode sind öffentlich. 2Die Kirchenkreis-
synode kann nicht öffentliche Tagungen beschließen oder bei einzelnen Bera-
tungsgegenständen die Öffentlichkeit ausschließen. 
(10) 1Vorlagen für nicht öffentliche Tagungen oder Beratungen sind vertraulich. 

2Das Präsidium kann darüber hinaus einzelne Vorlagen für eine öffentliche 
Tagung bis zu ihrer Einbringung für vertraulich erklären. 
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§ 22 
Digitale Tagungen

(1) 1Die Kirchenkreissynode kann zu einer digitalen Tagung zusammentreten. 

2Bei einer digitalen Tagung gelten die Mitglieder der Kirchenkreissynode auch 
dann als persönlich anwesend, wenn alle oder einzelne Mitglieder durch eine 
zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton oder Ton mit Hilfe geeigneter techni-
scher Hilfsmittel an der Tagung teilnehmen. 3Es muss sichergestellt sein, dass alle 
an der Tagung teilnehmenden Mitglieder insbesondere durch Wortmeldungen, 
Anträge sowie offene und geheime Abstimmungen und Wahlen ihre Rechte 
wahrnehmen können. 
(2) 1Über die Durchführung einer digitalen Tagung entscheidet das Präsidium 
der Kirchenkreissynode im Zusammenhang mit der Festlegung von Ort, Zeit und 
Tagesordnung einer Tagung (§ 19 Absatz 2 Nummer 1) im Benehmen mit dem 
Kirchenkreisvorstand. 2Wurde bereits zu einer Tagung der Kirchenkreissynode 
eingeladen, kann das Präsidium der Kirchenkreissynode im Benehmen mit 
dem Kirchenkreisvorstand für den vorgesehenen Termin eine digitale Tagung 
festlegen und dies mit einer Frist von mindestens einer Woche den Mitgliedern 
der Kirchenkreissynode mitteilen.
(3) Die Öffentlichkeit einer digitalen Tagung soll durch eine Veröffentlichung 
der Niederschrift, durch eine öffentliche Berichterstattung über den Inhalt 
der Beratungen vor und nach der Tagung oder durch eine gleichzeitige oder 
geringfügig zeitversetzte Bild- und Tonübertragung gewährleistet werden.

§ 23 
Abstimmungen

(1) 1Die Kirchenkreissynode fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen der anwesenden Mitglieder. 2Bei Stimmengleich-
heit ist ein Antrag abgelehnt. 3Stimmenthaltung ist zulässig. 4Auf Verlangen von 
zehn anwesenden Mitgliedern der Kirchenkreissynode muss geheim abgestimmt 
werden.
(2) 1Bei digitalen Tagungen nach § 22 kann für geheime Abstimmungen ein 
digitales Programm verwendet werden, das die Anonymität der Stimmabgabe 
sicherstellt. 2Anstelle einer digitalen geheimen Abstimmung kann auch eine 
Abstimmung mit einem Brief durchgeführt werden, der aus einem Stimmzet-
tel, einem Stimmzettelumschlag und einem mit dem Absender versehenen 
Briefumschlag besteht. 3An dieser geheimen Abstimmung nehmen diejenigen 
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Mitglieder oder stellvertretenden Mitglieder der Kirchenkreissynode teil, die an 
der jeweiligen Sitzung nach Satz 1 teilgenommen haben. 4Der Stimmzettelum-
schlag mit dem Stimmzettel ist zu verschließen und mit dem Briefumschlag dem 
Vorstand der Kirchenkreissynode zuzuleiten. 5Bei der Auszählung der Stimmen 
müssen mindestens zwei Mitglieder des Präsidiums der Kirchenkreissynode 
ständig anwesend sein. 6Die Auszählung kann zu Beweiszwecken aufgezeichnet 
werden. 7Das Ergebnis der Auszählung ist den Mitgliedern der Kirchenkreissy-
node unverzüglich mitzuteilen.

§ 24 
Wahlen

(1) 1Gewählt wird durch verdeckte Stimmzettel. 2Gewählt sind diejenigen, die 
auf mehr als der Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmzettel genannt sind. 

3Wird diese Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt, für den 
neue Wahlvorschläge gemacht werden können. 4Im zweiten Wahlgang sind 
diejenigen gewählt, die auf den meisten abgegebenen gültigen Stimmzetteln 
genannt sind. 5Stimmenthaltungen gelten insoweit als ungültige Stimmen. 6Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
(2) Steht in einem Wahlgang nur eine Person zur Wahl, so ist sie gewählt, wenn 
sie mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen erhält.
(3) Wenn kein anwesendes Mitglied widerspricht, ist ein anderes Wahlverfahren 
zulässig.
(4) Für Wahlen zum Kirchenkreisvorstand gelten folgende Besonderheiten:

1. Von dem Erfordernis einer geheimen Wahl darf nicht abgewichen 
werden.

2. Die Stimmen können auf einen Vorschlag oder auf mehrere Vorschläge 
kumuliert werden

(5) Bei Wahlen im Zusammenhang mit einer digitalen Tagung nach § 22 gilt 
§ 23 Absatz 2 entsprechend.

§ 25 
Beanstandung von Beschlüssen

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand hat einen Beschluss der Kirchenkreissynode in-
nerhalb von zwei Wochen nach Beschlussfassung zu beanstanden, wenn er den 
Beschluss für rechtswidrig hält oder wenn der Beschluss Weisungen im Rahmen 
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der landeskirchlichen Aufsicht verletzt. 2Die Beanstandung hat aufschiebende 
Wirkung.
(2) 1Hebt die Kirchenkreissynode auf die Beanstandung hin den Beschluss nicht 
auf, so hat der Kirchenkreisvorstand die Entscheidung des Landeskirchenamtes 
einzuholen. 2Hält das Landeskirchenamt die Beanstandung für gerechtfertigt, so 
verfährt es nach § 66. 3Anderenfalls erklärt es die Beanstandung für unwirksam.
(3) 1Der Kirchenkreisvorstand kann innerhalb von zwei Wochen nach Be-
schlussfassung gegen einen Beschluss der Kirchenkreissynode, den er für nicht 
sachgerecht hält, Einspruch einlegen. 2Der Beschluss ist auszuführen, wenn ihn 
die Kirchenkreissynode nach erneuter Beratung wiederholt.

§ 26 
Niederschrift

1Über die Ergebnisse der Beratungen der Kirchenkreissynode ist unter Angabe 
des Ortes, des Tages und der Anwesenden eine Niederschrift anzufertigen. 2Die 
Niederschrift ist von zwei Mitgliedern des Präsidiums, darunter dem Mitglied, 
das die Tagung geleitet hat, zu unterschreiben. 3Sie ist durch das Präsidium der 
Kirchenkreissynode zu genehmigen und anschließend für alle Mitglieder der 
Kirchenkreissynode, die stellvertretenden Mitglieder und die nach § 21 Absatz 
8 zur Teilnahme Berechtigten bereitzustellen. 4Die Bereitstellung ist den in Satz 
3 genannten Personengruppen mitzuteilen. 5Nach der Bereitstellung kann die 
Niederschrift veröffentlicht werden.

Abschnitt 3: 
Kirchenkreisvorstand

§ 27 
Aufgaben des Kirchenkreisvorstandes

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand führt die laufenden Geschäfte des Kirchenkrei-
ses. 2Er führt die Beschlüsse der Kirchenkreissynode aus und ist ihr gegenüber 
berichtspflichtig.
(2) Der Kirchenkreisvorstand hat im Rahmen des geltenden Rechts insbeson-
dere folgende Aufgaben:

1. Er setzt die Konzepte und Pläne zur Stellenplanung, zum Gebäudema-
nagement und zur allgemeinen Finanzplanung im Kirchenkreis um.
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2. Er entscheidet über Zuweisungen an die kirchlichen Körperschaften im 
Kirchenkreis.

3. Er führt die Aufsicht über die kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis.
4. Er stellt beruflich Mitarbeitende des Kirchenkreises an und führt die 

Dienstaufsicht über sie.
5. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende.
6. Er unterstützt beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende bei der Aus-

übung ihres Dienstes und sorgt für ihre persönliche Begleitung und 
fachliche Qualifizierung.

7. Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und entscheidet über 
die Nutzung seiner Gebäude.

8. Er verwaltet nichtrechtsfähige Stiftungen des Kirchenkreises und 
entscheidet über eine Stiftungssatzung sowie deren Änderung, soweit 
eine Stiftungssatzung keine anderen Regelungen enthält.

9. Er berät und unterstützt die Superintendentin oder den Superinten-
denten und wirkt an Visitationen im Kirchenkreis mit. 

10. Er wirkt an der Bildung der Kirchenvorstände, der Kirchenkreissynode 
und der Landessynode mit. 

(3) 1In dringenden Fällen kann der Kirchenkreisvorstand die Aufgaben der Kir-
chenkreissynode wahrnehmen, wenn diese nicht rechtzeitig zusammentreten 
kann. 2Der Kirchenkreisvorstand ist verpflichtet, der Kirchenkreissynode in ihrer 
nächsten Tagung darüber zu berichten.
(4) 1Das Nähere zur Wahrnehmung von Aufgaben der Kirchenkreissynode 
durch den Kirchenkreisvorstand kann in der Hauptsatzung des Kirchenkreises 
geregelt werden. 2Dabei kann auch bestimmt werden, 

1. dass der Kirchenkreisvorstand einzelne Aufgaben der Kirchenkreissyn-
ode innerhalb festzulegender Grenzen auch dann wahrnehmen kann, 
wenn kein dringender Fall vorliegt oder 

2. dass der Kirchenkreisvorstand Aufgaben der Kirchenkreissynode nur 
dann wahrnehmen kann, wenn das Präsidium der Kirchenkreissynode 
dem zustimmt.

§ 28 
Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes

(1) Dem Kirchenkreisvorstand gehören an:
1. die Superintendentin oder der Superintendent,
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2. drei Pastorinnen oder Pastoren, die in einem Dienst- oder Beschäf-
tigungsverhältnis auf Lebenszeit stehen und dem Pfarrkonvent des 
Kirchenkreises als Mitglied angehören, 

3. sechs Mitglieder, die in einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises zum 
Kirchenvorstand wählbar sind.

(2) Nicht wählbar sind:
1. beruflich Mitarbeitende des Kirchenkreises sowie der Kirchengemein-

den und ihrer Verbände, wenn sie mehr als geringfügig beschäftigt sind, 
2. Personen, die im Kirchenkreis die Aufgaben einer oder eines Gleichstel-

lungsbeauftragten nach den Bestimmungen des Gleichberechtigungs-
gesetzes wahrnehmen. 

(3) Beruflich Mitarbeitende des Kirchenkreises sowie der Kirchengemeinden 
und ihrer Verbände sind nicht wählbar, wenn sie mehr als geringfügig beschäftigt 
sind.
(4) Die Kirchenkreise können in ihrer Hauptsatzung vorsehen,

1. dass dem Kirchenkreisvorstand bis zu drei, in Kirchenkreisen mit meh-
reren Amtsbereichen bis zu fünf weitere Mitglieder angehören oder

2. dass der Kirchenkreisvorstand auf bis zu sieben Mitglieder, darunter 
mindestens zwei Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 2, verkleinert wird. 

(5) Dem Kirchenkreisvorstand dürfen nicht mehrheitlich Mitglieder angehören, 
die ordiniert sind oder die in einem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zum 
Kirchenkreis oder zu einer Körperschaft im Bereich des Kirchenkreises stehen.

§ 29 
Wahl der Mitglieder

(1) Die zu wählenden Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes werden in gehei-
mer Wahl von der Kirchenkreissynode gewählt. 
(2) 1Die Wahlen gelten für die Amtszeit der Kirchenkreissynode. 2Nach deren 
Ende bleibt der Kirchenkreisvorstand im Amt, bis die neue Kirchenkreissynode 
einen neuen Kirchenkreisvorstand gewählt hat. 
(3) Scheidet ein Mitglied aus dem Kirchenkreisvorstand aus, so ist für den Rest 
der Amtszeit eine Nachfolge zu wählen. 
(4) 1Das Nähere zur Wahrnehmung von Aufgaben der Kirchenkreissynode 
durch den Kirchenkreisvorstand kann in der Hauptsatzung des Kirchenkreises 
geregelt werden. 2Dabei kann auch bestimmt werden, 
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1. dass der Kirchenkreisvorstand einzelne Aufgaben der Kirchenkreissyn-
ode innerhalb festzulegender Grenzen auch dann wahrnehmen kann, 
wenn kein dringender Fall vorliegt oder 

2. dass der Kirchenkreisvorstand Aufgaben der Kirchenkreissynode nur 
dann wahrnehmen kann, wenn das Präsidium der Kirchenkreissynode 
dem zustimmt.

§ 30 
Rechtsstellung der Mitglieder

(1) 1Alle Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes mit Ausnahme der Superinten-
dentin oder des Superintendenten sind ehrenamtlich tätig. 2Bei der Wahrnehmung 
des Amtes als Mitglied des Kirchenkreisvorstandes sind Mitglieder, die dieses 
Amt als Pastorin oder Pastor nach § 28 Absatz 1 Nummer 2 wahrnehmen oder 
die in einem anderen Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zu einer kirchlichen 
Körperschaft stehen, den Mitgliedern des Kirchenkreisvorstandes nach § 28 
Absatz 1 Nummer 3 gleichgestellt.
(2) Alle Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes nach § 28 Absatz 1 Nummern 
2 und 3 haben im Rahmen der allgemeinen landeskirchlichen Bestimmungen 
für ehrenamtlich Mitarbeitende Anspruch auf Erstattung ihrer notwendigen 
Auslagen.
(3) 1Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes, die ihre Pflichten vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzen, sind dem Kirchenkreis zum Ersatz des daraus entste-
henden Schadens verpflichtet. 2Wenn der Schaden durch eine Versicherung 
zugunsten des Kirchenkreises abgedeckt wird, beschränkt sich die Haftung auf 
eine von der Versicherung geforderte Selbstbeteiligung.
(4) 1Über alle Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Amtes bekannt 
geworden sind und die ihrer Natur nach oder infolge besonderer Anordnungen 
vertraulich sind, haben die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes Verschwie-
genheit zu wahren. 2Das gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt. 3Ohne 
Genehmigung des Landeskirchenamtes dürfen sie über solche Angelegenheiten 
weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben.
(5) 1Absatz 4 gilt nicht, soweit gegenüber dem Landeskirchenamt ein durch 
Tatsachen begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehren-
amtlich Mitarbeitende 

a) für die Dienstausübung oder das Unterlassen einer Diensthandlung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich versprechen 
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lassen oder angenommen haben, ohne die Genehmigung der zustän-
digen Stelle zuvor oder unverzüglich nach Empfang eingeholt zu haben,

b) eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbu-
ches begangen haben oder

c) sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbuchs begangen haben. 

2Dasselbe gilt im Falle eines Versuchs.

§ 31 
Ausscheiden und Entlassung

(1) Ein gewähltes Mitglied scheidet aus dem Kirchenkreisvorstand aus,
1. wenn es sein Amt niederlegt,
2. wenn das Landeskirchenamt feststellt, dass es die Voraussetzung seiner 

Wählbarkeit in die Kirchenkreissynode oder seiner Wählbarkeit nach 
§ 28 Absatz 2 oder 3 verloren hat oder 

3. wenn es durch das Landeskirchenamt aus seinem Amt entlassen wird.
(2) 1Das Landeskirchenamt hat ein Mitglied des Kirchenkreisvorstandes aus 
seinem Amt zu entlassen, wenn eine der Voraussetzungen vorliegt, die nach 
§ 18 Absatz 3 Voraussetzung für die Entlassung aus dem Amt als Mitglied der 
Kirchenkreissynode wäre. 2Für das Verfahren findet § 18 Absatz 3 Satz 2 bis 4 
entsprechende Anwendung. 
(3) Rechtsbehelfe gegen eine Entscheidung des Landeskirchenamtes nach 
Absatz 1 Nummer 2 oder 3 haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 32 
Vorsitz im Kirchenkreisvorstand

(1) 1Den Vorsitz im Kirchenkreisvorstand hat die Superintendentin oder der 
Superintendent inne. 2§ 7 bleibt unberührt. 
(2) Der Kirchenkreisvorstand wählt in geheimer Wahl eine erste und eine zweite 
Stellvertretung, darunter mindestens ein nichtordiniertes Mitglied. 
(3) Die Stellvertretungen nehmen den Vorsitz in der festgelegten Reihenfolge 
wahr, wenn die Superintendentin oder der Superintendent verhindert ist oder 
wenn die Superintendenturpfarrstelle nicht besetzt ist. 
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§ 33  
Geschäftsführung 

(1) 1Die oder der Vorsitzende legt Tagesordnung, Form, Ort und Zeit für die 
Sitzungen fest und lädt in der vom Kirchenkreisvorstand festgelegten Form spä-
testens eine Woche vorher zu den Sitzungen ein. 2Dabei sind die Tagesordnung 
und die erforderlichen Beratungsunterlagen beizufügen. 
(2) 1Die oder der Vorsitzende sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des 
Kirchenkreisvorstandes, führt nach dessen Weisungen die täglichen Geschäfte 
und vermittelt den Schriftverkehr. 2Sie oder er kann einzelne Aufgaben mit 
Zustimmung des Kirchenkreisvorstandes ganz oder teilweise einem anderen 
Mitglied übertragen. 
(3) Die Mitglieder sind berechtigt, den Schriftverkehr des Kirchenkreisvorstandes 
einzusehen. 

§ 34  
Ausschüsse 

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand kann für die Dauer seiner Amtszeit oder für 
einen befristeten Zeitraum aus seiner Mitte folgende Formen von Ausschüssen 
bilden: 

1. beratende Ausschüsse, die der vertieften Beratung einzelner Angele-
genheiten sowie der Vor- und Nachbereitung von Entscheidungen des 
Kirchenkreisvorstandes dienen, 

2. beschließende Ausschüsse, die über die Aufgaben nach Nummer 1 
hinaus im Auftrag des Kirchenkreisvorstandes abschließende Entschei-
dungen treffen können, 

3. einen Verwaltungsausschuss, der als beschließender Ausschuss der 
regelmäßigen Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben des Kirchen-
kreisvorstandes dient. 

2Der Verwaltungsausschuss muss aus mindestens drei Mitgliedern bestehen. 
(2) 1Im Rahmen von § 20 Absatz 7 kann sich der Kirchenkreisvorstand an Stel-
le eines eigenen beratenden Ausschusses auch der Arbeit eines Ausschusses 
der Kirchenkreissynode bedienen. 2Die Absätze 3 und 6 bis 8 gelten insoweit 
entsprechend. 
(3) 1Auftrag und Entscheidungsbefugnis der Ausschüsse sind bei deren Bildung 
festzulegen. 2Die Bildung eines Verwaltungsausschusses und dessen Entschei-
dungsbefugnisse sind in der Hauptsatzung des Kirchenkreises zu regeln. 
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(4) 1Der Kirchenkreisvorstand kann sich Entscheidungen allgemein oder im Ein-
zelfall vorbehalten und den Ausschüssen Weisungen erteilen. 2Die Entscheidung 
über wesentliche Leitungsaufgaben muss dem Kirchenkreisvorstand vorbehalten 
bleiben. 3Dazu gehören insbesondere 

1. die Aufstellung des Haushaltsplanes einschließlich des Stellenplanes 
und die Rechnungslegung, 

2. Stellungnahmen bei Änderungen im Bestand oder im Gebiet des Kirch-
enkreises oder einzelner Kirchengemeinden, 

3. alle Beschlüsse, die einer Genehmigung durch das Landeskirchenamt 
bedürfen, 

4. mit Ausnahme von Genehmigungen alle Aufgaben, bei denen der 
Kirchenkreisvorstand als Aufsichtsbehörde tätig wird, 

5. Aufgaben, die der Kirchenkreisvorstand bei der Bildung kirchlicher 
Organe wahrnimmt, 

6. Beschlüsse über außer- und überplanmäßige Ausgaben, 
7. Entscheidungen über die Anstellung und Entlassung der Leitungen von 

Einrichtungen des Kirchenkreises. 
(5) 1Der Kirchenkreisvorstand kann die Ausschüsse durch sachkundige Personen 
mit oder ohne Stimmrecht ergänzen; das gilt nicht für den Verwaltungsausschuss. 

2§ 30 gilt für diese Personen entsprechend. 3Stimmberechtigte Mitglieder müs-
sen Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 

4Die oder der Vorsitzende eines Ausschusses und die Mehrheit der Mitglieder 
müssen Mitglied des Kirchenkreisvorstandes sein. 
(6) Die Ausschüsse sind verpflichtet, dem Kirchenkreisvorstand regelmäßig 
oder auf Verlangen über ihre Arbeit zu berichten. 
(7) Die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes haben das Recht, an allen Sit-
zungen eines Ausschusses teilzunehmen. 
(8) Für das Verfahren in den Ausschüssen gelten die §§ 22, 25 und 26 entspre-
chend. 
(9) Gegen eine Entscheidung des Verwaltungsausschusses können die Betrof-
fenen innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich Einspruch bei dem 
Kirchenkreisvorstand einlegen. 
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§ 35  
Beauftragungen in Verwaltungsangelegenheiten 

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand kann die Leitung des Kirchenamtes im Rahmen 
vorzugebender Richtlinien mit der Erteilung kirchenaufsichtlicher Genehmigun-
gen beauftragen. 2Dabei muss gewährleistet sein, dass die Leitung mit den der 
Genehmigung unterliegenden Angelegenheiten nicht bereits befasst war. 
(2) Der Kirchenkreisvorstand kann das Kirchenamt damit beauftragen, über 
seine Aufgaben zur Unterstützung bei der Wahrnehmung von Leitungs- und 
Verwaltungsaufgaben (§ 54 Absatz 3) hinaus für den Kirchenkreis auch Aufgaben 
des Verwaltungsvollzuges, regelmäßig wiederkehrende Rechtsgeschäfte und 
sonstige Vorgänge, die für den Kirchenkreis sachlich und finanziell nicht von 
grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind (Geschäfte 
der laufenden Verwaltung) zu erledigen. 
(3) Die Grundsätze einer Beauftragung nach Absatz 1 oder 2 sind in der Haupt-
satzung des Kirchenkreises zu regeln. 
(4) § 34 Absatz 1 Nr. 3 bleibt unberührt.

§ 36 
Beauftragte des Kirchenkreises

(1) Der Kirchenkreisvorstand kann ehrenamtlich oder beruflich Mitarbeitende 
für einzelne Aufgabenbereiche als Beauftragte des Kirchenkreises bestellen. 
(2) Beauftragte können insbesondere folgende Aufgaben wahrnehmen: 

1. Koordinierungs- und Beratungsaufgaben gegenüber dem Kirchenkreis, 
den Kirchengemeinden, ihren Verbänden und den der Kirche zugeord-
neten Einrichtungen im Bereich des Kirchenkreises, 

2. Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung mit anderen Gruppen des ge-
sellschaftlichen Lebens im Kirchenkreis, 

3. Förderung und Unterstützung von Prozessen der Entwicklung des 
kirchlichen Lebens im Kirchenkreis. 

(3) 1Der Auftrag und die Befugnisse der Beauftragten sind bei deren Einsetzung 
festzulegen. 2Der Kirchenkreisvorstand kann sich vorbehalten, den Beauftragten 
im Einzelfall Weisungen zu erteilen. 
(4) Beauftragte müssen Mitglied einer christlichen Kirche sein, die der Arbeits-
gemeinschaft christlicher Kirchen in Niedersachsen oder der Internationalen 
Konferenz Christlicher Gemeinden Hannover als Mitglied angehört. 
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(5) 1Die Beauftragten sind berechtigt und verpflichtet, dem Kirchenkreisvorstand 
regelmäßig über ihre Arbeit zu berichten. 2Mit Zustimmung des Kirchenkreis-
vorstandes können sie auch der Kirchenkreissynode berichten. 
(6) § 30 gilt für Beauftragte entsprechend.

§ 37 
Nichtrechtsfähige Stiftungen

(1) Die Satzung einer nichtrechtsfähigen Stiftung des Kirchenkreises kann die 
Bildung eines Stiftungsvorstandes vorsehen. 
(2) 1Die Mitglieder eines Stiftungsvorstandes sollen Mitglied einer christlichen 
Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Niedersachsen 
oder der Internationalen Konferenz Christlicher Gemeinden Hannover als Mitglied 
angehört. 2Sie müssen in der überwiegenden Zahl Mitglied einer Gliedkirche der 
Evangelischen Kirche in Deutschland sein. 
(3) Im Übrigen gelten für Stiftungsvorstände die Regelungen für beschließende 
Ausschüsse des Kirchenkreisvorstandes entsprechend. 

§ 38 
Vertretung des Kirchenkreises

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand vertritt den Kirchenkreis und die nichtrechts-
fähigen Stiftungen des Kirchenkreises, soweit deren Vertretung nicht durch 
eine Stiftungssatzung anders geregelt ist, im Rechtsverkehr. 2In Rechts- und 
Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren wird er dabei durch die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden, hilfsweise durch eine der Stellvertretungen 
vertreten. 
(2) 1Erklärungen des Kirchenkreisvorstandes, durch die für den Kirchenkreis 
oder eine nichtrechtsfähige Stiftung des Kirchenkreises Rechte oder Pflichten 
begründet, verändert oder aufgehoben oder durch die Vollmachten erteilt 
werden, sind von der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertretung und 
einem weiteren Mitglied des Kirchenkreisvorstandes gemeinsam und schrift-
lich abzugeben. 2Sie sind, sofern sie nicht öffentlich beurkundet werden, nur 
rechtsverbindlich, wenn sie eigenhändig unterschrieben und mit dem Siegel des 
Kirchenkreisvorstandes versehen worden sind. 3Ist eine Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt vorgeschrieben, so ist die Erklärung erst rechtswirksam, 
wenn die Genehmigung erteilt wurde. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Erklä-
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rungen des täglichen Geschäftsverkehrs. 5Bei dienstlichen Schreiben genügt die 
Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder einer der Stellvertretungen. 
(3) 1Eine in der Form des Absatzes 2 abgegebene Erklärung gilt anderen 
gegenüber als Erklärung des Kirchenkreisvorstandes. 2Die Mitglieder des Kir-
chenkreisvorstandes dürfen eine solche Erklärung nur abgeben, wenn ihr ein 
ordnungsgemäß gefasster Beschluss zugrunde liegt. 
(4) Der Kirchenkreisvorstand kann die Leitung und andere Mitarbeitende des 
Kirchenamtes in Einzelfällen oder im Rahmen der nach § 35 Absatz 2 übertra-
genen Aufgaben zur Abgabe von Erklärungen bevollmächtigen. 

§ 39  
Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes

(1) Der Kirchenkreisvorstand bestimmt die Zahl seiner Sitzungen. 
(2) 1Die oder der Vorsitzende kann im Einvernehmen mit den stellvertretenden 
Vorsitzenden eine außerordentliche Sitzung einberufen. 2Eine außerordentliche 
Sitzung ist einzuberufen, wenn eine der Stellvertretungen im Vorsitz, mindestens 
drei Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes oder das Landeskirchenamt es unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes verlangen. 3Ist die Beschlussfassung un-
aufschiebbar, kann formlos und ohne Einhaltung einer Frist eingeladen werden, 
wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht. 
(3) 1Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes können digital durchgeführt werden. 

2Bei einer digitalen Tagung gelten die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes und 
die übrigen Teilnehmenden auch dann als persönlich anwesend, wenn alle oder 
einzelne Personen durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton oder 
Ton mit Hilfe geeigneter technischer Hilfsmittel an der Sitzung teilnehmen. 3Es 
muss sichergestellt sein, dass alle bei der Sitzung anwesenden Mitglieder und 
Teilnehmenden insbesondere durch Wortmeldungen, Anträge sowie offene 
und geheime Abstimmungen und Wahlen ihre Rechte wahrnehmen können. 
(4) 1Die Sitzungen werden mit einer Andacht eröffnet. 2Sie sind nicht öffentlich. 
(5) 1Die Leiterin oder der Leiter des Kirchenamtes oder eine andere Vertretung 
des Kirchenamtes nimmt an den Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes teil. 2Der 
Kirchenkreisvorstand kann die Teilnahme für einzelne Beratungsgegenstände 
ausschließen. 
(6) Auf ihr Verlangen sind an der Beratung bestimmter Angelegenheiten zu 
beteiligen: 

1. die Landesbischöfin oder der Landesbischof,
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2. die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof,
3. Vertreterinnen oder Vertreter des Landeskirchenamtes.

(7) 1Der Kirchenkreisvorstand lädt die Mitglieder der Landessynode aus dem 
Kirchenkreis zu seinen Sitzungen ein. 2Er soll darüber hinaus in regelmäßigen 
Abständen insbesondere folgende Personen einladen:

1. Beauftragte des Kirchenkreises nach § 36,
2. Vertreterinnen oder Vertreter eines diakonischen oder eines anderen 

Rechtsträgers, der der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenver-
fassung zugeordnet ist und der im Kirchenkreis seinen Sitz hat oder 
eine Einrichtung unterhält. 

§ 40 
Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß gela-
den wurde und mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 2Ist die 
Beschlussfähigkeit nicht gegeben, kann ohne erneute Ladungsfrist zu einer 
zweiten Sitzung mit derselben Tagesordnung eingeladen werden. 3In dieser 
Sitzung ist der Kirchenkreisvorstand ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesen-
den Mitglieder beschlussfähig, wenn in der Einladung zu der ersten Sitzung auf 
diese Rechtsfolge hingewiesen wurde. 
(2) 1Umlaufbeschlüsse sind zulässig, wenn kein Mitglied des Kirchenkreis-
vorstandes einer Beschlussfassung im Umlaufverfahren widerspricht. 2Der 
Beschlussvorschlag muss allen Mitgliedern des Kirchenkreisvorstandes zugehen 
und eine angemessene Frist für Rückmeldungen vorsehen. 

§ 41 
Abstimmungen

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der auf 
Ja oder Nein lautenden Stimmen der anwesenden Mitglieder. 2Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 3Stimmenthaltung ist zulässig. 4Die oder der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 5Auf Verlangen eines Mitgliedes muss geheim 
abgestimmt werden. 6Bei geheimen Abstimmungen im Rahmen einer digitalen 
Sitzung gilt § 23 Absatz 2 entsprechend. 
(2) 1Bei Angelegenheiten, an denen ein Mitglied persönlich beteiligt ist, darf 
dieses an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. 2Die Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche 



178178

Kirchenkreisordnung KKO 13 A

in Deutschland über den Ausschluss von der Mitwirkung in einem Verwaltungs-
verfahren sind insoweit entsprechend anzuwenden. 3Wenn der Kirchenkreis-
vorstand durch die Anwendung von Satz 2 beschlussunfähig wird, entscheidet 
das Landeskirchenamt. 

§ 42  
Wahlen

(1) 1Gewählt wird durch verdeckte Stimmzettel. 2Gewählt sind diejenigen, die 
auf mehr als der Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmzettel genannt sind. 

3Wird diese Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt, für den 
neue Wahlvorschläge gemacht werden können. 4Im zweiten Wahlgang sind 
diejenigen gewählt, die auf den meisten abgegebenen gültigen Stimmzetteln 
genannt sind. 5Stimmenthaltungen gelten insoweit als ungültige Stimmen. 6Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
(2) Steht in einem Wahlgang nur eine Person zur Wahl, so ist sie gewählt, wenn 
sie mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen erhält. 
(3) Wenn kein anwesendes Mitglied widerspricht, ist ein anderes Wahlverfahren 
zulässig. 
(4) Bei geheimen Wahlen im Rahmen einer digitalen Sitzung gilt § 24 Absatz 5 
entsprechend. 

§ 43 
Beanstandung von Beschlüssen

(1) Die oder der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden des Kirchen-
kreisvorstandes haben die Pflicht, einen Beschluss des Kirchenkreisvorstandes 
oder eines Ausschusses zu beanstanden, wenn sie ihn für rechtswidrig halten 
oder wenn der Beschluss einer Weisung des Landeskirchenamtes widerspricht. 
(2) Ein beanstandeter Beschluss darf nicht ausgeführt werden. 
(3) 1Hebt der Kirchenkreisvorstand auf die Beanstandung hin den Beschluss 
nicht auf, so ist die Entscheidung des Landeskirchenamtes einzuholen. 2Hält 
das Landeskirchenamt die Beanstandung für gerechtfertigt, so verfährt es nach 
§ 66. 3Anderenfalls erklärt es die Beanstandung für unwirksam.
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§ 44 
Niederschrift

(1) 1Über die Ergebnisse der Beratungen des Kirchenkreisvorstandes ist unter 
Angabe des Ortes, des Tages und der Anwesenden eine Niederschrift anzuferti-
gen. 2Auf Verlangen eines Mitgliedes müssen dabei die Gründe der Beschlüsse 
oder seine abweichende Stimme mit deren Begründung dokumentiert werden. 

3Die Niederschrift ist von zwei Mitgliedern des Kirchenkreisvorstandes, darunter 
dem Mitglied, das die Sitzung geleitet hat, zu unterschreiben und unverzüglich 
für die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes bereitzustellen. 4Die Bereitstellung 
ist den Mitgliedern mitzuteilen. 
(2) 1Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn innerhalb von zwei Wochen nach 
der Bereitstellung kein Mitglied des Kirchenkreisvorstandes Einspruch erhebt. 

2Über einen Einspruch entscheidet der Kirchenkreisvorstand. 

Abschnitt 4:  
Superintendentenamt

§ 45 
Aufgaben des Superintendentenamtes

(1) 1Die Superintendentin oder der Superintendent nimmt eigenständige Lei-
tungsaufgaben im Kirchenkreis wahr und sorgt für eine theologisch verantwortete 
Leitung des Kirchenkreises. 2Als vorsitzendes Mitglied des Kirchenkreisvorstandes 
trägt sie oder er gleichzeitig Verantwortung dafür, dass der Kirchenkreisvorstand 
seine Leitungsaufgaben wahrnimmt. 3Sie oder er sorgt für das sachgerechte 
Zusammenwirken aller an der Leitung des Kirchenkreises Beteiligten. 
(2) 1Die Superintendentin oder der Superintendent vertritt den Kirchenkreis in 
der Öffentlichkeit. 2Sie oder er gibt Anstöße für die Entwicklung des kirchlichen 
Lebens und fördert die theologische Arbeit. 
(3) 1Die Superintendentin oder der Superintendent führt Pastorinnen und Pas-
toren sowie andere Mitarbeitende im Kirchenkreis in ihr Amt ein, entpflichtet sie, 
begleitet sie in ihrem Dienst, fördert ihre Fortbildung und ihre Zusammenarbeit 
und nimmt ihnen gegenüber Aufgaben der Dienstaufsicht wahr. 2Sie oder er 
lädt zu Konventen und Konferenzen ein. 3Sie oder er berät die im Kirchenkreis 
wohnenden Personen, die sich im Studium oder in der Ausbildung für den 
pfarramtlichen Dienst befinden. 
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(4) Die Superintendentin oder der Superintendent visitiert die Kirchengemein-
den und andere kirchliche Körperschaften im Kirchenkreis. 
(5) Die Superintendentin oder der Superintendent erstattet der Kirchenkreis-
synode regelmäßig einen Bericht. 
(6) Der Kirchenkreisvorstand kann im Einvernehmen mit der Superintendentin 
oder dem Superintendenten Aufsichtsbefugnisse für bestimmte Aufgabenbe-
reiche auf festangestellte Pastorinnen und Pastoren sowie auf Mitarbeitende 
übertragen. 
(7) Das Nähere kann durch die Dienstbeschreibung nach den Bestimmungen 
des Pfarrdienstrechts geregelt werden.

§ 46 
Wahl

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent wird auf der Grundlage 
eines Wahlaufsatzes durch die Kirchenkreissynode gewählt. 
(2) Das Nähere wird durch das Kirchengesetz über die Wahl und die Amtszeit 
der Superintendentinnen und Superintendenten geregelt. 

§ 47 
Pfarramtlicher Dienst

(1) 1Das Amt der Superintendentin oder des Superintendenten ist mit pfarr-
amtlichem Dienst in einer Pfarrstelle verbunden, die in der Hauptsatzung des 
Kirchenkreises einer Kirchengemeinde, einer Gesamtkirchengemeinde oder 
dem Kirchenkreis zuzuordnen ist. 2Vor einer Veränderung der Zuordnung ist 
der Regionalbischöfin oder dem Regionalbischof Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 
(2) 1Ist die Pfarrstelle dem Kirchenkreis zugeordnet, so weist der Kirchenkreis-
vorstand der Superintendentin oder dem Superintendenten im Einvernehmen 
mit der Regionalbischöfin oder dem Regionalbischof eine Predigtstätte in einer 
Kirchengemeinde des Kirchenkreises zu. 2Die Superintendentin oder der Super-
intendent kann an den Beratungen des Pfarramtes dieser Kirchengemeinde 
teilnehmen. 3Sie oder er soll weitere gemeindliche Aufgaben in dieser oder in 
einer anderen Kirchengemeinde des Kirchenkreises übernehmen. 4Das Nähere 
ist in der Dienstbeschreibung nach den Bestimmungen des Pfarrdienstgesetzes 
zu regeln. 
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§ 48 
Stellvertretung im Aufsichtsamt

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand wählt aus dem Kreis der Pastorinnen und Pasto-
ren, die in einem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis auf Lebenszeit stehen, 
aufgrund eines einvernehmlichen Vorschlages des Pfarrkonventes und der 
Superintendentin oder des Superintendenten jeweils für die Dauer der Amts-
zeit des Kirchenkreisvorstandes eine erste und eine zweite Stellvertretung im 
Aufsichtsamt. 2Diese Stellvertretungen bleiben im Amt, bis ein neu gewählter 
Kirchenkreisvorstand neue Stellvertretungen gewählt hat. 3Die Neuwahl ist 
alsbald nach der Wahl eines neuen Kirchenkreisvorstandes vorzunehmen. 
(2) 1Die Wahl der Stellvertretungen wird sofort wirksam und ist dem Landeskir-
chenamt anzuzeigen. 2Sie bedarf der Bestätigung durch die Kirchenkreissynode. 

3Wird die Bestätigung versagt, ist die Wahl unverzüglich zu wiederholen. 
(3) 1Kommt eine Wahl innerhalb von drei Monaten nach der Wahl des Kirchen-
kreisvorstandes nicht zustande, kann das Landeskirchenamt die Stellvertretung 
bestellen. 2Die vom Landeskirchenamt Bestellten bleiben im Amt, bis der Kir-
chenkreisvorstand eine Wahl vorgenommen hat. 
(4) 1Wer eine Stellvertretung wahrnimmt, ohne Mitglied des Kirchenkreisvorstan-
des zu sein, nimmt während der Dauer der Vertretungstätigkeit ohne Stimmrecht 
an den Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes teil. 2Werden Aufsichtsbefugnisse 
nach § 45 Absatz 6 auf eine Stellvertretung übertragen, so kann diese ohne 
Stimmrecht an den Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes teilnehmen.

Teil 3 
Mitarbeitende im Kirchenkreis

§ 49 
Grundbestimmung

(1) 1Für einzelne besonders geordnete Dienste beruft der Kirchenkreisvorstand 
ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende. 2Er sorgt dafür, dass sie die für ihren 
Dienst erforderlichen Kompetenzen erwerben und fortentwickeln können. 
(2) 1Ehrenamtliche und berufliche Dienste sind in einer Dienstgemeinschaft 
aufeinander bezogen. 2Beide dienen gleichwertig dem Auftrag Jesu Christi. 3Der 
Kirchenkreis sorgt gemeinsam mit den Kirchengemeinden und den anderen 
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Formen kirchlichen Lebens für die Begleitung und Förderung der ehrenamtlich 
Mitarbeitenden. 
(3) Mitarbeitende werden in einem Gottesdienst in ihre Dienste eingeführt 
und verabschiedet. 
(4) 1Der Kirchenkreisvorstand fördert die Zusammenarbeit unter den Mit-
arbeitenden. 2Er kann Arbeitsgruppen oder Konvente für die Mitarbeitenden 
bestimmter Berufsgruppen und interprofessionelle Arbeitsgruppen für ehren-
amtlich und beruflich Mitarbeitende bilden, die gemeinsam an einer bestimmten 
Aufgabe arbeiten. 

§ 50  
Beratung mit Mitarbeitenden 

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand soll die leitend für einen Aufgabenbereich ver-
antwortlichen Mitarbeitenden in regelmäßigen Abständen zu einem Gespräch 
einladen. 2Er soll sie und die Leitungen von Arbeitsgruppen nach § 49 Absatz 4 
zu seinen Sitzungen einladen, wenn grundsätzliche Fragen ihres Aufgabenbe-
reiches beraten werden. 
(2) Mitarbeitende sollen über Vorhaben, die ihren Aufgabenbereich betreffen, 
rechtzeitig informiert werden. 
(3) 1Mitarbeitende haben das Recht, dringende persönliche oder dienstliche 
Anliegen in einer Sitzung des Kirchenkreisvorstandes selbst vorzutragen und dazu 
nach vorheriger Mitteilung an den Kirchenkreisvorstand eine andere Mitarbeitende 
oder einen anderen Mitarbeitenden mitzubringen. 2Der Kirchenkreisvorstand 
muss einem solchen Verlangen in angemessener Frist entsprechen. 3Er kann 
die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 dem Verwaltungsausschuss oder 
einem Ausschuss übertragen, der für Personalangelegenheiten zuständig ist. 

§ 51  
Kirchenkreiskonferenz

(1) 1Die Kirchenkreiskonferenz hat die Aufgabe, die Dienstgemeinschaft der 
beruflich Mitarbeitenden im Kirchenkreis und ihre interprofessionelle Zusam-
menarbeit zu fördern. 2Sie dient insbesondere der Vernetzung, der gegenseitigen 
Abstimmung, der gemeinsamen Fortbildung und der kollegialen Beratung unter 
den Mitgliedern. 
(2) 1Mitglieder der Kirchenkreiskonferenz sind 

1. die Mitglieder des Pfarrkonventes, 
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2. die anderen beruflich Mitarbeitenden im Kirchenkreis, vorrangig die-
jenigen, die Aufgaben des Verkündigungsdienstes nach Artikel 11 Ab-
satz 3 der Kirchenverfassung wahrnehmen und nicht nur geringfügig 
beschäftigt sind, und 

3. beruflich Mitarbeitende im Verkündigungsdienst nach Artikel 11 Absatz 
3 der Kirchenverfassung, wenn sie bei diakonischen oder anderen 
Rechtsträgern beschäftigt sind, die der Landeskirche nach Artikel 18 
der Kirchenverfassung zugeordnet sind und die im Kirchenkreis ihren 
Sitz haben oder eine Einrichtung unterhalten. 2Das Nähere zur Zusam-
mensetzung der Kirchenkreiskonferenz kann in der Hauptsatzung des 
Kirchenkreises geregelt werden. 

(3) 1Die Mitglieder der Kirchenkreiskonferenz sollen einmal im Jahr zu einer 
möglichst mehrtägigen Fortbildung zusammenkommen. 2Die Teilnahme daran 
ist verpflichtend. 
(4) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende sollen bei Bedarf je nach dem inhaltlichen 
Schwerpunkt der Beratungen zu den Beratungen der Kirchenkreiskonferenz 
eingeladen werden. 2Die Bestimmungen des Lektoren- und Prädikantengesetzes 
über die Teilnahme von Prädikantinnen und Prädikanten sowie Lektorinnen und 
Lektoren bleiben unberührt. 

§ 52 
Pfarrkonvent

(1) 1Der Pfarrkonvent soll in besonderer Weise die Gemeinschaft der Ordinierten 
stärken. 2Er soll den regelmäßigen Austausch, die gegenseitige Begleitung und 
die gemeinsame theologische Fortbildung fördern. 
(2) 1Mitglieder des Pfarrkonventes sind alle Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach 
den Bestimmungen des Pfarrdienstrechts 

1. eine gemeindliche oder allgemein kirchliche Stelle im Kirchenkreis 
innehaben, 

2. einen gemeindlichen Auftrag im Kirchenkreis wahrnehmen oder 
3. einen allgemein kirchlichen Auftrag wahrnehmen und dem Kirchenk-

reiskonvent des Kirchenkreises zugewiesen sind. 

2Mitglieder des Pfarrkonventes sind ferner ordinierte Mitarbeitende diakoni-
scher Rechtsträger, die der Landeskirche nach Artikel 18 der Kirchenverfassung 
zugeordnet sind und die im Kirchenkreis ihren Sitz haben oder eine Einrichtung 
unterhalten.
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(3) Prädikantinnen und Prädikanten sollen in regelmäßigen Abständen zu den 
Beratungen des Pfarrkonventes eingeladen werden. 

§ 53 
Vernetzung mit den Organen des Kirchenkreises 

1Die Kirchenkreiskonferenz und der Pfarrkonvent berichten der Kirchenkreis-
synode und dem Kirchenkreisvorstand mindestens einmal jährlich über ihre 
Arbeit. 2Sie können Anträge an die Kirchenkreissynode und an den Kirchen-
kreisvorstand stellen. 3Sie sollen die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der 
Kirchenkreissynode in regelmäßigen Abständen zu ihren Sitzungen einladen. 

Teil 4  
Kirchenamt

§ 54 
Errichtung und Aufgaben

(1) 1Die Kirchenkreise sind verpflichtet, für sich allein oder gemeinsam mit an-
deren Kirchenkreisen ein Kirchenamt zu errichten und es so auszustatten, dass 
es die ihm zugewiesenen Aufgaben erfüllen kann. 2Das zuständige Kirchenamt 
ist in der Hauptsatzung zu benennen. 
(2) 1Träger des Kirchenamtes kann ein Kirchenkreis oder ein Kirchenkreisver-
band sein. 2Er beschließt für das Kirchenamt eine Geschäftsordnung. 3Er darf die 
Stelle der Leitung eines Kirchenamtes nur besetzen, wenn sie zuvor mindestens 
im Internet in der Stellenbörse für Kirche und Diakonie ausgeschrieben war. 
(3) 1Das Kirchenamt unterstützt die Organe und Einrichtungen des Kirchen-
kreises sowie die Kirchenvorstände und die Vertretungsorgane der anderen 
kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis bei der Wahrnehmung ihrer Lei-
tungs- und Verwaltungsaufgaben. 2Es nimmt für die Organe und Einrichtungen 
des Kirchenkreises sowie im Auftrag der Kirchengemeinden und der anderen 
kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis die Aufgaben der Haushaltsführung 
und Vermögensverwaltung wahr. 
(4) 1Kirchliche Körperschaften im Bereich des Kirchenkreises können das 
Kirchenamt durch Beschlüsse ihrer zuständigen Vertretungsorgane über die 
Aufgaben nach Absatz 2 hinaus mit der abschließenden Erledigung von Ge-
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schäften der laufenden Verwaltung (§ 35 Absatz 2) beauftragen. 2Das Nähere 
kann durch eine Rechtsverordnung geregelt werden. 
(5) 1Das nach Absatz 1 errichtete Kirchenamt ist für die Wahrnehmung aller 
Leitungs- und Verwaltungsaufgaben nach Absatz 3 und 4 zuständig. 2Auf Antrag 
eines Kirchenkreises kann durch eine Rechtsverordnung für einzelne Aufgaben-
gebiete oder für Teilbereiche von Aufgabengebieten ein anderes Kirchenamt 
als zuständiges Kirchenamt bestimmt werden. 3Für die Klöster Loccum und 
Amelungsborn gilt Satz 2 entsprechend. 
(6) 1Die Organe und Einrichtungen des Kirchenkreises sowie die Kirchenvor-
stände und die Vertretungsorgane der anderen kirchlichen Körperschaften im 
Kirchenkreis sind berechtigt, von dem zuständigen Kirchenamt jederzeit Aus-
künfte zu verlangen und die sie betreffenden Akten oder sonstigen Unterlagen 
einzusehen. 2Sie sind verpflichtet, dem Kirchenamt rechtzeitig alle Daten und 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen und die Auskünfte zu erteilen, die für die 
Wahrnehmung der sie betreffenden Aufgaben notwendig sind. 
(7) Durch eine Rechtsverordnung können nähere Standards für die Ausstattung 
und die Prozesse in den Kirchenämtern festgelegt werden. 

§ 55 
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die Kirchenkreise und die zu ihrem jeweiligen Bereich gehörenden kirchlichen 
Körperschaften sind berechtigt und verpflichtet, bei der Wahrnehmung ihrer 
Leitungs- und Verwaltungsaufgaben die Unterstützung durch das zuständige 
Kirchenamt (§ 54 Absatz 5) in Anspruch zu nehmen, soweit sie diese Aufgaben 
nicht selbst wahrnehmen und soweit die entsprechenden Tätigkeiten in dem 
Aufgabenverzeichnis für die Kirchenämter als Pflichtaufgaben oder Wahlpflicht-
aufgaben ausgewiesen sind. 
(2) Dritte dürfen nur durch den Träger des Kirchenamtes mit der Wahrnehmung 
von Pflichtaufgaben oder Wahlpflichtaufgaben der Kirchenämter beauftragt 
werden. 
(3) Die Aufgabengebiete des Aufgabenverzeichnisses für die Kirchenämter und 
deren Teilbereiche sind durch eine Rechtsverordnung zu regeln. 
(4) Regelungen, die es ausschließen, dass eine kirchliche Körperschaft nach 
Absatz 1 bestimmte Verwaltungsaufgaben selbst wahrnimmt, bleiben unberührt. 
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§ 56 
Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit

1Hält das Kirchenamt eine Maßnahme des Kirchenkreisvorstandes für rechtswid-
rig, so hat es dies durch seine Leitung dem Kirchenkreisvorstand unter Angabe 
der Gründe schriftlich mitzuteilen. 2Werden die Bedenken nicht ausgeräumt 
und besteht der Kirchenkreisvorstand auf der Durchführung der Maßnahme, 
so berichtet der Kirchenkreisvorstand dem Landeskirchenamt. 3Erklärt das 
Landeskirchenamt die Bedenken des Kirchenamtes für unbegründet, so hat 
das Kirchenamt die Maßnahme durchzuführen und wird von der dienstlichen 
Verantwortung frei. 4Dieses Verfahren ersetzt eine im kirchlichen Dienst- und 
Arbeitsrecht sonst vorgesehene Anrufung von Vorgesetzten bei Bedenken gegen 
die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Anordnung.

§ 57 
Haftung des Kirchenamtes

1Der Träger des Kirchenamtes haftet gegenüber den kirchlichen Körperschaften, 
die das Kirchenamt bei der Wahrnehmung ihrer Leitungs- und Verwaltungs-
aufgaben unterstützt, für Schäden, die den kirchlichen Körperschaften bei der 
Unterstützung durch das Kirchenamt vorsätzlich oder fahrlässig zugefügt werden. 

2Eine Haftung nach Satz 1 tritt nicht ein, wenn eine kirchliche Körperschaft ihrer 
Mitwirkungspflicht nach § 54 Absatz 6 Satz 2 nicht, nicht in vollem Umfang oder 
nicht rechtzeitig nachgekommen ist.

Teil 5 
Satzungen des Kirchenkreises

§ 58 
Satzungshoheit

(1) 1Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben nach § 2 kann der Kirchenkreis im 
Rahmen des landeskirchlichen Rechts Satzungen erlassen. 2Satzungen des 
Kirchenkreises sind für die Kirchengemeinden und alle anderen kirchlichen 
Körperschaften im Bereich des Kirchenkreises verbindlich. 
(2) Beschlüssen über eine Satzung muss die Mehrheit der Mitglieder der Kir-
chenkreissynode zustimmen. 
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(3) 1Satzungen und deren Änderungen sind durch das Landeskirchenamt öf-
fentlich bekanntzumachen (Artikel 75 Absatz 1 der Kirchenverfassung), indem 
sie im Rahmen der landeskirchlichen Internetseite auf einer dafür bestimmten 
Seite im Internet bereitgestellt werden. 2Dabei ist der Tag der Bereitstellung 
anzugeben. 3Für die öffentliche Bekanntmachung einer Änderung reicht es aus, 
wenn die geänderte Fassung bereitgestellt und dabei angegeben wird, welche 
Bestimmungen geändert wurden. 
(4) Wenn in einer Satzung oder deren Änderung kein anderer Zeitpunkt be-
stimmt wird, tritt die Satzung oder die Änderung mit dem Tag der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

§ 59 
Hauptsatzung

(1) 1Jeder Kirchenkreis muss eine Hauptsatzung erlassen. 2In ihr sind alle Fragen 
zu regeln, die nach dieser Kirchenkreisordnung oder einer anderen kirchlichen 
Rechtsvorschrift einer Regelung im Rahmen der Hauptsatzung bedürfen. 
(2) Andere für die innere Verfassung oder die Leitung des Kirchenkreises we-
sentliche Fragen können in der Hauptsatzung geregelt werden. 
(3) 1Beschlüsse über die Hauptsatzung bedürfen der Genehmigung durch das 
Landeskirchenamt. 2Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Hauptsatzung 
oder deren Änderungen nach § 58 Absatz 3 im Internet öffentlich bekanntge-
macht werden.

Teil 6 
Finanzverfassung des Kirchenkreises

§ 60 
Zweckbindung des Vermögens

(1) 1Das Vermögen des Kirchenkreises und seiner Einrichtungen dient allein der 
Erfüllung kirchlicher Aufgaben. 2Es ist wirtschaftlich, sparsam, ethisch-nachhaltig, 
transparent und in gesamtkirchlicher Verantwortung zu verwalten. 3Vermö-
gensteile, die zur Erzielung von Erträgen geeignet sind, sind im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung so zu verwalten, dass sie angemessene Erträge erbringen. 

4Das Landeskirchenamt kann durch Rechtsverordnungen oder Verwaltungs-
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vorschriften nähere Regelungen für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
treffen. 
(2) 1Die zur Erhaltung einzelner Vermögensteile, insbesondere der kirchlichen 
Gebäude, erforderlichen Maßnahmen sind rechtzeitig und in ausreichendem 
Umfang zu treffen. 2Räume des Kirchenkreises dürfen nicht für Veranstaltungen 
zur Verfügung gestellt werden, die deren Bestimmung widersprechen. 
(3) Aus Mitteln des Kirchenkreises dürfen Zuwendungen, auf die kein Rechts-
anspruch besteht, in der Regel nur im Rahmen diakonischer Aufgaben gewährt 
werden. 
(4) Die Übernahme von Bürgschaften und ähnlichen Verpflichtungen ist nur 
in besonderen Fällen zulässig. 

§ 61 
Haushaltsplan, Kassen- und Rechnungswesen

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand stellt über alle zu erwartenden Erträge und 
Aufwendungen des Kirchenkreises sowie die mit seiner Investitions- und 
Finanzierungstätigkeit verbundenen zahlungswirksamen Zu- und Abgänge 
einen Haushaltsplan auf. 2Dieser ist insgesamt auszugleichen. 3Der von der 
Kirchenkreissynode beschlossene Haushaltsplan ist mindestens eine Woche 
zur Einsicht für die Mitglieder des Kirchenkreises bereitzustellen. 
(2) Auszahlungen dürfen nur veranlasst werden, wenn sie im Haushaltsplan 
vorgesehen sind oder wenn ihre Deckung durch Einsparungen oder durch nicht 
vorgesehene Erträge gesichert ist. 
(3) 1Auszahlungen dürfen nur aufgrund eines Beschlusses des Kirchenkreisvor-
standes veranlasst werden. 2Der Kirchenkreisvorstand kann eine Ermächtigung 
zur Veranlassung von Auszahlungen in einem bestimmten Rahmen erteilen. 
(4) Die Aufgaben des Kassen- und Rechnungswesens sowie der Ansatz und 
die Bewertung des Vermögens und der Schulden obliegen dem Kirchenamt.

§ 62 
Rechnungslegung und -prüfung

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand hat über das gesamte von ihm verwaltete 
Vermögen Rechnung zu legen und den Jahresabschluss festzustellen. 2Nach 
der Feststellung ist eine Ausfertigung des Jahresabschlusses mindestens eine 
Woche lang zur Einsicht für die Mitglieder des Kirchenkreises bereitzustellen. 

3Die Bereitstellung ist in geeigneter und ortsüblicher Weise bekannt zu machen. 
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(2) 1Die örtliche Kassenprüfung obliegt dem Träger des Kirchenamtes. 2Die 
örtliche Haushalts- und Rechnungsprüfung ist Aufgabe des Kirchenkreisvor-
standes. 
(3) Die überörtliche Haushalts-, Kassen- und Rechnungsprüfung ist Aufgabe 
des Landeskirchenamtes als oberste Aufsichtsbehörde nach Artikel 58 Absatz 
2 Nummer 3 der Kirchenverfassung. 
(4) Zur Durchführung der örtlichen und der überörtlichen Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungsprüfung bedienen sich die nach den Absätzen 2 und 3 jeweils 
zuständigen Organe des Rechnungsprüfungsamtes der Landeskirche. 

Teil 7 
Leitung und Aufsicht

§ 63 
Leitung und Aufsicht

(1) 1Im Rahmen der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft aller Kirchenkreise 
und der anderen Formen kirchlichen Lebens innerhalb der Landeskirche (§ 4 
Absatz 2) nimmt die Landeskirche gegenüber den Kirchenkreisen Leitungs- und 
Aufsichtsaufgaben wahr. 2Sie berät und unterstützt die Kirchenkreise, sorgt für 
ihre Visitation und stellt durch die Aufsicht sicher, dass die Kirchenkreise ihre 
Aufgaben sachgerecht erfüllen und das geltende Recht beachten. 3Dabei achtet 
und schützt sie die Rechte der Kirchenkreise. 
(2) 1Im Rahmen der geistlichen Leitung und Aufsicht begleiten die Landesbischö-
fin oder der Landesbischof sowie die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe 
die Kirchenkreise und ihre Einrichtungen und fördern ihr Zusammenwirken. 2Sie 
begleiten zusammen mit den Superintendentinnen und Superintendenten den 
Dienst der Pastorinnen und Pastoren sowie der anderen Mitarbeitenden mit 
Seelsorge, Rat, Ermutigung und Ermahnung. 3Die Regionalbischöfinnen und 
Regionalbischöfe visitieren die Kirchenkreise. 
(3) 1Im Rahmen der Aufsicht kann das Landeskirchenamt insbesondere folgende 
Maßnahmen treffen:

1. Unterrichtung,
2. Beanstandung,
3. Anordnung und Ersatzvornahme,
4. Zwangsetatisierung,
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5. Auflösung des Kirchenkreisvorstandes,
6. Bestellung von Bevollmächtigten,
7. Genehmigung von Entscheidungen des Kirchenkreises.

2Das Landeskirchenamt kann Weisungen erteilen, wenn die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Aufgaben eines Kirchenkreises durch offensichtliche Missstände 
gefährdet ist.

§ 64 
Berichtswesen

Die Kirchenkreise sind verpflichtet, dem Landeskirchenamt regelmäßig oder 
auf Anforderung im Einzelfall über einzelne Entwicklungen im kirchlichen Leben 
oder in der kirchlichen Verwaltung zu berichten.

§ 65 
Unterrichtung

1Das Landeskirchenamt kann sich jederzeit über die Angelegenheiten eines 
Kirchenkreises unterrichten. 2Es kann insbesondere Berichte anfordern, Un-
terlagen einsehen oder sie sich vorlegen oder durch Beauftragte an Ort und 
Stelle prüfen lassen. 

§ 66 
Beanstandung

1Das Landeskirchenamt kann Beschlüsse und andere Maßnahmen der Kirchen-
kreissynode und des Kirchenkreisvorstandes beanstanden, wenn sie rechts-
widrig oder nicht sachgerecht sind. 2Beanstandete Maßnahmen dürfen nicht 
vollzogen werden. 3Bereits getroffene Maßnahmen müssen auf Verlangen des 
Landeskirchenamtes rückgängig gemacht werden.

§ 67 
Anordnung und Ersatzvornahme

(1) Behebt die Kirchenkreissynode oder der Kirchenkreisvorstand eine bean-
standete Maßnahme nicht oder erfüllt eines dieser Organe die ihm gesetzlich 
obliegenden Pflichten und Aufgaben nicht, so kann das Landeskirchenamt 
anordnen, dass das Organ innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche 
veranlasst. 
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(2) Das Landeskirchenamt kann anordnen, dass der Kirchenkreisvorstand 
Rechte des Kirchenkreises innerhalb einer bestimmten Frist geltend macht oder 
verteidigt und alle Erklärungen abgibt, die zur Sicherung und Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens im rechtlich geordneten Verfahren erforderlich sind. 
(3) 1Kommt der Kirchenkreisvorstand einer Anordnung des Landeskirchenamtes 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht innerhalb der bestimmten Frist nach, so kann 
das Landeskirchenamt die angeordneten Maßnahmen anstelle und auf Kosten 
des Kirchenkreises selbst ausführen oder durch Bevollmächtigte ausführen 
lassen. 2Eine Ersatzvornahme nach Satz 1 bedarf der Zustimmung des Landes-
synodalausschusses. 3Bei Gefahr im Verzug kann das Landeskirchenamt auch 
ohne Zustimmung des Landessynodalausschusses handeln. 4Es muss diesem 
die Ersatzvornahme jedoch unverzüglich anzeigen und sie auf dessen Verlangen 
rückgängig machen. 

§ 68 
Zwangsetatisierung

1Weigert sich die Kirchenkreissynode oder der Kirchenkreisvorstand, eine ge-
setzliche Leistung, die aus dem kirchlichen Vermögen oder von den Mitgliedern 
der Landeskirche zu erbringen ist, in den Haushaltsplan einzustellen, festzu-
setzen oder zu genehmigen, so ist das Landeskirchenamt mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses berechtigt, die Leistung festzusetzen und in den 
Haushaltsplan einzustellen. 2Die Maßnahmen des Landeskirchenamtes ersetzen 
die Beschlussfassung der Kirchenkreissynode oder des Kirchenkreisvorstandes.

§ 69 
Ermahnung und Auflösung des Kirchenkreisvorstandes

(1) Verletzt oder vernachlässigt ein Kirchenkreisvorstand seine Pflichten, so 
kann ihn das Landeskirchenamt ermahnen.
(2) Hält der Kirchenkreisvorstand trotz der Ermahnung an seinem Verhalten 
fest, so kann das Landeskirchenamt eine weitere Ermahnung aussprechen und 
gleichzeitig androhen, nach Ablauf einer bestimmten Frist den Kirchenkreisvor-
stand aufzulösen.
(3) Nach Ablauf der Frist kann das Landeskirchenamt mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses den Kirchenkreisvorstand auflösen, wenn er dauernd 
beschlussunfähig ist, obwohl mehr als die Hälfte der Sitze besetzt ist, oder wenn 
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eine ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben des Kirchenkreises auf andere 
Weise nicht gesichert werden kann. 
(4) 1Wenn das Verfahren zur Auflösung des Kirchenkreisvorstandes eingeleitet 
ist, kann das Landeskirchenamt dem Kirchenkreisvorstand bis zur endgültigen 
Entscheidung die Ausübung seines Amtes ganz oder teilweise untersagen. 

2Das Landeskirchenamt kann gleichzeitig anordnen, dass die Aufgaben und 
Befugnisse des Kirchenkreisvorstandes vertretungsweise von Bevollmächtigten 
wahrgenommen werden, die das Landeskirchenamt bestellt. 

§ 70 
Bestellung von Bevollmächtigten

(1) Wenn ein beschlussfähiger Kirchenkreisvorstand nicht vorhanden ist oder 
der Kirchenkreisvorstand aufgelöst wurde, bestellt das Landeskirchenamt 
Bevollmächtigte, die die Aufgaben und Befugnisse des Kirchenkreisvorstandes 
wahrnehmen. 
(2) Zur Ablösung der Bevollmächtigten kann das Landeskirchenamt jederzeit 
eine Neuwahl oder Nachwahl von Mitgliedern des Kirchenkreisvorstandes an-
ordnen.

§ 71 
Genehmigungsvorbehalte

(1) Soweit sich nicht aus den Rechtsvorschriften für die kirchliche Bau-, 
Kunst- und Denkmalpflege oder aus anderen Rechtsvorschriften ein Genehmi-
gungsvorbehalt ergibt, bedürfen Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes oder 
der Kirchenkreissynode einschließlich der zu ihrer Ausführung erforderlichen 
Erklärungen im Rahmen der Absätze 2 und 3 einer Genehmigung durch das 
Landeskirchenamt. 
(2) Für folgende Beschlüsse besteht ein genereller Genehmigungsvorbehalt: 

1. Einlegung der Revision in einem Rechtsstreit vor staatlichen Gerichten,
2. Errichtung oder Veränderung eines Kirchenamtes, 
3. Veräußerung, Veränderung, Verlegung oder Abgabe von Archivgut, 

soweit es nicht dem Landeskirchlichen Archiv zugeführt wird,
4. Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung, Abgabe und Aufhe-

bung von Einrichtungen oder wirtschaftlichen Unternehmen sowie die 
Beteiligung an ihnen, 
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5. Errichtung, Übernahme, Zulegung oder Zusammenlegung, Auflösung 
und Änderung der Satzung nichtrechtsfähiger Stiftungen, 

6. Abschluss von Pacht- und Betriebsführungsverträgen über Einrichtun-
gen und wirtschaftliche Unternehmen sowie zu deren Betrieb erlassene 
Ordnungen oder Satzungen, 

7. Erwerb, Änderung, Veräußerung und Vernichtung von Gegenständen, 
die geschichtlichen, Kunst- oder Denkmalwert haben, 

8. soweit Sakralgebäude, denkmalgeschützte Gebäude oder Erbbaurechte 
betroffen sind: 
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken sowie 
b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung von grundstücksgleichen 

Rechten an fremden Grundstücken,
9. Verträge über die Nutzung kirchlicher Grundstücke zum Abbau von 

Bodenbestandteilen, für die Errichtung und den Betrieb von Winden-
ergieanlagen und für Freiflächensolaranlagen sowie Mietverträge für 
die Errichtung von Mobilfunkstationen; der Genehmigungsvorbehalt 
für Verträge über die Nutzung kirchlicher Grundstücke für Freiflächen-
solaranlagen ist bis zum 30. Juni 2028 befristet.

(3) Für folgende Beschlüsse besteht ein Genehmigungsvorbehalt, wenn eine 
durch Rechtsverordnung festzulegende Wertgrenze überschritten wird:

1. Erhebung einer Klage oder andere Rechtsbehelfe vor den staatlichen 
Gerichten und Beendigung eines Rechtsstreits durch Vergleich; bei 
Rechtsstreitigkeiten vor den Amtsgerichten und den Arbeitsgerichten 
ist keine Genehmigung erforderlich, 

2. Übernahme von Bürgschaften und ähnlichen Verpflichtungen, 
3. Aufnahme von Darlehen, soweit diese nicht aus den ordentlichen Er-

trägen des laufenden und nächsten Rechnungsjahres getilgt werden 
können,

4. Verwendung eines für besondere Zwecke bestimmten Vermögens für 
einen anderen Zweck, 

5. Schenkungen und Verzicht auf vermögensrechtliche Ansprüche, 
6. soweit keine Sakralgebäude, denkmalgeschützten Gebäude oder Erb-

baurechte (Absatz 2 Nummer 8) betroffen sind: 
a) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und  

grundstücksgleichen Rechten sowie 
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b) Erwerb, Veräußerung oder Änderung von grundstücksgleichen 
Rechten an fremden Grundstücken.

(4) Eine Genehmigung gilt als erteilt, wenn innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang des Antrags beim Landeskirchenamt kein Bescheid ergangen ist. 
(5) 1Zur Erprobung anderer Formen der Aufsicht können Genehmigungsvorbe-
halte in Angelegenheiten nach Absatz 2 oder 3 durch eine Erprobungsregelung 
ganz oder teilweise ausgesetzt werden, wenn die Erprobungsregelung durch 
Standards nach Artikel 41 Absatz 3 der Kirchenverfassung und entsprechende 
Verfahren sicherstellt, dass den Zwecken eines Genehmigungsvorbehalts auf 
andere Weise Rechnung getragen werden kann. 2Erprobungsregelungen sind 
auf längstens fünf Jahre zu befristen und regelmäßig zu evaluieren. 

Teil 8 
Kirchenkreisverbände

Abschnitt 1: 
Allgemeine Bestimmungen

§ 72 
Aufgaben

(1) 1Zur dauernden gemeinsamen Wahrnehmung einer einzelnen Aufgabe oder 
mehrerer Aufgaben der beteiligten Kirchenkreise kann ein Kirchenkreisverband 
gebildet werden. 2Im Übrigen bleiben die beteiligten Kirchenkreise rechtlich und 
in der Gestaltung ihrer Arbeit selbstständig und für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
verantwortlich. 
(2) 1Kirchenkreisverbände sind Körperschaften des Kirchenrechts. 2Sie sind 
nach staatlichem Recht zugleich Körperschaften des öffentlichen Rechts. 3Als 
solche handeln sie grundsätzlich öffentlich-rechtlich. 
(3) 1Kirchenkreisverbände stehen gemeinsam mit den beteiligten Kirchenkrei-
sen in der Zeugnisund Dienstgemeinschaft aller Kirchenkreise und der anderen 
Formen kirchlichen Lebens innerhalb der Landeskirche. 2In diesem Rahmen und 
im Rahmen des geltenden Rechts verwalten sie ihre Angelegenheiten in eigener 
Verantwortung. 
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(4) § 3 und die Teile 3 bis 7 dieser Kirchenkreisordnung gelten für die Tätigkeit 
der Kirchenkreisverbände entsprechend. 

§ 73 
Bildung, Aufhebung und Veränderung

(1) 1Kirchenkreisverbände werden auf Antrag oder nach Beteiligung der 
beteiligten Kirchenkreise durch das Landeskirchenamt gebildet, aufgehoben 
oder verändert. 2Dabei werden auch die im Rahmen dieser Maßnahmen not-
wendigen Vermögensauseinandersetzungen einschließlich der Übertragung 
von Grundstücken und Erbbaurechten geregelt. 3Die entsprechende Urkunde 
ist im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 
(2) 1Die Kirchenkreissynoden der beteiligten Kirchenkreise müssen einem 
Antrag nach Absatz 1 mit der Mehrheit ihrer Mitglieder zustimmen. 2Sie können 
dabei Grundsätze für die Gestaltung der Satzung des Kirchenkreisverbandes 
vorgeben.
(3) 1Werden im Rahmen der Vermögensauseinandersetzungen nach Absatz 1 
Grundstücke oder Erbbaurechte übertragen, so hat diese Übertragung dingliche 
Wirkung. 2Sie wird mit Inkrafttreten der Anordnung des Landeskirchenamtes 
vollzogen. 3Der Zeitpunkt des Inkrafttretens muss aus der Urkunde hervorge-
hen. 4Die betroffenen Grundstücke oder Erbbaurechte sind in der Urkunde mit 
Grundbuch- und Katasterbezeichnungen anzugeben.
(4) 1Gegen eine Entscheidung des Landeskirchenamtes nach Absatz 1 können 
die Kirchenkreissynoden der beteiligten Kirchenkreise Widerspruch einlegen. 

2Eine Ablehnung des Widerspruchs bedarf der Zustimmung des Landessyno-
dalausschusses.

§ 74 
Satzung

(1) 1Kirchenkreisverbände müssen eine Satzung haben. 2Sie wird von den 
Kirchenkreisvorständen der beteiligten Kirchenkreise mit Zustimmung der 
Kirchenkreissynoden beschlossen. 3Sie bedarf der Genehmigung durch das 
Landeskirchenamt. 
(2) Die Satzung muss mindestens bestimmen: 

1. den Namen und den Sitz des Kirchenkreisverbandes,
2. die beteiligten Kirchenkreise,
3. die Aufgaben des Verbandes,
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4. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Verbandsvorstandes und ihre 
Verteilung auf die beteiligten Kirchenkreise, 

5. die Abwicklung im Fall der Auflösung des Verbandes und des Auss-
cheidens eines Kirchenkreises.

(3) Wenn sie nicht in einer gesonderten Finanzierungsvereinbarung geregelt 
werden, sind auch die Art und Weise der Deckung des Aufwandes und der 
Maßstab, nach dem die beteiligten Kirchenkreise zur Deckung des Bedarfes 
beizutragen haben, in der Satzung zu regeln. 
(4) 1Wenn keine Verbandsversammlung nach §  78 gebildet wird, kann die 
Satzung durch den Verbandsvorstand mit einer Mehrheit von drei Vierteln 
seiner Mitglieder geändert werden. 2Die Kirchenkreisvorstände der beteiligten 
Kirchenkreise müssen einer Änderung der Satzung zustimmen. 

§ 75 
Schiedsklausel

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Kirchenkreisverband und den 
beteiligten Kirchenkreisen sowie unter den beteiligten Kirchenkreisen über Rech-
te und Pflichten aus der Zusammenarbeit im Kirchenkreisverband entscheidet 
das Landeskirchenamt. 

Abschnitt 2: 
Organe des Kirchenkreisverbandes

§ 76 
Verbandsvorstand

(1) 1Wenn keine Verbandsversammlung nach § 78 gebildet wird, nimmt der 
Verbandsvorstand alle Leitungsaufgaben im Kirchenkreisverband wahr. 2Er 
vertritt den Kirchenkreisverband im Rechtsverkehr. 
(2) 1Die Mitglieder des Verbandsvorstandes werden von den Kirchenkreissyn-
oden der beteiligten Kirchenkreise jeweils aus ihrer Mitte gewählt. 2Unter den 
gewählten Mitgliedern muss sich jeweils mindestens ein ordiniertes Mitglied 
befinden. 3Die Satzung kann vorsehen, dass für jedes gewählte Mitglied eine 
Stellvertretung zu wählen ist. 4Ein gewähltes Mitglied scheidet aus dem Ver-
bandsvorstand aus, wenn es aus der Kirchenkreissynode ausscheidet, aus der 
es gewählt worden ist. 
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(3) 1Die Satzung kann vorsehen, dass der Verbandsvorstand bis zu einem Drittel 
der Gesamtzahl der Mitglieder weitere Mitglieder und ebenso viele Stellvertre-
tungen hinzuberuft oder dass dem Verbandsvorstand die Inhaberinnen oder 
Inhaber bestimmter Ämter von Amts wegen angehören. 2Die zu Berufenden 
müssen das aktive Wahlrecht zum Kirchenvorstand in einer Kirchengemeinde im 
Bereich des Kirchenkreisverbandes besitzen und das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. 
(4) 1Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach der Neubildung der Kirchenkreissynoden neu gebildet. 2Der bisherige Ver-
bandsvorstand bleibt im Amt, bis alle Mitglieder des neuen Verbandsvorstandes 
gewählt worden sind. 
(5) 1Die Kirchenkreisvorstände der beteiligten Kirchenkreise können den ge-
wählten Vertreterinnen und Vertretern des Kirchenkreises im Verbandsvorstand 
im Rahmen der Beschlüsse der Kirchenkreissynode Weisungen erteilen. 2Die 
Weisungsbefugnis gilt nicht für Wahlen. 
(6) 1In der Satzung kann vorgesehen werden, dass der Verbandsvorstand ei-
nen Geschäftsführenden Ausschuss bildet. 2Dessen Aufgaben und Befugnisse 
werden in der Satzung geregelt. 
(7) Soweit in dieser Kirchenkreisordnung und in der Satzung des Kirchen-
kreisverbandes keine abweichenden Regelungen getroffen werden, gelten für 
die Tätigkeit des Verbandsvorstandes die Regelungen über die Tätigkeit des 
Kirchenkreisvorstandes entsprechend.

§ 77 
Vorsitz im Verbandsvorstand

(1) 1Die oder der Vorsitzende und eine Stellvertretung werden vom Verbands-
vorstand für die Dauer der Amtszeit in geheimer Wahl gewählt. 2Unter den 
Gewählten muss sich ein ordiniertes Mitglied befinden. 
(2) Die erste Sitzung des neu gebildeten Verbandsvorstandes wird von dem 
ältesten Mitglied einberufen und geleitet, bis die Wahl der oder des Vorsitzenden 
abgeschlossen ist.

§ 78 
Verbandsversammlung

(1) 1Die Satzung eines Kirchenkreisverbandes kann vorsehen, dass eine Ver-
bandsversammlung zu bilden ist. 2Der Verbandsversammlung gehört eine in 
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der Satzung festzulegende und auf die beteiligten Kirchenkreise zu verteilende 
Zahl von Mitgliedern an, die von den Kirchenkreissynoden der beteiligten Kir-
chenkreise aus deren Mitte gewählt werden. 
(2) Der Verbandsversammlung sind mindestens folgende Aufgaben zu über-
tragen: 

1. Änderungen der Satzung des Kirchenkreisverbandes,
2. Wahl der Mitglieder des Verbandsvorstandes,
3. Beschlussfassung über den Haushaltsplan und den Jahresabschluss des 

Kirchenkreisverbandes sowie die Entlastung des Verbandsvorstandes. 
(3) Im Übrigen können der Verbandsversammlung alle Aufgaben übertragen 
werden, die in einem Kirchenkreis zu den Aufgaben der Kirchenkreissynode 
gehören. 
(4) Soweit in dieser Kirchenkreisordnung und in der Satzung des Kirchen-
kreisverbandes keine abweichenden Regelungen getroffen werden, gelten für 
die Tätigkeit der Verbandsversammlung die Regelungen über die Tätigkeit der 
Kirchenkreissynode entsprechend. 

Abschnitt 3: 
Operative Kirchenkreisverbände

§ 79 
Grundlegende Bestimmung

Mit Rücksicht auf die Aufgaben eines Kirchenkreisverbandes kann an Stelle 
eines Kirchenkreisverbandes mit einer Organstruktur nach den §§ 76 bis 78 ein 
Kirchenkreisverband mit einer Organstruktur gebildet werden, die aus einer 
eigenverantwortlich handelnden beruflichen Geschäftsführung und einem 
Aufsichtsrat besteht (Operativer Kirchenkreisverband).

§ 80 
Verbandsversammlung

(1) Wenn an einem Operativen Kirchenkreisverband mehr als drei Kirchenkreise 
beteiligt sind, kann dessen Satzung vorsehen, dass zusätzlich eine Verbands-
versammlung nach § 78 zu bilden ist. 
(2) Der Verbandsversammlung sind mindestens folgende Aufgaben zu über-
tragen: 

1. Änderungen der Satzung des Kirchenkreisverbandes,
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2. Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrates,
3. Entgegennahme der Berichte der Geschäftsführung und des Aufsichts-

rates und Entscheidung über die Entlastung des Aufsichtsrates, 
4. Genehmigung einer Errichtung, Änderung oder Schließung von Einrich-

tungen und Diensten des Kirchenkreisverbandes. 

§ 81 
Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr:
1. Er berät, begleitet und überwacht die Geschäftsführung.
2. Er bestellt die Mitglieder der Geschäftsführung und schließt deren 

Arbeitsverträge mit ihnen ab; insoweit vertritt der Aufsichtsrat durch 
seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied 
des Aufsichtsrates in entsprechender Anwendung von § 38 Absatz 2 
den Kirchenkreisverband im Rechtsverkehr. 

3. Er stellt den Jahresabschluss des Kirchenkreisverbandes fest und 
entscheidet über die Entlastung der Geschäftsführung. 

4. Er genehmigt die Errichtung, Änderung und Schließung von Einrichtun-
gen und Diensten des Kirchenkreisverbandes, wenn keine Verbands-
versammlung nach § 80 gebildet wird. 

5. Er erlässt eine Dienst- und Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

§ 82 
Bildung und Zusammensetzung des Aufsichtsrates

(1) Wenn keine Verbandsversammlung nach § 80 gebildet wird, werden die 
Mitglieder des Aufsichtsrates von den Kirchenkreisvorständen der beteiligten 
Kirchenkreise bestellt. 
(2) 1Die Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrates ist in der Satzung festzulegen. 

2Wenn keine Verbandsversammlung nach § 80 gebildet wird, sollen dem Auf-
sichtsrat Mitglieder aus allen beteiligten Kirchenkreisen angehören. 
(3) Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder insgesamt 
über die Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfügen, die zur 
ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben des Aufsichtsrates erforderlich 
sind.



200200

Kirchenkreisordnung KKO 13 A

§ 83 
Geschäftsführung

(1) 1Die Geschäftsführung besteht aus bis zu zwei Mitgliedern. 2Sie leitet den 
Kirchenkreisverband in eigener Verantwortung und vertritt ihn im Rechtsverkehr. 
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 bleibt unberührt. 
(2) Die Geschäftsführung hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Sie entwickelt die strategische Ausrichtung des Kirchenkreisverbandes, 
stimmt sie mit dem Aufsichtsrat ab und sorgt für ihre Umsetzung. 

2. Sie sorgt für die Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen und interner 
Ordnungen und wirkt auf deren Beachtung hin. 

3. Sie sorgt für ein angemessenes Qualitäts- und Risikomanagement. 
4. Sie stellt den Jahresabschluss auf. 
5. Sie unterrichtet den Aufsichtsrat zeitnah über wichtige Ereignisse, die für 

die Beurteilung der Lage und Entwicklung des Kirchenkreisverbandes 
von wesentlicher Bedeutung sind. 

§ 84 
Allgemeine Verweisung

Soweit in den §§ 79 bis 83 keine abweichenden Regelungen getroffen werden, 
gelten für Operative Kirchenkreisverbände die allgemeinen Bestimmungen über 
Kirchenkreisverbände entsprechend. 

Teil 9 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 85 
Kirchenkreisämter

Die bisherigen Kirchenkreisämter können diese Bezeichnung bis längstens 31. 
Dezember 2024 beibehalten. 

§ 86 
Hauptsatzungen

(1) Die Hauptsatzungen der Kirchenkreise nach §  59 sind so rechtzeitig zu 
beschließen, dass sie spätestens am 1. Juli 2024 in Kraft treten können. 
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(2) Folgende Bestimmungen gelten als vorläufige Hauptsatzung der betroffe-
nen Kirchenkreise fort, bis diese Kirchenkreise eine Hauptsatzung beschlossen 
haben: 

1. im Kirchenkreis Hannover § 79b der bisherigen Kirchenkreisordnung1 
mit der Maßgabe, dass der Begriff „Stadtkirchenverband“ durch den 
Begriff „Kirchenkreis“, der Begriff „Stadtkirchentag“ durch den Begriff 
„Kirchenkreissynode“ und der Begriff „Stadtkirchenvorstand“ durch den 
Begriff „Kirchenkreisvorstand“ zu ersetzen ist, 

2. im Kirchenkreis Hildesheimer Land-Alfeld die Verordnung mit Gesetz-
eskraft zur Erprobung der Bildung eines Kirchenkreises mit mehreren 
Amtsbereichen im Kirchenkreis Hildesheimer Land-Alfeld vom 10. 
Dezember 2010, 

3. im Kirchenkreis Lüchow-Dannenberg die Verordnung mit Gesetz-
eskraft zur Erprobung eines Kirchenkreispfarramtes im Kirchenkreis 
Lüchow-Dannenberg vom 20. Dezember 2016, 

4. im Kirchenkreis Lüneburg die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erpro-
bung der Bildung eines Kirchenkreises mit zwei Superintendentenstel-
len im Kirchenkreis Lüneburg vom 20. Dezember 2016.

§ 87 
Ehrenamtlich Mitarbeitende

§ 43 Absatz 2 und 3 sowie § 45 der bisherigen Kirchenkreisordnung2 bleiben 
in der am 31. Dezember 2022 geltenden Fassung vorläufig in Kraft, bis ein Kir-
chengesetz in Kraft tritt, das die Rechtsstellung ehrenamtlich Mitarbeitender 
zusammenfassend regelt. 

1 Red. Anm.: Gemaß § 88 Abs. 2 der Kirchenkreisordnung vom 19. Dezember 2022 (KABl. 
2022, S. 82) gelten die Regelungen in § 86 Abs. 2 der Kirchenkreisordnung vom 14. März 
2000 (KABl. 2000, S. 47) fort.

2 Red. Anm.: Gemaß §  88 Abs. 2 der Kirchenkreisordnung vom 19. Dezember 2022 
(KABl. 2022, S. 82) gelten die Regelungen in § 43 Absatz 2 und 3 sowie § 45 der bisherigen 
Kirchenkreisordnung vom 14. März 2000 (KABl. 2000, S. 47) fort.
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§ 88  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) 1Diese Kirchenkreisordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 2Die nach der 
bisherigen Kirchenkreisordnung bestehenden Organe sowie Kirchenämter und 
Kirchenkreisämter übernehmen mit dem Tag des Inkrafttretens die Rechte und 
Pflichten der entsprechenden Organe und Kirchenämter nach dieser Kirchen-
kreisordnung. 
(2) Gleichzeitig treten vorbehaltlich der Regelungen in § 86 Absatz 2 und § 87 
außer Kraft: 

1. die bisherige Kirchenkreisordnung vom 14. März 2000 (Kirchl. Amtsbl. 
S. 47, berichtigt S. 102), die zuletzt durch das Kirchengesetz vom 26. No-
vember 2021 (Kirchl. Amtsbl. S. 140) geändert worden ist, 

2. das Kirchengesetz über den Kirchenkreis Stolzenau-Loccum vom 
18. März 1976 (Kirchl. Amtsbl. S. 49), 

3. das Kirchengesetz über die Grundlagen für die Erprobung neuer Lei-
tungsstrukturen in den Kirchenkreisen (2. Erprobungsgrundlagengesetz 
– 2. ErprobGG) vom 8. Dezember 2010 (Kirchl. Amtsbl. S. 152), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Kirchengesetzes vom 12. Dezember 2019 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 284, 294) geändert worden ist, 

4. die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung der Bildung eines Kirch-
enkreises mit mehreren Amtsbereichen im Kirchenkreis Hildesheimer 
Land-Alfeld vom 10. Dezember 2010 (Kirchl. Amtsbl. S. 153), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung mit Gesetzeskraft vom 3. Dezember 
2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 283) geändert worden ist, 

5. die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung der Bildung eines 
Kirchenkreises mit zwei Superintendentenstellen im Kirchenkreis Lüne-
burg vom 20. Dezember 2016 (Kirchl. Amtsbl. S. 142), die zuletzt durch 
Artikel 4 der Verordnung mit Gesetzeskraft vom 3. Dezember 2019 
(Kirchl. Amtsbl. S. 283) geändert worden ist, 

6. die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung eines Kirchenkreisp-
farramtes im Kirchenkreis Lüchow-Dannenberg vom 20. Dezember 
2016 (Kirchl. Amtsbl. S. 140), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung 
mit Gesetzeskraft vom 3. Dezember 2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 283, 284) 
geändert worden ist.
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Kirchengesetz über den Finanzausgleich  
in der Evangelisch-lutherischen  

Landeskirche Hannovers  
(Finanzausgleichsgesetz – FAG)

Vom 13. Dezember 2006

KABl. 2006, S. 183, zuletzt geändert durch Artikel 36 des Kirchengesetzes 
vom 12. Dezember 2019, KABl. 2019, S. 284, 3051 und durch 
6. Kirchengesetz vom 10. Dezember 2020, KABl. 2020, S. 192

Inhaltsübersicht2
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§ 8 Zuweisungsplanwert  
§ 9 Festsetzung der Gesamtzuweisung  
§ 10 Verrechnungen, Versorgungslastenteilung  
§ 11 Berichtswesen  
§ 12 Einzel­ und Sonderzuweisungen  

1 Red. Anm.: In dieser Fassung erstmals für den am 1. Januar 2023 beginnenden Pla-
nungszeitraum anzuwenden.

2 Red. Anm.: Inhaltsverzeichnis ist nicht Bestandteil der amtlichen Vorschrift.
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§ 32 Besondere Zuweisungsregelungen  
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§ 33 Änderung anderer Rechtsvorschriften  
§ 34 Außerkrafttreten anderer Gesetze  
§ 35 Inkrafttreten  

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchensenates das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Grundbestimmung

(1) Die Kirchenkreise und die ihrer Aufsicht unterstehenden kirchlichen Kör-
perschaften stellen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Mittel aus 
Zuweisungen, eigenen Einnahmen und Leistungen anderer Stellen sicher, dass 
sie ihre im Recht der Landeskirche beschriebenen Aufgaben erfüllen können.
(2) Aus den Mitteln nach Absatz 1 sind auch die Verpflichtungen nach Artikel 20 
des Vertrages der evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen mit dem Land 
Niedersachsen vom 19. März 1955 (Kirchl. Amtsbl. S. 31) zu erfüllen.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Zuweisungen:
1. Gesamtzuweisung  

1Die Gesamtzuweisung wird nach Allgemeinen (§  5 Abs. 2) und Be-
sonderen (§ 5 Abs. 3) Schlüsseln von der Landeskirche den Kirchenk-
reisen zugewiesen. 2Sie ist dazu bestimmt, nach Maßgabe des lande-
skirchlichen Haushalts die eigenen Aufgaben der Kirchenkreise und 
die Aufgaben der kirchlichen Körperschaften in den Kirchenkreisen 
zu finanzieren.

2. Einzelzuweisungen  

1Einzelzuweisungen können von der Landeskirche den Kirchenkreisen 
und den ihrer Aufsicht unterstehenden kirchlichen Körperschaften 
zugewiesen werden. 2Sie sind dazu bestimmt, besondere Aufgaben, 
Maßnahmen oder Einrichtungen zu finanzieren oder mitzufinanzieren, 
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wenn die Finanzierung dem Grunde nach nicht schon durch Mittel aus 
der Gesamtzuweisung, eigene Einnahmen und Leistungen anderer 
Stellen sichergestellt ist.

3. Sonderzuweisungen  

1Sonderzuweisungen können von der Landeskirche den Kirchenkreisen 
und den ihrer Aufsicht unterstehenden kirchlichen Körperschaften 
zugewiesen werden. 2Sie sind dazu bestimmt, die Finanzierung un-
abweisbarer nicht vorhersehbarer Ausgaben sicherzustellen.

4. Grundzuweisung  

1Die Grundzuweisung wird von den Kirchenkreisen den Kirchenge-
meinden und den zu ihnen gehörenden Kapellengemeinden sowie 
den anderen kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis zugewiesen. 

2Sie ist dazu bestimmt, diese Körperschaften nach Maßgabe der Ges-
amtzuweisung und unter Berücksichtigung eigener Einnahmen (§ 17) 
und Leistungen anderer Stellen solidarisch, proportional und dem 
gemeinsamen Ziel entsprechend am kirchlichen Abgabenaufkommen 
zu beteiligen und sie insoweit in die Lage zu versetzen, ihre Aufgaben 
zu erfüllen.

5. Ergänzungszuweisungen  

1Ergänzungszuweisungen werden von den Kirchenkreisen den Kirchen-
gemeinden und den zu ihnen gehörenden Kapellengemeinden sowie 
den anderen kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis zugewiesen. 

2Sie sind dazu bestimmt, unter Berücksichtigung eigener Einnahmen 
und Leistungen anderer Stellen die einzelne kirchliche Körperschaft 
über die Grundzuweisung hinaus in den Stand zu setzen, ihre Aufgaben 
entsprechend den örtlichen Verhältnissen zu erfüllen.

(2) Planungswerte:
1. Allgemeines Planungsvolumen:  

Das Allgemeine Planungsvolumen ist die im Rahmen der landeskirchli-
chen Finanzplanung geplante Gesamtsumme des nach den Allgemeinen 
Schlüsseln berechneten Anteils der Gesamtzuweisung.

2. Zuweisungsplanwert:  
Der Zuweisungsplanwert ist der geplante Anteil des Allgemeinen Pla-
nungsvolumens, der nach den Allgemeinen Schlüsseln zur Berechnung 
der Gesamtzuweisung auf einen Kirchenkreis entfallen soll.

(3) Zuweisungswerte:
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1. Allgemeines Zuweisungsvolumen:  
Das Allgemeine Zuweisungsvolumen ist die im landeskirchlichen 
Haushalt tatsächlich zur Verfügung stehende Gesamtsumme des nach 
den Allgemeinen Schlüsseln berechneten Anteils der Gesamtzuweisung.

2. Allgemeiner Zuweisungswert:  
Der Allgemeine Zuweisungswert ist der tatsächliche Anteil des Allge-
meinen Zuweisungsvolumens, der nach den Allgemeinen Schlüsseln 
zur Berechnung der Gesamtzuweisung auf einen Kirchenkreis entfällt.

§ 3 
Zusammenarbeit

(1) 1Die Kirchengemeinden in der Landeskirche arbeiten bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben mit anderen Kirchengemeinden zusammen. 2Dabei können 
nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden gemeinsame Zuweisungsbereiche gebildet werden, die an 
Stelle der einzelnen Kirchengemeinden Empfänger der Grund- und Ergänzungs-
zuweisungen des Kirchenkreises sowie der Einzel- und Sonderzuweisungen der 
Landeskirche sind.
(2) 1Kirchenkreise sollen zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben, die 
über ihren örtlichen Zuständigkeitsbereich hinausreichen, zusammenarbeiten. 

2Dafür kann nach den Bestimmungen der Kirchenkreisordnung ein Kirchen-
kreisverband gebildet oder eine schriftliche Vereinbarung zur gemeinsamen 
Erfüllung von Aufgaben getroffen werden.

Teil 2 
Finanzausgleich auf landeskirchlicher Ebene

§ 4 
Grundbestimmung

(1) Die Landeskirche stellt durch Zuweisungen aus dem Landeskirchensteu-
eraufkommen und den Staatsleistungen des Landes Niedersachsen nach 
Maßgabe des landeskirchlichen Haushalts sicher, dass die Kirchenkreise und 
die ihrer Aufsicht unterstehenden kirchlichen Körperschaften, deren Recht zur 
Erhebung von Kirchensteuern ganz oder teilweise ruht, unter Berücksichtigung 
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ihrer eigenen Einnahmen und der Leistungen anderer Stellen ihre Aufgaben 
nach § 1 erfüllen können.
(2) Durch Zuweisungen nach diesem Kirchengesetz werden auch Verpflichtungen 
erfüllt, die der Landeskirche aufgrund des Artikels 17 Abs. 3 des Vertrages der 
evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen mit dem Land Niedersachsen 
vom 19. März 1955 (Kirchl. Amtsbl. S. 31) gegenüber Kirchengemeinden obliegen.

§ 5 
Berechnung der Gesamtzuweisung

(1) 1Die Gesamtzuweisung wird nach Allgemeinen und Besonderen Schlüsseln 
berechnet. 2In der Gesamtzuweisung sind auch die Mittel für die Besoldung 
der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie die Beiträge zur Versorgung der Pfarrer 
und Pfarrerinnen und der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen enthalten, 
soweit deren Stellen

1. im Stellenrahmenplan des Kirchenkreises (§ 22 Abs. 1) vorgesehen und 
als besetzt oder besetzbar ausgewiesen sind und

2. nicht aus eigenen Einnahmen oder durch Leistungen anderer Stellen 
finanziert werden.

(2) Allgemeine Schlüssel für die Berechnung der Gesamtzuweisung sind fol-
gende Verteilungsfaktoren:

1. 70 % nach der Zahl der Kirchenglieder im Kirchenkreis (Kirchenglie-
der-Faktor),

2. 20 % nach der Siedlungsstruktur im Kirchenkreis (Struktur­Faktor),
3. 10 % unter Berücksichtigung besonderer regionaler Lebensverhältnisse 

(Regional-Faktor).
(3) Besondere Schlüssel für die Berechnung der Gesamtzuweisung sind folgende 
Faktoren:

1. Bestand der Kirchen- und Kapellengebäude sowie der dazu gehörenden 
Glockentürme nach der Größe des umbauten Raumes in Kubikmetern,

2. Bestand der zu berücksichtigenden Kindertagesstätten nach Art und 
Umfang der kirchenaufsichtlich genehmigten Gruppen oder Einrich-
tungen.

(4) Die nach Absatz 3 Nr. 2 berechneten Mittel sollen zu mindestens zwei Drit-
teln unmittelbar für die Arbeit der Träger von Kindertagesstätten zur Verfügung 
gestellt werden.
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§ 6 
Planungszeiträume

(1) Die Festsetzung der Gesamtzuweisung ist nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen an Planungszeiträume gebunden.
(2) 1Die Dauer der Planungszeiträume wird durch Beschluss der Landessynode 
festgelegt. 2Die Dauer eines Planungszeitraums soll vier Jahre betragen.
(3) Der Beschluss nach Absatz 2 Satz 1 ist im Kirchlichen Amtsblatt zu veröf-
fentlichen.3

§ 7 
Allgemeines Planungsvolumen

(1) 1Die Landessynode legt das Allgemeine Planungsvolumen auf Vorschlag des 
Landeskirchenamtes vor Beginn des Planungszeitraums für jedes Haushaltsjahr 
des Planungszeitraums fest. 2Der Beschluss ist im Kirchlichen Amtsblatt zu 
veröffentlichen.4

(2) Das Allgemeine Planungsvolumen kann während eines Planungszeitraums 
verändert werden.
(3) Das Allgemeine Zuweisungsvolumen darf das für das jeweilige Haushaltsjahr 
festgelegte Allgemeine Planungsvolumen um nicht mehr als 10 % unterschreiten.

§ 8 
Zuweisungsplanwert

(1) 1Das Landeskirchenamt setzt vor Beginn des Planungszeitraums für jedes 
Haushaltsjahr dieses Planungszeitraums für jeden Kirchenkreis einen Zuwei-
sungsplanwert fest. 2Bei einer Änderung des Allgemeinen Planungsvolumens 
nach § 7 Abs. 2 ist der Zuweisungsplanwert entsprechend zu ändern.
(2) 1Werden Kirchenkreise neu gebildet, verändert oder vereinigt, oder bilden 
sie einen gemeinsamen Planungs­ und Zuweisungsbereich (§ 19 Abs. 3), so soll 
der Zuweisungsplanwert angepasst werden. 2Gleichzeitig ist zu regeln, bis wann 
der Stellenrahmenplan (§ 22 Abs. 1) und die ihm zugrunde liegenden Konzepte 
(§ 20 Abs. 2) zu ändern sind.

3 Red. Anm.: Vgl. KABl. 2014, S. 171 und KABl. 2015, S. 87.

4 Red. Anm.: Vgl. KABl. 2014, S. 171 und KABl. 2015, S. 87.
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§ 9 
Festsetzung der Gesamtzuweisung

(1) 1Die Gesamtzuweisung und der darin enthaltene Allgemeine Zuweisungswert 
werden vom Landeskirchenamt für das Vorjahr festgesetzt. 2Für das laufende 
Jahr werden monatliche Abschläge gezahlt.
(2) Für die Festsetzung des Allgemeinen Zuweisungswerts sind für die Dauer 
eines Planungszeitraums die Ausgangsdaten maßgebend, die das Landeskir-
chenamt für die Festsetzung des Zuweisungsplanwerts festgestellt hat.
(3) Der Allgemeine Zuweisungswert darf den Zuweisungsplanwert des Kirchen-
kreises um nicht mehr als 10 % unterschreiten.

§ 10 
Verrechnungen, Versorgungslastenteilung

(1) Die Landeskirche verrechnet folgende Aufwendungen mit der Gesamtzu-
weisung:

1. Besoldung und Beiträge für die Versorgung der Pfarrer und Pfarrerin-
nen, die im Kirchenkreis eine Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung 
beauftragt sind oder einen auf den Kirchenkreis bezogenen Auftrag 
besitzen,

2. Beiträge für die Versorgung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtin-
nen, die im Kirchenkreis eine Stelle innehaben.

(2) 1Die Verrechnung nach Absatz 1 Nr. 1 wird monatsweise auf der Grundla-
ge von Durchschnittsbeträgen durchgeführt. 2Dabei werden zunächst alle im 
Stellenrahmenplan ausgewiesenen Pfarrstellen in dem Umfang berücksichtigt, 
in dem sie besetzt sind, in dem ein Versehungsauftrag besteht oder in dem für 
die Pfarrstelle ein auf den Kirchenkreis bezogener Auftrag erteilt ist.3Darüber 
hinaus werden Pfarrer und Pfarrerinnen berücksichtigt, soweit sie über die 
im Stellenrahmenplan vorgesehenen Pfarrstellen hinaus im Kirchenkreis eine 
Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung beauftragt sind oder einen auf den 
Kirchenkreis bezogenen Auftrag besitzen. 4Die Verrechnung entfällt, soweit für 
eine Pfarrstelle eine Wiederbesetzungssperre (§ 24 Abs. 2 Nr. 1) angeordnet ist 
oder soweit das Landeskirchenamt in besonders begründeten Fällen auf eine 
Verrechnung verzichtet.
(3) 1Bei der Verrechnung nach Absatz 1 Nr. 2 werden die tatsächlich von der 
Landeskirche gezahlten Beiträge verrechnet. 2Ist ein gemeinsames Kirchenamt 
für mehrere Kirchenkreise errichtet oder ist ein Kirchenkreisverband Träger 
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eines Kirchenamtes, so regeln die beteiligten Kirchenkreise, gegenüber welcher 
Körperschaft die Beiträge nach Satz 1 zu verrechnen sind. 3Wird keine Regelung 
getroffen, so werden die Beiträge nach Satz 1 gegenüber dem Kirchenkreis 
verrechnet, in dem das Kirchenamt seinen Sitz hat.
(4) 1Steht einem Kirchenkreis oder einer seiner Aufsicht unterstehenden kirchli-
chen Körperschaft im Falle des Dienstherrnwechsels eines Kirchenbeamten oder 
einer Kirchenbeamtin ein Anspruch auf Beteiligung an den Versorgungslasten zu, 
so wird dieser Anspruch an die Landeskirche abgetreten. 2Hat ein Kirchenkreis 
oder eine seiner Aufsicht unterstehende kirchliche Körperschaft im Falle des 
Dienstherrnwechsels eines Kirchenbeamten oder einer Kirchenbeamtin eine 
Leistung zur Beteiligung an den Versorgungslasten zu erbringen, so wird diese 
Leistung von der Landeskirche übernommen. 

§ 11 
Berichtswesen

Die Kirchenkreise legen dem Landeskirchenamt in regelmäßigen Abständen 
Berichte über ihre Finanz- und Stellenentwicklung vor.

§ 12 
Einzel- und Sonderzuweisungen

Das Landeskirchenamt kann Richtlinien für die Voraussetzungen, die Bemessung 
und das Verfahren bei der Bewilligung von Einzel- und Sonderzuweisungen 
erlassen.

Teil 3 
Finanzausgleich im Kirchenkreis

Abschnitt 1: 
Zuweisungen des Kirchenkreises

§ 13 
Grundzuweisung

(1) 1Die Grundzuweisung soll nach Allgemeinen Schlüsseln berechnet werden. 

2Für besondere Arbeitsbereiche können Besondere Schlüssel festgesetzt werden.
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(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass Stellen für 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei den Empfängern der Grundzuweisung 
nur in dem Umfang berücksichtigt werden, wie sie im Stellenrahmenplan des 
Kirchenkreises vorgesehen sind.
(3) 1Die Mittel für die Besoldung und für die Beiträge zur Versorgung der Pfar-
rer und Pfarrerinnen sind nicht in der Grundzuweisung enthalten. 2Sie werden 
unmittelbar vom Kirchenkreis finanziert.
(4) Zweckgebundene Leistungen anderer Stellen können bei der Berechnung 
der Grundzuweisung berücksichtigt werden.

§ 14 
Ergänzungszuweisungen

1Der Kirchenkreis kann in der Finanzsatzung Richtlinien für die Bewilligung 
von Ergänzungszuweisungen festlegen. 2Dabei kann er auch bestimmen, dass 
Einzelzuweisungen nach § 12 bei der Bewilligung von Ergänzungszuweisungen 
zu berücksichtigen sind.

Abschnitt 2: 
Einnahmen der Kirchengemeinden

§ 15 
Stellenaufkommen

(1) Die Erträge des Stellenvermögens der Pfarre und des Pfarrwittums einer 
Kirchengemeinde (Stellenaufkommen) dürfen nur für die Besoldung und die 
Beiträge zur Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen verwendet werden.
(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass bei der 
Vergabe von Erbbaurechten und beim Abschluss von Verträgen über die Ein-
räumung von Nutzungsrechten mit einer Laufzeit von mindestens 20 Jahren die 
Erbbauzinsen oder die Nutzungsentgelte während der ersten drei Jahre nicht 
dem Stellenaufkommen zugeführt werden müssen.
(3) 1Das Stellenaufkommen ist nach Abzug der abzugsfähigen Ausgaben an 
den Kirchenkreis abzuführen. 2Reicht das Stellenaufkommen zur Finanzierung 
dieser Ausgaben nicht aus, so ist der Kirchenkreis verpflichtet, den nicht durch 
das Stellenaufkommen abgedeckten Anteil der abzugsfähigen Ausgaben zu 
finanzieren.
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§ 16 
Pfarrbesoldungsfonds

(1) Die Landeskirche unterhält einen Pfarrbesoldungsfonds als Treuhandver-
mögen der Landeskirche.5

(2) 1Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, das Kapitalvermögen der Pfarre 
und des Pfarrwittums dem Pfarrbesoldungsfonds zuzuführen. 2Das gilt auch für 
Erlöse aus dem Verkauf von Grundstücken, die nicht wieder in Grundvermögen 
angelegt werden. 3Die Kirchengemeinden können bis zu 10 % eines Verkaufs-
erlöses für die Finanzierung örtlicher Aufgaben verwenden.
(3) 1Soweit die Erträge des Pfarrbesoldungsfonds nicht zur Werterhaltung des 
Pfarrbesoldungsfonds benötigt werden, werden sie an den Kirchenkreis aus-
geschüttet. 2Sie dürfen nur für die Besoldung und die Beiträge zur Versorgung 
der Pfarrer und Pfarrerinnen verwendet werden.

§ 17 
Sonstige Einnahmen und Erträge

(1) 1Der Kirchenkreis regelt in seiner Finanzsatzung, wie Einnahmen aus Ver-
mögen, das zur Erzielung von Erträgen bestimmt ist, verwendet werden. 2Der 
Kirchenkreis ist verpflichtet sicherzustellen, dass die Kirchengemeinden ihre 
abzugsfähigen Ausgaben finanzieren können. 3Er kann bestimmen, dass die 
Einnahmen ganz oder teilweise an den Kirchenkreis abzuführen sind.
(2) Folgende Einnahmen verbleiben den Kirchengemeinden:

1. Einnahmen aus kirchlichen Abgaben, insbesondere Kirchgeld oder 
Kirchenbeitrag,

2. Einnahmen aus dem Betrieb von Friedhöfen, Kindertagesstätten und 
anderen Einrichtungen,

3. die Dienstwohnungsvergütung für Dienstwohnungen, die von der 
Kirchengemeinde angemietet wurden,

4. freiwillige Gaben,
5. Einnahmen aus Vermögen, das für einen bestimmten Zweck gestiftet 

worden ist oder auf freiwilligen Gaben beruht,
6. Leistungen anderer Stellen und
7. sonstige Einnahmen.

5 Red. Anm.: Siehe 404-7 (Rechtsverordnung über den Pfarrbesoldungsfonds).
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(3) Soweit Einnahmen vollständig den Kirchengemeinden verbleiben, tragen 
die Kirchengemeinden auch die abzugsfähigen Ausgaben.

Abschnitt 3: 
Verwaltungskostenumlagen

§ 18 
Erhebung von Verwaltungskostenumlagen

(1) Für die Finanzierung der Aufgaben seiner Verwaltungsstelle kann der Kir-
chenkreis von den seiner Aufsicht unterstehenden kirchlichen Körperschaften 
und anderen Stellen Verwaltungskostenumlagen erheben, soweit er nicht selbst 
zur Finanzierung dieser Aufgaben verpflichtet ist.
(2) 1Die Verwaltungskostenumlagen richten sich nach dem Umfang der Ver-
waltungsleistung. 2Sie sollen so bemessen werden, dass sie die mit der Ver-
waltungsleistung verbundenen Kosten decken. 3Das Landeskirchenamt kann 
Mindestsätze für die Verwaltungskostenumlagen zur Finanzierung einzelner 
Aufgaben festlegen.

Abschnitt 4: 
Finanzplanung im Kirchenkreis

§ 19 
Grundbestimmung

(1) Der Kirchenkreis entwickelt für die Erfüllung der kirchlichen Aufgaben im 
Kirchenkreis und den seiner Aufsicht unterstehenden kirchlichen Körperschaften 
eine Finanzplanung.
(2) 1Die Finanzplanung umfasst die allgemeine Finanzplanung, die Stellenpla-
nung und das Gebäudemanagement. 2Sie findet nach Maßgabe der §§ 6 bis 8 
in Planungszeiträumen statt.
(3) 1Ist zur gemeinsamen Finanzplanung nach den Bestimmungen der Kirchen-
kreisordnung ein Kirchenkreisverband gebildet oder eine schriftliche Vereinbarung 
getroffen worden, so ist dieser gemeinsame Planungs- und Zuweisungsbereich 
anstelle der beteiligten Kirchenkreise Empfänger der Gesamtzuweisung. 2Er weist 
anstelle der beteiligten Kirchenkreise Grund- und Ergänzungszuweisungen zu. 

3Einem Kirchenkreisverband kann darüber hinaus durch dessen Satzung die 
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Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen nach § 24 Abs. 1 und 2 übertra-
gen werden.

§ 20 
Ziele der Finanzplanung

(1) Bei der Entwicklung der Finanzplanung sind die Belange des kirchlichen 
Verkündigungsauftrags und des diakonischen Auftrags, des Bildungsauftrags, 
des kulturellen Auftrags und des Öffentlichkeitsauftrags der Kirche unter Be-
rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse und der personalwirtschaftlichen Ziele 
der Landeskirche gegeneinander und untereinander sachgerecht abzuwägen.
(2) 1Das Landeskirchenamt konkretisiert diese Ziele für einzelne kirchliche 
Handlungsfelder durch Grundstandards. 2Der Kirchenkreis entwickelt in diesen 
Handlungsfeldern inhaltliche Konzepte und stellt in angemessenem Umfang 
Mittel zur Verfügung, um die Konzepte zu verwirklichen. 3Die Konzepte sind 
entsprechend den Herausforderungen an die Arbeit im Kirchenkreis und unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse aus der Visitation des Kirchenkreises laufend 
fortzuschreiben.

§ 21 
Finanzsatzung

1Zur Gestaltung und Umsetzung der Finanzplanung erlässt der Kirchenkreis 
eine Finanzsatzung. 2Die Finanzsatzung ist in geeigneter und ortsüblicher Weise 
bekannt zu machen.

§ 21a 
Gebäudebedarfsplanung

Im Rahmen seines Gebäudemanagements (§ 19 Abs. 2) entwickelt der Kirchen-
kreis unter Beachtung der Ziele des § 20 Abs. 1 und der Grundstandards nach 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 eine Gebäudebedarfsplanung und richtet die Regelungen 
und Maßnahmen zu deren Umsetzung sowie die Gewährung von Grund- und 
Ergänzungszuweisungen daran aus.

§ 22 
Stellenplanung, Stellenrahmenplan

(1) 1Bei der Stellenplanung des Kirchenkreises sind die Ziele des § 20 Abs. 1 
und die Grundstandards nach § 20 Abs. 2 Satz 1 zu beachten. 2Das Ergebnis der 
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erforderlichen Abwägungen ist in einem Stellenrahmenplan zusammenzufassen, 
der von der Kirchenkreissynode zu beschließen ist. 3Dabei kann bestimmt werden, 
ob und in welchem Umfang Änderungen des Stellenrahmenplans während des 
Planungszeitraums vom Kirchenkreisvorstand beschlossen werden können.
(2) Der Stellenrahmenplan ist für jeden Planungszeitraum fortzuschreiben.
(3) Der Kirchenkreis ist verpflichtet, in seinem Stellenrahmenplan insgesamt 
mindestens so viele Pfarrstellen vorzusehen und zu besetzen, wie bei Berück-
sichtigung der landeskirchlichen Durchschnittsbeträge für die Besoldung und 
die Beiträge zur Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (§ 10 Abs. 2) und nach 
Abzug der abzugsfähigen Ausgaben Einnahmen aus dem Stellenaufkommen 
und dem Pfarrbesoldungsfonds zur Verfügung stehen.
(4) 1Rechtsbehelfe gegen den Stellenrahmenplan sind nicht zulässig. 2Das 
gilt auch, soweit der Stellenrahmenplan die künftige Errichtung, Aufhebung, 
Ausweitung oder Reduzierung einer Stelle vorsieht.

§ 23 
Vorlage- und Genehmigungspflichten

(1) Der Stellenrahmenplan und die aktuellen Konzepte für die Handlungsfelder 
mit landeskirchlichen Grundstandards (§ 20 Abs. 2) sind dem Landeskirchenamt 
spätestens ein Jahr vor Beginn eines Planungszeitraums vorzulegen.
(2) 1Der Stellenrahmenplan und seine Änderungen bedürfen der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt. 2Das Landeskirchenamt kann bestimmen,

1. dass die Genehmigung für Änderungen des Stellenrahmenplans ge-
nerell als erteilt gilt oder

2. dass Änderungen des Stellenrahmenplans lediglich einmal jährlich im 
Rahmen des Berichtswesens nach § 11 anzuzeigen sind und dass solche 
Änderungen als genehmigt gelten, wenn innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang des Berichtes im Landeskirchenamt kein Bescheid ergan-
gen ist.

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 kann versagt oder mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden, wenn

1. der Stellenrahmenplan nicht den Anforderungen des § 20 Abs. 1 oder 
den Konzepten des Kirchenkreises für die Handlungsfelder mit lande-
skirchlichen Grundstandards (§ 20 Abs. 2) entspricht oder

2. der Stellenrahmenplan den personalwirtschaftlichen Zielen der Lande-
skirche widerspricht oder
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3. die Finanzierung einer nach dem Stellenrahmenplan durch Einnahmen 
aus Vermögen oder durch Leistungen anderer Stellen finanzierten Stelle 
nicht dauerhaft gesichert ist oder

4. die Festsetzungen des Stellenrahmenplans eine geordnete Fi-
nanzwirtschaft des Kirchenkreises gefährden.

(4) Für die Gestaltung der Konzepte in den Handlungsfeldern mit landes-
kirchlichen Grundstandards kann das Landeskirchenamt den Kirchenkreisen 
Auflagen erteilen oder sich die Erteilung einer Auflage vorbehalten, wenn die 
Konzepte nicht den Anforderungen des § 20 Abs. 1 oder den landeskirchlichen 
Grundstandards (§ 20 Abs. 2) entsprechen.

§ 24 
Umsetzung der Finanzplanung

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand kann entsprechend den Vorgaben in dem vom 
Landeskirchenamt genehmigten Stellenrahmenplan Pfarrstellen errichten oder 
aufheben, bestehende Pfarrstellen ausweiten oder reduzieren sowie die dauern-
de pfarramtliche Verbindung von Kirchengemeinden herstellen oder aufheben. 

2Die Bestimmungen des Kirchengesetzes über Patronate bleiben unberührt.
(2) Wenn es zur Umsetzung der Finanzplanung erforderlich ist, kann der Kir-
chenkreisvorstand

1. eine Wiederbesetzungssperre für Stellen (Pfarrstellen und Stellen für 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) anordnen,

2. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufheben oder reduzieren, 
deren Aufhebung oder Reduzierung im Stellenrahmenplan vorgesehen 
ist,

3. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen errichten oder ausweiten, 
deren Errichtung oder Ausweitung im Stellenrahmenplan vorgesehen 
ist,

4. die Bewilligung von Ergänzungszuweisungen mit Nebenbestimmungen 
nach dem kirchlichen Verwaltungsverfahrensrecht versehen.

(3) Eine Wiederbesetzungssperre für Pfarrstellen darf nur angeordnet werden, 
wenn das Landeskirchenamt ihr vorher zugestimmt hat.
(4) Liegt zu Beginn eines Planungszeitraums noch kein von der Kirchenkreissy-
node beschlossener und vom Landeskirchenamt genehmigter Stellenrahmen-
plan vor, so kann sich das Landeskirchenamt vorbehalten, Befugnisse nach den 
Absätzen 1 und 2 an Stelle des Kirchenkreisvorstandes auszuüben.
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Teil 4 
Verfahrensregelungen

§ 25 
Verordnungsermächtigung

Das Landeskirchenamt kann Vorschriften zur Durchführung dieses Kirchenge-
setzes durch Rechtsverordnung erlassen.

§ 26 
Form von Bescheiden

(1) 1Bescheide nach diesem Kirchengesetz und den zu seiner Ergänzung und 
Durchführung erlassenen Vorschriften können abweichend von den Bestimmun-
gen des kirchlichen Verwaltungsverfahrensrechts in einfacher elektronischer 
Form bekannt gegeben werden. 2Die kirchliche Körperschaft, die Empfängerin 
des Verwaltungsaktes ist, kann verlangen, dass ihr der Bescheid darüber hinaus 
schriftlich bekannt gegeben wird.
(2) 1Die Bestimmungen des kirchlichen Verwaltungsverfahrensrechts über die 
Begründung von Verwaltungsakten finden auf Verwaltungsakte nach diesem 
Kirchengesetz keine Anwendung. 2Die kirchliche Körperschaft, die Empfängerin 
des Verwaltungsaktes ist, kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes die Vorlage einer Begründung verlangen. 3Wird die Vorlage 
einer Begründung verlangt, so beginnt die Frist für ein Rechtsmittel oder einen 
anderen Rechtsbehelf erst zu laufen, wenn die Begründung der Körperschaft 
bekannt gegeben wird.

§ 27 
Rücknahme und Widerruf von Zuweisungen

(1) Die Bewilligung von Zuweisungen (§ 2 Abs. 1) kann ganz oder teilweise auch 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen werden, 
wenn

1. im Zuweisungsbescheid enthaltene Befristungen wirksam geworden 
oder Bedingungen eingetreten sind oder

2. sie durch Angaben erwirkt worden sind, die in wesentlicher Beziehung 
unrichtig oder unvollständig waren oder

3. sie nicht oder nicht mehr ihren Zweck entsprechend verwendet werden 
oder
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4. mit ihnen beschaffte oder hergestellte Gegenstände entgeltlich oder 
unentgeltlich veräußert werden oder

5. mit ihnen einmalige öffentliche Beiträge, Abgaben und Anschlusskosten 
für Grundstücke finanziert worden sind, die entgeltlich oder unentgelt-
lich veräußert werden.

(2) 1Soweit die Bewilligung einer Zuweisung mit Wirkung für die Vergangenheit 
zurückgenommen oder widerrufen wurde, sind bereits erbrachte Leistungen zu 
erstatten. 2Die zu erstattende Leistung ist durch Verwaltungsakt festzusetzen. 

3Der Anspruch auf Erstattung besteht grundsätzlich in Höhe des Zuweisungs-
betrages. 4Bei der Rücknahme oder beim Widerruf von Zuweisungen anlässlich 
der Veräußerung eines Grundstücks oder Gebäudes ist der Anspruch auf den 
Anteil am Erlös beschränkt, der dem Anteil der Zuweisung an den Kosten für 
den Erwerb des Grundstücks oder Gebäudes entspricht. 5Ansprüche der Lan-
deskirche anlässlich der Veräußerung eines Pfarrhauses oder einer anderen 
Pfarrdienstwohnung werden an den Kirchenkreis abgetreten und sind von 
diesem festzusetzen; die erstatteten Beträge sind vorrangig für die bauliche 
Instandsetzung oder Modernisierung von Pfarrhäusern oder anderen Pfarr-
dienstwohnungen einzusetzen.
(3) In besonderen Fällen kann von einer Rücknahme oder einem Widerruf nach 
Absatz 1 abgesehen werden.
(4) Eine Rücknahme oder ein Widerruf nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn 
die Zuweisung überwiegend zweckentsprechend verwendet wurde und 

1. seit der Bewilligung einer Zuweisung für den Erwerb und die Herrichtung 
von Grundstücken oder Gebäuden 25 Jahre oder 

2. in allen anderen Fällen seit der Bewilligung der Zuweisung 10 Jahre 
vergangen sind.

(5) Soweit die Absätze 1 bis 4 keine abweichende Regelung enthalten, bleiben 
die allgemeinen Bestimmungen des kirchlichen Verwaltungsverfahrensrechts 
über die Rücknahme und den Widerruf begünstigender Verwaltungsakte sowie 
über die Erstattung erbrachter Leistungen unberührt.
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Teil 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 28
(aufgehoben)

§ 29
(aufgehoben)

§ 30 
Besondere Übergangshilfe

(aufgehoben)

§ 31 
Vereinigung von Kirchenkreisen

(aufgehoben)

§ 32 
Besondere Zuweisungsregelungen

Besondere Regelungen für Zuweisungen, Militärkirchengemeinden und die 
Kirchengemeinde Bovenden bleiben unberührt.

§ 32a 
Planungszeitraum ab 1. Januar 2023

Abweichend von § 23 Absatz 1 sind der Stellenrahmenplan und die aktuellen 
Konzepte für die Handlungsfelder mit landeskirchlichen Grundstandards, die 
den am 1. Januar 2023 beginnenden Planungszeitraum betreffen, dem Landes-
kirchenamt spätestens zum 1. Juli 2022 vorzulegen.

§ 33 
Änderung anderer Rechtsvorschriften

…



221221

FAG 702A Finanzausgleichsgesetz

§ 34 
Außerkrafttreten anderer Gesetze

(1) Das Kirchengesetz über die Beteiligung kirchlicher Körperschaften am 
Landeskirchensteueraufkommen (Zuweisungsgesetz – ZuwG) vom 26. Juni 1981 
(Kirchl. Amtsbl. S. 75) und das Kirchengesetz über die Ausstattung der kirchlichen 
Körperschaften mit Stellen (Stellenplanungsgesetz – StPlG) vom 12. Dezember 
1994 (Kirchl. Amtsbl. S. 186) treten am 31. Dezember 2008 außer Kraft.
(2) Für die Festsetzung und Verwaltung von Zuweisungen für die Haushalts-
jahre bis einschließlich 2008 bleiben die Regelungen des Zuweisungsgesetzes 
maßgebend.
(3) Für die Umsetzung der Stellenplanung in dem bis zum 31. Dezember 2008 
dauernden Planungszeitraum bleiben die Regelungen des Stellenplanungsge-
setzes maßgebend.

§ 35 
Inkrafttreten

1Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 2Es ist 
erstmals für den Finanzausgleich und die Finanzplanung in dem am 1. Januar 
2009 beginnenden Planungszeitraum anzuwenden.
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Stichwortverzeichnis

Die fettgedruckten Buchstaben verweisen auf die gebräuchliche Abkürzung des 
Gesetzes, die mageren auf die Paragrafen oder Artikel sowie auf die weitere 
Unterteilung in Absätze, Satznummern etc.
KVerf = Kirchenverfassung
KGO = Kirchengemeindeordnung
KVBG = Kirchenvorstandsbildungsgesetz
RegG = Regionalgesetz
KKO = Kirchenkreisordnung
FAG = Finanzausgleichsgesetz

A
Abstimmung in der Kirchenkreissynode KKO 23; im Kirchenkreisvorstand KKO 
41; im Kirchenvorstand KGO 44

Agendengesetzgebung KVerf 45 (5) Nr. 3, 72

Amt der öffentlichen Verkündigung KVerf 12, KGO 16ff.

Amtsbereiche in einem Kirchenkreis KKO 7

Amtshandlungen Zuständigkeit für ~ KGO 21 (1)

Amtspflicht der Mitglieder des Kirchenvorstandes KGO 28; der Mitglieder der 
Kirchenkreissynode KKO 17

Amtsverschwiegenheit der Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes KKO 30; der 
Mitglieder des Kirchenvorstandes KGO 28 (3); im pfarramtlichen Dienst KGO 20 
(2); von Mitarbeitenden KGO 23 (2); von Ehrenamtlichen KGO 23 (2); Verletzung 
der ~ KVBG 22; vgl. auch Beichtgeheimnis, Schweigepflicht und Verschwiegenheit

Amtszeit der Kirchenkreissynode KKO 14 (1); des Kirchenvorstandes KVBG 1 
(4) ; der Landessynode KVerf 47 (1)

Anhörung der Kirchenkreisvorstände KGO 5 (1); der Kirchenvorstände KGO 5 
(1), 67 (3); im Kirchenvorstand KGO 25

Anordnung als kirchliche Aufsichtsmaßnahme gegenüber Kirchengemeinden 
KGO 70;

gegenüber Kirchenkreisen KKO 67

Anrechnung von Einnahmen auf Zuweisungen FAG 17

Anschluss- und Benutzungszwang des Kirchenamtes KKO 55
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Anstalten KVerf 17

Anträge in der Kirchenkreissynode KKO 14 (4) 2 Nr. 7

Archiv RegG 10 (3) 1 Nr. 3

Archivgut Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 2, KKO 71 (2) Nr. 3

Aufgaben des Gemeindebeirats KGO 80; der Kirchengemeinden KVerf 23, KGO 
3; der Kirchenkreise KKO 2, 3; der Kirchenkreissynode KKO 10; des Kirchenk-
reisvorstandes KKO 27; des Kirchenvorstandes KGO 52ff.; des Gesamtkirchen-
vorstandes RegG 19; des Pfarramtes KVerf 25, KGO 20 

Aufhebung von Kirchengemeinden KVerf 21, KGO 5; von Gesamtkirchengemein-
den RegG; von Kirchengemeindeverbänden RegG 9.; von Kirchenkreisen KVerf 
32, KKO 6; von Kirchenkreisverbänden KKO 73; von Pfarrstellen KVerf 31 (3)

Auflösung von Kirchenkreisvorständen KKO 69; von Kirchenvorständen KGO 72

Aufnahme als Kirchenmitglied KVerf 8, KGO 12

Aufsicht des Landesbischofs KVerf 51 (2), 52 (4) Nr. 1; des Regionalbischofs, 
der Regionalbischöfin KVerf 51 (2); des Landeskirchenamtes KVerf 58 (2) Nr. 3, 
6; des Superintendenten, der Superintendentin KVerf 38 (3), KKO 45 (3); über 
kirchliche Körperschaften KVerf 58 (2) Nr. 3; über Kirchengemeinden KGO 67ff.; 
über Kirchenkreise KKO 63ff.; über das Pfarramt KGO 19 (4)

Aufsichtsrat eines operativen Kirchengemeindeverbandes RegG 15b; eines 
operativen Kirchenkreisverbandes KKO 81f.

Auftrag der Kirche KVerf 1

Aufwandsentschädigung Ehrenamtliche KGO 24a (5), KKO 17 (2), 30 (2)

Auslagenersatz für Ehrenamtliche KGO 24a (5), KKO 45;

Ausscheiden von Mitgliedern der Kirchenkreissynode KKO 18; Mitgliedern des 
Kirchenkreisvorstandes KKO 31; Mitgliedern des Kirchenvorstandes KVBG 22

Ausschüsse der Kirchenkreissynode KKO 20; des Kirchenkreisvorstandes KKO 
34; des Kirchenvorstandes KGO 50

Außerordentliche Wortverkündigung KGO 15

Austritt aus der Kirche KVerf 8

Ausweis für ehrenamtliche Mitarbeitende KGO 24a (1)

Auszählung der Stimmen bei Kirchenvorstandswahl KVBG 15

B
Beanstandung als kirchliche Aufsichtsmaßnahme gegenüber Kirchengemeinden 
KGO 69; gegenüber Kirchenkreisen KKO 66; des oder der Vorsitzenden und des 
oder der stellvertretenden Vorsitzenden des KV KGO 47; des geschäftsführenden 
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Mitgliedes des Pfarramtes KGO 47; bei Beschlüssen der Kirchenkreissynode 
KKO 25, 66; bei Beschlüssen des Kirchenkreisvorstandes KKO 43, 66

Beauftragte des Kirchenkreises KKO 36

Beichtgeheimnis KGO 20 (3)

Bekanntmachung kirchlicher Gesetze im Amtsblatt KVerf 75 (1)

Bekenntnisachtung der Mitarbeitenden KVerf 13

Bekenntnisstand der Landeskirche KVerf Präambel; ~ nicht Gegenstand der 
Gesetzgebung KVerf 6)

Bemessungsgrundlagen des Finanzausgleichs FAG 5; der Verwaltungskostenum-
lagen FAG 18 (2)

Beratung des Kirchenvorstandes mit Mitarbeitenden und Sachkundigen KGO 
51; des Kirchenkreisvorstandes mit Mitarbeitenden KKO 50

Bereitschaftserklärung der Mitglieder der Kirchenkreissynode KKO 14 (2); 
der Vorgeschlagenen bei der Kirchenvorstandswahl KVBG 9

Berichtswesen FAG 11

Berufung von Mitgliedern des Kirchenvorstandes KVBG 18

Berufungsverfahren bei der Kirchenkreissynode KKO 13; bei Mitgliedern des 
Kirchenvorstandes KVBG 18

Beschließender Fachausschuss KGO 50; KKO 34 (1) 1 Nr. 2

Beschlussfähigkeit Gemeindebeirat KGO 83; Kirchenkreissynode KKO 21 (7); 
Kirchenkreisvorstand KKO 40 (1); Kirchenvorstand KGO 43

Beschwerde gegen Entscheidungen des Kirchenkreisvorstandes KKO 14 (4), 
RegG 15 (2), 25; gegen Kirchenvorstandswahl KVBG 17;

Besetzung von Stellen der Regionalbischöfe, Regionalbischöfinnen KVerf 56; 
von Pfarrstellen der Superintendenten, Superintendentinnen KVerf 39; von 
Pfarrstellen KVerf 27, KGO 52 (2)

Beteiligung ~sverfahren KVerf 16; persönliche ~ bei Abstimmung im Kirchen-
kreisvorstand KKO 41 (2); im Kirchenvorstand KGO 44 (2)

Betriebsführungsverträge Genehmigungsvorbehalt KGO 66 3 Nr. 2, 3, KKO 
71 (2) Nr. 6

Bevollmächtigte des Landeskirchenamtes in der Landessynode KVerf 48; zur 
Wahrnehmung der Aufgaben des Kirchenvorstandes KGO 70 (3), KVBG 21; des 
Kirchenkreisvorstandes KKO 70

Bildung der Kirchenvorstände KVBG 1 ff.

Bischofsrat KVerf 57

Briefwahl bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 12
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Budget RegG 10 (3) 2, 24 (5)

Bürgschaften Übernahme durch Kirchengemeinden KGO 56 (5), 66 (4) Nr. 2; 
Kirchenkreise KKO 60 (4), 71 (3) Nr. 2; Landeskirche KVerf 49 (2) Nr. 8

D
Darlehen Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (4) Nr. 3, KKO 71 (3) Nr. 3

Delegation von Aufsichtsbefugnissen auf Kirchenkreisebene KKO 27, 45; von 
Genehmigungsbefugnissen des Kirchenkreisvorstandes auf Ausschüsse KKO 
34; auf die Leitung des Kirchenamtes KKO 35; von Geschäften der laufenden 
Verwaltung auf das Kirchenamt KGO 50a, KKO 54 (4)

Denkmalwert Gegenstände mit ~ Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 5, 
6, KKO 71 (2) Nr. 7

Diakon, Diakonin Teilnahmerecht an Kirchenvorstandssitzungen KGO 42a (2)

Diakonie als Aufgabe der Kirche KVerf 1 (2); in der Kirchengemeinde KGO 3 
(1), (2); im Kirchenkreis KKO 2

Dienstaufsicht des Kirchenkreisvorstandes KKO 27 (2) Nr. 4; des Kirchenvor-
standes KGO 52 (2) 3 Nr. 3

Dienstbesprechung im Amt der Verkündigung KGO 18

Dienstgemeinschaft KVerf 1 (3), 3 (4)

Dienst- und Beschäftigungsverhältnisse RegG 8 (4), 16 (5)

Dienstuntüchtigkeit von Mitgliedern des Kirchenvorstandes KVBG 22

Dienstwohnungsvergütung, Anrechnung auf Zuweisungen FAG 17 (2)

Digitale Tagungen der Kirchenkreissynode KKO 22

Dimissoriale KGO 15 (2), RegG 16 (4)

E
Ehrenamtliche Mitarbeitende KVerf 11 (2), KGO 23, 24a, 25, 52 (2) 3 Nr. 3, 
4, KKO 49, 87

Ehrenamtlicher Dienst allgemein KVerf 11 (2), KGO 24a; als Mitglied des 
Kirchenvorstandes KGO 28

Einberufung; der Kirchenkreissynoden KKO 21; des Kirchenvorstandes KGO 42

Einführung der Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 20; ehrenamtlicher 
Mitarbeitender KGO 24a (2), KKO 49 (3)

Einladung zur Gemeindeversammlung KGO 75; zur Kirchenkreissynode KKO 
21 (5); zur Kirchenkreisvorstandssitzung KKO 39; zur Kirchenvorstandssitzung 
KGO 42

Einnahmen im Finanzausgleich FAG 15 ff.
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Einparochiale Gemeinden KVerf 7 (3), KGO 10

Einspruchsrecht des Pfarramtes RegG 14 (4), 22 (4); gegen Kirchenvorstands-
beschlüsse KGO 48; gegen Beschlüsse von Ausschüssen KGO 50 (9); des Kirch-
enkreisvorstandes gegen Beschlüsse des Kirchenkreistages KKO 25

Eintritt in die Kirche KVerf 8 (1)

Einzel- und Sonderzuweisungen der Landeskirche RegG 10 (3) Nr. 1, 24 (1)

Entlassung Mitglieder der Kirchenkreissynode KKO 18; Mitglieder des Kirchen-
kreisvorstandes KKO 31; Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 41

Entlassungsschein KGO 15 (2)

Entlassungsverfahren Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 22

Entlastung des LKA KVerf 49 (2) Nr. 9

Entschädigung für Mitglieder des Kirchenvorstandes in Ausnahmefällen KGO 
28 (2)

Entwidmung von Dotationsvermögen Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (4) Nr. 4

Erbbaurechte Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (3) Nr. 3, KKO 71 (2) Nr. 8

Ergänzungszuweisungen FAG 2, 14

Ernennungsverfahren bei Mitgliedern des Kirchenvorstandes KVBG 19

Eröffnung der Kirchenkreissynode KKO 15

Erprobung Allgemeines KVerf 77; ~sregelungen bei Genehmigungsvorbehalten 
KGO 66 (8), KKO 71 (5)

Ersatzmitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 16 (3), 23

Ersatzvornahme gegenüber Kirchengemeinden KGO 70; gegenüber Kirchen-
kreisen KKO 67

Evangelische Kirche in Deutschland KVerf 4 (2)

F
Fachaufsicht im Kirchenkreis KKO 63

Feststellung des Haushaltsplans KVerf 45 (5) Nr. 2, KGO 60, KKO 61

Finanzausgleichsgesetz FAG

Finanzausgleich, FAG; innerkirchlicher Anspruch auf KVerf 83

Finanzplanung im Kirchenkreis FAG 19 ff.

Finanzsatzung des Kirchenkreises KKO 58; FAG 21

Finanzwesen der Kirchengemeinden KGO 60ff.; der Kirchenkreise KKO 60ff.; 
der Landeskirche KVerf 76

Forschung und Lehre KVerf 67



227

Fortbildung in der Kirchengemeinde KGO 54; im Kirchenkreis KKO 51, 52

Fortbildungsstätten KVerf 61

Friedhöfe Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 3, (3) Nr. 2

G
Gaben FAG 17

Gebäudebedarfsplanung FAG 21a

Gebiet der Landeskirche KVerf 68 Nr. 7

Gebietsveränderungen der Landeskirche KVerf 68 Nr. 7

Geistliche Leitung KVerf 51; im Sprengel KVerf 55

Gelöbnis Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 20; Mitglieder der Kirchen-
kreissynode KKO 16

Gemeindebeirat KVerf 29; KGO 78ff., RegG 23

Gemeindemitglieder Pflichten und Rechte KVerf 9, KGO 14

Gemeindesatzung KVerf 23 (2) 3 Nr. 1, 74, KGO 85f.

Gemeindeversammlung KVerf 29, KGO 41 (1), 52 (4), 73 ff.

Genehmigungsvorbehalte, kirchliche ~ für Beschlüsse der Kirchenvorstände KGO 
66; kirchliche ~ für Beschlüsse der Kirchenkreissynoden KKO 71; kirchliche ~ für 
Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes KKO 71; kirchliche ~ von Gemeindesatzu-
ngen KVerf 74, KGO 85; kirchliche ~ von Satzungen der Gesamtkirchengemeinde 
RegG 17 (4), 18 (1), (3), (4); ~ von Satzungen der Kirchengemeindeverbände 
RegG 9 (4), 10 (1), (4), (5); ~ von Satzungen der Kirchenkreisverbände KKO 74 
(1).; kirchliche ~ von Stellenerrichtungen KGO 24

Gerichte KVerf 78ff.

Gesamtkirchengemeinde RegG 2, 16ff.

Gesamtkirchenvorstand RegG 17 (3), 18 (3), 19, 20, 21 (1), 22, 23

Gesamtzuweisung FAG 2, 5 ff.

Gesangbücher KVerf 72

Geschäftsführung im Kirchenvorstand KGO 41; im Kirchenkreisvorstand KKO 
33; im Pfarramt KGO 18 (2), 19 (3), 40, 41, 47; eines operativen Kirchengemein-
deverbandes RegG 15c; eines operativen Kirchenkreisverbandes KKO 83

Geschäftsordnung der Kirchenkreissynode KKO 10 (5); des Kirchenvorstandes 
KGO 41 (4); des Kirchenamtes KKO 54 (2)

Gesetzgebung der Landeskirche KVerf 68ff.

Gesetzesinitiative KVerf 69

Gesetzesvorbehalte KVerf 68
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Gesetzesvorlagen Initiativrecht KVerf 69; unaufschiebbare ~ KVerf 71

Gleichstellung KVerf 2; Beauftragte für KKO 28 (2) Nr. 2

Glocken Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 5

Gottesdienst Beschlussfassung über die Ordnung des ~es KGO 52 (3) Nr. 2

Gottesdienstliche Gebäude Einweihung KVerf 52 (3), 55 (3)

Gottesdienstliche Räume Verfügung über ~ KVerf 23 (3) Nr. 5, KGO 21

Gottesdienstordnungen KVerf 72; Beschlussfassung über ~ KGO 52 (3)

Grenzveränderungen der Landeskirche KVerf 68 Nr. 7; der Kirchengemeinden 
KVerf 68 Nr. 7, KGO 5; der Kirchenkreise KVerf 68 Nr. 7, KKO 6

Grundbesitz kirchlicher; Übertragung von Grundstücken und Erbbaurechten 
KGO 5; Genehmigungsvorbehalte KGO 66 (2), (3), (4), KKO 71 (2) Nr. 8, 9, (3) Nr. 6

Grund- und Ergänzungszuweisungen des Kirchenkreises RegG 10 (3) 1 Nr. 1, 
24 (1)

Grundstandards FAG 20

Grundstücksverkehr Genehmigungsvorbehalte KGO 66 (2), (3), (4)

Grundzuweisungen Allgemeines FAG 2, 13

H
Haftung Ehrenamtliche KGO 24a (6), KKO 17 (3), 30 (3); Kirchenamt KKO 57

Hauptsatzung des Kirchenkreises KKO 59, 86

Haushaltsplan der Gesamtkirchengemeinde RegG 24 (2); der Kapellengemeinden 
KGO 89; der Kirchengemeinden KGO 60, RegG (6); für den Kirchengemeindever-
band RegG 10 (3) 1 Nr. 2; der Kirchenkreise KKO 61; der Landeskirche KVerf 84

Haushaltsprüfung KGO 63, KKO 62

Haushaltsüberschreitung beim landeskirchlichen Haushalt, Zustimmung des 
Landessynodalausschusses KVerf 49 (2) Nr. 8

I
Inkompatibilität KVerf 46 (4)

Interessenkollision bei Abstimmungen im Kirchenkreisvorstand KKO 41 (2); 
im Kirchenvorstand KGO 44 (2)

Interessentenwahlrecht bei Pfarrstellen in Ostfriesland KVerf 27 (1)

J
Jahresgespräche KGO 51 (3)

Junge Menschen Teilnahme an Sitzungen des Kirchenvorstandes KGO 42a (5)
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K
Kandidierende bei KV-Wahl siehe „Wahlvorschläge“

Kanzelrecht des Landesbischofs KVerf 52 (3); des Regionsbischofs, der Region-
albischöfin KVerf 55 (2); des Pfarramtes KGO 21

Kapellengemeinde KGO 87; Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 1 (6); Zahl 
der gewählten und berufenen Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 3 (2), 18 
(6); Wahlbezirke KVBG 6 (1), Wahlausschuss KVBG 7; Beteiligung des Patrons, 
der Patronin KVBG 19; Errichtung und Umwandlung KVBG 25

Kapellenvorstand KGO 88; Bildung KVBG 1 (6), 2 (3), 3 (2), 6 (1), 18 (6), 16 (2); 
Mitglieder KVBG 2 (1), 2 (3) 3 (2)

Kassenführung durch das Kirchenamt KGO 61, KKO 61 (4)

Kassenprüfung KGO 63; KKO 62

Kassenstellen KGO 61, KKO 61

Katechismen KVerf 72

Kindertagesstätten Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr.  3, (3) Nr.  2; 
Anrechnung auf Zuweisungen FAG 5 (3); 17 (2)

Kirchenamt KVerf 28, 41, KGO 64; KKO 54ff.; Errichtung und Aufgaben KKO 
54; Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf das ~ KGO 49 (6), 50a; KKO 54 
(4); Genehmigungsvorbehalt KKO 71 (2) Nr. 2

Kirchenaufsichtliche Genehmigung der Beschlüsse der Kirchenkreissynode 
KKO 71; der Kirchenkreisvorstände KKO 71; der Kirchenvorstände KGO 56 (5), 66

Kirchenbeitrag, keine Anrechnung auf Zuweisungen FAG 17

Kirchengemeinde KVerf 19ff., KGO 1, 1a, 4; Aufgaben KGO 3; Errichtung, 
Änderung, Aufhebung KGO 5; Dienste in der ~ KGO 16ff.; Mitglieder der ~ KGO 
8 ff.; Organe der ~ KVerf 22, KGO 26; Rechtsstellung der ~ KGO 1a, 4; Vertretung 
der ~ KGO 49; Verteilung der Aufgaben KGO 53

Kirchengemeinde-Faktor FAG 5

Kirchengemeindeordnung Aufsicht KGO 67ff.; Amt der Verkündigung KGO 
16ff.; Gemeindebeirat KGO 78ff.; Gemeindeversammlung KGO 73ff.; Mitglieder 
der Kirchengemeinde KGO 8ff.; grundlegende Bestimmungen KGO 1ff.; Kirch-
envorstand KGO 26ff.; Mitarbeitende KGO 23ff.; Pfarramt KGO 19ff.

Kirchengemeindeverbände KVerf 14; RegG 2, 8ff.; operative ~ RegG 15a ff.

Kirchengesetze KVerf 68ff.

Kirchenglieder-Faktor FAG 5

Kirchenkonferenz der EKD KVerf 60 (1) Nr. 9
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Kirchenkreis KVerf 31ff.; KKO 1; Aufgaben KKO 2; Errichtung, Änderung, 
Aufhebung KKO 6; Organe KKO 9; Rechtsstellung KKO 4; Vertretung KKO 38

Kirchenkreisamt siehe „Kirchenamt“ 

Kirchenkreiskonferenz KKO 51

Kirchenkreisordnung KKO; Aufsicht KKO 63ff.; Grundlegende Bestimmungen 
KKO 1ff.; Kirchenamt KKO 54ff.; Kirchenkreissynode KKO 10ff.; Kirchenkreis-
verbände KKO 72ff.; Kirchenkreisvorstand KKO 27ff.; Mitarbeitende KKO 49ff.; 
Pfarrkonvent KKO52; Superintendent, Superintendentin KKO 45ff.; Verwaltung 
des Vermögens KKO 60ff.

Kirchenkreispfarramt KKO 8

Kirchenkreissynode Allgemeines KVerf 34 f.; Aufgaben KKO 10; Bildung KKO 14, 
92a; Leitung KKO 19; Mitglieder KKO 11; Präsidium KKO 19; Tagungen KKO 21

Kirchenkreisverbände KVerf 40, KKO 72ff.

Kirchenkreisvorstand Allgemeines KVerf 36 f.; KKO 27ff.; Aufgaben KKO 27; 
Zusammensetzung KKO 28

Kirchenmitglieder KVerf 7ff., KGO 8ff., 50 (1), KKO 20 (1); Rechte und Pflichten 
der ~ KVerf 9, KGO 14

Kirchenmitgliedschaft KVerf 7 f.; KGO 8ff.; Erwerb KVerf 8, KGO 12, 13

Kirchensteuer Erhebung durch die Landeskirche KVerf 82 (2), 83 (1); Erhebung 
durch die Kirchenkreise und Kirchengemeinden KVerf 82 (2), 83 (1); Kirchen-
steuerpflicht KVerf 9 (3)

Kirchensteuerpflicht Allgemeines KVerf 9 (3)

Kirchenvorstand Allgemeines KVerf 22ff., KGO 26ff.; Aufgaben KGO 52ff.; 
Auflösung KGO 72; Berufungsverfahren KVBG 18; Bildung des KVBG 1ff.; Ein-
führung KVBG 20; Ernennungsverfahren KVBG 19; Geschäftsführung des KGO 
40ff.; Mitglieder kraft Amtes KVBG 2; Willenserklärung KGO 49

Kirchenvorstandsbildungsgesetz KVBG

Kirchenvorstandssitzungen KGO 42

Kirchenvorstandswahlen KVBG 4ff.

Kirchenvorsteher, Kirchenvorsteherin siehe „Mitglieder des Kirchenvorstandes“

Kirchgeld keine Anrechnung auf Zuweisungen FAG 17

Kirchliche Körperschaften KVerf 14

Kirchliche Räume Entscheidung über Nutzung von ~n KVerf 23 (3) Nr. 5, KGO 
52 (3) Nr. 5

Kirchliches Amtsblatt KVerf 75 (1); KGO 5

Kloster Amelungsborn KVerf 65
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Kloster Bursfelde KVerf 66

Kloster Loccum KVerf 65

Kollegium des LKA KVerf 59

Kommunikation des Kirchenkreises KKO 3

Konzepte inhaltliche ~ KKO (3)

Körperschaften, kirchliche KVerf 14

Körperschaften des Kirchenrechts KGO 1a

Körperschaften des öffentlichen Rechts KVerf 14 (1); KGO 1a, 4 (1); RegG 8 
(3), 16 (3); KKO 4

Körperschaftsrechte der Landeskirche und ihrer Gliederungen KVerf 14

Kunstgegenstände Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 5, KKO 71 (2) Nr. 7

L
Landesbischof, Landesbischöfin Allgemeine Bestimmungen KVerf 51ff.; Auf-
gaben KVerf 52; Vertretung KVerf 54; Vorsitz des Landeskirchenamtes KVerf 
59 (1); Vorsitz des Personalausschusses KVerf 60 (3); Wahl KVerf 56; Teilnahme 
an Tagungen der Kirchenkreissynode KKO 21 (8); an Sitzungen des Kirchenk-
reisvorstandes KKO 39 (6); des Kirchenvorstandes KGO 42a (6)

Landeskirchenamt KVerf 58 f.; Aufgaben KVerf 58; Mitglieder KVerf 59; 
Zusammensetzung KVerf 59

Landeskirchensteuer Allgemeines KVerf 82 (2), 83 (1); Zuweisungen aus 
~mitteln KVerf 83 (2)

Landeskirchliche Gemeinschaften KVerf 64

Landeskirchlicher Haushaltsplan KVerf 76

Landessynodalausschuss Allgemeines KVerf 49 f.; Aufgaben KVerf 49; Zusam-
mensetzung KVerf 50

Landessynode Allgemeines KVerf 45ff.; Amtszeit KVerf 47 (1); Aufgaben KVerf 
45; Bildung 47; Zusammensetzung KVerf 46

Lebensführung der kirchlichen Mitarbeitenden KVerf 13 (2)

Leiter, Leiterin des Kirchenamtes Teilnahme an Tagungen der Kirchenkreis-
synode KKO 21 (8); an Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes KKO 39 (5)

Lutherischer Weltbund KVerf 4 (1)

M
Missionsauftrag der Kirche KVerf 1 (2)

Missionswerk KVerf 63
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Mitarbeitende KVerf 13; Anhörungsrecht im Kirchenvorstand KGO 25; Aufsicht 
KKO 27 (2) Nr.4, 45 (3); Beratungsfunktion im Kirchenvorstand KGO 51; im 
Kirchenkreisvorstand KKO 28, 50; nicht wählbar als Mitglieder des Kirchenvor-
standes KVBG 5 (4)

Mitarbeitervertretung Vertretung im Kirchenkreistag KKO 13

Mitglieder des Kirchenvorstandes Amtszeit KVBG 1 (4), (5); Aufgaben und 
Befugnisse KGO 52ff.; Ausscheiden KVBG 22; Berufung KVBG 18; Einführung 
KVBG 20; Entlassung KVBG 22; Ernennung KVBG 19; Wählbarkeit KVBG 5; 
Wahlverfahren KVBG 12 ff.; Zahl der ~ KVBG 2 (1), 3

Mieteinnahmen, Anrechnung auf Zuweisungen FAG 17

Minderjährige Mitglieder des Kirchenvorstandes KGO 40 (1), 49 (3)

Mitglieder des Landeskirchenamtes KVerf 59; des Kirchenvorstandes KVBG 
2; der Kirchenkreissynode KKO 11; des Kirchenkreisvorstandes KKO 28; im 
Gemeindebeirat KGO 79; der Gesamtkirchengemeinde RegG 16 (4); der Ort-
skirchengemeinde RegG 16 (4), 20 (2)

Mitglieder kraft Amtes im Kirchenvorstand KVBG 2

Mitwirkung Ausschluss von der ~ im Kirchenvorstand KGO 44 (2); Ausschluss 
von der ~ im Kirchenkreisvorstand KKO 41 (2)

Mobiler Wahlvorstand KVBG 13 (1)

N
Nachberufung eines Mitgliedes der Kirchenkreissynode KKO 11 (10); eines 
Mitgliedes des Kirchenvorstandes KVBG 23

Nachwahlen des Kirchenvorstandes KVBG 23 (2)

Neuwahl des Kirchenvorstandes KVBG 21 (5)

Niederschrift Kirchenkreissynode KKO 26; Kirchenkreisvorstand KKO 44; 
Kirchenvorstand KGO 46

O
Offene Gemeindeformen KVerf 3

Öffentlichkeit der Tagungen der Kirchenkreissynode KKO 21 (9); der Sitzungen 
des Kirchenkreisvorstandes KKO 39 (4); der Sitzungen des Kirchenvorstandes 
KGO 42 (4)

Ökumene KVerf 4

Ökumenischer Rat der Kirchen KVerf 4 (4)

Onlinewahl KVBG 12 (1)

Operativer Kirchengemeindeverband RegG 15a ff.
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Operativer Kirchenkreisverband KKO 79ff.

Ordinierte Kirchenmitglieder nicht wählbar in den Kirchenvorstand KVBG 5 (3)

Organisationsgewalt des Landeskirchenamtes zur Errichtung, Aufhebung 
und Veränderung von Kirchengemeinden KVerf 21, KGO 5; von Kirchenkreisen 
KVerf 32, KKO 4; von Gesamtkirchengemeinden RegG 17; von Kirchengemein-
deverbänden RegG 9

Orgel Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 6, (4) 6

Ortsgemeinde KVerf 19, KGO 1 (1), (2) ; siehe auch „Kirchengemeinde“

Ortskirchengemeinde RegG 16f., 18 (2), 19 (2), 20ff., 24

Ortskirchenvorstand RegG 20, 21, 22 (3), (4)

P
Pachtverträge Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (3) Nr. 1, KKO 71 (2) Nr. 6

Parochiale Zuständigkeiten KGO 15

Parochie siehe „Ortsgemeinde“

Pastorenkonvent siehe „Pfarrkonvent“

Patron, Patronin Mitwirkung im Kirchenvorstand KVBG 19

Patronat KGO 91, RegG 3 (2), 22 (5)

Personalausschuss KVerf 60

Personale Seelsorgebereiche KVBG 26

Personalgemeinde KVerf 19; KGO 1 (3), (4); Kirchenvorstand KVBG 26

Pfarramt Allgemeines KVerf 25 f.; KGO 2, 19ff., RegG 1 (2) 2 Nr. 5, 3ff.; Aufga-
ben des ~s KVerf 23 (3), 25, KGO 20f, RegG 14, 22; Aufsicht über ~ KGO 19 (4); 
Beanstandungsrecht des ~ KGO 47; Beratungen des ~ KGO 19 (1); Dienstbe-
sprechungen des KGO 18, 19 (2); Einspruchsrecht des ~ KGO 48, 50 (9), RegG 
14, 22; gemeinsames ~ KGO 2, 26 (2), KVBG 2 (5); Zuständigkeit des ~ KGO 21f.

Pfarramtlicher Dienst KGO 19ff., RegG 14, 22; des Superintendenten, der 
Superintendentin KKO 47

Pfarramtliche Verbindung KVerf 20, KGO 2, 26 (2), RegG 2, 3, 4

Pfarramtskasse KGO 58

Pfarrbesoldungsfonds FAG 16, 22 (3)

Pfarrbezirke RegG 14 (1), 22 (2)

Pfarrer, Pfarrerinnen der Landeskirche KVerf 26 (2)

Pfarrkonvent KKO 52

Pfarrstellen Errichtung KVerf 31 (3); Besetzung KVerf 27, KGO 52 (2) 3 Nr. 2, 
RegG 1 (2) 2 Nr. 5, 3 (1), (2), 22 (1), (5)
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Pflichten der Kirchenmitglieder KGO 14

Pflichtverletzungen der Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 22

Planungsvolumen FAG 2, 7

Planungszeiträume FAG 6; ab 1. Januar 2023 FAG 32a

Präsident, Präsidentin des Landeskirchenamtes KVerf 59; Dienstaufsicht 
KVerf 58 (2) Nr. 6; Mitglied des Personalausschusses KVerf 60 (3); Rechtsstel-
lung KVerf 59 (2)

Präsidium der Kirchenkreissynode KKO 19 

Priestertum aller Gläubigen KVerf 7 (1), KGO 16 (2)

Protokoll siehe „Niederschrift“

Protokollbuch für Kirchenkreissynodenbeschlüsse KKO 26; für Kirchenkreis-
vorstandsbeschlüsse KKO 44; für Kirchenvorstandsbeschlüsse KGO 46

R
Räume siehe „kirchliche Räume“

Rechnungslegung KGO 62, KKO 62

Rechnungsprüfung KGO 63, KKO 62, KVerf 85

Rechnungsprüfungsamt KGO 63 (2), KKO 62 (4)

Recht kirchliches KVerf 6

Rechte eines Kirchenmitgliedes KGO 14

Rechtsbehelf gegen kirchliche Aufsichtsmaßnahmen KVerf 78; gegen Ablehnung 
des Antrags auf Umpfarrung KGO 9 (2); gegen Ablehnung eines Dimissoriale 
KGO 15 (2)

Rechtspflege in der Landeskirche KVerf 78ff.

Rechtsstreit Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 1, (4) Nr. 1, KKO 71 (2) 
Nr. 1, (3) Nr. 1

Rechtsverordnung Erlass von ~en durch das LKA KVerf 73

Rechtswegausschlüsse für Wahlentscheidungen KVBG 8 (3), 9 (4), 17, KKO 14 (4)

Regionalbischof, Regionalbischöfin Allgemeines KVerf 54ff.; Aufgaben KVerf 55; 
Wahl/Ernennung KVerf 56; Teilnahme an Landessynode KVerf 48; an Tagungen 
der Kirchenkreissynode KKO 21 (8); an Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes 
KKO 39 (6); an Sitzungen des Kirchenvorstandes KGO 42a (6)

Regionalfaktor FAG 5

Regionale Zusammenarbeit KVerf 20, KGO 3 (4) RegG 1, 2

Remonstration Kirchenamt KGO 64, KKO 56

Rückforderung im Zuweisungsrecht FAG 27
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Ruhen der Rechte und Pflichten von Mitgliedern des Kirchenvorstandes KVBG 
22 (4)

S
Sakralgebäude Genehmigungsvorbehalte KGO 66 (2) 1 Nr. 7, KKO 71 (2) Nr. 8

Sakramentsverwaltung KGO 20 (1)

Satzung RegG 10, 18, Gesamtkirchengemeinde RegG 16 (1), 17 (4), 18, 19 (3), 
22 (2), 24 (4), Kirchengemeindeverband RegG 8, 10, 11; Kirchenkreis KKO 58 f.; 
Kirchenkreisverband KKO 74; kirchlicher Körperschaften KVerf 74

Schenkung Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (3) Nr. 9, (4) Nr. 5, KKO 71 (3) Nr. 5

Schweigepflicht der Mitglieder des Kirchenvorstandes KGO 28 (3)

Seelsorgebereiche, personale Vertretung der ~ im Kirchenvorstand KVBG 26

Selbstverwaltung der kirchlichen Körperschaften KVerf 14 (2), KGO 4, KKO 4

Sitzungen des Kirchenvorstandes KGO 42; des Kirchenkreisvorstandes KKO 39

Sonderzuweisungen FAG 2, 12

Sparsamkeit KGO 56 (2), KKO 60 (1)

Spenden, Anrechnung auf Zuweisungen FAG 17

Sprengel Leitung, Aufsicht, Vertretung im ~ KVerf 55; Veränderung der Ab-
grenzung der ~ KVerf 68 Nr. 7

Stellenaufkommen FAG 15

Stellenplanung FAG 22

Stellenrahmenplan des Kirchenkreises KKO 10 (4) 2 Nr. 2; FAG 22

Stellvertretender Vorsitzender, stellvertretende Vorsitzende des Kirchen-
vorstandes KGO 40; des Kirchenkreisvorstandes KKO 32

Stellvertretung des Superintendenten, der Superintendentin im Aufsichtsamt 
KKO 48; von Mitgliedern der Kirchenkreissynode KKO 11 (5), (6)

Stiftungen Anerkennung als Stiftungen des Kirchenrechts KVerf 17; Genehmi-
gungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 4, KKO 71 (2) Nr. 5; nichtrechtsfähige ~ KGO 50c

Stimmabgabe bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 14

Stimmzettel bei KV-Wahlen KVBG 11

Studierendengemeinden KVerf 3

Superintendent, Superintendentin Allgemeines KVerf 38f., Wahl KKO 46; 
Aufgaben und Befugnisse KKO 45; Mitglied im Kirchenkreistag KKO 11 (3); 
Stellvertreter, KKO 48

Synode der Landeskirche KVerf 45ff.; der Kirchenkreise KVerf 34f., KKO 10 ff.
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T
Tagesordnung des Kirchenvorstandes KGO 41; der Kirchenkreissynode KKO 
21 (5), (6); des Kirchenkreisvorstandes KKO 33

Tagungen der Kirchenkreissynode KKO 21

Teilnahme an Tagungen der Kirchenkreissynode KKO 21 (8); an Sitzungen des 
Kirchenkreisvorstandes KKO 39 (6), (7); des Kirchenvorstandes KGO 4 (2), 14(2), 
42, 42a; an Verhandlungen der Landessynode KVerf 48

Titel Verleihung von KVerf 52 (4) Nr. 4

U
Übertragung von Aufgaben des Kirchenkreisvorstandes auf Ausschüsse KKO 
34; auf die Leitung des Kirchenamtes KKO 35 (1); auf das Kirchenamt KGO 49 
(6), 50a, KKO 35 (2)

Übertritt KVerf 8

Umpfarrung KGO 9

Unternehmen wirtschaftliche ~ Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (2) 1 Nr. 3, 
KKO 71 (2) Nr. 3, 6

Unterrichtung ~ als kirchliche Aufsichtsmaßnahme gegenüber Kirchengemein-
den KGO 68; gegenüber Kirchenkreisen KKO 65

V
Veräußerung unbeweglichen Vermögens RegG 24 (4)

Verbandsversammlung KKO 78, 80

Verbandsvorstand KKO 76f.

Vereinigte Ev.-Luth. Kirche Deutschlands KVerf 4 (1)

Verfassung Kirchen ~ KVerf

Verfassungsänderung KVerf 70

Verhandlungsniederschrift bei KV-Wahl KVBG 15 (7)

Verkündigung Anspruch auf geordnete ~ KGO 14 (2); Zuständigkeit für ~ KVerf 
11 (3), 12, KGO 20 (1)

Verkündigungsauftrag KVerf 1, 12, KGO 16ff.

Verkündung von Kirchengesetzen KVerf 75; von Satzungen KVerf 75

Vermietung von Gebäuden Genehmigungsvorbehalt KGO 66 (3) Nr. 1

Vermögensauseinandersetzung bei Veränderungen von Kirchengemeinden 
KGO 5; von Kirchenkreisen KKO 6
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Vermögensverwaltung der Kirchengemeinde KGO 56ff.; des Kirchengemein-
deverbandes RegG 8 (4); der Gesamtkirchengemeinde RegG 24; des Kirchen-
kreises KKO 60ff.

Verordnung mit Gesetzeskraft KVerf 71

Verpflichtung der Mitglieder des Kirchenvorstandes KVBG 20, des Kirchenk-
reistages KKO 16

Verschwiegenheit im pfarramtlichen Dienst KGO 20 (2); Mitglieder des Kirch-
envorstandes KGO 28 (3); Ausschussmitglieder KGO 50 (2); Mitglieder der Kirch-
enkreissynode KKO 17 (4); Kirchenkreisvorstandsmitglieder KKO 30

Vertretung des Landesbischofs, der Landesbischöfin KVerf 54

Vertretung der Gesamtkirchengemeinde RegG 21 (1); der Kirchengemeinde 
KGO 49; des Kirchengemeindeverbandes RegG 13; des Kirchenkreises KKO 38; 
der Ortskirchengemeinde RegG 21 (2)

Verwaltung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens KGO 56ff, RegG 
8 (4), 24

Verwaltungsausschuss des Kirchenvorstandes KGO 50b; des Kirchenkreis-
vorstandes KKO 34

Verwaltungshilfe der Kirchenkreisämter KGO 64, KKO 54

Verwaltungskostenumlagen FAG 18

Visitation in Ausübung von Aufsicht KGO 67 (2), KKO 63 (2)

Visitationsrecht des Landesbischofs, der Landesbischöfin KVerf 52 (3); des 
Regionalbischofs, der Regionalbischöfin KVerf 55 (3); des Superintendenten, 
der Superintendentin KVerf 38 (4), KKO 45 (4)

Vollmacht des Kirchenvorstandes KGO 49; des Kirchenkreisvorstandes KKO 38 (4)

Vorsitz im Gemeindebeirat KGO 81; bei Gemeindeversammlungen KGO 76; im 
Kirchenkreisvorstand KKO 32; im Kirchenvorstand KGO 40; im Personalauss-
chuss KVerf 60 (3)

Vorstand des Kirchenkreisverbandes KKO 76f.

W
Wahl des Kirchenkreisvorstandes KKO 29; des Kirchenvorstandes KVBG 4ff.; 
des Gesamtkirchenvorstandes RegG 19 (2); des Superintendenten, der Super-
intendentin KVerf 39, KKO 46

Wahlanfechtung bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 17

Wahlaufsatz bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 10

Wahlausschuss für Kirchenvorstandswahlen KVBG 7

Wahlberechtigung bei Kirchenvorstandswahlen KVerf 24 (2), KVBG 4
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Wahlbezirke bei KV-Wahlen KVBG 6

Wahleinsprüche bei der Kirchenvorstandswahl KVBG 17

Wahlen in der Kirchenkreissynode KKO 24; im Kirchenkreisvorstand KKO 42; 
im Kirchenvorstand KGO 45

Wahlergebnis bei der Kirchenvorstandswahl KVBG 16

Wählbarkeit zum Mitglied des Kirchenvorstandes KVBG 5

Wählerverzeichnis KVBG 8

Wahlhandlung KVBG 14

Wahllokal, mobiles KVBG 13 (1)

Wahlniederschrift bei Kirchenvorstandswahl KVBG 15 (7)

Wahlprüfung bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 17 (4)

Wahlrecht bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 4ff.

Wahlschein bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 12 (3)

Wahlverfahren bei Kirchenvorstandswahlen KVBG 12; Wahlaufsatz KVBG 
10; Wahlausschuss KVBG 7; Wahlergebnis KVBG 16; Wahlhandlung KVBG 14; 
Wahlvorschlag KVBG 9; Wahlniederschrift KVBG 15 (7)

Wahlvorschläge KVBG 9

Wahlvorstand bei Kirchenvorstandswahlen Ernennung KVBG 13; Tätigkeit 
KVBG 13

Weisung RegG 11 (5)

Werke, Einrichtungen und ~ der Landeskirche KVerf 61

Wertgrenze Zuständigkeit für die Genehmigung nach einer ~ KGO 66 (4), (5), 
KKO 71 (3)

Widerruf von Zuweisungen FAG 27

Wirtschaftlichkeit KGO 56 (2), KKO 60 (1)

Wohnsitzwechsel Umpfarrung bei ~ KGO 9

Wortverkündigung außerordentliche KGO 15 (3)

Z
Zugehörigkeit der Landeskirche zu kirchlichen Zusammenschlüssen KVerf 4

Zuordnung zur Landeskirche KVerf 18

Zusammenarbeit von Kirchengemeinden KVerf 26, KGO 3 (4), RegG 1, 2

Zusammenlegung von Kirchengemeinden KVerf 21; von Kirchenkreisen KVerf 
32, KKO 6
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Zusammenschlüsse von Kirchengemeinden FAG 3; Kirchen- und Kapellenge-
meinden KVBG 25

Zustimmung des Landessynodalausschusses bei Parochialveränderungen KGO 5; 
bei Kirchenkreisveränderungen KKO 6 (5); zu Rechtsverordnungen KVerf 73; der 
Kirchenkreissynode bei Errichtung und Aufhebung von Kirchenkreisen KKO 6 (4)

Zuweisungen FAG 2, 4 ff.; Rücknahme und Widerruf von ~ FAG 27

Zuweisungsplanwert FAG 2, 8

Zuweisungsvolumen FAG 2

Zuweisungswert FAG 2, 9

Zuziehende Evangelische KVerf 6, KGO 11

Zwangsetatisierung bei Kirchengemeinden KGO 71; bei Kirchenkreisen KKO 68

Zweckbindung des kirchlichen Vermögens KVerf 81 (2), KGO 56, 66 (4) Nr. 4, 
KKO 60, 71 (3) Nr. 4


